Heft 13 


1. Juli 1924. 


[53. Jahrgang.] 913 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Herausgegeben vom Deutſchen Anwaltverein. 
Schriftleiter: 
Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin, Rechtsanwalt Dr. Heinrich Dittenberger, Leipzig, 
unter Mitwirkung von Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Verlag: W. Moeſer Buchhandlung, Inh.: Oscar Brandſtetter, Leipzig, Dresdner Straße 11/15. 


Fernſprecher Nr. 72566 / drahtanſchrift: Imprimatur / poſtſcheckkonto Ceipzig Nr. 65673. 


fü rebels bis auf weiteres monatlich für Ausgabe A (mit den „Nachrichten des Deutſchen Anwaltvereins“ einmal monatlich) M. 4.50 
19 50 usgabe B (ohne dieſe Beilage) NI. 4.—; bei Einzelheften jeder Bogen zu 8 Seiten 40 Pf. Für das Kusland erfolgt Berechnung 
100 er Währung des betr. Candes. Der Bezug erfolgt am zweckmäßigſten durch die Poſt, doch nehmen auch die Buchhandlungen 

der Verlag Beſtellungen an. Beſchwerden über mangelhafte Suftellung find bei Poſtbezug ausſchließlich bei der Poſt anzubringen. 
Anzeigen 55 a Millimeterhöhe 12 Pf., für den Stellenmarkt 10 Pf., / Seite M. 175.—, ½ Seite N. 90.—, / Seite M. 50.— Der Anzeigenraum wird in 


e von Urennungsſtrich zu Trennungsſtrich gerechnet. Die Größe der Anzeige iſt bei der Beſtellung in Millimetern anzugeben. 


Bei Chiffre» 


a 1 2 2 
Wielgen kommen noch 50 Pf. Gebühren hinzu. Sahlungen ausnahmslos auf Poſtſcheckkonto W. Moefer Buchhandlung, Leipzig 63673 bei Beſtellung erbeten. 


— —— 


Das Vorverfahren und der Hauptverhandlungs⸗ 
termin im Zivilprozeß. 
Von Landgerichtsdirektor Simon, Hannover. 


N Die VO. v. 13. Febr. 1924 bringt in der Form einer 
opelle zur ZPO. eine völlige Umwälzung unſeres bis⸗ 
berigen bürgerlichen Rechtsganges. An die Stelle des Partei⸗ 
etriebs tritt der Amtsbetrieb, an die Stelle der mehrfachen 
Verhandlungstermine die Konzentrierung der Verhandlung 
möglichſt auf eine Sitzung wie im Strafprozeß. Ahnlich wie 
im Strafprozeß ſoll dieſe Konzentrierung auf einen Ver⸗ 
handlungstermin entweder durch eine Art Vorverfahren 
des Einzelrichters oder durch Vorbereitung der Haupt⸗ 
ber handlung ſeitens des Vorſitzenden oder eines von ihm 
eauftragten Gerichtsmitglieds erreicht werden. Die Beweis⸗ 
aufnahme, falls ſie nicht im Vorverfahren erfolgt, ſoll im 
auptvenhandlungstermin vor ſich gehen und auf 
Grund dieſes Hauptverhandlungstermins im Regelfalle das 
8 an werden. 
ies iſt kurz ſkizziert Ziel und Inhalt der Zivilprozeß⸗ 
novelle. Wenn dem Leſer bei ihrer erſten Lektüre dies nicht 
an weiteres klar vor Augen tritt, ſo beruht das darauf, 
1 durch Einfügung einzelner Paragraphen in den bisherigen 
dar der ZPO. und Umſtellungen von Beſtimmungen aus 
10 amtsgerichtlichen Verfahren in das landgerichtliche der 
berblick über Tragweite der einzelnen Anderungen und Um⸗ 
ſtellungen nicht von vornherein gegeben iſt. 

Die Konzentrierung der Verhandlung in dem Haupt⸗ 
verhandlungstermin vor dem Prozeßgericht einſchließlich der 
etwa erforderlichen Beweisaufnahme auf eine Sitzung er⸗ 
AT aus en der Novelle mit voller Klarheit, 

man ihre Beſtimmungen in folgender Rei . 
mente, ft g folgender Reihenfolge zu 

„„Zur Vorbereitung der Entſcheidung iſt jede Sache 
1 8 vor dem Einzelrichter zu verhandeln, der auch den 

ermin hierzu beſtimmt“ (§ 348 Satz 1). 
N der Einzelrichter hat die Sache ſo weit zu fördern, 
aß ſie tunlichſt durch eine Verhandlung vor dem 
Prozeßgericht erledigt werden kann“ (8349 Abſ. 2). 
5 „Es kann nach den Beſtimmungen des Vorſitzenden da⸗ 
on abgeſehen werden, die Sache zunächſt vor dem Einzel⸗ 
1 zu verhandeln, wenn eine Vorbereitung nach den Um⸗ 
ſtänden nicht erforderlich erſcheint“ (§ 348 Satz 2), d. h. alſo 
15 ohne ſie der Rechtsſtreit in einer mündlichen Verhand⸗ 
ung erledigt werden kann, vgl. folgenden Abſatz. 
4 SR Vorſitzende oder ein von ihm zu beſtimmendes Mit- 
11 Prozeßgerichts hat ſchon vor der mündlichen Ver⸗ 
ſchei ung alle Anordnungen zu treffen, die angebracht er⸗ 
rn der Rechtsſtreit tunlichſt in einer 
ürdlichen Verhandlung erledigt wird (8 272b). 
Pet ie Beweisaufnahme ſoll grundſätzlich entweder im Vor⸗ 
ren vor dem Einzelrichter oder im Hauptverhandlungs⸗ 


termin vor dem Prozeßgericht ibt fü 
folgenden ee n 
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„Iſt eine Beweisaufnahme erforderlich, fo kann. der 
Einzelrichter nach ſeinem Ermeſſen entweder ſelbſt die 
Beweiſe anordnen und erheben oder dies dem Prozeßgericht 
überlaſſen“ (8 349 Abſ. 2 Satz 2). 

„Beſchließt das Gericht eine Beweiserhebung, ſo ſoll 
die Aufnahme des Beweiſes, ſoweit das tunlich iſt, ſofort er⸗ 
folgen, insbeſondere ſollen Zeugen und Sachverſtändige, falls 
ſie zur Stelle ſind oder ihre unverzügliche Geſtellung möglich 
iſt, ſofort vernommen werden“ ($ 357 Satz 1). 

Zu der Ladung der Zeugen zum Hauptverhandlungs⸗ 
termin iſt der Vorſitzende nach § 272 b verpflichtet. — 

Aus dieſen geſetzlichen Beſtimmungen ergibt ſich klar das 
Ziel der Novelle, die Konzentrierung des Prozeßſtoffs im 
Hauptverhandlungstermin, zu deſſen Erreichung das 
Vorverfahren des Einzelrichters und die Vorberei⸗ 
tung der Hauptverhandlung durch den Vorſitzenden 
die Mittel ſind. N 

Wird das Ziel in der Praxis erreicht werden? Bei der 
faſt allgemeinen Gegnerſchaft der Anwälte und der Abneigung 
weiter Richterkreiſe gegen die Novelle und nicht zuletzt bei den 
techniſchen Schwierigkeiten, die ſich ihrer Durchführung ent⸗ 
gegenſtellen, muß dies erheblichen Zweifeln begegnen. 

Die Anwälte bekämpfen die Novelle im weſentlichen 
wegen der Aufhebung des Parteibetriebs und der allzu großen 
Beſchränkung neuen Vorbringens. Ich verweiſe auf die Auf⸗ 
ſätze von Heilberg, v. Hodenberg und Breit in Nr. 6 
der IW. 1924. 

Auch die Richter begrüßen das weitgehende Zurück⸗ 
weiſungsrecht, das gleichzeitig — ſoll das Ziel der Novelle, 
die Konzentrierung des Prozeßſtoffs im Hauptverhandlungs⸗ 
termin erreicht werden — eine Zurückweiſungs pflicht dar⸗ 
ſtellt, nicht. Es zwingt den Richter, gegebenenfalls ohne Rück⸗ 
ſicht auf die materielle Rechtslage aus prozeſſualen Grün⸗ 
den ein weiteres Verfahren abzuſchneiden. Eine ſolche Prozeß⸗ 
leitung führt notwendig zu häufigen Konflikten mit den An⸗ 
wälten. Es berückſichtigt nicht die Imponderabilien, die in 
dem vertrauensvollen Verhältnis liegen, das zwiſchen Anwalt 
und Richter bei den meiſten deutſchen Gerichten beſteht. 

Aber die größten Bedenken werden in Richterkreiſen 
gegen die Geſtaltung des Verfahrens vor dem Einzelrichter 
geltend gemacht. Dieſes Vorverfahren wird ſeine Haupt⸗ 
rolle im landgerichtlichen Verfahren erſter Inſtanz ſpielen. 
Denn in der Berufungsinſtanz ſind ja die meiſten Sachen 
ſchon durch das erſtinſtanzliche Verfahren „vorbereitet“ Im 
landgerichtlichen Verfahren erſter Inſtanz dagegen werden 
grundſätzlich Vorſitzender und Beiſitzer die Sachen zunüchſt 
als Einzelrichter bearbeiten, und erſt wenn die Sachen nach 
dem Ergebnis dieſes Vorverfahrens für den Hauptverhand⸗ 
lungstermin reif ſind, ſoll die Kammer zuſammentreten und 
die Sache tunlichſt in dieſem einen Termin entſcheiden. 

Hat man bei dieſem Verfahren berückſichtigt, daß die 
Zivilkammern erſter Inſtanz die ziviliſtiſche Ausbildungs⸗ 
ſtätte für unſere Aſſeſſoren und jungen Richter waren in 
denen die jüngeren oder auch älteren, aber vielfach jahrelang 
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nur in Strafſachen beſchäftigten Richter in der Zuſammen⸗ 
arbeit mit den erfahreneren Kollegen in der ziviliſtiſchen 
Praxis geſchult wurden? Hat man berückſichtigt, daß die 
Mitglieder der Kammern vielfach in ihren Kenntniſſen und 
Fähigkeiten durchaus nicht gleichwertig ſind? Die Geſchäfts⸗ 
verteilung muß auf den Ausgleich der Kräfte bedacht ſein. 
Zu welchen Reibungen muß dies bei dem Zuſammentritt der 
Kammer führen, wenn die Ergebniſſe des Vorverfahrens, um 
die ſich der ſchwächere Einzelrichter redlich gemüht hat, von 
der Kammer nachträglich gemißbilligt werden? Die Un⸗ 
ſtimmigkeiten bleiben in Zukunft auch nicht mehr eine innere 
Angelegenheit des Kollegiums, ſondern treten notwendig nach 
außen in Erſcheinung, wenn z. B. die im Vorverfahren vom 
Einzelrichter erhobenen Beweiſe durch die Kammer für un⸗ 
erheblich erklärt werden. Der Einzelrichter, der ſich nicht 
bloß theoretiſch, ſondern durch ſeine geleiſtete Arbeit auf 
ſeine Auffaſſung bereits feſtgelegt hat, wird auch nur mit 
Widerwillen an die Weiterbearbeitung der Sache herangehen. 
Noch weit ſchlimmer wird die Sache aber, wenn eine menſch⸗ 
lich begreifliche Konnivenz geübt wird und möglichſt die Arbeit 
des Einzelrichters zus obwaltender Bedenken aufrechtzu⸗ 
erhalten geſucht wird. Kurz, das Ergebnis iſt in jedem Falle 
eine Verſchlechterung und ſehr oft auch eine Verzögerung der 
Rechtſprechung. 

Iſt das Ergebnis nicht aber vielleicht auch eine Ver⸗ 
teuerung der Rechtſprechung? Hat man ſich über die tech⸗ 
niſche Durchführung der Novelle Gedanken gemacht? 
Vor Erlaß der Notverordnung hat man den Landesjuſtiz⸗ 
verwaltungen offenbar keine Zeit gelaſſen, hierüber bei den. 
örtlichen Inſtanzen Erhebungen anzuſtellen und auf Grund 
ſolcher Erhebungen Stellung zu nehmen. Aber auch nach 
Erlaß der Novelle iſt in dieſer Richtung ſeitens der Juſtiz⸗ 
verwaltung nichts erfolgt. 

Man vergegenwärtige ſich, daß im erſtinſtanzlichen Ver⸗ 
fahren vor dem Landgericht die drei Mitglieder der Zivil⸗ 
kammer neben den Sitzungen des Kollegiums, den Haupt⸗ 
verhandlungsterminen, öffentliche Sitzungen als Einzelrichter 
abhalten ſollen. Reicht hierfür das Richterperſonal, reichen 
hierfür die Verhandlungszimmer aus? Soll das Ziel der 
Novelle, Verhandlung der Sache in einem Hauptverhand⸗ 
lungstermin, vielfach mit mündlichem Vortrag, Beweisauf⸗ 
nahme und perſönlichem Erſcheinen der Parteien vor dem 
Prozeßgericht erreicht werden, dann wird ſich wohl die Zahl 
der in der einzelnen Sitzung anſtehenden Sachen, nicht aber 
die Zahl der Sitzungen des Kollegiums verringern. Neben 
den zwei Kollegialſitzungen in der Woche ſollen dann die Bei⸗ 
ſitzer und auch der Vorſitzende Einzelſitzungen abhalten. Den 
Beiſitzern ſtand bisher für Kommiſſionstermine an einem 
Tage in der Woche je ein Sitzungszimmer zur Verfügung. 
An dieſem einen Tage werden die Einzelrichter nicht in der 
Lage ſein, ſämtliche ihnen obliegenden Vergleichs⸗ und Streit⸗ 
verhandlungen ſowie Beweiserhebungen zu erledigen. Die 
zeitraubende mündliche Verhandlung wird auch in dieſem 
Verfahren nicht immer zu vermeiden ſein. Reicht aber ein 
Tag in der Woche hierfür nicht aus, ſo ergibt ſich, daß das 
bisher bewältigte Arbeitspenſum mit dem bisherigen Richter⸗ 
perſonal nicht zu erledigen iſt, da mehr als drei Zivil⸗ 
ſitzungen in der Woche über die Arbeitskraft eines Richters 
hinausgehen. Für weitere Sitzungen der Einzelrichter ſtehen 
aber auch bei den meiſten Landgerichten Verhandlungszimmer 
gar nicht zur Verfügung. Ebenſowenig ſind Verhandlungs⸗ 
zimmer für die Vorſitzenden vorhanden, deren Dienſtzimmer 
meiſt für öffentliche Verhandlungen nicht geeignet ſind. In 
Berlin z. B. ſitzen in den Zivilgerichtsgebäuden die Land⸗ 
gerichtsdirektoren überdies vielfach zu mehreren oder mit ihren 
Beiſitzern in einem Zimmer. 

Wir ſehen alſo, die techniſchen Schwierigkeiten, die ſich 
der Durchführung der Novelle, wie fie gedacht ift, entgegen⸗ 
ſtellen, find nicht gering. Die Hoffnung, daß dieſen 
Schwierigkeiten durch bauliche Veränderungen oder Perſonal⸗ 
vermehrung abgeholfen wird, iſt bei unſerer Finanzlage wohl 
vergeblich. Ich fürchte daher, daß dieſe Schwierigkeiten in 
Verbindung mit der weitverbreiteten Abneigung gegen die 
Novelle bei Anwalt und Richter, ferner auch bei dem viel⸗ 
fachen Zweifel in ihren Beſtand, zur Folge haben werden, 
daß trotz der unzweideutigen Abſicht des Geſetzgebers, die bis⸗ 
herige Prozeßordnung völlig neu zu geſtalten, in der Praxis 
manches beim alten bleiben wird. 


Größere Aufſätze 
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Das Verfahren vor dem Einzelrichter nach der 
Verordnung vom 13. Februar 1924. 
1 


Von Geh. Juſtizrat Sachſe, Oberlandesgerichtsrat a. D., Breslau. 

I. Wenn bei dem LG. eine Klage eingeht, ſo hat nach 
8261 3PO. der Vorſitzende einen Termin zur mündlichen 
Verhandlung vor dem Prozeßgericht zu beſtimmen, der nur 
ſoweit hinausgerückt werden ſoll, als es zur Wahrung der 
Einlaſſungsfriſt von zwei Wochen geboten erſcheint. Nach 
§ 348 der Nov. v. 13. Febr. 1924 (II 43) iſt aber jede Sache 
zunächſt vor dem Einzelrichter zu verhandeln, der auch den 
Termin hierzu beſtimmt. Es kann jedoch nach Beſtimmung 
des Vorſitzenden hiervon abgeſehen werden, wenn eine Vor⸗ 
bereitung nach den Umſtänden nicht erforderlich erſcheint. 
Es wird alſo Aufgabe des Vorſitzenden ſein, bei Eingang der 
Klage zu prüfen, ob von einer Vorbereitung der Sache vor 
dem Einzelrichter ausnahmsweiſe abzuſehen iſt. Dies wird 
zu bejahen ſein, wenn bei einem unſtreitigen Sachverhalt nur 
über Rechtsfragen zu entſcheiden iſt, oder der Sachverhalt ſo 
einfach iſt, daß die Vorbereitung vor dem Einzelrichter über⸗ 
flüſſig erſcheint. Ob aber die Umſtände für den Ausſchluß 
des vorbereitenden Verfahrens ſprechen, wird für den Vor⸗ 
ſitzenden oftmals ſchwer zu entſcheiden ſein, da er bei ſeiner 
Prüfung auf die oft ungenügenden Angaben der Klage an⸗ 
gewieſen iſt. Es wird ſich deshalb empfehlen, daß der An⸗ 
walt, der ein vorbereitendes Verfahren nach Lage der Sache 
als verzögernd vermeiden möchte, in der Klage hierüber ſich 
erklärt, und nötigenfalls ſeine Angaben glaubhaft macht. 
Macht der Vorſitzende von der ihm eingeräumten Befugnis 
keinen Gebrauch, ſo wird er ſich ſelbſt oder ein Mitglied der 
Kammer als Einzelrichter zu beſtimmen haben (§ 350 Abſ. 1 
Nov.). Daneben wird er aber nach den noch geltenden Be⸗ 
ſtimmungen (88 216, 253, 261, 263 ZPO.) die Termins⸗ 
beſtimmung für die Verhandlung vor der Zivilkammer nicht 
unterlaſſen dürfen, da ſonſt die Rechtshängigkeit der Streit⸗ 
ſache nicht begründet werden kann. Freilich erſcheint die Be⸗ 
ſtimmung eines Termins zur Verhandlung vor der Zivil- 
kammer, ehe das vorbereitende Verfahren beendet iſt, wenig 
zweckmäßig und die Innehaltung der Vorſchrift in 8 261 Abſ. 2 
3 PO. unausführbar. Die Nov. ſcheint auch nach § 349 Abſ. 2 
Satz 3 davon auszugehen, daß die Anberaumung des Termins 
vor dem Prozeßgericht erſt nach Erledigung des vorbereiten⸗ 
den Verfahrens von Amts wegen erfolgt. Vielleicht würde es 
ſich empfehlen auf Grund des Art. VIII Nov. vorzuſchreiben, 
daß der Einzelrichter die Beſtimmung des Termins zum 
vorbereitenden Verfahren auf die Klagſchrift zu ſetzen hat, 
und daß die Zuſtellung der Klage mit dieſer Terminsbeſtim⸗ 
mung dieſelbe Wirkung hat wie die Zuſtellung der Klage mit 
der Terminsbeſtimmung des Vorſitzenden. 

II. In dem vor dem Einzelrichter zu beſtimmenden Ter⸗ 
min iſt die Sache zur Vorbereitung der Entſch. des Prozeß⸗ 
gerichts zu verhandeln. Die Aufgabe des Einzelrichters be⸗ 
ſchränkt ſich aber nicht auf dieſe Vorbereitung. 

Er hat zunächſt die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits 
zu verſuchen. In jeder Sache findet alſo notwendigerweiſe 
zunächſt ein Sühneverfahren ſtatt. 

In einer Reihe von Fällen iſt der Einzelrichter berufen, 
Entſcheidungen zu treffen. 

In Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
kann der Einzelrichter im Einverſtändnis beider Parteien 
an Stelle des Prozeßgerichts entſcheiden. In dieſem Falle 
tritt der Einzelrichter ganz an die Stelle des Kollegiums. 
Ob er die Entſch. treffen will, hängt von feinem Ermeſſen ab. 
In andern Fällen iſt er zur Entſch. verpflichtet. Der Einzel⸗ 
richter hat über prozeßhindernde Einreden zu entſcheiden mit 
Ausnahme der Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
und der Einrede der Zuſtändigkeit eines Schiedsgerichts, ſo⸗ 
weit über ſie beſonders verhandelt und entſchieden wird. Dies 
hat zu geſchehen nach § 275 Abſ. 1 (Art. II 24), wenn das 
Gericht auf Antrag oder von Amts wegen die abgeſonderte 
Verhandlung anordnet. Unter Gericht wird auch der Einzel⸗ 
richter zu verſtehen ſein. Ob er abgeſonderte Verhandlung an⸗ 
ordnen will, hängt von ſeinem Ermeſſen ab. Tut er es, 
ſo hat er zu entſcheiden, wenn er die Einrede für unbegründet 
erachtet, durch Zwiſchenurteil nach § 275 Abſ. 2 ZPO., andern⸗ 
falls durch Endurteil. Daß ein Endurteil auf Abweiſung der 
Klage nur ergehen dürfe, wenn die Parteien ſich damit ein⸗ 
verſtanden erklärt haben, daß der Einzelrichter darüber ent⸗ 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


ſcheide, wie Breit, ZW. 1924, 378 meint, halte ich nicht 
für richtig. Handelt es ſich um die Unzuſtändigkeit des Ge⸗ 
richts, jo hat der Einzelrichter auf Antrag nach § 276 Nov. 
4125) die Sache durch Beſchluß an das zuſtändige Gericht 
a verweiſen. Die Beſtimmung, daß die prozeßhindernden 
Einreden gleichzeitig und vor der Verhandlung des Bekl. zur 
Hauptſache vorzubringen ſind, wird man auch für das vor⸗ 
ereitende Verfahren für anwendbar halten müſſen. 
Erledigt ſich der Rechtsſtreit ſtreitlos durch Zurücknahme 
Ss Klage, Verzicht auf den geltend gemachten Anſpruch oder 
Anerkenntnis, ſo hat der Einzelrichter die danach erforderliche 
Entſch. zu treffen. Das gleiche gilt bei Verſäumnis einer 
Partei. Er hat auch bei Ausbleiben einer Partei im Termin 
die in 8331 a (1139) dem Prozeßgericht eingeräumte Befugnis 
zur Entſch. nach Lage der Akten. 
x In den Fällen des § 251 a (II 18), alfo wenn in dem 
Fermin beide Parteien nicht erſcheinen, oder beim Aus⸗ 
nleiben einer Partei die erſchienene Partei keine Anträge ſtellt, 
zat der Einzelrichter ebenfalls die dem Prozeßgericht ein⸗ 
geräumte Befugnis zur Entſch. nach Lage der Akten. 

1 III. Die Hauptaufgabe des Einzelrichters bleibt aber die 
Vorbereitung der Entſch. des Prozeßgerichts in den ſtreitig 
wleibenden Sachen. Dieſe Vorbereitung ſoll geſchehen durch 
werbandlung in einem Termin mit den durch Anwälte ver⸗ 
kretenen Parteien, denn es kann nicht zweifelhaft ſein, daß für 
die Verhandlung vor dem Einzelrichter Anwaltzwang beſteht, 

er Einzelrichter alſo nicht etwa dem beauftragten Richter 
gleichſteht (8 78 Abſ. 2 ZPO.). 

Dem Einzelrichter wird in der Nov. vorgeſchrieben, für 
eine erſchöpfende Erörterung des geſamten Sach⸗ und Streit⸗ 
verhältniſſes zu ſorgen und die Sache ſo weit zu fördern, daß 
2 tunlichſt durch eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht 
8 edigt werden kann. In ſein Ermeſſen iſt geſtellt, falls eine 

eweisaufnahme erforderlich iſt, ſelbſt die Beweiſe anzuordnen 
und zu erheben, oder dies dem Prozeßgericht vorzubehalten. 
en Als Aufgabe des Einzelrichters iſt es nicht anzuſehen, 
ee Art des altpreußifchen Inſtruenten den status causae 
= Controversiae zu regulieren, indem er die Information 

Unt den Parteien vollſtändig aufnimmt, oder gar nach dem 
Wulleſuchungsgrundſatz das wahre Sachverhältnis gegen den 
Sic en der Parteien zu erforſchen. Die Sammlung und 
tung des Stoffes bleibt den Anwälten vorbehalten. Sie 
—— 0 ihn, wie bisher, in den vorbereitenden Schriftſätzen 
SE Bulegen und auch die Verhandlung vor dem Einzelrichter 

8 ieſer Art vorzubereiten. 8 253 Abſ. 3 (II 19) ſchreibt neu 
S die Klagſchrift die Aufforderung enthalten ſoll, 
Wend gegen die Behauptungen des Kl. vorzubringende Ein⸗ 
ſtelle ungen und Beweismittel unverzüglich durch den zu be⸗ 

. Anwalt in einem Schriftſatze dem Kl. und dem 

= t mitzuteilen. Dem Einzelrichter liegt nur ob, durch 
1 ae und Aufklärungstätigkeit bei Feſtſtellung der tat⸗ 
Torf; zen Urteilsgrundlagen mitzuwirken. Was bisher der 
durch bend in Ausübung ſeiner Fragepflicht und der Beiſitzer 
mündliche sung feines Fragerechts (§S 139 ZPO.) in der 
11 ee Verhandlung zu tun hatte, ift jetzt dem Einzel⸗ 

ie Or bertagen. Wie aber durch 8139 Ab. 1 Nov. (118) 

ee des Vorſitzenden erweitert ift, fo liegt auch dem 
5 ne: eine geſteigerte Aufklärungs⸗ und Fragepflicht 

= 4 25 er nicht bis zu einem Ausforſchungsrecht ausgedehnt 
anlaßt ert in der Art, daß die Parteien zu Erklärungen ver⸗ 
De erden, die ſie übereinſtimmend nicht abgeben wollen. 
ergibt ft Einzelrichter hat den Termin anzuſetzen. Hierbei 
Vorbei die Schwierigkeit, daß der Termin nicht bloß zur 
er unſtreitt der ſtreitigen, ſondern auch zur Erledigung 
möglichſt 5 igen Sachen beftimmt iſt, und deshalb einerſeits 
wenigſt Hal enzujehen ift, andererfeit3 aber auch dem Gegner 
tänden au KL Anfertigung der Klagbeantwortung, unter Um⸗ 
wird die 0 zu weiterem Schriftwechſel Zeit laſſen muß. Es 
und bean bung eines nahen Termins die Regel ſein müſſen 
ermin 7 auch für die vorbereitende Tätigkeit der erſte 
S naufig nicht geeignet ſein. 
in 8272 Ser dem Termin hat der Einzelrichter von der ihm 
Fällen Ger ob. (1123) eingeräumten Befugnis in geeigneten 
die Ergänzung“ zu machen, insbeſondere kann er den Parteien 
555 aufgeben oder e de Fe Si 
a: dem Einzelrichter den Streiſſoff wie au 5 
daß der Pe vortragen. Es iſt vorauszuſetzen, 
hter die Schriftſätze geleſen hat und die 
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Verhandlung mit den Anwälten wird ſich darauf beſchränken, 
daß er mit ihnen das Sach⸗ und Streitverhältnis nach der 
tatſächlichen und rechtlichen Seite erſchöpfend erörtert, alſo 
insbeſondere die Lücken und Unklarheiten der Schriftſätze be⸗ 
ſeitigt und auf richtige Antragſtellung hinwirkt. Es iſt ihm 
auch die Befugnis zuzugeſtehen, das perſönliche Erſcheinen 
einer Partei zur Aufklärung des Sachbeſtands zwangsweiſe 
nach § 141 Abſ. 1 und 3 (II 9) anzuordnen, wenngleich Zweifel 
hierüber daraus hergeleitet werden können, daß die VO. im 
8141 nur von dem Gericht ſpricht. Nach 8139 Abſ. 1 Nov. 
(118) hat der Vorſitzende nur dahin zu wirken, daß ſich die 
Parteien über alle erheblichen Tatſachen vollſtändig er⸗ 
klären, und er hat zu dieſem Zwecke, ſoweit erforderlich, das 
Sad und Streitverhältnis zu erörtern, während der Einzel⸗ 
richter nach § 349 für eine erſchöpfende Erörterung des 
geſamten Sach⸗ und Streitverhältniſſes zu ſorgen hat. 
Man wird daraus nicht zu folgern haben, daß der Einzelrichter 
auch die Tatſachen, die er für unerheblich hält, ausnahmslos 
zu erörtern hat, was unter Umſtänden ſehr zeitraubend und 
verzögernd wirken kann. Andererſeits wird er, wenn die 
Erheblichkeit zweifelhaft iſt, mit Rückſicht darauf, daß das 
Prozeßgericht anderer Anſicht ſein kann, ſich auch dieſer Auf⸗ 
gabe unterziehen müſſen. 

über die Art, wie der Einzelrichter das Ergebnis ſeiner 
Aufklärungstätigkeit feſtzuſtellen hat, enthält die Nov. keine 
beſondere Vorſchrift. Abzulehnen iſt, daß der Einzelrichter 
einen Tatbericht aufſtellt, den er den Parteien zur Genehmi⸗ 
gung vorlegt, wie dies Wildhagen, DSH. 1924, 266 emp⸗ 
fiehlt. Es wird Feſtſtellung zu Protokoll wie früher nach 
8350 ZPO. nicht zu umgehen fein. Nähere Vorſchriften hier- 
über läßt die Verordnung vermiſſen. Die Vorſchrift im 8 298 
ZPO. genügt nicht. Erleichternd kann § 163 a (II 11), welcher 
die Benutzung einer gebräuchlichen Kurzſchrift geſtattet, wir⸗ 
ken, doch wird bei umfangreichen Erklärungen der Parteien 
vorzuziehen ſein, den Parteien die Einreichung eines Schrift⸗ 
ſatzes aufzugeben. 

Dem Ermeſſen des Einzelrichters iſt es überlaſſen, ob er 
ſeine vorbereitende Tätigkeit darauf beſchränken will, den 
Sach⸗ und Streitſtand feſtzuſtellen, oder ob er einen Beweis⸗ 
beſchluß erlaſſen und ihn erledigen will. Iſt die Sache des 
Beweiſes bedürftig, ſo kann der Zweck, daß ſie tunlichſt durch 
eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt wird, nur 
erreicht werden, wenn der Einzelrichter auch das Beweisver⸗ 
fahren auf ſich nimmt. Für das Ermeſſen des Einzelrichters 
wird maßgebend ſein, ob die Rechtslage ſo klar iſt, daß 
eine abweichende Rechtsanſicht des Prozeßgerichts nicht zu 
befürchten iſt. Iſt dies als ſicher anzunehmen, wird der 
Beweis anzuordnen ſein; je zweifelhafter es aber iſt, um ſo 
mehr wird der Einzelrichter Bedenken tragen müſſen, Beweis 
zu erheben, zumal wenn es ſich um langwierige und koſt⸗ 
ſpielige Beweisaufnahmen handelt, die bei einer abweichenden 
Rechtsanſicht des Prozeßgerichts nur dahin führen, den Pro⸗ 
zeß zu verzögern und zu verteuern. Das beſtehende oder feh⸗ 
lende Einverſtändnis der Parteien, über das er ſich zu ver⸗ 
gewiſſern hat, kann für die Entſch. des Einzelrichters von 
Bedeutung ſein. Von einer ſtückweiſen Erhebung des Beweiſes, 
namentlich vor vollſtändiger Klärung des Sachverhalts, wird 
Abſtand zu nehmen ſein. Kommt es auf den unmittelbaren 
Eindruck einer Zeugenvernehmung an, ſo wird dieſe dem 
Prozeßgericht vorzubehalten ſein. Durch das Verfahren vor 
dem Einzelrichter wird die Unmittelbarkeit der Beweisauf⸗ 
nahme weiter als ſchon bisher zurückgedrängt. 

IV. Das Verfahren vor dem Einzelrichter, ſoweit es ſich 
um die Beſchaffung der Urteilsgrundlage durch Klarſtellung des 
Sach⸗ und Streitſtandes handelt, wird, was ſeine Schleunig⸗ 
keit betrifft, von denſelben Gefahren bedroht, die bisher das 
Verſahren vor dem Prozeßgericht, infolge der Säumigkeit der 
Parteien verzögerten. Eine Befugnis, den Schriftwechſel durch 
zwingende Anorduungen von Friſten zu regeln, iſt dem Einzel⸗ 
richter allgemein nicht gegeben. Doch ſtehen auch ihm Mittel 
zur Herbeiführung eines beſchlennigten Verfahrens offen, die 
die Nov. neu eingeführt hat. 

Erſcheinen in dem Termin vor dem Einzelrichter beide 
Parteien nicht oder erſcheint nur eine Partei, ohne Antrag 
auf Verſäumnisurteil zu ſtellen, ſo wird dem Einzelrichter 
in der Regel nichts anderes übrig bleiben, als von Amts wegen 
einen neuen Termin zur Verhandlung zu beſtimmen, ſoweit 
nicht die nötige Aufklärung durch die erſchienene Partei er⸗ 
folgen kann. Zweckmäßig wird bei Beſtimmung des neuen Ter⸗ 
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mins den Parteien die Ergänzung oder Erläuterung ihrer 
Schriftſätze aufzugeben fein, falls dies nicht ſchon nach 8 272 b 
vor dem erſten Termin geſchehen iſt. Um aber auf die Partei 
einen Druck zum Erſcheinen auszuüben, iſt dem Einzelrichter 
in 8349 Abſ. 1 Ziff. 5 Nov. die Befugnis gegeben, in den 
Fällen des § 251 a eine Entſch., z. B. einen Beweisbeſchluß, 
nach Lage der Akten zu treffen, ſoweit er es für angezeigt 
hält. Ein Urteil darf er aber in einem anzuſetzenden Termin 
nur verkünden, wenn in einem früheren Termin eine mündliche 
Verhandlung ſtattgefunden hat, und die nicht erſchienene Partei 
kann die Verkündigung verhindern, wenn ſie glaubhaft macht, 
daß ſie in dem Verhandlungstermin ohne ihr Verſchulden aus⸗ 
geblieben iſt. Als mündliche Verhandlung in einem früheren 
Termin iſt auch eine ſolche vor dem Einzelrichter anzuſehen, 
ſo daß das Bedenken von Heilberg, JW. 1924, 363, der 
darunter nur eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht zu 
verſtehen ſcheint, nicht als begründet erſcheint. 

Ob der Einzelrichter in den angegebenen Fällen nach 
§ 251 a auch das Ruhen des Verfahrens anordnen kann, er⸗ 
ſcheint zweifelhaft, da 8349 Nov. dem Einzelrichter nur die 
Befugnis zur Entſch. nach Lage der Akten gibt. Hält man, 
wie wohl richtig, es für zuläſſig, ſo wird man der Anord⸗ 
nung auch die in § 251 a beſtimmte Wirkung beizumeſſen 
haben, daß vor Ablauf von drei Monaten das Verfahren nur 
mit Zuſtimmung des Einzelrichters aufgenommen werden darf. 

Erſcheinen die Parteien, haben ſie aber den Termin vor 
dem Einzelrichter nicht durch Schriftſätze, wie fie follen, vor⸗ 
bereitet, hat etwa der Bekl. überhaupt unterlaſſen, eine Klag⸗ 
beantwortung einzureichen, ſo kann dadurch die Möglichkeit 
der Aufklärung vereitelt werden. Es iſt, wie oben angegeben, 
nicht etwa die Aufgabe des Einzelrichters, die ganze Klag⸗ 
beantwortung zu Protokoll aufzunehmen. 

Man wird aber dem Einzelrichter die in 8279 a dem 
Gericht eingeräumte Befugnis zugeſtehen müſſen, den Parteien 
eine Friſt zu ſetzen zur Aufklärung beſtimmter Punkte und 
Vorbringen von Beweismitteln und Beweiseinreden mit der 
Wirkung, daß die ſpäter nachgeholten Erklärungen vor dem 
Prozeßgericht für die Juſtanz unberückſichtigt bleiben können, 
wenn die Partei die Verſpätung nicht genügend entſchuldigt. 

Eine Zurückweiſung nachträglich vorgebrachter Angriffs⸗ 
und Verteidigungsmittel nach $ 279 (II 28) mit Wirkung für 
das Prozeßgericht wird dem Einzelrichter nicht zuzugeſtehen 
ſein, aber der Einzelrichter wird ſolches nachträgliches Vor⸗ 
bringen bei ſeiner vorbereitenden Tätigkeit unberückſichtigt 
laſſen und die Sache ohne Aufklärung dem Prozeßgericht als 
entſcheidungsreif vorlegen können, wenn er ſicher ſein darf, 
daß das Prozeßgericht zu einer Zurückweiſung kommen wird. 

8 272 a paßt für das vorbereitende Verfahren nicht, da 
hier ein Termin zur Verkündung einer Entſcheidung nicht in 
Frage kommt. Die Vorſchrift bezweckt auch nur, der nicht 
ſäumigen Partei die Möglichkeit zu geben, ihre Erklärung, ſtatt 
in der mündlichen Verhandlung, ſchriftſätzlich nachzubringen, 
und das iſt im vorbereitenden Verfahren ohne weiteres möglich. 

V. Iſt die Sache zur Verhandlung vor dem Prozeß⸗ 
gericht nach Meinung des Einzelrichters reif, ſo hat er die 
Sache dem Vorſitzenden vorzulegen, der von Amts wegen 
Termin zur Verhandlung vor dem Prozeßgericht anberaumt. 
In dieſer Verhandlung haben die Parteien den geſamten 
Prozeßſtoff, wie er ſich durch die vorbereitende Verhandlung 
geſtaltet hat, mündlich vorzutragen, ſoweit nicht § 137 Abſ. 3 
Satz 1 (II 7) die Bezugnahme auf Schriftſtücke zuläßt. Es 
fragt ſich, inwieweit die Parteien an die vor dem Einzel⸗ 
richter abgegebenen Erklärungen gebunden ſind. Es wird 
davon auszugehen ſein, daß die Verhandlung vor dem Einzel⸗ 
richter, wenn ſie auch nur zur Vorbereitung dient, doch der 
mündlichen Verhandlung vor dem Prozeßgericht, ſoweit es 
ſich um Feſtſtellung des Streitſtoffs handelt, gleichſteht 

Die Erklärungen über Einwilligung in die Klagänderung 
(8 264 [II 20]), über den Eid, das Geſtändnis vor dem Einzel⸗ 
richter ſind deshalb ſo zu behandeln, als wären ſie vor dem 
Prozeßgericht abgegeben. Neue Tatſachen und Beweismittel 
können vor dem Prozeßgericht geltend gemacht werden. Prä⸗ 
kluſiviſch iſt die Verhandlung vor dem Einzelrichter nicht, 
aber Angriffs⸗ und Verteidigungsmittel, Beweismittel und 
Beweiseinreden, die erſt vor dem Prozeßgericht vorgebracht 
werden, müſſen der Regel nach als nachträglich vorgebracht 
angeſehen werden, und unterliegen nach Maßgabe der 88 279, 
283 Abſ. 2 (II 28 u. 30) der Zurückweiſung. Ebenſo kann 
die vor dem Einzelrichter unterlaſſene Aufklärung über be⸗ 


ſtimmte Punke das Prozeßgericht nach Maßgabe des § 279 a 
berechtigen, ſie unberückſichtigt zu laſſen. 

Die Vorſchriften über das Verfahren vor dem Einzel⸗ 
richter gelten auch für die Berufungsinſtanz, nur iſt eine Ent⸗ 
ſcheidung des Einzelrichters an Stelle des Prozeßgerichts auch 
im Einverſtändnis beider Parteien nicht zuläſſig (88 523, 
523 a, Art. II 75). 

Für die Anfechtung von Entſcheidungen des Einzel⸗ 
richters gelten dieſelben Vorſchriften wie für die Anfechtung 
entſprechender Entſcheidungen des Prozeßgerichts (8 350 
Abſ. 2 II 43). 

VI. Prüft man zum Schluß die Frage, ob das Verfahren 
vor dem Einzelrichter, wie es durch die Novelle neu eingeführt 
wird, als zweckmäßig anzuerkennen iſt, ob namentlich die 
damit erſtrebten Ziele der Beſchleunigung und der Erſparung 
von Richterkräften zwecks Entlaſtung der Staatskaſſe dadurch 
erreicht werden, ſo ergeben ſich Zweifel. Die Novelle iſt 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes v. 8. Dez. 1923 ROBT. 
I, 1179) erlaſſen, fie iſt aufzuheben, wenn der Reichstag oder 
der Reichsrat es verlangt. Es kann alſo in Frage kommen, 
ob die Neuerung beizubehalten iſt. 

In einer Reihe von Fällen, die oben erörtert ſind, kann 
durch die Neuerung die Mitwirkung des Kollegiums erſpart und 
die Sache durch den Einzelrichter erledigt werden. Soweit hier⸗ 
bei das Ermeſſen des Einzelrichters maßgebend und die Einwilli⸗ 
gung beider Parteien erforderlich iſt, bleibt zweifelhaft, ob da⸗ 
durch oftmals eine Entlaſtung des Kollegiums erfolgen wird. 

Die ſtreitloſe Erledigung in den Fällen der Klagezurück⸗ 
nahme, des Anerkenntniſſes und des Verzichts vor dem Einzel⸗ 
richter ſtatt vor dem Kollegium erſpart nicht viel, weil durch 
dieſe formale Erledigung das Kollegium überhaupt nicht er⸗ 
heblich belaſtet iſt. In Sachen, die ſich zum Vergleich eignen, 
iſt ſchon jetzt zuläſſig und üblich, die Sache zur Sühne vor 
dem beauftragten Richter zu verweiſen. 

Die künſtliche Spaltung des Verfahrens in ein Vor⸗ 
verfahren vor dem Einzelrichter, dem die Stoffſammlung ob⸗ 
liegt, und in ein Hauptverfahren vor dem Prozeßgericht, das 
zur Eutſcheidung berufen iſt, macht in den Fällen, in denen 
die Entſcheidung durch das Prozeßgericht nicht erſpart wird, 
das Verfahren nicht einfacher. Soll es glatt funktionieren, fo 
iſt jedenfalls erforderlich, daß der Einzelrichter überall die 
Rechtsanſicht des Kollegiums trifft. Iſt dies nicht der Fall, 
ſo kann das Verfahren leicht zu einer Vervielfältigung der 
Arbeit und zu argen Verzögerungen führen, indem das vor⸗ 
bereitende Verfahren ſich als nutzlos erweiſt. Selbſt wenn das 
Ziel erreicht wird, daß die Sache in einer Schlußverhandlung 
vor dem Prozeßgericht zu Ende gebracht wird, iſt die Er⸗ 
ſparung an Richterkraft nicht ſo erheblich. 

Der Einzelrichter, der zugleich Mitglied des Kollegiums 
iſt, muß doch jedenfalls außer in der vorbereitenden Sitzung 
auch an der entſcheidenden teilnehmen, auf die er ſich von 
neuem vorbereiten muß, was bei ſofortiger Verhandlung vor 
dem Kollegium nicht nötig wäre. Der Einzelrichter kann 
keineswegs im vorbereitenden Verfahren ſo viel Sachen bis 
zur Entſcheidungsreife fördern, wie das Kollegium der drei 
Richter. Es werden für das Arbeitspenſum, das bisher die 
Zivilkammer mit drei Richtern erledigte, jedenfalls zwei Rich⸗ 
ter erforderlich ſein, wie bisher zwei als Berichterſtatter tätig 
waren. Nur der Vorſitzende würde für das vorbereitende Ver⸗ 
fahren, aber auch nur für dieſes, erſpart werden. Die Nöti⸗ 
gung in faſt allen Sachen einen Vortermin anzuberaumen, 
die Vervielfältigung der Termine vor dem Einzelrichter und 
dem Kollegium, wobei die Terminsbeſtimmung in zwei Händen 
liegt, wird leicht in das Verfahren ein verzögerndes Moment 
hineintragen. Soweit es ſich um Beſchleunigung des Ver⸗ 
fahrens handelt, wird immer von entſcheidender Bedeutung das 
Verhalten der Anwälte und letzten Falles der Parteien ſein. 
Das Problem iſt, wie es möglich iſt, im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe ſie zur rechtzeitigen lückenloſen Beibringung des Streit⸗ 
ſtoffes anzuhalten; zu verhindern, daß ſie den Streitſtoff 
ſäumig und bruchſtücksweiſe beibringen. Ob der Vortermin, 
deſſen Abhaltung jedenfalls zunächſt eine Verzögerung be⸗ 
deutet, geeignet iſt, dieſes Ziel zu erreichen, ob nicht die 
nötigenfalls zu verſtärkenden Mittel, welche die Novelle zu 
dieſem Zweck zur Verfügung ſtellt, wenn ſie ohne Verfahrens⸗ 
ſpaltung lediglich in die Hand des Vorſitzenden und des Kol⸗ 
legiums gelegt werden, reibungsloſer und ſchneller zum Ziel 
führen, erſcheint mir recht zweifelhaft. 
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Von Senatspräſident Friedrich Leonhard, Berlin. 


N A. Landgericht. Erſte Inſtanz. Durch Art. II 
1 43 der Verfahrens VO. v. 13. Febr. 1924 (RGBl. 134) 
0 0 4. Abſchnitt des 2. Buchs der ZPO. betr. „Vorberei⸗ 
gi es Verfahren in Rechnungsſachen uſw.“ (88 348-354) 
ſetzt durch 88 348—350 unter der Überſchrift „Verfahren 
or dem Einzelrichter“. 
& Bisher war der vom Vorſitzenden bezeichnete „beauf⸗ 
= gte Richter“ nur zur Erledigung einer von der Kam⸗ 
115 ihm übertragenen Beweisaufnahme (8361 ZPO.) 
1 zu Anordnungen vor der mündlichen Verhand- 
dung nach 8 501 3BD. ($ 23 Enttaft®O. i. d. F. des Art I 
er Beſchleun O. v. 22. Dez. 1913) berufen. 
Ei Nach § 348 n. F. iſt künftig jede Sache vor dem 
lerdelrichter zu verhandeln, der auch den Termin 
Ae beſtimmt (Satz 1). Seine Terminsbeſtimmung tritt 
Mn er — ſofern fein Verfahren nicht durch Beſtimmung des 
Vorſitzenden ausgeſchaltet wird (Sat 2) — an die Stelle 
58 ſonſt vom Vorſitzenden zu bewirkenden Termins⸗ 
beſtimmung (8 253 Abſ. 2 Nr. 3, 85 261, 216 Abſ. 2), 
iſt alſo wie dieſe binnen 24 Stunden auf die Klageſchrift zu 
Er unter Beachtung der Einlaſſungsfriſt (88 262, 261 
lab 2). Die Zuſtelkung der Klageſchrift mit Termins⸗ 
wi 1 geſchieht durch den Kläger (8 261 Abf. 3) und be⸗ 
Note die Rechtshängigkeit der Streitſache (8 263). 
ki en der Terminsbeſtimmung durch den Einzelrichter findet 
1 ſolche durch den Vorſitzenden in erſter Inſtanz 
* ſtatt:). Wollte er trotzdem „vorſorglich“ den Termin 
ien mündlichen Verhandlung ſchon jetzt anberaumen?), fo 
RG dieſer Termin doch nur dann ſtattfinden, wenn bis 
6884 die Sache zu dieſer Verhandlung reif geworden iſt 
i 9 Abſ. 2 Satz 3), worüber der Einzelrichter zu be⸗ 
mmen hat (unten A 2). 
Anders in der Berufungsinſtanz (ſiehe unten B). 
2 3 Verfahren vor dem Einzelrichter fällt fort, wenn 
lich harſihende eine Vorbereitung nicht für erforder⸗ 
Pe hält (Satz 2). Die Verhandlung ſoll nämlich nach Satz 1 
Pr „zur Vorbereitung der Entſcheidung des 
Einzebeigerichts dienen. In 8 349 wird freilich dem 
Die . eine Zuſtändigkeit gegeben, die nur zum Teil 
Teil daſcheidung des Prozeßgerichts vorbereitet (1), zum 
gülttge Er 1 185 ede 9 9 115 en d⸗ 
En eidung (3) oder gütliche Beilegun 
des Rechtsſtreits (4) er i E 
Die vorbereitende Tätigkeit des Einzelrichters 
9 840ßt außer den ihm auch künftig nach § 272 b — früher 
li 8 Pr obliegenden Aufgaben zur Vorbereitung der münd⸗ 
erſchö erhandlung des Gerichts noch die Pflicht, „für eine 
en fön de. Erörterung des geſamten Sach⸗ und 
; erhältniſſes zu ſorgen“ (8 349 Abſ. 1 Satz 2) und 
Line Ver Sache ſoweit zu fördern, daß ſie tunlichſt durch 
kann“ num vor dem Prozeßgerichte erledigt werden 
ſende . 10 2 Saz 1). Die an den letzten Satz ſich anknüp⸗ 
ſpro 4 gerung für das Beweisverfahren ſoll unter 2 be⸗ 
bolt 1 ie Die Beſtimmung des erſten Satzes wieder⸗ 
Watsgert einen Teil des bisher für das Verfahren vor den 
n. F. a 7 geltenden 8 502, der jetzt durch 8 139 Abſ. 1 
bin erh das landgerichtliche Verfahren ausgedehnt und da⸗ 
nent iſt, daß die Fragepflicht ſich auch auf Er⸗ 
antretun der Parteibehauptungen und Beweis⸗ 
und e und auf die Erörterung der tatſächlichen 
ſtreckt. d ichen Seite des Sach⸗ und Streitſtandes er⸗ 
3. Abſchnittde Vorſchrift, wie der ganze erſte Titel des 
indet auf Fr des 1. Buchs „Mündliche Verhandlung“ 
Ihm ohlie 5 Verhandlung vor dem Einzelrichter Anwendung. 
rkläru gt ebenſo die Aufforderung an die Parteien zur 
68 279 3 eg über aufflärungsbedürftige Punkte 
bereitung der Die Übertragung dieſer zeitraubenden Vor⸗ 
bedeutet u Entſcheidung auf ein Mitglied der Kammer 
verwickelte Jusdehnung der bisher in 8 350 d. F. für 
klärungsarheit Rechtsfälle zugelaſſenen richterlichen Auf- 
Base auf alle Rechtsſtreitigkeiten, ſoweit fie 
werden. e vom Vorſitzenden davon ausgeſchloſſen 
— - ieſer Mehraufwand an Arbeit des Einzel⸗ 


— 


1 
0 85 5 Sachſe oben S. 914. 
ann 8 348 ff. Note 7n. 


Größere Aufſätze 


917 


richters durch eine entſprechende Entlaſtung der Kam⸗ 
mer ausgeglichen wird, bleibt namentlich dann zweifelhaft, 
wenn dieſe der rechtlichen Beurteilung des Einzel⸗ 
richters nicht folgt. Bei einfacher Streitlage be⸗ 
deutet der Vortermin bloß ein Hinaus ſchieben der Ent⸗ 
ſcheidung. Die Verdoppelung der Terminstagungen 
macht Raumſchwierigteiten und überlaſtet die Anwälte mit 
Sitzungsdienſt. Dieſe Rückſichten dürften manchen Vorſitzen⸗ 
den dazu beſtimmen, von feiner Befugnis nach $ 348 Satz 2 
überall Gebrauch zu machen, es ſei denn, daß er nach der 
beſonderen Lage des Falles von einer Vorbereitung durch 
den Einzelrichter eine ſchnellere Aufklärung des Sachverhalts 
erwarten darf. 

2. Die Prozeßleitung des Einzelrichters umfaßt 
zunächſt die gleichfalls im Titel „mündliche Verhandlung“ 
geregelten Befugniſſe des Gerichts (88 145 ff.) zur Treu⸗ 
nung, Verbindung und Ausſetzung — vorbehalt⸗ 
lich einer Wiederaufhebung dieſer Anordnungen durch die 
Kammer (88 150, 155) 5). Auch die Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens nach § 248 liegt dem Einzelrichter ob“). Ferner 
gehört zur Prozeßleitung durch den Einzelrichter ſeine Zu⸗ 
ſtändigkeit zur Anordnung und Erhebung von Be⸗ 
weiſen. Bisher durfte der vom Vorſitzenden beſtimmte 
Richter nach $ 23 EntlaſtVO. nur Zeugen, auf welche eine 
Partei ſich bezogen hatte, und Sachverſtändige zur 
mündlichen Verhandlung laden (§ 501 Nr. 4), während 
die Anordnung und Erhebung des Beweiſes dem Be⸗ 
ſchluſſe der Kammer vorbehalten blieb. Weiter ging ſchon 
8 501 Nr. 6, der ihn ermächtigte, die Einnahme des Augen⸗ 
ſcheins und Begutachtung durch Sachverſtändige an⸗ 
zuordnen, woraus ſeine Befugnis folgt, dieſe Beweiſe 
ſelbſt zu erheben. Dies iſt nun durch $ 349 Abſ. 2 Satz 2 
auf ſämtliche Beweismittel ausgedehnt, alſo auf Zeu⸗ 
gen, Urkunden und Eid. Dadurch ſind dem Einzelrichter auch 
die Entſcheidungen des Gerichts in Anſehung dieſer Be⸗ 
weiserhebungen, insbeſondere die Auferlegung des Vor⸗ 
legungseides (8 425, 426) ſowie eines Parteieides 
durch Beweisbeſchluß ($ 461) übertragen. Dagegen 
gehen über den Rahmen der Beweisanordnung und Beweis⸗ 
erhebung hinaus die nach § 393 Abſ. 2 dem Prozeßgericht 
überlaſſene Entſchließung über die nachträgliche Be⸗ 
eidigung eines nach Abſ. 1 Nr. 3, 4 unbeeidigt zu ver⸗ 
nehmenden Zeugen!) und die Entſcheidung über die Recht⸗ 
mäßigkeit einer Zeugnisverweigerung (8 387). 
Wenn auch das Vorbehalten dieſer Entſcheidungen vereiteln 
kann, daß die Sache in einer Verhandlung vor dem Prozeß⸗ 
gerichte erledigt wird, fo muß doch dieſes nur „tunlichſt“ zu 
erſtrebende Ziel (8 349 Abſ. 2 Satz 1) zurücktreten hinter 
der Erwägung, daß die Prozeßleitung des Einzelrichters der 
Endentſcheidung der Kammer nicht vorgreifen darf. 

Freilich wird ſchon ohnedies durch die Beweiserhebung 
des Einzelrichters oft genug die Kammer bei ihrer End⸗ 
entſcheidung ſtark beeinflußt. Die bloße Ladung von Be⸗ 
weisperſonen behält ihr zwar die Entſchließung vor, ob ſie 
den Beweis anordnen will. Auch ſelbſt eine Anordnung 
des Beweiſes durch den Einzelrichter kann von der Kammer 
aufgehoben werden. Hierdurch können aljo ſchlimmſtenfalls 
den Parteien und der Staatskaſſe überflüſſige Koſten er⸗ 
wachſen. Dagegen hat die Erhebung des Beweiſes durch 
den Einzelrichter die Wirkung einer bei der Entſcheidung 
des Rechtsſtreits durch die Kammer zu berückſichtigenden 
Beweisaufnahme. Beſonders wird durch Leiſtung, Erlaſſung 
oder Weigerung eines Parteieides nach 88 463, 464 ein 
die freie Beweiswürdigung der Kammer ausſchließender 
voller Beweis begründet. Dieſe Wirkung tritt freilich 
nicht ein, wenn die Kammer den Eid oder den Beweis⸗ 
beſchluß für unzuläſſig erachtet. Das gilt aber nur, 
wenn nicht ſchon vorher die Parteien das Recht zur Rüge 
eines heilbaren Mangels nach § 295 verloren hattené); 
als „nächſte mündliche Verhandlung“ im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift iſt auch eine Verhandlung vor dem Einzelrichter zu 
erachten ?). 


2) A. M. Kann Note 71. 

4) A. M. Kann Note 7m. 

5) A. M. Heinsheimer, Der neue Zivilprozeß S. 22, Kann 
Note 70. 
e) RG. 76, 316. 
) Kann Note 7u a. E. 
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Noch häufiger kann es vorkommen, daß die Kammer 
eine Beweisanordnung des Einzelrichters deshalb nicht bil⸗ 
ligt, weil ſie die Erheblichkeit des Beweiſes verneint. 
In jeder Beweisanordnung liegt eine Entſcheidung über das 
Vorhandenſein aller Prozeßvorausſetzungen, über die Schlüſ⸗ 
ſigkeit der Klage oder Einlaſſung, über die Beweislaſt uſw. 
Die Anordnung und Erhebung der Beweiſe hindert freilich 
die Kammer nicht, die als unerheblich von ihr beurteilten 
Beweiſe bei ihrer Entſcheidung unberückſichtigt zu laſſen. Es 
ſind aber dann Koſten und koſtbare Zeit verſchwendet. 

Die gleichen Folgen konnten freilich ſchon bisher ein⸗ 
treten, wenn die Kammer ihre für die Anordnung des Be⸗ 
weisbeſchluſſes maßgebend geweſene Anſicht ändert, z. B. bei 
Richterwechſel, ferner bei einer abweichenden Beurteilung durch 
das Berufungsgericht. Die Vervielfältigung ſolcher Unſtim⸗ 
migkeiten iſt aber ein ſchwerer Nachteil des neuen Verfahrens. 
Die bei manchem Richter beſtehende Neigung zur reſtloſen 
Aufklärung des Sachverhalts durch Beweis ohne ge⸗ 
nügende Vorprüfung der Erheblichkeit findet bei der 
Beratung in der Kammer eine heilſame Schranke, die nun 
für den Einzelrichter beſeitigt wird. Der Vorſitzende be⸗ 
ſonders wird künftig nicht mehr mit der Verantwortung für 
eine Beſchleunigung der Prozeßleitung belaſtet wer⸗ 
den dürfen, weil er die zum Verfahren vor dem Einzelrichter 
abgegebenen Akten erſt wieder zu ſehen bekommt, wenn die⸗ 
ſer die Sache „zur Verhandlung vor dem Prozeß⸗ 
gerichte reif“ erachtet (8 349 Abſ. 2 Satz 3). Daß die 
Entſcheidung auch hierüber dem Einzelrichter ob⸗ 
liegt und nicht etwa dem zur Terminsbeſtimmung nach 8 216 
Abſ. 2 berufenen Vorſitzenden s), folgt aus Satz 1 und 2, wo⸗ 
nach das „Ermeſſen“ des Einzelrichters darüber entſcheidet, 
wieweit er „die Sache zu fördern“ hat, um fie erledigungs⸗ 
reif zu machen, ferner darüber, ob er Beweiſe ſelbſt an⸗ 
ordnen und erheben oder „dies dem Prozeßgericht vorbe⸗ 
halten“ will. Der Einzelrichter übt alſo die ihm geſetzlich 
übertragenen Befugniſſe des erkennenden Gerichts 
nicht etwa als „beauftragter Richter“ der Kammer, 
ſondern an ihrer Stelle als Alleinrichters) fo lange aus, 
bis er ſelbſt die Sache der Kammer überträgt. Bis dahin 
kann weder der Vorſitzende, noch ſelbſt die Kammer die ihm 
obliegende Tätigkeit begrenzen, noch ihm ſeine alleinige Ver⸗ 
antwortung dafür entziehen 1). Denn wenn er auch nach 
8 348 nur „zur Vorbereitung der Entſcheidung“ durch die 
Kammer tätig ſein darf, ſo folgt daraus nicht, daß dieſe zur 
Entſcheidung darüber berufen ſei, wann dieſe Vorbereitung 
ihr Ziel erreicht habe. Noch weniger vermag der Vorſitzende 
die ihm durch 8 348 Satz 2 gegebene Befugnis, von einem 
Verfahren vor dem Einzelrichter abzuſehen, auch noch nach 
dem Beginn des Verfahrens auszuüben, auch nicht, indem er 
die von ihm nach § 350 vollzogene Beſtimmung des Einzel⸗ 
richters widerruft !!), weil er alsdann ein anderes Mitglied 
der Kammer, z. B. ſich ſelbſt, zum Einzelrichter beſtimmen 
müßte, abgeſehen von den Bedenken dagegen, daß die einem 
Richter zur Entſcheidung im Rahmen der §§ 348 ff. über⸗ 
tragene Sache ihm durch Verfügung wieder entzogen wer⸗ 
den ſoll 12). 

Freilich darf der Einzelrichter, ſooſt es ihm zweifelhaft 
ſcheint, ob eine ihm erheblich dünkende Beweiserhebung auch 
von der Mehrheit der Kammer gebilligt wird, deren gut⸗ 
achtliche Außerung durch Vortrag der Sache in einer 
beratenden Sitzung einholen und bei Meinungsverſchie⸗ 
denheiten von ſeiner Befugnis nach 8 349 Abſ. 2 Satz 2 
Gebrauch machen, die Beweisanordnung der Kammer vor⸗ 
zubehalten. Die Verantwortung dafür aber trifft ihn 
allein, da eine Beſchlußfaſſung der Kammer hierüber ohne 
eine vor ihr ſelbſt geſchehene mündliche Verhand⸗ 
lung unzuläſſig wäre. Keinenfalls kanu es deshalb auch 
dem Einzelrichter zur Pflicht gemacht werden, vor einer 
Beweisanordnung die Anſicht der Kammer anzuhören. Noch 
weniger Erfolg würde eine ſtändige Nachprüfung der 
Tätigkeit des Einzelrichters durch den Vorſitzenden haben, 


deſſen Einwirkung einen unzuläſſigen Eingriff in die Selb⸗ 


e) Kann Note 6d. A. M. Heinsheimer 23, Baumbach 
8 349 Note 8. 

9 Heinsheimer 20, Kann Note 3. 

10) Ebenſo Kann 6baa. 

11) So Baumbach 8 349 Note 8, 5 350 Note 1. 

12) Kann Note 60. 


ſtändigkeit der richterlichen Entſchließung des Einzelrichters 
bedeuten würde 5). 

Dagegen iſt der Vorſitzende bei der ihm durch 8348 
Satz 2 übertragenen Beſtimmung, ob „eine Vorbereitung 
nach den Umſtänden nicht erforderlich erſcheint“, an 
Regeln nicht gebunden. Er kann dadurch das Verfahren vor 
dem Einzelrichter überall da ausſchalten, wo es nach ſeinem 
Ermeſſen nicht zur Förderung und beſchleunigten Er⸗ 
ledigung der Sache (§ 349 Abſ. 2 Satz 1), ſondern zur Ver⸗ 
ſchleppung führen würde. Dieſes Ermeſſen kann die Über⸗ 
zeugung des Vorſitzenden begründen, daß zwar eine bloß 
vorbereitende (Nr. 1) und beilegende (Nr. 4), nicht 
aber auch eine prozeßleitende (Rr. 2) und endent⸗ 
ſcheidende (Nr. 3) Tätigkeit des Einzelrichters dem Zwecke 
der Förderung des Rechtsſtreites entſpricht. In dieſem Falle 
umfaßt ſeine geſetzliche Befugnis zur Ausſchaltung der 
geſamten Tätigkeit des Einzelrichters auch zugleich die 
mindere Befugnis zur Einſchränkung dieſer Tätig⸗ 
keit auf die bloße Vorbereitung und gütliche Beilegung oder 
auch außerdem auf die Entſcheidungen nach 8 349 Abſ. 1 
Nr. 1—3. Will man dem nicht beitreten, jo kann er auch bei 
völliger Ausſchaltung „des Verfahrens vor dem Einzel⸗ 
richter“ (§ 348 Satz 2) nach dem an die Stelle des 8 501 
getretenen, auf das Verfahren vor den Landgerichten aus⸗ 
gedehnten und mehrfach ſachlich erweiterten § 272 b einen 
beauftragten Richter mit der oben zu 1 erwähnten 
Vorbereitung der mündlichen Verhandlung be⸗ 
trauen. Die Beſtimmung des Vorſitzenden, daß von dem 
Verfahren vor dem Einzelrichter ganz oder teilweiſe ab⸗ 
zuſehen ſei (8 348 Satz 2), iſt zu Beginn der Inſtanz 
zu treffen, weil das Verfahren ſelbſt „zunächſt“ und 
„zur Vorbereitung der Entſcheidung des Prozeßgerichts“ 
(8 348 Satz J), alſo nur zu Beginn der Inſtanz ſtatt⸗ 
finden darf und ſeinen Abſchluß findet, ſobald die Sache 
zur Verhandlung vor dem Prozeßgerichte reif 
iſt (8 349 Abſ. 2 Satz 3). Deshalb darf der Vorſitzende weder 
ſeine Beſtimmung bis zum Eingang der Klagebeantwortung 
aufſchieben 14), noch die Sache im Laufe der mündlichen Ver⸗ 
handlung vor dem Prozeßgericht nachträglich an den Einzel⸗ 
richter verweiſen 15). Auch die Kammer kann nicht etwa, 
nachdem der Einzelrichter die Sache als verhandlungsreif 
abgegeben hat, weil ſie ſie ſelbſt noch nicht für vor ihr ver⸗ 
handlungsreif hält, ſie wieder an den Einzelrichter zurück⸗ 
verweiſen de) oder gar, nachdem fie durch Zwiſchenurteil 
über eine prozeßhindernde Einrede entſchieden hat, ein 
neues Verfahren vor dem Einzelrichter in Gang 
bringen 1). Die im weiteren Verlauf des Verfahrens von der 
Kammer einem ihrer Mitglieder übertragene Tätigkeit darf 
die durch 8 272 b dem beauftragten Richter gezogene 
Grenze nicht überſchreiten. 

3. Zur Endentfcheidung iſt der Einzelrichter ermäch⸗ 
tigt in den Fällen des § 349 Abſ. 1 Satz 3 Nr. 1—5 und im 
Falle des Abſ. 3. Abgeſehen von dem letzten Fall der ver⸗ 
einbarten Zuſtändigkeit handelt es ſich um die Ent⸗ 
ſcheiduug von weniger wichtigen Nebenfragen (Abſ. 1 
Satz 3 Nr. 1, 2), wozu indeſſen die prozeßhindernde Einrede 
des 8 274 Abſ. 2 Nr. 7 — Mangel der Parteifähigkeit, Pro⸗ 
zeßfähigkeit oder geſetzlichen Vertretung — nicht hatte ge⸗ 
rechnet werden ſollen, ſowie um Entſcheidungen auf Grund 
nichtſtreitiger Verhandlung oder beim Ausbleiben 
beider Parteien (Nr. 3-5). In dem Falle Nr. 4 und 
nach mündlicher Verhandlung in einem früheren Termin 
auch in dem Fall Nr. 5 kann der Einzelrichter ſogar durch 
ein nach Lage der Akten erlaſſenes Urteil (88 251 a, 
331 a), endlich im Falle Nr. 4 durch ein Verſäumnisurteil 
gegen den Kläger (8 331 Abſ. 2) oder Berufungsbeklagten 
(8 542 Abſ. 2) über den ganzen Streitſtoff für die 
Inſtanz endgültig entſcheiden. Für die Anfechtung dieſer 
Entſcheidungen gelten dieſelben Vorſchriften wie für die An⸗ 
fechtung entſprechender Entſcheidungen des Prozeßgerichts 
(8 350 Abſ. 2). Das Urteil des Einzelrichters iſt deshalb 
auch für die Kammer ſelbſt nach $ 318 bindend, 
ſoweit ſie noch nachher mit der Sache befaßt bleibt, was 


10) A. M. Heinsheimer 22. 

14) A. M. Kann Note Ge aa. 

10) A. M. Kann Note be. 

16) A. M. Baumbach 8 349 Note 8. 
1) A. M. Heinsheimer S. 25. 
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namentlich bei einer abgeſonderten Entſcheidung über eine 
prozeßhindernde Einrede (8 349 Abſ. 1 Satz 3 Nr. 2) der Fall 
iſt, ferner bei einem nach Lage der Akten (Nr. 5) erlaſſenen 
Teilurteil (8 301) oder Zwiſchenurteil (88 303, 304). 

Die nicht angefochtenen oder nicht anfechtbaren Urteile 
des Einzelrichters gehen in Rechtskraft über. Die Er⸗ 
weiterung ſeiner Befugniſſe auf endgültige Entſcheidungen 
hat daher beſonders einſchneidende Wirkung, wo ſein Urteil 
keiner Anfechtung unterliegt, z. B., weil die Berufungs⸗ 
ſumme (8 511a) nicht erreicht wird. Dabei hat er gerade 
eine endgültigen Entſcheidungen zu treffen, ohne vorher 
die Anſicht der Kammer anzuhören, die ja dann mit der Sache 
überhaupt nicht befaßt wird. 

4. Der dem Einzelrichter in erſter Reihe zur Pflicht 
gemachte Verſuch einer gütlichen Beilegung des Rechts⸗ 
ſtreits (8 349 Satz 1) tritt beim Landgericht an die Stelle 
des in 88 495 a ff. beim Verfahren vor den Amtsgerichten 
vorgeſchriebenen Güteverfahrens. Unberührt geblieben iſt die 
Befugnis des Gerichts, in jeder Lage des Rechtsſtreits 
die Beilegung des Rechtsſtreits oder einzelner Streitpunkte 
zu verſuchen und die Parteien zum Zweck des Sühnever⸗ 
uchs vor einen beauftragten Richter zu verweiſen 
8 296 Abſ. 1). Aber auch vor einem einzelnen Richter, deſſen 
Auftrag ſich nicht ausdrücklich auf Vornahme eines Sühne⸗ 
verſuchs erſtreckt, kann nach 8 794 Nr. 1 ein vollſtreck⸗ 

arer Vergleich geſchloſſen werden. Es iſt alſo jeder 
Richter, auch ſoweit ſeine Ermächtigung durch § 349 Satz 1 
nicht Platz greift, befugt, und deshalb auch, ſoweit es ihm 
tunlich erſcheint, verpflichtet, die Sühne zu verſuchen. 

B. Rechtsmittel. Das im zweiten Buch der ZPO. 
„Verfahren in erſter Inſtanz“ geregelte Verfahren vor 
em Einzelrichter iſt für die Reviſionsinſtanz durch 
8 5572 ausgeſchloſſen. 

In der Berufungsinſtanz dagegen wird ſeine An⸗ 
wendbarkeit mit Ausnahme des § 349 Abſ. 3 durch einen 
Gegenſchluß aus 88 5574, 523 a 3PO., für das OLG. auch 
durch 8 122 Abſ. 1 GVG. gerechtfertigt. Freilich iſt es nach 

523 nur für „das weitere Verfahren“ und nur 
entſprechend anwendbar, ſoweit nicht Abweichungen 
aus den Beſtimmungen des Abſchnitts „Berufung“ ſich ergeben. 
Das „weitere Verfahren“ bedeutet nach der Stellung 
des 8 523 im Geſetzestexte hinter 8 519 ff. das Verfahren 
. Beendigung der Vorprüfung betreffend die 
ntakthaftigkeit, Friſt⸗ und Formgerechtigkeit der Einlegung 
ED Begründung der Berufung (8 519b) und Anſchluß⸗ 
urufung ($ 522 a). Es muß deshalb die Verwerfung als 
unzuläſſig durch Beſchluß (§ 519 b) der Kammer 
ſelbſt erfolgen. Wird ein ſolcher Beſchluß nicht erlaſſen, dann 
11 nach § 520 der Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
kams von Amtswegen zu beſtimmen und den Parteien be⸗ 
annt zu machen, nämlich vom Vorſitzenden ein Ter⸗ 
5 zur mündlichen Verhandlung vor dem Be⸗ 
% fungsgericht. Erſt dann beginnt das „weitere 

erfahren“ nach 8 523, auf das 88 348ff. „entſpre⸗ 
wo Anwendung“ finden, ſoweit ſich nicht aus den ſo⸗ 

2 ehandelten Beſtimmungen „Abweichungen“ ergeben. 
15 der Vorſitzende von ſeiner Befugnis aus § 348 Satz 2 

ehr usſchaltung des Verfahrens vor dem Einzelrichter keinen 

Andle macht, iſt ein Termin zur mündlichen Ver⸗ 
— be ung vor dem Einzelrichter durch dieſen ſelbſt 
10 „Blumen, Dem Einzelrichter ſtehen grundſätzlich die⸗ 
entſcheid fugniſſe zur vorbereitenden, prozeßleitenden und end⸗ 
nuhne 1 Tätigkeit zu, wie in erſter Inſtanz mit Aus⸗ 
Er Entſcheidung bei vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
die er Einverſtändniſſe beider Parteien (8 349 Abſ. 3), 
schied urch $ 523 a entzogen ift. Ein wichtiger Unter⸗ 
n ergibt ſich aber daraus, daß abweichend vom Ver⸗ 

Er Inſtanz hier ſchon vor dem Beginn des „Ver⸗ 
SEEN dem Einzelrichter“ der Vorſitzende den Termin 
Les ichte michen Verhandlung vor dem Berufungs- 
nicht A anzuberaumen hat (8 520) 15). Es unterliegt alſo 

8 un, dem Ermeſſen des Vorſitzenden, dieſe Termins⸗ 
einander ng aufzuſchieben 1e). Es beſtehen alſo hier neben⸗ 
zwei Termine, der vom Vorſitzenden be⸗ 

1.) Breit m s 
xu 8 JW. 1924, 378. A. M. t r . 
5 . im . n S. 21 F 
schluß at. Kann a. a. O. Note 7n und 3 52 . 
chluß der Anwalkſchaft bes Kc. — I, 1924 888, A & 
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ſtimmte Termin vor dem Berufungsgericht und der 
vom Einzelrichter beſtimmte Termin vor ihm ſelbſt. 
Bei der Beſtimmung beider Termine wird darauf zu achten. 
ſein, daß die Förderung der Sache durch den Einzelrichter 
zur tunlichſten Erledigung in einer Verhandlung vor dem 
Beruſungsgerichte (8 349 Abſ. 2 Satz 1) bis zu dem vom 
Vorſitzenden anberaumten Termin zur Verhandlung vor die⸗ 
ſem Gericht vorausſichtlich beendigt ſein kann. Gelingt dies 
nicht, ſo findet mit dieſer Verhandlung das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter, weil es bloß „zur Vorberei⸗ 
tung der Entſcheidung des Prozeßgerichts“ dient ($ 348 
Satz 1), ſein vorzeitiges Ende, da die erſtrebte Förde⸗ 
rung ſich als nicht „tunlich“ herausgeſtellt hat. Durch dieſe 
ſich aus § 520 regelnde Abweichung wird alſo für das Be⸗ 
rufungsverfahren $ 349 Abſ. 2 Satz 3 ausgeſchaltet, 
wonach der Termin zur Verhandlung vor dem Prozeßgericht 
erſt anberaumt werden ſoll, wenn die Sache zur Verhandlung 
vor ihm reif erſcheint, und zwar, wie oben ausgeführt, nach 
dem Ermeſſen des Einzelrichters. In der Berufungsinſtanz 
iſt vielmehr das Verfahren vor dem Einzelrichter zeitlich 
begrenzt durch den vorher vom Vorſitzenden anberaumten 
Termin zur Verhandlung vor dem Berufungs- 
gericht. 

Die zeitliche Begrenzung wirkt zugleich als ſachliche 
Einſchränkung auf ſolche Maßnahmen, die innerhalb 
dieſes Zeitraums erledigt werden können. Zeit⸗ 
raubende Beweiserhebungen, beſonders mehrere Beweisauf⸗ 
nahmen hintereinander, wird der Einzelrichter dem Be⸗ 
rufungsgericht vorbehalten müſſen (8 349 Abſ. 2 Satz 2); 
das „tunlichſt“ zu erſtrebende Ziel der Erledigung der Sache 
in einer Verhandlung vor dieſem Gerichte (Satz 1) läßt ſich 
eben dann nicht erreichen. Tatſächlich würde dann auch eine 
Beſchleunigung der Sache nicht mehr gefördert werden, wenn 
die Beweiserhebung vom Einzelrichter ſtatt vom Gericht 
ſelbſt angeordnet würde. Wohl aber wird die oben hervor⸗ 
gehobene Gefahr einer weitläufigen, vom Gericht nicht ge⸗ 
billigten Beweiserhebung durch den Einzelrichter durch die 
ſoeben beſprochene Abweichung für das Berufungsverfahren 
ſehr weſentlich vermindert. 

Dagegen muß es als ein ſchwerer Mißgriff bezeichnet 
werden, daß dem Einzelrichter in der Berufungsinſtanz durch 
§ 523 a zwar mit guten Gründen?) die Entſcheidung im 
Einverſtändniſſe beider Parteien nach § 349 Abſ. 3 entzogen 
iſt, nicht dagegen auch die übrigen Endentſcheidungen nach 

349 Abſ. 1 Satz 3 Nr. 2, 4 Satz 2, Nr. 5 21). Denn in der 
Berufungsinſtanz tritt die Unanfechtbarkeit der Urteile des 
Einzelrichters beſonders häufig ein, nämlich bei ſämtlichen 
Urteilen an Stelle des Landgerichts in der Berufungsinſtanz 
und bei ſolchen Urteilen an Stelle des OLG., gegen die eine 
Reviſion nicht ſtattfindet (8 546), während bei den übrigen 
die Reviſion nur auf die Verletzung einer Rechtsnorm geſtützt 
werden kann (§ 549). Dazu tritt die Erwägung, daß der 
Einzelrichter am Oberlandesgericht befugt wird, ein von der 
Zivilkammer in voller Beſetzung mit drei Richtern erlaſſenes 
Urteil durch ein Urteil nach Lage der Akten abzuändern, und 
zwar unanfechtbar, ſoweit eine Reviſion nicht ſtattfindet. 
Die zeitliche Begrenzung ſeines Verfahrens in der Berufungs⸗ 
inſtanz wird es freilich nur ſelten zulaſſen, daß nach münd⸗ 
licher Verhandlung in einem Termine das Ausbleiben beider 
Parteien in einem zweiten Termine vor dem Einzelrichter 
die geſetzliche Grundlage für ein Urteil nach Lage der Akten 
(8 251a) gibt. Aber auch eine Ülberſchreitung feiner Befug⸗ 
niſſe begründet die Anfechtung ſeiner Urteile nur mit den 
ordentlichen Rechtsmitteln ($ 350 Satz 2), die gegenüber Ente 
ſcheidungen des Berufungsrichters den oben bezeichneten Ein⸗ 
ſchränkungen unterliegen, oder mit der Nichtigkeitsklage?e). 
Gerade in der Berufungs inſtanz beſteht deshalb das Bedürfnis 
für die oben A 2 vorgeſchlagene Beſtimmung des Vorſitzenden 
betreffend Einſchränkung der Tätigkeit des Einzelrichters auf 
die bloße Vorbereitung unter Verbot einer Entſcheidung nach 
Lage der Akten. 

In der Beſchwerdeinſtanz iſt für die nur nach 
Ermeſſen des Beſchwerdegerichts ſtattfindende mündliche Ver⸗ 
handlung (8 573 Abſ. 1) eine Vorbereitung durch Verhaud⸗ 


20) Dagegen nur Pagenſtecher S. 13. 

21) Ungenau Volkmar JW. 1924, 351. 
ſelbſt 378. 
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lung vor dem Einzelrichter zwecklos, weil hier neben dem 
mündlichen Vorbringen auch der Inhalt der Akten nach 
freiem Ermeſſen zu berückſichtigen iſt (Stein 8 128 VB 4). 
Dagegen iſt vor der mündlichen Verhandlung über eine 
Wiederaufnahme des Verfahrens ($ 590) das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter anwendbar. 

Der Einſpruch gegen ein vom Einzelrichter er⸗ 
laſſenes Verſäumnisurteil (8 349 Abſ. 1 Nr. 4) wird, 
wenn zur Zeit der Einlegung des Einſpruchs das Verfahren 
vor dem Einzelrichter noch nicht beendigt iſt, von dem Einzel⸗ 
richter ſoweit erledigt (88 340 a ff.), bis das Verfahren durch 
feinen Beſchluß nach 8 349 Abf. 2 Satz 3 oder in der Be⸗ 
rufungsinſtanz mit dem Termin zur Verhandlung vor dem 
Berufungsgericht auf das Prozeßgericht übergeht. Der Ein⸗ 
ſpruch gegen ein ſpäter vom Prozeßgericht erlaſſenes 
Verfäumnisurteil begründet nicht die Zuläſſigkeit eines neuen 
Verfahrens vor dem Einzelrichter. 

C. Beſondere Arten des Verfahrens. Das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter iſt anwendbar im Urkunden⸗ 
und Wechſelprozeß, obgleich hier wohl ſtets von der 
Beſtimmung des 8 348 Satz 2 Gebrauch zu machen ſein 
dürfte, im Ehe⸗ und Familienrechtsprozeß und für 
die Klagen auf Entmündigungsanfechtung (SS 664, 
684) und Entmündigungsaufhebung (858 679, 686). 
Im Mahnverfahren ſchließt ſich an die Zuſtellung des 
Beſchluſſes, wodurch das Amtsgericht den Rechtsſtreit an das 
A verweiſt (8 697), das Verfahren vor dem Einzel⸗ 
richter. 

Dagegen iſt im Arreſt⸗ und Verfügungsver⸗ 
fahren weder bei Anwendung der mündlichen Verhandlung 
vor der Entſcheidung über das Geſuch ($ 921), noch bei der 
Ladung zur mündlichen Verhandlung über einen Widerſpruch 
(8 924) oder einen Aufhebungsantrag (8 927) ein Verfahren 
vor dem Einzelrichter ſtatthaft. Denn, da in dieſem Ver⸗ 
fahren auch im Falle mündlicher Verhandlung der Anſpruch 
und Arreſtgrund glaubhaft zu machen find (8 920 Abſ. 2), 
wozu ſich beide Parteien bei der Schlußverhandlung aller 
Beweismittel außer der Eideszuſchiebung bedienen kön⸗ 
nen, ſofern nur die Beweisaufnahme ſofort erfolgen 
kann (8 294), fo iſt eine vorbereitende oder prozeß⸗ 
leitende Tätigkeit vor der Schlußverhandlung zweck⸗ 
103 und würde bei der großen Eilbedürftigkeit gerade dieſer 
Sachen nur verzögerlich wirken. Aus denſelben Gründen 
fällt auch in der Berufungsinſtanz bei dieſem Ver⸗ 
fahren die Tätigkeit des Einzelrichters fort. 

Im ſchieds richterlichen Verfahren ſtehen der 
Anwendbarkeit des Verfahrens vor dem Einzelrichter bei 
der Aufhebungsklage ($ 1044) oder Unzuläſſig⸗ 
keitsklage (8 1046) keine Bedenken entgegen, während bei 
Anordnung der mündlichen Verhandlung über die ſonſtigen 
gerichtlichen Entſcheidungen (§ 1045 Abſ. 2) dasſelbe gilt 
wie für die Beſchwerdeinſtanz. 

D. Die Neuordnung des Verfahrens iſt dem von ihr er⸗ 
ſtrebten Ziele einer gründlicheren Vorbereitung und 
Beſchleunigung der Schlußverhandlung deshalb nicht viel 
näher gekommen, weil ſie den Weg dazu vorwiegend in der 
Einſchränkung der richterlichen Gemeinſchaftsarbeit 
ſuchte, ſtatt in der Milderung des Parteibetriebs und 
des Mündlichkeitszwanges. Mit Unrecht wird der Ge⸗ 
meinſchaftsarbeit der Vorwurf der Kraftverſchwendung 
gemacht und ihr die bisherige Verzögerung und Er⸗ 
ſchwerung der Rechtskraft zur Laſt gelegt”). Sie ſchuf 
vielmehr beſonders in dem Senat der höheren Inſtanzen 
die Höchſtleiſtung an Zuſammenfaſſung vorbereitender 
Einzelarbeit zu einem gemeinſamen Geiſteserzeugnis mit 
größter Gewähr der Vervollkommnung und förderte 
damit zugleich die Einheitlichkeit der Rechtſprechung. 
Die Mehrarbeit am Sitzungsdienſt wurde reichlich 
aufgewogen durch die wechſelſeitige Unterſtützung bei 
der Beratung und kam gegenüber der weit zeitrauben⸗ 
deren Vor⸗ und Nacharbeit kaum in Betracht. Ver⸗ 
ſäumnisſachen und andere einfach zu erledigende An⸗ 
gelegenheiten nahmen bei der Beratung kaum mehr Zeit 
in Anſpruch, als bei der Entſchließung des Einzelrichters. 
Der Abbau der Gemeinſchaftsarbeit hat alſo nutzlos wertvolle 
Quellen der Rechtsförderung verſchüttet. Die Zerſchla⸗ 
gung der Senate durch die VO. v. 4. Jan. 1924 (RG⸗ 


3) Von Heins heimer ©. 16. 
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Bl. 15) jetzt durch $ 122, 139 GVG. war der erſte Schritt, 
dem als zweiter die Zerſplitterung der Dreirichter⸗ 
arbeit in die Arbeit der Einzelrichter folgt. Eine Er⸗ 
ſparnis an Arbeitskraft, die zugleich Beſchleuni⸗ 
gung bringen könnte, wird damit nicht erzielt, weil nie⸗ 
mand als Einzelrichter mehr Arbeit bewältigen kann, als er 
bisher als Mitglied einer Kammer oder eines Senats ge⸗ 
leiſtet hatte. 

Die eigentliche Urſache für die im jetzigen Rechtsgange 
vielbeklagte mangelhafte und verzögerte Vorbereitung der rich⸗ 
terlichen Entſcheidung, nämlich die Übertreibung der 
Mündlichkeit und des Parteibetriebs, wird freilich durch 
die 88 272 a, 272 b, 279 a und bei richtiger Anwendung auch 
durch die 88 227, 251 a, 331 a wirkſam bekämpft. Hier liegt 
der eigentliche Wert der Neuordnung und die Ausſicht auf 
eine künftige Verbeſſerung des Rechtsganges. Aber durch 
das Verfahren vor dem Einzelrichter wird die Zahl der 
Termine in den meiſten Sachen noch vermehrt, weil 
die ihm obliegende „erſchöpfende Erörterung des geſamten 
Sach⸗ und Streitſtoffs“ (8 349 Abſ. 2) unter Ausübung des 
Fragerechts ($ 139) in einer von ihm anzuberaumenden 
mündlichen Verhandlung (8 348 Satz 1) erfolgen muß, 
und eine ſchriftliche Vorbereitung auch ihm nur inner⸗ 
halb der Grenzen des § 272 b geſtattet iſt. Auch er wird im 
Anwaltsprozeß, ſoweit das perſönliche Erſcheinen der Par⸗ 
teien (8 272 b Nr. 3) nicht angeordnet iſt (8 141 Ab. 1), zur 
Beantwortung ſeiner nicht vorher den Anwälten mitgeteilten 
Fragen (8 27/2 b Abf. 2 Nr. 1) Vertagung bewilligen 
müſſen (§ 227 Abſ. 3). Dabei wird dieſe Vorarbeit ebenſo 
wie eine von ihm durchgeführte Beweisaufnahme dann zur 
nutzloſen Verzögerung und Verteuerung des Pro⸗ 
zeſſes, wenn die Kammer von der rechtlichen Beurteilung 
des Einzelrichters abweicht. 

Die Neuordnung des Rechtsganges erſchließt dem Richter 
und Anwalt neue Wege, auf denen ſie bei beſonnener und 
tatkräftiger Zuſammenarbeit das alte Ziel einer tiefeindrin⸗ 
genden tatſächlichen und rechtlichen Klärung verworrener 
Rechtslagen ſicher und ſchnell erreichen ſollen und können. 
Daß es dazu neuer Wege bedurfte, iſt eine Folge der Über⸗ 
alterung eines vor fünf Jahrzehnten freudig begrüßten 
Syſtems, das in einer allzu bequemen Handhabung zum 
Hemmſchuh geworden war. Wenn jetzt wieder die Geſtaltung 
des Streitſtoffes mehr als bisher aus den Händen der Par⸗ 
teien in die der Gerichte gelegt wird, ſo werden dieſe ſich 
davor zu hüten haben, in die Fehler zu verfallen, die im 
vorigen Jahrhundert der damaligen Reform die Wege ge⸗ 
bahnt hatten. Eine ſorgfältige Sammlung und Sichtung des 
Sach⸗ und Streitſtoffs erfordert vielmehr Arbeitskraft und 
Arbeitszeit als das bisherige, mehr vom Vortrag der Par⸗ 
teien abhängige Verfahren. Eine Erſparnis an Richterkraft 
wird alſo durch die neue Ordnung kaum erreicht werden; was 
an der einen Stelle erſpart zu ſein ſcheint, wird au der ande⸗ 
ren Stelle doppelt erfordert. Wohl aber kann ſie bei rich⸗ 
tiger Handhabung den Prozeßparteien eine ſchnelle und gute 
Rechtſprechung ſchaffen, und was die Privatwirtſchaft dabei 
erſpart, kommt dem erſchöpften Staatsvermögen auf einem 
Umwege wieder zugute. 


III. 
(Aus der Praxis für die Praxis.) 
Von Landgerichtsdirektor Dr. Weiß, Berlin. 


Die Neuordnung des Zivilprozeſſes kennzeichnet ſich durch 
eine Verſchiebung des Machtverhältniſſes zwiſchen Partei und 
Gericht. Kein Wunder daher, daß die Geiſter aufeinander⸗ 
platzen, und daß ſich eine Gegenſätzlichkeit der Auffaſſung 
über Segen oder Unſegen der VO. zwiſchen den beiden hier 
in erſter Reihe in Betracht kommenden Organen der Rechts⸗ 
pflege, der Richterſchaft und der Anwaltſchaft, zeigt. Ich 
bin aber überzeugt, daß in kürzeſter Zeit eine Neueinrichtung 
von beiden Teilen als undurchführbar abgelehnt werden wird, 
das iſt das Verfahren vor dem Einzelrichter bei den Land— 
gerichten. 

Was iſt der Einzelrichter im Sinne der Verordnung? 
Darüber kann m. E. kein Zweifel beſtehen, der Einzelrichter 
iſt ein ſelbſtändiges, unabhängiges, nur dem Geſetze unter⸗ 
worfenes Gericht i. S. des 81 GVG. Das erhellt klar aus 
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schende 349, 350. Es iſt ausgeſchloſſen, daß er bei den Ent⸗ 
cheidungen, die er zu treffen hat, über Verweiſungen, über 
prozeßhindernde Einrede, bei Zurücknahme der Klage, Ver⸗ 
zicht oder Anerkenntnis, bei Verſäumnis einer Partei, in den 
e des § 2512 bei Entſcheidung nach Lage der Akten an 
die Anſicht der Kammer gebunden iſt. Seine Überzeugung 
uf allein entſcheidend, genau ſo, wie wenn er im Einverſtänd⸗ 
niſſe beider Parteien an Stelle des Prozeßgerichts entſcheidet. 
10 „St er aber ein unabhängiges, nur dem Geſetze unter⸗ 
9 8 8 Gericht, ſo folgt zwingend, daß er auch bei allen 
ie Endentſcheidung vorbereitenden Entſcheidungen nur ſeiner 
19 Überzeugung folgen darf, und niemals nach der An⸗ 
nn des Kollegiums ſich richten darf, wie denn für die An⸗ 
Artung aller ſeiner Entſcheidungen lediglich die für die 
nfechtung der entſprechenden Entſcheidungen des Prozeß⸗ 
105 geltenden Vorſchriften gelten. Es erſcheint wider⸗ 
leite den Prozeß im Sinne der Anſicht der Kammer zu 
eiten, das Urteil aber, zu deſſen Fällung er jederzeit durch 
en Parteiwillen berufen ſein kann, nach eigener Überzeugung 
zu fällen. Wer dies für zuläſſig hält, macht aus dem Einzel⸗ 
1 einen Zwitter. Die Rechtsſtellung des Einzelrichters 
Ks in einem einzigen Paragraphen behandelt. Es erſcheint 
des geſchloſſen, daß die VO. zwei grundverſchiedene Inſtitute, 
en Einzelrichter und den beauftragten Richter, in einer ein⸗ 
19 80 Beſtimmung durcheinander mengt. Wenn daher der 
yu gelrichter ſich in feinen Entſcheidungen, zu denen auch 
Kuflage⸗ und Beweisbeſchlüſſe gehören, nach der Anficht des 
rollegiums richtet, ſo handelt er nicht etwa klug und ein⸗ 
ſichtsvoll, ſondern falſch und geſetzwidrig. 
8 Der Einzelrichter iſt eine neuzeitliche Idee, ein Verſuch, 
0 Bewährung erſt erprobt werden ſoll. Er ſoll zeigen 
Di beweiſen, inwieweit die Kollegialgerichte überflüſſig ſind. 
en Beweis kann er nicht führen, wenn er in ſtändiger 
hängigkeit vom Kollegium gehalten, an deſſen Gaͤngelband 
geführt wird. Er muß daher ſelbſtändig handeln und ent⸗ 
u eiden. Nur fo kann er vor aller Augen feinen Wert oder 
uwert offenbaren. Das iſt offenbar der Sinn der Neu⸗ 
ordnung. 
„Zur Vorbereitung der Entſcheidung des Prozeßgerichts 
e $ 348 jede Sache zunächſt vor dem Einzelrichter zu 
. Unter Entſcheidung kann hier nur das Schluß⸗ 
En verſtanden werden. Alſo vorbereitendes Verfahren vor 
And Hun cher mit einer oder mehreren Verhandlungen 
deln eweisaufnahmen, ſodann eine einzige Verhandlung vor 
Der gurozehgericht mit Endurteil. Unwillkürlich drängt ſich 
Fereit ergleich mit dem Strafprozeſſe auf. Auch hier vor⸗ 
| 515 endes Verfahren durch die Staatsanwaltſchaft und den 
Bor dluchungsrichter, ſodann eine einzige Hauptverhandlung 
ne em erkennenden Gericht und Urteil. Aber dieſer Ver⸗ 
1 bereits die Undurchführbarkeit der neuen Ein⸗ 
a 8 
Recha vorbereitenden Verfahren in Strafſachen ſpielen 
er 1 95 im Regelfalle ſo gut wie gar keine Rolle, ſie 
9 1 den Gang der Ermittlungen in keiner Weiſe, letz⸗ 
ivil ird faſt ausſchließlich von Tatfragen beherrſcht. Im 
Laut gebe ahren dagegen begegnen wir auf Schritt und 
verfaßt echtsfragen. Im Handumdrehen kann ein Prozeß 
n nr fein. Wie verſchieden ein Prozeß geleitet werden 
letzter eiß jeder ältere Richter aus Erfahrung. Gerade in 
eden ſind infolge Abbaus zahlreiche Prozeſſe in den 
angt, enſten Stadien von einer Kammer zur anderen ge⸗ 
N 1185 ein jeder Richter wird die Erfahrung gemacht 
Tag 1 5 ein Prozeß, der vor der einen Kammer Jahr und 
Jahr 5 hat, bei ſeiner Kammer vielleicht ſchon ſeit 
Übertreibung, g entſchieden geweſen wäre. Darin liegt keine 
ER hieraus erhellt, daß das Verfahren vor dem 


ir ; 5 i 
Unzen wirt chen Prozeſſen zur Verwirrung führen. Das 
5 — irkt um ſo verhängnisvoller, als von dieſer Ver⸗ 


Prozeſſ gerade die an ſich umfangreichſten und ſchwierigſten 
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Prozeß vorgelegt wird zwecks Anberaumung der Schlußver⸗ 
handlung! Und wie ſind inzwiſchen die Parteiintereſſen ge⸗ 
ſchädigt! 

Und um welchen Preis werden ſo ſchwere Gefahren her⸗ 
aufbeſchworen? Die Neuordnung des ganzen Verfahrens be⸗ 
zweckt doch wohl im weſentlichen Emſchränkung und Ab⸗ 
kürzung der Prozeſſe ſowie volle Ausnutzung oder Er⸗ 
ſparung von Richterkräften ohne Beeinträchtigung der Güte 
der Entſcheidung. Wie verhält ſich zu dieſem Zwecke das 
Einzelrichtertum? 

Die Frage kann nur aus der Praxis heraus beantwortet 
werden. Die Verhandlung vor der Zivilkammer. des Land⸗ 
gerichts ſieht bekanntlich ganz anders aus, als ſie die Schöpfer 
der Zivilprozeßordnung vor nahezu 50 Jahren ſich vorge⸗ 
ſtellt haben. 

Feſt eingebürgert und durchaus bewährt hat ſich die Vor⸗ 
bereitung der mündlichen Verhandlung durch Schriftſatze. 
Was aber hat bei einer derartigen Vorbereitung der muͤnd⸗ 
liche Vortrag der Parteien noch für einen Zweck vor einer 
Dreimännerkammer ? Der Vorſitzende und der Berichterſtatter 
haben kurz vor dem Termin die Akten ſtudiert, und es iſt 
davon auszugehen, daß ſie den Stoff in rechtlicher und tat⸗ 
ſächlicher Beziehung beherrſchen. Mithin gälte der ausführ⸗ 
liche Vortrag nur dem dritten Mitgliede, für die beiden 
anderen bedeutet er regelmäßig „olle Kamellen“. Ein Kraft⸗ 
aufwand, der in keinem Verhältniſſe zu dem erſtrebten Zwecke 
ſteht. Nicht nur richterliche Kraft wird vergeudet, ſondern 
auch der — hauptſächlich der Berliner — Anwalt würde durch 
den ausführlichen Vortrag in ſeiner Praxis behindert, in 
Berlin nahezu lahmgelegt. In Berlin hat er an demſelben 
Tage innerhalb der Sitzungsſtunden von 10—1 Uhr an drei 
weit voneinander entfernten Landgerichten zu verhandeln. Wo 
ſoll er die Zeit hernehmen? 

Da gibt es zwei Auswege, von denen Anwaltſchaft und 
Richterſchaft von jeher den weiteſtgehenden Gebrauch machen. 
Entweder bitten die Anwälte von vornherein den Inhalt der 
Schriftſätze als vorgetragen anzuſehen — alſo das genaue 
Gegenteil von dem, was die ZPO. bis zum 1. Juni vor⸗ 
ſchrieb. Oder der Vorſitzende übernimmt das Referat. Das 
kürzt die Verhandlung weſentlich ab, gibt den Parteien die 
Gewißheit, daß ſie richtig verſtanden ſind, und daß das, was 
ſie ſchriftlich niedergelegt haben, in allen weſentlichen Punt⸗ 
ten bei der Beratung berückſichtigt wird. 

Wird die mündliche Verhandlung ſo gehandhabt, dann 
ſchrumpft ſie der Zeit nach auf einen Bruchteil zuſammen 
im Verhältnis zu der Verhandlung, wie ſie ſich der Geſetz⸗ 
geber gedacht hatte. Ein Beiſpiel aus der Praxis genügt. 
Im Juni ſtanden an einem Sitzungstage vor meiner Kammer 
22 Sachen an. Es wurde zufällig ununterbrochen verhandelt. 
Die Sitzung begann um 10 Uhr, um 11½ Dir entfernte ſich 
der letzte Anwalt aus dem Sitzungssaal. Die Beratung frei⸗ 
lich dauerte dann noch bis 3 Uhr nachmittags. Was alſo be⸗ 
deuten die mündlichen Verhandlungen für ſich allein ohne 
die Beratungen für die richterliche Arbeitskraft? Bei den 
bisher wöchentlich zweimaligen Sitzungen für jeden Richter 
wöchentlich drei Stunden. Was bedeutet die Erſparnis? 
Nichts! 

Nun das Verfahren vor dem Einzelrichter: tritt dadurch 
überhaupt eine Erſparnis ein? Die Frage iſt zu verneinen. 
Man könnte auf den erſten Blick annehmen, daß die Ver⸗ 
handlung vor dem Einzelrichter ſogar mehr Zeit in Anſpruch 
nehmen wird, als vor dem Prozeßgericht. Das trifft aber 
nur inſoweit zu, als der Einzelrichter vielleicht mangels 
übung langſamer verhandeln könnte, als ein langjähriger 
geübter Vorſitzender. Im übrigen wird ſich die Verhandlung 
genau ſo abſpielen, wie vor dem Prozeßgericht. Der Einzel⸗ 
richter hat an ſich — wie der Vorſitzende — für eine er⸗ 
ſchöpfende Erörterung des geſamten Sach- und Streitverhält⸗ 
niſſes Sorge zu tragen. Es erſcheint mit einem Anwalts⸗ 
prozeſſe unvereinbar, die Anordnung des perſönlichen Er⸗ 
ſcheinens der Parteien zur Regel zu erheben. Mit den An⸗ 
wälten aber die Sache erſchöpfend mündlich derart zu er⸗ 
örtern, daß ſie bereits im Termine geklärt iſt, ſcheitert er⸗ 
fahrungsgemäß regelmäßig daran, daß ſie über die Punkte, 
die ſie bisher für unweſentlich gehalten haben, und die das 
Gericht wider Erwarten für weſentlich hält, nicht vol IT 
formiert ſein können. Dazu kommt, daß vielleicht in der 
Hälfte aller Prozeſſe in Berlin, da der Anwalt nicht gleich⸗ 
zeitig bei den verſchiedenen Gerichten erſcheinen kann, Ter⸗ 
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minsbevollmächtigte auftreten, die ſelbſtverſtändlich nicht über 
den Inhalt der Handakten hinaus informiert ſein können. 
Damit bleibt die erſchöpfende Erörterung im weſentlichen ein 
unerfüllbarer Wunſch des Geſetzgebers. Der weitaus größte 
Teil der Verhandlungen endet denn auch üblicherweiſe, ſo⸗ 
weit noch Aufklärung erforderlich iſt, mit der Bitte, einen. 
ſchriftlichen Auflagebeſchluß zu erlaſſen. Aus der Auflage 
iſt in der Regel auch der Rechtsſtandpunkt des Gerichts er⸗ 
ſichtlich, ſo daß die mündlichen Erörterungen ſich auf ein 
Minimum zu beſchränken pflegen. So war es, ſo iſt es, und 
ſo wird es bleiben trotz Einzelrichtertums. Zu dieſen Ver⸗ 
handlungen vor dem Einzelrichter treten nun die Schluß⸗ 
verhandlungen vor dem Prozeßgericht hinzu. Sie ſtellen ſich 
teilweiſe als Wiederholungen dar. Eine irgendwie erheb⸗ 
liche Erſparnis kommt daher nicht in Frage. 

Wie aber ſteht es mit den Beratungen, die bisher regel⸗ 
mäßig die doppelte Zeit wie die Verhandlungen in Anſpruch 
nahmen? Werden ſie gekürzt? Dieſe Frage iſt allerdings zu 
bejahen, wenn man in dem Einzelrichter das erblickt, was er 
iſt, nämlich das Gericht. Dann hören alle Beratungen auf 
bis zur Schlußverhandlung vor dem Prozeßgericht. Dieſe Be⸗ 
ratungen ſind ſogar alsdann als geſetzwidrig anzuſehen. Denn 
wenn der Einzelrichter das Gericht iſt, ſo hat er ausſchließ⸗ 
lich mit ſich ſelber zu Rate zu gehen. Solange er Einzel⸗ 
richter iſt, hat ihm niemand dreinzureden. Er hat ſeine Auf⸗ 
lagen und Beweisbeſchlüſſe nach eigenem pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſen zu faſſen. Keine Stimmenmehrheit entſcheidet. Etwaige 
Beratungen haben deshalb rechtlich nur die Bedeutung 
der Einholung eines Rates. Daß aber ein Gericht ſich 
Rat erholt bei Kollegen, und den Rat ſogar gegen ſeine eigene 
Überzeugung befolgt, erſcheint als ungeſetzlich. Man braucht 
dies nur auszuſprechen, um zu erkennen, daß damit ein un⸗ 
haltbarer Zuſtand geſchaffen wird. Der Einzelrichter erläßt 
Auflagen über Auflagen, Beweisbeſchlüſſe über Beweis⸗ 
beſchlüſſe, vernimmt Zeugen über Zeugen, und ſchließlich 
konnen ſich die Parteien nicht darüber einigen, daß er auch 
das Urteil erläßt, die Sache kommt vor das Prozeßgericht, 
und dieſes entſcheidet, ohne daß es auf die Maßnahmen Rück⸗ 
ſicht nimmt, weil es ſie ſämtlich für unerheblich und über⸗ 
flüſſig hält. Wollte hinwiederum der Einzelrichter ſich geſetz⸗ 
widrig an den Rat der übrigen Mitglieder halten oder Stim⸗ 
menmehrheit entſcheiden laſſen für ſeine Maßnahmen, ſo käme 
er in die Lage, gegen ſeine Überzeugung alle jene Maß⸗ 
nahmen zu treffen und alsdann, wenn er durch den über⸗ 
einſtimmenden Willen der Parteien zum Erlaß des Urteils 
berufen wird, alle ſeine eigenen Maßnahmen für überflüſſig 
zu erklären. Das Landgericht II Berlin hat ſich geſcheut, die 
m. E. einzig richtige Folgerung aus der Einführung des 
Einzelrichters zu ziehen. Es hat einfach den Einzelrichter 
in einen beauftragten Richter verwandelt, ſehr praktiſch, aber 
darum doch nicht geſetzmäßig. In der Einführung zu der ab 
an geltenden Geſchäftsverteilung finden ſich folgende 

übe: 
„Damit ſich die Einzelrichtertätigkeit im Rahmen des 
Kammerſtandpunktes bewegt und jo die endgültige Erledi- 
gung des Rechtsſtreits in einer einzigen Verhandlung vor 
dem Prozeßgericht ſichergeſtellt wird, werden fortlaufende Be⸗ 
ratungen in der in Vorbereitung befindlichen Sache not⸗ 
wendig ſein. Das Ergebnis dieſer Beratungen, die durch 
ſchriftliche Gutachten vorzubereiten wären, wird gleichfalls 
ſchriftlich niedergelegt werden müſſen als Gedächtnisſtütze für 
die Mitglieder der Kammer und, für den Fall eines Richter⸗ 
wechſels, als Grundlage für die Tätigkeit des neu eintreten⸗ 
den Einzelrichters. Für dieſe Beratungen iſt ein beſonderer 
Tag vorgeſehen. Jedem der beiden Beiſitzer ſteht für ſeine 
Einzelrichtertätigkeit außer einem Sitzungstage für Beweis⸗ 
aufnahme noch ein beſonderer Sitzungstag in jeder Woche zur 
Verfügung. Eine Einzelrichtertätigkeit des Kammervorſitzen⸗ 
den kann nur in fo beſchräunktem Umfange in Frage kommen, 
daß ſie ſich ohne Schwierigkeiten an den für die Satzungen 
des Prozeßgerichts vorgeſehenen Tagen wird erledigen laſſen.“ 

Hieraus erklärt ſich folgendes Bild des Geſchäftsplans. 
In jeder Woche finden nicht, wie bisher 4, ſondern 6 Sit⸗ 
zungstage ſtatt: 1 Sitzungstag für mündliche Verhandlungen 
der Kammer, 1 Sitzungstag für Beratungen der Kammer, 
je 1 Sitzungstag für mündliche Verhandlungen der Einzel⸗ 
richter und je 1 Sitzungstag für Beweisaufnahmen der 
Einzelrichter. 

Es leuchtet auf den erſten Blick ein, daß dieſes Ausein⸗ 
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anderziehen der Sitzungen unter keinen Umſtänden eine Er⸗ 
ſparnis an Richterkräften bedeuten kann, ſondern nur eine 
Erſchwerung des Geſchäftsganges. 

Und in welcher Lage befindet ſich der Einzelrichter, der 
hier in Wahrheit wieder zum beauftragten Richter geſtempelt 
worden iſt? Er muß ſich, um nicht „eigenmächtig“ vor⸗ 
zugehen, vor dem Verhandlungstermin mit der Kammer be⸗ 
raten. Das wird aber nicht immer möglich ſein. Es können 
neue Schriftſätze eingehen, neue Tatſachen vorgetragen wer⸗ 
den, und das wird der Regelfall ſein. Da iſt er auf ſich an⸗ 
gewieſen, und es bleibt ihm regelmäßig nichts anderes übrig, 
als Verkündungstermin anzuberaumen, um erſt wieder die 
Fühlung mit der Kammer aufzunehmen. Die Zahl der Be⸗ 
ratungen wird vermehrt. Der Prozeßſtoff muß von neuem 
vorgetragen werden, und damit wird die geringe Zeiterſparnis 
durch Einſchränkung der Verhandlung vor dem Prozeßgericht 
mehr als wettgemacht. Die Zerſplitterung des Verfahrens 
führt zur Kräftevergeudung. 

Und wenn der Einzelrichter ſich weigert, ſich als be⸗ 
auftragten Richter behandeln zu laſſen, wenn er ſich nicht 
für berechtigt hält, von den Mitgliedern der Kammern Rat 
anzunehmen, ſolange er Einzelrichter iſt, und wenn die Mit⸗ 
glieder der Kammer ſich nicht für berechtigt halten, Rat⸗ 
ſchläge zu erteilen, weil ſie ſcharf unterſcheiden zwiſchen 
Einzelrichter und beauftragtem Richter, ſo führt dies not⸗ 
wendig zu einer völligen Verwirrung der Prozeſſe, zum 
Gegenteil deſſen, was die Neuordnung bezweckt. Es kann 
wohl keinem Zweifel unterliegen, daß durch die Einführung 
des Einzelrichters die Stellung des Vorſitzenden unterhöhlt 
wird in einem Augenblick, wo an die Leitung des Prozeſſes 
erhöhte Anforderungen geſtellt werden. Daß damit der Rechts⸗ 
pflege großer Schaden droht, ſollte eigentlich keiner Erörte⸗ 
rung bedürfen. Vom Standpunkte der Juſtizverwaltung muß 
doch wohl davon ausgegangen werden, daß ſie die tüchtigſten 
Richter zu Vorſitzenden beſtellt hat. Nach der Neuordnung 
verlangt die Prozeßleitung eine Perſönlichkeit. Der Vor⸗ 
ſitzende muß nicht bloß an Kenntniſſen die Mitglieder der 
Kammer überragen, ſondern auch an Umſicht, Tatkraft, Er⸗ 
fahrung und Takt. Die Neuordnung birgt durch die Ver⸗ 
ſchiebung der Machtverhältniſſe manchen Zündſtoff. Und in 
dieſem Augenblicke wird der Vorſitzende entthront. Er hat 
ſämtliche Sachen den Einzelrichtern zu überweiſen, und ſoll 
nur diejenigen Sachen vor die Kammer bringen, die einer 
Vorbereitung nicht bedürfen, alſo die unbedeutenden, ſpruch⸗ 
reifen Sachen. Er darf und ſoll ſich dafür als Erſatz an der 
Tätigkeit der Einzelrichter beteiligen. 

Und wer iſt der Einzelrichter, der nunmehr in den 
Vordergrund tritt? Regelmäßig iſt jede Kammer mit einem 
jüngeren und einem älteren Mitgliede beſetzt. Wo ſollen auch 
alle die alten erfahrenen Richter hergenommen werden? Der 
Vorſitzende ſieht ſich alſo in die Lage verſetzt, womöglich fort⸗ 
geſetzt einen Einzelrichter zu beſtimmen, der erſt wenige 
Monate in einer Zivilkammer tätig iſt, dem es jedenfalls bei 
aller Tüchtigkeit gänzlich an Erfahrung fehlt. Ernennt er 
aber nur das ältere Mitglied zum Einzelrichter, ſo deklaſſiert 
er damit das jüngere öffentlich. 

So ſieht die Sache vom richterlichen Standpunkt aus. 
Und wie vom Anwaltſtandpunkt? 

Zunächſt bedeutet die Zerſplitterung eine Vermehrung der 
Sitzungstage, alſo eine Störung der Praxis. Der Anwalt 
hat auch ein Intereſſe nicht bloß an dem Endurteil, ſondern 
auch am Gange des Prozeſſes. Auch er will jetzt möglichſt 
wenig Termine, auch er will eine ſchnelle Entſcheidung haben. 
Er will das Gericht ſchon während des Prozeſſes unmittel⸗ 
bar beeinfluſſen, nicht durch das Medium des Einzelrichters. 
Er will Gewißheit haben, daß er im Laufe des Prozeſſes von 
der Kammer gehört und richtig verſtanden worden iſt. Er 
möchte die ſubjektive Auffaſſung des Einzelrichters bei der 
Beratung möglichſt von vornherein ausgeſchaltet wiſſen. Viel⸗ 
leicht macht ihm der Einzelrichter Auflagen, die ihm gänz⸗ 
lich überflüſſig erſcheinen, ihm unnütze umfangreiche Arbeit 
machen und den Prozeß in unrichtige Bahnen lenken. Viel⸗ 
leicht ordnet der Einzelrichter Beweiſe an, die er für un⸗ 
nötig oder auch nicht für ausreichend hält, die in beiden 
Fällen wiederum den Prozeß verlängern. Die Kammer hält 
ſchließlich den Standpunkt des Anwalts für richtig, aber das 
Unglück iſt geſchehen. Es darf doch nicht vergeſſen werden, 
daß es ſich vielleicht bei der Hälfte aller Prozeſſe um zweifel⸗ 
hafte Rechtsfragen handelt, und daß nach einem bekannten 
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Sprichwort ſich vier Meinungen bilden, wenn drei Juriſten 
ſich ſtreiten. 

Alles dies gilt vor allem in dem Falle, daß der Einzel⸗ 
richter als Gericht anzuſehen iſt, aber auch dann, wenn er 
lediglich als Beauftragter des Prozeßgerichts in die Ver⸗ 
handlung eintritt. Wie man auch die Stellung des Einzel⸗ 
richters bei der mündlichen Verhandlung auffaſſen mag, er 
bringt für das Verfahren keine Vorteile, höchſtens Nachteile. 

Wie ſteht es in dieſer Hinſicht mit den Sonderbefug⸗ 
niſſen? Ihnen iſt m. E. eine beſondere Bedeutung nicht bei⸗ 
zumeſſen. Die in $ 349 Nr. 1—4 aufgezählten Punkte: Ver⸗ 
weiſungen in den Fällen der SS 97, 98 GG., Entſcheidung 
über prozeßhindernde Einreden, Entſcheidung bei Zurücknahme 
der Klage, Verzicht, Anerkenntnis und Verſäumnis einer 
Partei ſpielen hinſichtlich des Zeitaufwandes keine Rolle. 
Die Beweisaufnahme erfolgt ohnehin faſt nie vor dem Prozeß⸗ 
gerichte. Die Beſtimmung, daß der Einzelrichter zunächſt 
die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits zu verſuchen hat, 
wird eine praktiſche Bedeutung nicht erlangen. 

Beim Landgericht wird der Beklagte ſchon in der Klage⸗ 
ſchrift aufgefordert, einen Anwalt zu beſtellen. Leiſtet der 
Beklagte der Aufforderung Folge, ſo iſt der Anwalt ſein Ver⸗ 
trauensmann und ſein Ratgeber. Der Anwalt wird zum 
Prozeſſe raten, wenn Ausſicht auf Erfolg beſteht; alsdann 
iſt eine Vergleichsſtimmung regelmäßig nicht vorhanden, 
Sühneverſuch daher zur Zeit ausſichtslos. Der Anwalt wird 
eben zunächſt meiſt aus wohl begründeter Überzeugung zu 
einem Vergleich gar nicht raten können, weil er den Aus⸗ 
gang des Prozeſſes noch nicht überſehen kann. Das iſt das 
Gros der Fälle. Leiſtet aber der Beklagte der Aufforderung 
zur Anwaltsbeſtellung keine Folge und erſcheint er nur per⸗ 
ſönlich zum Termin, ſo wird der Anwalt des Klägers im 
Intereſſe ſeines Mandanten gezwungen ſein, zunächſt Ver⸗ 
ſäumnisurteil gegen den nicht gehörig vertretenen Beklagten 
zu beantragen und den Beklagten wegen Vergleichsverhand⸗ 
lungen an den Kläger perſönlich zu verweiſen. Das lehrt die 
tägliche Praxis. 

Und nun die Stellung des Einzelrichters. Da die Ein⸗ 
laſſungsfriſt auf die Klage nur 2 Wochen beträgt und die 
Klagebeantwortung meiſt erſt kurz vor dem Termin eingeht, 
wird zur Anordnung des perſönlichen Erſcheinens der Par⸗ 
teien gar keine Zeit ſein. Ohne, daß beide Parteien in Perſon 
anweſend ſind, wird aber faſt nie ein Sühneverſuch von Er⸗ 
folg fein. Vertagung zwecks Sühneverſuchs als Regel bedeutet 
nur Verſchleppung. 

Was aber ſoll der Einzelrichter im Anfangsſtadium des 
Prozeſſes bei bedeutenden Objekten überhaupt für einen Ver⸗ 
gleichsvorſchlag machen? Er tappt ja noch gänzlich im Dun⸗ 
keln. Die Parteien zu einem Vergleiche zu überreden, kann 
ihm nicht zugemutet werden. Er muß ſich erſt ſelbſt eine 

berzeugung gebildet haben. Wohl alle erfahrenen Richter 
timmen daher darin überein, daß der richtige Zeitpunkt für 
as Sühneverfahren vor dem Landgericht im Regelfalle erſt 
gekommen iſt, nachdem die Beweiſe erhoben ſind. Dazu be⸗ 
darf es nicht des Einzelrichters, denn zum Abſchluſſe von 
Vergleichen iſt auch der beauftragte Richter befähigt. 

Es bleibt nur noch als einzige, ſcheinbar wichtige Be⸗ 
ſtimmung übrig, daß der Einzelrichter an Stelle des Prozeß⸗ 
gerichts entſcheiden kann. Damit wäre in der Tat der Einzel⸗ 
richter gerettet. Aber dieſe Beſtimmung wird niemals eine 
n erhebliche praktiſche Bedeutung erlangen. Solange 
ante des Prozeßgerichts zuläſſig iſt, wird jeder An⸗ 
er derjenigen Partei, die zu unterliegen fürchtet, zu dieſem 
. ſeine Zuflucht nehmen. 

1 ſich nun in der Praxis das Einzelrichtertum 

„Die Verordnung geht offenbar von der Beſtimmung des 
das dolcichters als Regel aus. In Wahrheit entſcheidet aber 
ſcho ibu mäßige Ermeſſen des Vorſitzenden. Dies zeigt ſich 
die & en daß die Beſtimmung unterbleiben kann, wenn 
laßt 1 5 keiner Vorbereitung bedarf. In den meiſten Fällen 
— Ae 9 85 aus der Klageſchrift überhaupt nicht erkennen, 
A orbereitung erforderlich iſt. Gerade die tüchtigſten 


zuſertigen eſchränken ſich darauf, eine ſchlüſſige Klage an⸗ 


ſchlagorbe de der Vorbereitung darf aber nicht allein aus⸗ 


d ſein. Oberſter G ß ſtets bleiben: 
d - r Grundſatz muß ſtets bleiben: Be⸗ 
} r Eren der Prozeſſe unter voller Gewähr für die Güte 
gung. Gelangt der Vorſitzende zu der Überzeugung, 


daß unter ſeiner perſönlichen Mitwirkung bei der Verhand⸗ 
lung am ſchnellſten entſchieden wird, daß dagegen bei Be⸗ 
ſtellung des Einzelrichters eine Verwirrung des Prozeſſes zu 
befürchten iſt, ſo hat er von der Beſtellung abzuſehen. Von 
ganz beſonderer Vedeutung wird hierbei ſein, ob er in dem 
Einzelrichter das Gericht oder den beauftragten Richter er⸗ 
blickt, und ob die Kammer in der richtigen Weiſe beſetzt iſt. 
Es erſcheint ausgeſchloſſen, daß die Verordnung dem Vor⸗ 
ſitzenden hat zumuten wollen, durch die Beſtimmung des 
Einzelrichters auf Koſten der Rechtſuchenden Experimente 
zu machen, von deren Mißlingen er nach ſeinem pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen unter Würdigung aller Verhältniſſe von 
vornherein überzeugt iſt. 

So kann es und wird es vielfach kommen, daß das, was 
die Verordnung ſich als Regel gedacht hat, in der Praxis 
zur Ausnahme wird. 

Wer davor zurückſchreckt, mag an den $ 335 denken: 

„Die Beweisaufnahme erfolgt vor dem Prozeßgericht. 
Sie iſt nur in den durch dieſes Geſetz beſtimmten Fällen einem 
Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gerichte 
zu übertragen.“ 

Wer wollte auch hier bezweifeln, daß die Praxis die 
Regel des Geſetzes in die Ausnahme verkehrt hat? 

Von Intereſſe dürfte es ſein, daß die beiden anderen 
Mitglieder meiner Kammer, von denen das eine erſt wenige 
Monate in einer Zivilkammer tätig iſt, während das andere 
Mitglied bereits 1½ Jahre Hilfsrichter beim Kammergericht 
war, mich gebeten haben, von der Beſtimmung des 8 348 
möglichſt wenig Gebrauch zu machen aus der Überzeugung 
heraus, daß die Prozeſſe bei fortgeſetztem Zuſammenwirken in 
allen Stadien am ſchnellſten und beſten erledigt werden. 


Bevollmächtigung des beurkundenden Notars. 
Von Prof. Dr. Otto Fiſcher, Breslau. 


8171 FGG. ſchließt von der Beurkundung eines Rechts⸗ 
geſchäfts denjenigen aus, zu deſſen Gunſten in der Ur⸗ 
kunde eine Verfügung getroffen wird. Das Kammergericht 
hält in ſtändiger Rechtſprechung daran feſt, daß damit dem 
Notar auch verboten fei, feine eigene Beſtellung zum Be⸗ 
vollmächtigten zu beurkunden (KG. 24, 6; 36,1995 88, 
190; 51, 91). Ein anderes Oberlandesgericht, das Hammer, 
hat in einem Urteil v. 2. Jan. 1924 die Gegenmeinung ein⸗ 
gehend begründet. Die Rechtslehre iſt durchaus geteilter Mei⸗ 
nung. Erneute Prüfung der praktiſch wichtigen Frage führt 
zu dem Ergebnis, daß die Anſicht des KG. unhaltbar und der 
Rechtspflege nicht förderlich iſt. 

Zunächſt iſt aber auf zwei Geſichtspunkte aufmerkſam zu 
machen, von denen der eine die Bedeutung der KGEntſch. ein⸗ 
ſchrüänken, der andere fie aber in einer vom KG. ſelbſt nicht 
gewollten Weiſe erweitern würde. 8 171 FGG. verordnet 
nicht die Nichtigkeit des beurkundeten Rechtsgeſchäfts, 
ſondern die Nichtigkeit der Beurkundung. Das iſt von 
der größten Bedeutung für beurkundete, aber nicht form⸗ 
bedürftige Geſchäfte. Denn dieſen verbleibt, ſofern tatſächlich 
die beurkundeten rechtsgeſchäftlichen Erklärungen mündlich 
oder auch nur durch ſchlüſſiges Verhalten erfolgt ſind, trotz 
der Nichtigkeit der Beurkundung ihre Wirkſamkeit als Rechts⸗ 
geſchäft. Die Vollmachtserteilung gehört nach 8 167 Abſ. 2 
BGB. zu den formfreien Geſchaften. Es behält alſo die tat⸗ 
ſächlich erfolgte Vollmachtserteilung an den Notar ihre volle 
rechtsgeſchäftliche Wirkung. Nur die geſetzliche Beweiskraft 
der Beurkundung fällt weg. Infolgedeſſen kann die Wirkſam⸗ 
keit der vom bevollmächtigten Notar für den vertretenen vor⸗ 
genommenen Rechtshandlungen nicht in Frage geſtellt werden. 

Der andere Punkt betrifft die Anwendung des 8171 
Nr. 1 FGG. bei Verfügungen von Todes wegen. Nach aus⸗ 
drücklicher Vorſchrift des 8 168 FGG. gilt 8 171 für die 
Beurkundung der Rechtsgeſchäfte aller Art „unbeſchadet 
der Vorſchriften des BGB. über die Errichtung von Teſta⸗ 
menten und Erbverträgen“. Das heißt natürlich nicht: aus 
genommen die Teſtamente und Erbverträge. Viel⸗ 
mehr treten bei den Teſtamenten und Erbverträgen die Vor⸗ 
ſchriften der 88 169 ff. FGG. den Vorſchriften des 
ergänzend hinzu. Nur ſoweit ſie mit den Vorſchriſten des 
BGB. in Widerſpruch treten follten, gelten die Vorſchriften 

; 116* 


924 


des BGB., denen durch die des FGG. keine Beeinträchtigung 
erwachſen ſoll. $ 2235 BGB. ſchließt von der Mitwirkung 
als Urkundsperſon bei Teſtamenten diejenigen aus, welche in 
dem Teſtamente bedacht werden oder zu einem Bedachten 
im nächſten Familienverhältniſſe ſtehen, und zwar bei Strafe 
der Nichtigkeit nicht des Teſtamentes, ſondern der Zuwen⸗ 
dung. Man, ai dr Sehe und Rechtſprechung darüber einig, 
daß 8 2235 BGB. nicht verbietet, daß eine Urkundsperſon. 
zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, als Vormund oder Pfleger 
benannt wird, oder daß ihr Befreiungen für ſolche Amter 
gewährt werden, und daß ihr auch eine angemeſſene Ver⸗ 
gütung für die Amtsführung ausgeſetzt wird (vgl. die Kom⸗ 
mentare von Planck, Staudinger, Franz Leonhard 
und von Reichsgerichtsräten, das Lehrbuch von Ennec⸗ 
eerus⸗Kipp II 3 8 14 UIId und KG. 51, 91). Aber damit 
iſt noch nicht ausgeſchloſſen, daß gemäß § 171 Nr. 1 FGG. 
die Beurkundung des Teſtamentes inſoweit nichtig würde, 
als ſie die Bevollmächtigung des beurkundenden Notars oder 
ſeine Berufung zum Teſtamentsvollſtrecker betrifft. Das würde 
neben dem Ausſchlußgrund des § 2235 einen neuen Aus⸗ 
ſchlußgrund aus $ 171 geben, der mit dem des § 2235 in 
keiner Weiſe in Widerſpruch ſtände und daher „unbeſchadet 
des § 2235“ gelten könnte und gelten müßte. 

Vor dieſer Folgerung ſchreckt man aber allgemein zurück. 
Das KG. (51, 91) ſucht ſich ihr durch die Behauptung zu 
entziehen, die Regelung der Gründe, welche Urkundsperſonen 
von der Mitwirkung bei Teſtamenten ausſchließen, in den 
88 2234—37 BGB. ſei eine ausſchließliche. Das iſt 
aber nicht nur nirgends beſtimmt, ſondern widerſpricht dem 
§ 168 F., der den § 171 ausdrücklich für alle Rechts⸗ 
geſchäfte, alſo auch für die Verfügung von Todes wegen un⸗ 
beſchadet der Vorſchriften des BGB., für anwendbar erklärt. 

Übrigens führt die Anſicht des KG. auch zu einem ſach⸗ 
lich unerträglichen Ergebniſſe. Danach wäre es bei Teſta⸗ 
menten zuläſſig, daß der Notar feine eigene Bevollmächtigung 
beurkundet, bei Rechtsgeſchäften unter Lebenden dagegen nicht. 
Für dieſe verſchiedenartige Behandlung beſteht nicht der ge⸗ 
ringſte fachliche Grund, auch das KG. hat keinen angegeben. 
Vielmehr würde ein Geſetzgeber, der die Beurkundung der 
eigenen Bevollmächtigung bei der einen Art von Rechts⸗ 
geſchäften geſtattet, fie aber bei der anderen noch dazu in un⸗ 
deutlicher Faſſung bei Strafe der Nichtigkeit verbietet, nicht 
nur irrationell, ſondern geradezu frivol handeln. 

Die geſchichtliche Entwicklung ſpricht nicht für eine aus⸗ 
dehnende Auslegung der Wendung „zu deſſen Gunſten“. Das 
franzöſiſche Notariatsgeſetz v. 16. März 1803 unterſagte die 
„disposition en leur faveur“ (Art. 8). Das war alſo mit 
dem Ausdrucke „Verfügung zu deſſen Gunſten“ ganz gleich⸗ 
bedeutend. Nach der herrſchenden Meinung hat das Geſetz 
damit die Beurkundung der eigenen Bevollmächtigung nicht 
verboten. 

Auch die Entſtehungsgeſchichte des FGG. ſteht der An⸗ 
ſicht des KG. entgegen. Nach der Denkſchrift (S. 88) hatten 
die Fertiger des Entwurfs die Auffaſſung, daß das Geſetz 
für Rechtsgeſchäfte unter Lebenden keine ſtrengeren Vor⸗ 
ſchriften aufſtellen wolle, als es das BGB. für die Ver⸗ 
fügungen von Todes wegen getan haben. Dieſer Wille, ſtren⸗ 
gere Vorſchriften zu vermeiden, iſt auch bei dem mit der hier 
in Rede ſtehenden Vorſchrift im engſten Zuſammenhange 
ſtehenden Ausſchluſſe wegen Familienverhältniſſes genau be⸗ 
achtet. 8170 Nr. 2—4 ſchließt wegen Familienbeziehungen 
zu einem Beteiligten oder demjenigen, für den der Beteiligte 
als Vertreter handelt, genau dieſelben Perſonen aus, welche 
8 2235 BGB. wegen ihres Verhältniſſes zu dem Bedachten 
ausſchließt. Daß man dabei auch Beziehungen zum Ver⸗ 
tretenen berückſichtigt, iſt durchaus gerechtfertigt und zeigt, 
daß der eigentliche Sitz des hinderlichen Intereſſes beim Ver⸗ 
tretenen liegt und nicht beim Vertreter. Es iſt daher an⸗ 
zunehmen, daß auch 8 171 FGG. nicht über § 2235 BGB. 
hinausgehen wollte. Selbſtverſtändlich liegt aber die Sache 
bei Geſchäften unter Lebenden nicht ganz genau ſo wie bei 
Verfügungen von Todes wegen. Es würde z. B. nicht richtig 
ſein, wenn man unter „Verfügungen zugunſten jemandes“ 
nur Freigebigkeiten verſtehen würde, wie ſie der Aus⸗ 
druck „bedachter“ allerdings erfordert. Auch entgeltliche, aber 
dem Empfänger ſelbſt zugute kommenden Zuwendungen recht⸗ 
licher Vorteile, ſeien es Rechtserwerb, fremde Verpflichtung 
oder Befreiung von eigener Verpflichtung müſſen als Ge⸗ 
ſchäfte zugunſten des Vorteilsempfängers betrachtet werden. 


Größere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Aber es iſt daran feſtzuhalten, daß das Geſchäft die unmittel⸗ 
bare Übertragung von Vermögensvorteilen auf die Urkunds⸗ 
perſon ſelbſt zum Gegenſtand haben muß. Auch das KG. 
arbeitet mit dem Begriffe des rechtlichen Vorteils, aber in 
einer rein formaliſtiſchen Weiſe. Es ſagt: „Derjenige rechtliche 
Erfolg, auf deſſen Hervorbringung die Abgabe der Voll⸗ 
machtserklärung ihrem Inhalte nach allein gerichtet war, 
nämlich die Erteilung der Vertretungsmacht, tritt zum Vor⸗ 
teil des Bevollmächtigten ein. Der letztere erwirbt 
dieſe Macht und iſt daher der durch die Vollmachtserteilung 
Begünſtigte.“ Damit iſt der Begriff des Vorteils wie der 
Begriff der Vollmacht in gleicher Weiſe verkannt. Es kann 
allerdings Vollmachtserteilungen geben, die dem Bevollmäch⸗ 
tigten, abgeſehen von den hier offenbar nicht in Betracht kom⸗ 
menden und auch nicht auf der Vollmacht, ſondern auf dem 
Auftragsvertrage beruhenden Anſpruche auf geſetzlichen oder 
üblichen Arbeitsentgelt Vermögensvorteile bringen, ſo wenn 
einem gewerbsmäßigen Güterzerteiler unwiderrufliche Voll⸗ 
macht gegeben wird, die Teile des Gutes direkt an die Einzel⸗ 
erwerber aufzulaſſen (vgl. auch die Fälle RG. 76, 1841); 79, 
2502); 97, 3335)). Solche ſelbſtnützige Vollmacht (procuratio 
in rem suam) erhält allerdings eine Verfügung zugunſten des 
Bevollmächtigten, aber nicht wegen des Vollmachtsinhaltes als 
ſolchem, ſondern weil der Vollmacht andere Erklärungen hin⸗ 
zugetreten ſind, die eine ſolche Begünſtigung enthalten. So 
wenig man die Beſitzübertragung an einen Verwahrer 
im Gegenſatz zu der Beſitzübertragung an einen Entleiher 
als eine Verfügung zugunſten des Verwahrers anſehen wird, 
ſo wenig kann man überhaupt in einem auf Prokuration ab⸗ 
zielenden Akte irgendeine Begünſtigung des Prokurators er⸗ 
blicken. Man müßte dann auch die Beſtellung des Vormundes 
als eine Verfügung zugunſten des Vormundes anſehen, wäh⸗ 
rend man im allgemeinen doch in der Übernahme einer Vor⸗ 
mundſchaft eine Laſt und eine Sorge ſieht, von deren Über⸗ 
nahme man unter Umſtänden zu befreien iſt. Gerade die hier 
einſchlagenden lateiniſchen Ausdrücke cura und tutela zeigen, 
daß einem Bevollmächtigten und ſonſtigen Vertreter nicht 
eine Rechtsſtellung zu ſeinen Gunſten eingeräumt wird, 
ſondern daß der Inhalt der ihm übertragenen Stellung darin 
beſteht, ein Fürſorger und Schützer der Intereſſen eines 
anderen, bei der Vollmacht des Vollmachterteilers, zu ſein, 
alſo nicht egoiſtiſch, ſondern altruiſtiſch tätig zu werden. 
Die Vollmacht iſt keine Verfügung zugunſten des Vertreters, 
ſondern eine ſolche zugunſten des Vertretenen. Das KG. 
ſucht dieſe Bedenken mit den Worten abzutun: „daß dieſe 
Machtſtellung dem Bevollmächtigten zu dem Endzwecke ein⸗ 
geräumt wird, daß er von ihr im Intereſſe des Machtgebers 
Gebrauch mache, iſt für die vorliegende Frage ohne Be⸗ 
deutung. Denn Gegenſtand der Vollmachtserteilung iſt nicht 
die Ausübung der erteilten Macht, ſondern lediglich die Be⸗ 
gründung dieſer Macht.“ Damit iſt man an der Oberfläche 
geblieben und hat den Kern des Problems nicht erfaßt, das 
ſchon Fhering in ſeinem berühmten Buche „Über den Be⸗ 
ſitzwillen“ hinſichtlich der ſelbſtnützigen und prokuratoriſchen 
Detention eingehend behandelt hatte. 

Wie wenig ſachgemäß der Ausſchluß der Vollmachts⸗ 
erteilung an den beurkundenden Notar iſt, zeigt auch ein 
Blick auf die zahlreichen Vorſchriften, die, wie z. B. § 15 
GBO., 88 71, 129 FGG. den beurkundenden Notar kraft Ge⸗ 
ſetzes zum Bevollmächtigten der Beteiligten für Ausführungs⸗ 
handlungen beſtellen. Denn es iſt damit klargeſtellt, daß das 
Geſetz es in keiner Weiſe als mit der Stellung des Notars 
unvereinbar betrachtet, daß dieſer für die Beteiligten die 
nötigen Ausführungsſchritte tut, daß es im Gegenteil hierin 
etwas Nützliches und vom Staate zu Förderndes ſieht. Es 
iſt deshalb gar nicht abzuſehen, warum es nun den Notar 
unheilbar kompromittierten und feine Akte kraſtlos machen 
müſſe, wenn ihm die Beteiligten eine etwas weitere Aus⸗ 
führungsvollmacht erteilen, als ſie das Geſetz ihm ſchon ohne 
weiteres gegeben hat. Der Notar darf unzweifelhaft ohne 
beſondere Vollmacht die Eintragung des neuen Eigentümers 
im Grundbuche beantragen, wenn er die Auflaſſung be⸗ 
urkundet hat. Warum ſoll es ihm, wenn er den Kaufvertrag 
beurkundet hat, unterſagt ſein, mit beſonderer Vollmacht die 
Auflaſſung vorzunehmen, welche zur grundbuchmäßigen Aus⸗ 


9) JW. 11, 577. 
2) JW. 12, 759. 
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führung des Kaufvertrages dient? übrigens iſt ihm das ja 
auch ohne Zweifel gar nicht unterſagt. Unterſagt ſoll ihm 
bloß ſein, daß er die dazu erforderliche Vollmacht ſelbſt be⸗ 
urkundet, aber das iſt doch noch viel unbegreiflicher und ent⸗ 
behrt in der Tat irgendeines Grundes. 

In der Frage der Nichtigkeit begründenden Formvor⸗ 
ſchriften überwiegt heute in Rechtspolitik und Rechtsaus⸗ 
legung der Standpunkt, daß bei Strafe der Nichtigkeit vor⸗ 
zuſchreibende Formen eine Ausnahme bilden müſſen, daß 
man fie nur ſoweit vorſchreibt, als das ein beſonderer Rechts⸗ 
zweck zwingend erfordert, und daß man ſie daher auch nur 
inſoweit als vorhanden anſieht, als ihr klarer und unzwei⸗ 
deutiger Inhalt reicht. Nicht Zerſtörung fachlich gerecht⸗ 
fertigter Geſchäfte, ſondern ihre möglichſte Aufrechterhaltung 
iſt die Aufgabe der Rechtsordnung und der Rechtspflege. 
Sonſt verfährt fie unwirtſchaftlich und unſozial. 

Von den zahlreichen Stellen des BGB. und anderer Ge⸗ 
ſetze (3. B. § 13 Abſ. 2 GBO., § 14 Abſ. 2 KO.), in denen 
die Wendung „zugunſten“ vorkommt, kann keine einzige 
dazu verwendet werden, um eine über den wahren Sinn hin⸗ 
ausgehende maßloſe Ausdehnung ihres Sinnes zu recht⸗ 
fertigen. Die beſondere Wendung „Verfügung zugunſten“ 
haben die 88 2270, 2281 BB. $ 2270 ſchränkt dabei 
den Ausdruck beſonders auf Erbeseinſetzung, Vermächtnis und 
Auflage ein. Aber auch § 2281 BGB. meint offenbar nur 
letztwillige Verfügungen, die dem begünſtigten einen wirk⸗ 
lichen rechtlichen Vorteil bringen. Auch in den zahlreichen 
Fällen, wo von Belaſtungen zugunſten jemandes ge⸗ 
ſprochen wird (z. B. 8 1191 Abſ. 1 BGB.), iſt ebenfalls nur 
an einen durch die Belaſtung der betreffenden Perſon ge⸗ 
währten Nutzen gedacht. Ebenſo bei der Wendung „Be⸗ 
ſchränkungen zugunſten eines anderen“ (EG. Art. 124) 
und bei dem Ausdrucke „Erklärung zugunſten jemandes“ 
(3. B. 88 875, 876). Vielfach tritt bei der Wendung „zu⸗ 
gunſten“ klar zutage, daß dem Begünſtigten nur die vorteil⸗ 
haften Wirkungen zuftatten kommen ſollen, während die 
etwaigen nachteiligen Wirkungen nicht eintreten ſollen, z. B. 
§ 1248 BGB. Wenn 8 674 BGB. beſtimmt, daß der er⸗ 
loſchene Auftrag ſo lange fortdauert, bis dieſer das Erlöſchen 

emerkt oder bemerken muß, ſo kann auch daraus nicht 
das mindeſte dafür entnommen werden, daß man die Ver⸗ 
tretungsberechtigung ſelbſt und an ſich als eine Begünſtigung 
anzuſehen hätte. Die Begünſtigung liegt vielmehr darin, daß 
der Vertretungsberechtigte gegen Nachteile geſchützt wird, die 
ihm aus der Nichtkenntnis des Erlöſchens ſeiner Befugnis er⸗ 
ler könnten. Ahnlich liegt es im Falle des 8 729 BGB. 
5 uch ein Hinweis auf die ſog. Verträge zugunſten Dritter 
ab die gegenteilige Auffaſſung nicht zu ſtützen. Der be⸗ 
reffende Titel des BGB. (8 328335) ſpricht in Überſchrift 
En Text gar nicht von Verträgen zugunſten Dritter, ſon⸗ 
195 9 von dem Verſprechen der Leiſtung an einen Dritten, 
50 „m übrigen hat dieſe Materie mit der Vollmachts⸗ 
5 eilung nicht das geringſte zu tun. Das BGB. ſelbſt ſpricht 
ur in $ 2370 von den in § 2366, 2367 bezeichneten „Rechts⸗ 
geiöjäften zugunſten des Dritten“. In 8 2366 handelt es ſich 
x den Erwerb eines Erbſchaftsgegenſtandes oder eines Rech⸗ 
Am 5 einem ſolchen Gegenſtande durch einen Dritten oder 
höre 15 Befreiung des Dritten von einem zur Erbſchaft ge⸗ 
Mara Rechte, im 8 2367 um Leiſtungen an Dritte auf 
5 un . zur Erbſchaft gehörigen Rechts und um Rechts⸗ 
m ae e zwiſchen Scheinerben und Dritten, die eine Ver⸗ 
welchen über das Recht enthalten. Auch die anderen zahl⸗ 
nichts debe brauchsfälle der Wendung „zugunſten“ ergeben 
der hier vertretenen Auffaſſung Nachteiliges. Übri⸗ 
wechſelnden jede derartige Wendung, welche möglicherweiſe 
auszule⸗ en Sinn haben kann, in jedem einzelnen Falle jo 
Im Porte wie es deſſen beſonderer Bedeutung entſpricht. 
fach orliegenden Falle würde man im höchſten Grade un⸗ 
— 9 5 namentlich unſozial und unwirtſchaftlich handeln, 
Erwägnan, ohne vernünftigen Grund aus rein formaliſtiſchen 
Wi Basen ſonſt ganz rechtswirkſame Geſchäfte um ihre 
F080 Gen wollte. Es bleibt dabei, daß § 171 Nr. 1 
der Urka N beſchränkt werden muß, in denen entweder 
gewährt — Sperſon eine Zuwendung gemacht, eine Befreiung 
Bloße — 55 eine Verpflichtung ihr gegenüber begründet wird. 

Das e der Urkundsperſon fällt nicht darunter: 
urkundun 1 hat zu der Frage der Zuläſſigkeit der Be⸗ 
mittelb er eigenen Bevollmächtigung noch keine un⸗ 

are Stellung 5 i 
Stel genommen. Es hat jich aber (RG. 88, 


147) über die Bedeutung der Wendung „zu deſſen Gunſten 
in der Urkunde eine Verfügung getroffen wird“ ausgeſprochen. 
Es hatte jemand der Stadtgemeinde Abtretung des durch die 
feſtgeſtellte Fluchtlinie beſtimmten Teils ſeines Grundſtücks 
angeboten. Er hatte ferner mit anderen Intereſſenten die 
Verſchiebung der Fluchtlinie beantragt und deshalb ſeiner 


N 


Erklärung hinzugefügt, daß, wenn dieſe Verſchiebung erfolgen 
ſollte, die Abtretung der nach dem neuen Plan für die Straße 
beſtimmten Fläche ſtattfinden ſolle. Dieſes Angebot und ſeine 
Annahme hatte ein ſtädtiſcher Beamter beurkundet. Sein Ver⸗ 
hältnis zur Stadt ſteht der Gültigkeit ſelbſtverſtändlich nicht 
entgegen, da Art. 12 8 12 Preuß Ausfch. auf Grund von 
Art. 142 EGBGB. die beſondere Ermächtigung der ſtädtiſchen 
Beamten für ſolche Beurkundungen beſtimmt hat. Der Be⸗ 
amte gehörte aber außerdem zu den Anliegern der neu an⸗ 
zulegenden Straße und hatte auch die Verlegung der Flucht⸗ 
linie mit beantragt, war alſo bei der Sache inſofern beteiligt, 
als die Verſchiebung dem gemeinſamen Intereſſe aller An⸗ 
lieger entſprach, und außerdem ihm, wie zu unterſtellen war, 
beſondere Vorteile brachte. Das RG. hat darin keinen Aus⸗ 
ſchlußgrund für die Urkundsperſon geſehen, weil die Vor⸗ 
teile, die er aus der Verſchiebung der Fluchtlinie gezogen 
haben könnte, wirtſchaftlicher und nicht rechtlicher Art ſeien 
und keine rechtliche Beſſerſtellung gewährten und jedenfalls 
eine rechtliche Beſſerſtellung nicht unmittelbar durch die be⸗ 
urkundete Verfügung erlangt ſei. Dabei bemerkt das R.: 

1. Die Sicherheit des geſchäftlichen Verkehrs und der 
Charakter der Ausſchließungsgründe der 88 170 ff. JGG. als 
Ausnahmebeſtimmung verlange eine gewiſſe einengende Aus⸗ 
legung. 

2. Mit der Gegenanſicht würde man zum Nachteil der 
geſchäftlichen Verkehrsſicherheit der Erhebung von Einwen⸗ 
dungen Tür und Tor öffnen, da es dann an einer irgendwie 
feſten Grenze fehlen würde. 

Hiernach dürfte zu erwarten fein, daß das RG. auch be⸗ 
züglich der Frage der Zuläſſigkeit der Beurkundung der Be⸗ 
vollmächtigung der Urkundsperſon ſelbſt an dem Grundſatze 
enger Auslegung des Ausſchlußgrundes feſthalte und eine 
der Verkehrsſicherheit ſchädliche Anwendung über den un⸗ 
zweifelhaft feſtſtehenden Tatbeſtand einer wirklichen und ſelbſt⸗ 
nützigen rechtlichen Beſſerſtellung nicht zulaſſen wird. 


Richtlinien für die Handhabung der Zivilprozeß⸗ 
* novelle!) 
a) der Rechtsanwälte beim Oberlandesgericht Naumburg. 


Die am 1. Juni 1924 in Kraft tretenden Anderungen der 
PD. erſchweren für die Anwälte erſter und zweiter Inſtanz 
die ordnungsmäßige Bearbeitung der Berufungsſachen und 
ſetzen in ſo hohem Maße die Partei der Gefahr der Prä⸗ 
kluſion, den Prozeßbevollmächtigten wie vor allem den Korre⸗ 
ſpondenzanwalt einer Regreßgefahr aus, daß die Anwälte 
des OLG. es für notwendig halten, den Kollegen erſter In⸗ 
ſtanz folgende Vorſchläge für die zukünftige gemeinſame Ar⸗ 
beit zu machen. Wir glauben, daß nur bei Innehaltung 
dieſer Richtlinien von uns eine Verantwortung für die ord⸗ 
nungsmäßige Prozeßführung übernommen, wie auch der Ver⸗ 
kehrsanwalt vor der Regreßgefahr einigermaßen geſchützt wer⸗ 
den kann. 

Die Eventualmaxime iſt zwar nicht unbedingt eingeführt, 
kann aber nach Ermeſſen des Gerichts angewandt werden, 
verſpätetes Vorbringen auch von Beweismitteln und Beweis⸗ 
einreden darf zurückgewieſen werden, Vertagungsrecht im frü⸗ 
heren Sinne gibt es für den Anwalt nicht mehr. Für die 
Einreichung der Berufungsbegründung iſt die überaus kurze 
Friſt von einem Monat geſetzt, für Erwiderungsſchriftſätze 
können Friſten geſetzt werden. Die Möglichkeit, zwecks Be⸗ 
ſchaffung von Information Verſäumnisurteil ergehen zu laſ⸗ 
fen, iſt meiſt nicht mehr vorhanden. Ein Verſäumnisurteil 
nützt dem Bekl. wenig, weil es in Zukunft ſtets vorläufig 
vollſtreckbar iſt. Außerdem darf der Gegner Endurteil nach 
Lage der Akten an Stelle des Verſäumnisurteils beantragen 
und wird hiervon im Intereſſe feiner Partei meiſt Gebrauch 
machen müſſen. * 


2) Vgl. KG. IW. 1924, 881. Die Richtlinien anderer Anwalt⸗ 
ſchaften werden folgen. 
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Wir Anwälte aller Inſtanzen werden daher bei der Be⸗ 
arbeitung der Sachen, insbeſondere bei Erledigung von Rück⸗ 
fragen und bei der Übermittlung und Verarbeitung der In⸗ 
formation noch mit viel größerer Beſchleunigung und Prompt⸗ 
heit arbeiten müſſen und uns dabei und vor allem im Ver⸗ 
kehr mit der Partei viel weniger durch Hilfsperſonen (Büro⸗ 
perſonal uſw.) unterſtützen laſſen können. Muſſen wir doch 
damit rechnen, daß auch dann neues Vorbringen als ver⸗ 
ſpätet zurückgewieſen werden kann, wenn der Anwalt die 
Partei nicht rechtzeitig danach gefragt hat! Eine ſchleunige 
und gründliche Befragung der Partei wird alſo erſte Vor⸗ 
bedingung ſein müſſen. Und nur wenn auch die Parteien 
möglichſt zu poſtwendender Erledigung aller Anfragen an⸗ 
gehalten werden, laſſen ſich Friſtverſäumniſſe und die Gefahr 
ſchwerer Rechtsnachteile vermeiden. 

Wir hoffen, den Verkehrsanwälten die Arbeit dadurch zu 
erleichtern, daß wir in Zukunft nicht nur von den gegneriſchen 
Schriftſätzen, ſondern auch von allen unſeren eigenen Schrift⸗ 
fägen eine Abſchrift überſenden werden, damit der Verkehrs⸗ 
anwalt auch bei ſeinen Akten das nötige Prozeßmaterial 
möglichſt vollſtändig hat und zeitraubende Rückfragen ver⸗ 
mieden werden. Auch werden wir Abſchriften der Beweis⸗ 
verhandlungen ſtets doppelt überſenden, damit der Ver⸗ 
kehrsanwalt eine Abſchrift an die Partei ſofort weitergeben 
und die andere für ſeine Handakten behalten kann. 

Das Verfahren vor dem Einzelrichter bedeutet die Gefahr 
einer Feſtlegung des Gerichts ohne mündliche Verhandlung 
und ohne Juziehung der Anwälte. Schriftſätze und Infor⸗ 
mationen werden daher in Zukunft von Anfang an viel mehr 
erſchöpfend ſein und bis ins einzelne gehen müſſen. 

Damit insbeſondere in der Berufungsrechtfertigung alles 
vorhandene Material gebracht werden kann, iſt es unbedingt 
erforderlich, daß die Handakten erſter Inſtanz durch⸗ 
aus vollſtändig ſind, alſo Abſchriften aller Protokolle ſo⸗ 
wohl von Zeugenvernehmungen, wie auch von Verhandlungs⸗ 
terminen, ſowie Abſchriften der vom Gericht eingeholten Aus⸗ 
künfte vollſtändig enthalten, möglichſt auch vollſtändige Ab⸗ 
ſchriften der eingereichten Briefe und Urkunden. Eine Er⸗ 
gänzung der Handakten aus den Gerichtsakten, die wir bis⸗ 
her regelmäßig vornahmen, wird nicht mehr möglich ſein, 
weil dadurch die Berufungsbegründungsfriſt verſtreichen würde. 
Wir bitten die Herren Kollegen, perſönlich auf Vollſtändig⸗ 
keit der Aktenführung ſowohl gegenüber dem Büroperſonal, 
wie hinſichtlich der gerichtlichen Abſchriften gegenüber der 
Gerichtsſchreiberei zu dringen. Soweit für die Handakten keine 
vollſtändigen Abſchriften möglich ſind, bitten wir, wenigſtens 
genau vermerken zu laſſen, welche Briefe oder Urkunden zu 
den Gerichtsakten überreicht oder verſchickt werden. Die Mög⸗ 
lichkeit, ſich in dieſer Beziehung, ſowie auch bei einfacheren 
Anfragen und Schriftſätzen und bei Einholung von Infor⸗ 
mation lediglich auf das Büro zu verlaſſen, wird durch die 
Novelle ſtark eingeſchränkt. 

Die Regreß⸗ und Präkluſionsgefahr bei ſchuldhaft ver⸗ 
zögertem Vorbringen wird den Anwalt nötigen, ſowohl die 
Aktenführung wie die Erledigung der Korreſpondenz 


und die Rückfragen an die Partei, insbeſondere die Jufor⸗ 


mationserteilung, perſönlich anzuordnen und zu überwachen. 
Grobe Nachläſſigkeit des Anwalts (und damit der von ihm 
vertretenen Partei) kann ſchon darin erblickt werden, daß 
er die Partei nach beſtimmten Tatumſtänden oder Beweis⸗ 
antritten nicht gefragt hat, obwohl er ſie perſönlich zunächſt 
nicht für erheblich hält. Wegen der Kürze der in Betracht 
kommenden Friſten und der bekannten Schwierigkeit, von den 
Parteien ſofort Antwort zu erhalten, nehmen wir das Ein⸗ 
verſtändnis aller Kollegen damit an, uns nötigenfalls auch 
ohne vorherige Benachrichtigung des Verkehrsanwalts an die 
Partei ſelbſt zu wenden oder ſie zur Rückſprache zu beſtellen. 

Die Friſt für die Berufungsbegründung läuft 
von der Berufungseinlegung ab. Es empfiehlt ſich daher, dem 
Anwalt zweiter Inſtanz die Akten mit vollſtändigem Ur⸗ 
teil möglichſt frühzeitig zu überſenden, mit Ein⸗ 
legung der Berufung aber — falls nicht beſondere Gegen⸗ 
gründe vorliegen — bis gegen Ablauf der Berufungsfriſt 
zu warten, um für die Bearbeitung und etwa vorher noch 
nötig werdende Rückfragen und die Herbeiſchaffung neuen 
Materials Zeit zu gewinnen. Wir werden erſt gegen 
Ende der Berufungsfriſt Berufung einlegen, 
falls wir keine andere Weiſung erhalten. Dazu 


iſt aber unbedingt nötig, daß der Zeitpunkt der erſten 
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Urteilszuſtellung einwandfrei feſtgeſtellt und in den 
Handakten vermerkt wird. Wir bitten in jedem Fall, bei Er⸗ 
teilung des Berufungsauftrags genau anzugeben, wann die 
Berufungsfriſt abläuft. In vielen Fällen waren bisher die 
Zuſtellungsurkunden unvollſtändig oder bei Überſendung der 
Handakten noch nicht in Ordnung. Wir bitten, dieſem Punkt, 
der in Zukunft erhöhte Bedeutung gewinnt, beſondere: 
Aufmerkſamkeit zu ſchenken, insbeſondere bei Zuſtellung des 
Urteils von Anwalt zu Anwalt ſich ſofort eine Zuſtellungs⸗ 
beſcheinigung des zuſtellenden Anwalts geben zu laſſen (8 198 
ZPO), und zwar im Original. 

Auf alle Fälle bitten wir ſtets Ausfertigung mit 
Gründen zu beantragen und ſowohl uns wie der Partei je 
eine Abſchrift zu überſenden. 

Damit während der Begründungsfriſt Handakten und Ge⸗ 
richtsakten nicht durch Anträge auf Koſtenfeſtſetzung oder 
Wertfeſtſetzung oder dgl. der Bearbeitung entzogen und weg⸗ 
geſchickt werden müſſen, bitten wir, ſolche Antraͤge vor Ein⸗ 
legung der Berufung zu erledigen oder erſt tach Begründung 
der Berufung zu ſtellen. 

Der Aktenüberſendung bitten wir nicht nur vollſtändige 
Information beizufügen oder baldigſt nachfolgen zu laſſen, 
ſondern auch bei Neuvorbringen, insbeſondere aber, wenn es 
ſich um in erſter Inſtanz als verſpätet zurückgewieſenes Vor⸗ 
bringen handelt, Glaubhaftma chung dafür beizufügen, 
daß die Verſpätung entſchuldbar iſt. Ebenſo bitten wir, bei 
weiterem nachträglichen Vorbringen und Beweismitteln in 
zweiter Inſtanz zu verfahren. Wenn Glaubhaftmachung für 
den Grund der Verſpätung fehlt, ſo kann das in erſter In⸗ 
ſtanz zurückgewieſene Vorbringen auch im zweiten Rechtszug 
ohne weiteres zurückgewieſen werden. 

Die ſchleunige Überſendung der Handakten iſt auch für 
den Berufungsbeklagten von großer Bedeutung, ſo⸗ 
wohl wegen des Fehlens eines unbedingten Vertagungsrechts 
des Anwalts, wie auch wegen der Anſchlußberufung, bei der 
für Vorbringen und Begründung ähnliches gilt, wie für die 
Berufung. 

Wir ſind uns bewußt, daß die Erfüllung der vorſtehen⸗ 
den Wünſche für die Kollegen und das Büroperſonal erſter 
Inſtanz eine erhebliche Mehrbelaſtung bedeutet, die wir aber 
nicht uns, ſondern dem Geſetzgeber zur Laſt zu legen bitten. 
Sie muß getragen werden vor allem im Intereſſe der Partei 
und des Anwalts erſter Inſtanz (bzw. des Verkehrsanwalts) 
ſelbſt, um dieſen vor Regreſſen zu ſchützen. Selbſtverſtändlich 
werden auch wir alles tun, um ein möglichſt reibungsloſes 
Zuſammenarbeiten zu erzielen. Ein kurzes Merkblatt, be⸗ 
ſonders auch für das Büro beſtimmt, fügen wir bei. Ebenſo 
den Entwurf eines erſten Schreibens an die Partei ſoſort 
nach Erlaß eines ungünſtigen Urteils erſter Inſtanz, wie es 
bei einer Beſprechung mit den Richtern des OLG. von dieſen 
angeregt iſt. 

Anlage 1. 


„In Ihrer Prozeßſache gegen a 
(die Klage abgeiviejen). 

Ich ſchicke Ihnen das Urteil, fobald ich es vom LG. erhalte. 

Gegen das Urteil kann bei dem OLG. in Naumburg 
a. d. Saale durch einen dort zugelaſſenen Anwalt Berufung 
eingelegt werden. Das muß innerhalb eines Monats, ge⸗ 
rechnet von der Zuſtellung des Urteils, geſchehen. Innerhalb 
eines weiteren Monats, gerechnet von Einlegung der Be⸗ 
rufung, muß die Berufung durch Schriftſatz gerechtfertigt 
werden. Alles, was in dieſem Schriftſatz nicht angeführt iſt, 
kann ſpäter vom Gericht als verſpätet zurückgewieſen werden, 
wenn Sie dem Gericht nicht glaubhaft machen, daß es ohne 
Ihr Verſchulden nicht ſchon in dieſen erſten Schriftſatz ge⸗ 
kommen iſt (auch neue Zeugen uſw.). 

Außerdem iſt binnen einer Friſt, die das OLG. be⸗ 
ſtimmt, der Nachweis zu führen, daß ein Gerichtsgebühren⸗ 
vorſchuß gezahlt iſt. Es genügt alſo nicht, daß der Vor⸗ 
ſchuß innerhalb der Friſt gezahlt iſt, ſondern innerhalb der 
Friſt muß dem OLG. auch noch der Nachweis darüber (Quit⸗ 
tung, Poſtſchein uſw.) vorgelegt werden. Verſänmung jeder 
einzelnen der Friſten führt zur Verwerfung der Berufung. 
Sie werden daher, wenn Sie Berufung einlegen wollen, gut 
tun, ſich unverzüglich mit dem Anwalt am OLG. durch 
meine Vermittlung oder unmittelbar in Verbindung zu ſetzen, 
damit das Erforderliche rechtzeitig mündlich oder ſchriftlich 
beſprochen werden kann.“ 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


Anlage 2. 
Merkblatt für das Büro. 

J. Die Handakten find dauernd vollſtändig zu 
halten. 

Es dürfen keinesfalls fehlen: 

1. Abſchriften der eigenen oder gegneriſchen Schriftſätze, 

2. Terminsprotokolle, 

3. Beweisprotokolle, Auskünfte, 

4. Abſchriften der überreichten Urkunden und Briefe, 

5. Vermerk, welche Urkunden und Briefe ohne Abſchrift⸗ 

entnahme überreicht oder verſchickt ſind! Datum! 
0 II. Iſt Urteil mit Tatbeſtand und Gründen für 
au Anwalt zweiter Inſtanz und für die Partei vorhanden? 
Iſt die Zuſtellung genau beurkundet und keine frühere 
uſtellung erfolgt? 

4 III. Akten und Urteil baldigſt in die zweite Inſtanz! 
Erſchöpfende Information beſchleunigt nachfolgen laſſen. 
Partei auf Kürze der Begründungsfriſt und drohenden Rechts⸗ 
verluſt durch Ausſchluß allen nachträglichen Vorbringens hin⸗ 
weiſen. Alle Berufungsſachen Eilſachen! 
„ IV. Durch Vertagung oder Verſäumnisurteil iſt keine 
Friſtverlängerung für die Informationserteilung zu erreichen! 
Gertagungs recht des Anwalts iſt beſeitigt; ſtatt Ver⸗ 
ſäumnisurteil könnte Endurteil nach Aktenlage ergehen! 
V. Bei nachträglichem Vorbringen ſtets Glaub⸗ 
haftmachung für Entſchuldbarkeit beifügen, ſonſt Aus⸗ 
ſchlußgefahr, auch wenn Vorbringen ſchon in erſter Inſtanz 
erfolgt war. 
„ VI. Anträge auf Koſtenfeſtſetzung oder Streitwertfeſt⸗ 
letzung vor Einlegung der Berufung erledigen oder erſt nach 
erfolgter Berufungsbegründung ſtellen! 


b) der Rechtsanwälte beim Landgericht Düſſeldorf!). 


I. Güteverfahren. 
8 a) Das Güteverfahren hat nur vor dem Richter, nicht 
r dem Gerichtsſchreiber ſtattzufinden. 
bei a) Auf die Zulaſſung von Bevollmächtigten und Rechts⸗ 
i änden, welche das Verhandeln im Güteverfahren ge⸗ 
Nb smäßig betreiben, findet die Beſtimmung des $ 157 
1 38. entſprechende Anwendung. 
II. Ausſchluß mit verſpätetem Vorbringen: 
wirt a) Bei der Handhabung find die heutigen verwickelten 
ſchaftlichen und rechtlichen Verhältniſſe zu berückſichtigen. 
TR Die Handhabung darf nicht dazu führen, dem tat⸗ 
N Vorbringen der Parteien ohne Not Schranken zu 
dung Trotz des berechtigten Strebens, jede Prozeßverſchlep⸗ 
Re et verhindern, darf der Richter nicht vergeſſen, daß der 
at Streit nach ſeiner weſentlichſten Bedeutung zur Findung 
ud Geſtſtellung des materiellen Rechts zu führen hat. 
= ze) Es müſſen die Gefahren vermieden werden, daß durch 
“ . basische Anwendung der Beſtimmungen: 

Vertra a3 rechtſuchende Publikum unter Erſchütterung feines 
Gericht ſich zur Rechtspflege den Eindruck gewinnt, daß das 
2 Ale klaren und erheblichen Tatſachen verſchließt; 
richtige 2 die Berufungsinſtanz ihre Bedeutung für die 
der Reviſtechtsfindung verliert und neben dem Rechtsmittel 

3 we kaum noch Exiſtenzberechtigung haben würde; 
erſchöpfe ab in den Fällen der 88 251a, 279, 279 a, 529 ftatt 
25 Part, er fachlicher Erörterung des Streitſtoffes die Zeit 
Auſunhe der Anwälte und dritter Perſonen mit der 
ſtallliche e, die Zeit der Richter mit der Würdigung eides⸗ 
haftmach Verſicherungen uſw., die als Mittel der Glaub⸗ 
Kraft owe dienen ſollen, ausgefüllt, und dadurch Zeit und 
wälte her der Rechtſuchenden wie der Richter und An⸗ 
eudet 192295 9 Schaden der materiellen Rechtsfindung ver⸗ 
d) Es iſt be; E 
beit it bei der Entſcheidung über den Ausschluß zu 
f 190 wie ſchwierig ſich in zahlreichen Fällen, 
l 9 den einschränkenden Beſtimmungen des Ver⸗ 
1 2 . 
aufge, Nhttinien find von MA. Dr. Sengſtock, Düſſeldorf 
und Anwaltſchaft des u aemeinfamen Beſprechung der Richterſchaft 
mts- und Landgerichts gebilligt worden. 
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kehrs im beſetzten Gebiet, die Einziehung der Information 
geſtaltet, wie häufig erſt im Laufe der Verhandlungen und 
nach einer Beweisaufnahme die Tatſachen und Beweismittel 
ſich aus dem bisherigen Prozeßſtoff herausſchälen, die für 
die Entſcheidung der Sache von maßgebender Bedeutung ſind 
und wie ſchwer die Partei in ihrem ſubjektiven Rechtsemp⸗ 
finden darunter leidet, wenn ſie nicht bis zuletzt Gehör ge⸗ 
funden hat. 

III. Konzentrierung der Verhandlungen: 

Die nach dem Verfahren vor dem Einzelrichter erfolgen⸗ 
den Verhandlungen vor dem Prozeßgericht, bei der grund⸗ 
ſätzlich in einem Termin der Rechtsſtreit entſchieden wer⸗ 
den ſoll, wird einen breiteren Raum als die einzelne Ver⸗ 
handlung des bisherigen Zuſtandes erfordern. Hierauf iſt bei 
der Terminsbeſtimmung und der Zahl der Sachen Rückſicht 
zu nehmen, damit nicht die Zeit der Anwaltſchaft durch un⸗ 
nützes Warten, die Zeit der Richterſchaft durch unnützes 
Studium der infolge Zeitmangels nicht zur Verhandlung 
gelangenden Sachen vergeudet wird. In dieſem Sinne ſind 
überlaftungen der einzelnen Sitzungstage zu vermeiden. 

IV. Beſeitigung der Parteiherrſchaft über 
die Termine und den Fortgang des Verfahrens, 
Entſcheidung nach Lage der Akten: 

Bei Anwendung der Beſtimmungen iſt tunlichſt zu ver⸗ 
meiden, daß die Beſchleunigung des Verfahrens auf Koſten 
der Rechte und gegen den berechtigten Willen der Parteien 
erreicht wird, das gilt insbeſondere, wenn beide Parteien 
übereinſtimmend die Vertagung oder das Ruhen des Ver⸗ 
fahrens beantragen, ſowie in der Berufungsinſtanz. 

Andererſeits darf ſich die Rechtsanwaltſchaft nicht durch 
Anwendung falſch verſtandener Kollegialität dem Vorwurf und 
den Gefahren der Prozeßverſchleppung ausſetzen. 

Wenn ein Anwalt zur feſtgeſetzten Terminſtunde er⸗ 
ſchienen iſt, aber wegen anderweitiger Inanſpruchnahme des 
Gerichts nicht verhandeln konnte, ſo erſcheint es bei der 
Prüfung der Frage, ob er als ohne Verſchulden in einem 
Termin ausgeblieben anzuſehen iſt, billig, dieſem Umſtand 
Rechnung zu tragen. 

V. Verfahren vor dem Einzelrichter: 

a) Bei der Feſtſetzung der Termine zur Verhandlung, 
Erörterung und Sühneterminen iſt auf die Zeiteinteilung 
der beteiligten Anwälte, ſoweit möglich im Wege der Rück⸗ 
frage billige Rückſicht zu nehmen. 

b) Die Termine, ſowohl vor dem Prozeßgericht wie vor 
dem Einzelrichter find, ſoweit möglich, am Vormittage ab» 
zuhalten, und zwar unter Ausnutzung der bisher noch freien 
Morgenſtunden. 

c) Eine Befragung der Parteien oder eine Anregung 
ſeitens der Parteivertreter, ob der Einzelrichter an Stelle 
des Prozeßgerichts entſcheiden ſoll, erfolgt — wenn über⸗ 
haupt — zweckmäßig erſt nach Abſchluß der Verhandlungen 
vor dem Einzelrichter. 

VI. Berufungsinſtanz: 

a) Bei der Entſcheidung über die Anträge auf Friſt⸗ 
verlängerung zur Berufungsbegründung iſt auf die heutigen 
Schwierigkeiten der Korreſpondenz und der mündlichen Be⸗ 
ratung mit auswärts wohnenden Parteien billige Rückſicht 
zu nehmen. Andererſeits muß ſich die Rechtsanwaltſchaft im 
Hinblick auf die gebotene Beſchleunigung des Verfahrens in 
Anträgen auf Friſtverlängerung größte Zurückhaltung auf⸗ 
erlegen. l 

b) Zwecks möglichſter Ausnutzung der Friſt zur Ein» 
legung und Begründung der Berufung iſt darauf zu wirken, 
daß im Falle des § 315 Abſ. 2 neuer Zuſatz (nachträgliche 
übergabe des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe) die 
Ubergabe an den Gerichtsſchreiber und die Aushändigung 
ſeitens des Gerichtsſchreibers an die Anwälte ſo ſchnell 
wie möglich erfolgt. Unter allen Umſtänden muß vermieden 
werden, daß die Parteien gezwungen werden, ſich vor Kennt⸗ 
nis und genauer Überlegung der Urteilsgründe über die Ein⸗ 
legung der Berufung ſchlüſſig zu werden. Die nachträgliche 
Übergabe des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe muß 
Ausnahmefall bleiben. Für beſchleunigte Überſendung der 
Akten an das Berufungsgericht muß Sorge getragen werden. 
Den Anwälten iſt zu empfehlen, ſoweit möglich, bei 
Übergabe von Briefwechſel und Urkunden zu den Gerichts⸗ 
akten Abſchriften in den Handakten zurückzuhalten. 
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f c) Die frühere Übung, die Entſcheidung des Gerichts 
im Tenor ſofort nach der Verkündung den Anwälten durch 
ſogenannte Entſcheidungszettel mitzuteilen, iſt wieder her⸗ 
zuſtellen. Die Koſten trägt die Anwaltſchaft. 

d) Die Anwaltſchaft beantragt grundſätzlich generell, die 
Ausfertigung vollſtändiger Urteile mit Ausnahme von Ver⸗ 
ſäumnis⸗, Anerkenntnis⸗, Verzichts⸗ und Läuterungs⸗, Ver⸗ 
luſtigkeits⸗ und Koſtenurteilen bei Zurücknahme der Klage. 

VII. Perſönliches Erſcheinen: 

Die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens einer Partei 
iſt nur als geeignetes Mittel zur Erforſchung der Wahrheit 
anzuſehen und zu treffen. Als Richtlinie ſoll dienen, daß 
durch das Erſcheinen der Partei der Rechtsſtreit weſentlich 
gefördert, nicht aber ohne vorausſichtliche weſentliche För⸗ 
derung des Prozeſſes die ſtädtiſche wie die ländliche Bevöl⸗ 
kerung ihrer produktiven Arbeit nutzlos und unter Koſten 
entzogen wird. 

VIII. Kartellweſen: 

Das Kartellweſen iſt von einer aus Richtern und An⸗ 
wälten zu bildenden Kommiſſion den durch die Novelle ge⸗ 
ſchaffenen neuen Verhältniſſen anzupaſſen. Durch die Hand⸗ 
habung des Kartells darf eine Prozeßverzögerung oder Ver⸗ 
ſchleppung nicht eintreten. 


Bemerkungen zu den Leitſätzen der Anwälte 
des Kammergerichts (JW. 1924, 881). 


I. 
Von Oberlandesgerichtspräſtdent Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Die vorſtehenden Leitſätze ſind im allgemeinen und in der 
Mehrzahl nicht zu beanſtanden. Sie ſind das Ergebnis von 
Überlegungen, die ſich jedem die Dinge überſehenden, er⸗ 
fahrenen Praktiker ohne weiteres aufdrängen. Folgende Be⸗ 
merkungen ſeien geſtattet: 

1. (Zu 14, II 3). Es wird empfohlen, in die Berufungs⸗ 
:hrift, insbeſondere in der erſten Zeit vorſorglich eine kurze 
Berufungsbegründung aufzunehmen, etwa des Inhalts (Um⸗ 
fang der Anfechtung des Urteils, die genau anzugebenden 
Anträge) — —, „das frühere Vorbringen wird wiederholt. 
Neue Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden werden 
einſtweilen nicht vorgebracht; jedoch bleibt die Anführung 
vorbehalten.“ Ich halte den letzten Satz für überflüſſig und 
irreführend. Mit Recht wird in dem Leitſatze II 3 darauf 
hingewieſen, es ſei nicht erforderlich, daß die innerhalb der 
Friſt vorzunehmende Begründung der Berufung in einer 
Schrift vor ſich gehe, ſie könne vielmehr auch in mehreren, 
zu verſchiedenen Zeiten innerhalb der Berufungsbegründungs⸗ 
friſt eingereichten Schriften enthalten ſein. Wenn ſich der 
Vorbehalt fnäterer Anführung hierauf beziehen ſoll, beſagt 
er etwas Selbſtverſtändliches. Die Gefahr derartiger formular⸗ 
mäßiger Begründungen beſteht aber darin, daß ſie den Un⸗ 
überlegten zu falſchen Vorſtellungen verleiten. Die Angabe 
der neuen Tatſachen, Beweismittel und Beweiseinreden inner⸗ 
halb der Friſt iſt im Hinblick auf § 529 Abſ. 3 BRD. eine 
ſehr bedeutſame prozeſſuale Pflicht, und die weittragenden 
Folgen ihrer Verletzung werden ſelbſtverſtändlich durch einen 
inhaltloſen Vorbehalt in der Berufungsſchrift nicht verhütet. 
Im übrigen braucht die Berufungsbegründung eine eigentliche 
Begründung, insbeſondere die Bezeichnung der verletzten 
Rechtsnorm, und mehr als die Berufungsanträge nicht zu ent⸗ 
halten (vgl. mit § 519 den § 554 3PO.; Pagenſtecher, 
Die Berufung im neuen Zivilprozeßrecht S. 15). 

2. Nach 8 522 a Abſ. 2 ZPO. muß die Anſchlußberufung 
vor Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt (8 519 Abſ. 2, 
und ſofern ſie nach dem Ablauf eingelegt wird, in der An⸗ 
ſchlußſchrift begründet werden. Hierzu bemerkt Baumbach 
in feiner Handausgabe der neuen ZPO., Abwehr einer ver⸗ 
ſpäteten oder verſchleppten Anſchließung gebe es nicht. Das 
iſt nur bedingt richtig, die Abwehr liegt in den wichtigen 
grundſätzlichen Maßregeln gegen Prozeßverſchleppung, die in 
den 88 279, 283, 523 und § 529 Abſ. 2 ZPO. enthalten ſind. 
Man wird dem Berufungsbeklagten gegenüber in aller Regel 
mit der Möglichkeit der Zurückweiſung verzögerlich vorge⸗ 
brachter Angriffs-, Verteidigungsmittel uſw. auskommen kön⸗ 
nen. Die Leitſätze verteidigen (II 4) die entſprechende An⸗ 


wendung des 8 522 a auf den Fall, daß das Urteil erſter 
Inſtanz von dem Berufungskläger nur teilweiſe angefochten 
und nach Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt die An⸗ 
fechtung erweitert wird. Die Anwaltſchaft des Kammergerichts 
ſteht auf dem Standpunkte, daß derartige Erweiterungen der 
Berufung ebenſo zu behandeln ſind, wie die Anſchluß⸗ 
berufung. Dieſe Stellungnahme iſt wiſſenſchaftlich begründet. 
Sie entſpricht dem, was Stein über die Möglichkeit der Er⸗ 
weiterung der Reviſionsanträge ausgeſprochen hat. Auch 
Pagenſtecher a. a. O. (S. 35, 36) tritt mit überzeugen⸗ 
den Gründen dafür ein, daß die Berufungsanträge ebenſo wie 
die Reviſionsanträge nur formale Bedeutung haben, alſo Er⸗ 
weiterungen und Einſchränkungen unbegrenzt zuläſſig ſind 
und eine Zurückweiſung erweiterter Anträge nach $ 529 
Abſ. 2 Satz 1, Abſ. 3 ausgeſchloſſen iſt, da der Berufungs⸗ 
antrag ſelbſt Angriff, nicht Angriffsmittel iſt. Iſt das richtig, 
fo ſteht der entſprechenden Anwendung des § 5223 Abſ. 2 nichts 
entgegen. Dieſe Erwägungen werden vielleicht manchen An⸗ 
walt zu einer beſtimmten Prozeßtaktik veranlaſſen. Er wird 
möglicherweiſe, um Zeit zu gewinnen und nicht mit dem un⸗ 
ſicheren Erfolg eines Antrages auf Verlängerung der Be⸗ 
gründungsfriſt rechnen zu müſſen, zunächſt das Urteil nur 
zu einem Teil anfechten wollen. Dabei iſt ihm aber äußerſte 
Vorſicht anzuraten. Nicht nur 8 534 3PO. warnt. Der 
Berufungskläger iſt auch der Gefahr ausgeſetzt, mit ſeinen 
erweiterten Anträgen deshalb abgewieſen zu werden, weil die 
zur Begründung dieſer Anträge geltend gemachten Tatſachen, 
fei es auf Grund der 88 279, 283, 523, ſei es des 8 529 
Abſ. 2 u. 3, zurückgewieſen werden. 

3. (Zu II 5). Den Zweifel, ob der Berufungsbegrün⸗ 
dungszwang auch auf das Arreſtverfahren und das Ver⸗ 
fügungsverfahren Anwendung findet, teile ich nicht. Die 
Frage iſt meines Erachtens nach dem Wortlaute des Geſetzes 
und dem Zwecke, der auf die Beſchleunigung des Verfahrens 
und die Bekämpfung unnützer Berufungen gerichtet iſt, un⸗ 
bedenklich zu bejahen. Es liegt kein Anlaß vor, durch eine 
enge Auslegung des Geſetzes der leidigen Gepflogenheit man⸗ 
cher Anwälte, die Berufung in Arreſtſachen erſt in der münd⸗ 
lichen Verhandlung zu begründen und die Gegner und das 
Gericht mit neuem Material zu überraſchen, Vorſchub 
zu leiſten. 

4. (Zu II 6). Die Leitſätze nehmen zu der wichtigen 
Frage Stellung, ob der Zurückweiſung neuer Beweismittel 
und Beweiseinreden dadurch begegnet werden kann, daß die 
Partei die namhaft gemachten Zeugen zum Verhandlungs⸗ 
termin mitbringt; es ſei insbeſondere zweifelhaft, ob darin, 
daß das Gericht im Termine Zeugen vernehmen müßte, ein 
Umſtand zu erblicken ſei, der die Erledigung des Rechtsſtreits 
im Sinne des Geſetzes verzögere. Pagenſtecher (a. a. O. 
S. 38) bildet ferner zu § 529 Abſ. 2 Satz 1 das Beiſpiel: 
eine Partei bringt einen Zeugen zur Verhandlung mit, das 
Gericht verweigert die Vernehmung mit der Begründung, ſie 
dauere mindeſtens 10 Minuten, verzögere alſo die Erledigung 
des Prozeſſes. Hier könne Reviſion wegen eines Mangels 
des Verfahrens eingelegt werden. Man braucht in der Technik 
unſerer Terminsanberaumungen nicht beſonders erfahren zu 
ſein, um ſich darüber klar zu werden, daß die aufgeworfenen 
Fragen zu verneinen ſind. Der ganze Zweck des Geſetzes 
würde vereitelt werden, wenn die Geſtellung der Zeugen die 
Annahme des verzögerlichen Vorbringens ausſchließen könnte. 
Tatſächlich iſt das Gericht überhaupt nur in ganz beſonders 
liegenden Ausnahmefällen in der Lage, Zeugen, die von der 
Partei ohne einen entſprechenden Gerichtsbeſchluß geſtellt wer⸗ 
den, zu vernehmen. Die Anberaumung mehrerer Verhand⸗ 
lungen auf einen Terminstag gibt den Beteiligten nicht nur 
einen Anſpruch auf formale Einhaltung der Reihenfolge, 
ſondern auch darauf, daß die unvermeidliche Wartezeit nicht 
durch das Einſchieben von nicht vorgeſehenen Beweisauf⸗ 
nahmen verlängert werde. Vor allem iſt das bedeutſame 
Parteirecht des 8 357 ZPO. zu beachten. Den Parteien iſt 
geſtattet, der Beweisaufnahme beizuwohnen. Die Partei, nicht 
nur der Prozeßbevollmächtigte muß wiſſen, daß und gegebenen⸗ 
falls welche Zeugen vernommen werden ſollen. Sie muß in 
der Lage ſein, über die Perſönlichkeit des Zeugen, deſſen Aus⸗ 
ſage vielleicht eine wichtige Grundlage für die richterliche Be⸗ 
weiswürdigung bildet, Erkundigungen einzuziehen. Daher 
wird die Vernehmung geſtellter Zeugen in der Regel an dem 
berechtigten Widerſpruche des Gegners ſcheitern und, mag auch 
der Gegner zuſtimmen, an der gebotenen Rückſicht auf andere 
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anſtehenden Sachen, ſchließlich auch an der Befugnis des Ge⸗ 
richts, die eigene Geſchäftslage zu berückſichtigen, die Ver⸗ 
handlungen in der ordnungsmäßigen Zeit zu Ende zu führen, 
um die angeſetzten Sachen ohne Erſchöpfung durchberaten zu 
tönnen uſw. Das ſind techniſche Selbſtverſtändlichkeiten, die 
bei der Auslegung des Begriffs „Verzögerung des Rechts⸗ 
ſtreits“ in Betracht gezogen werden muͤſſen. Der Anwalt 
Be ſich daher in keinem Falle darauf verlaſſen, 

aß die Zurückweiſung des Zeugen durch Stel- 
lung im Termin vermieden werde. 

5. (Zu II 8). Die Leitſätze ſprechen ſich dahin aus, daß 
gegenüber einem gemäß § 534 ZPO. ergangenen Beſchluſſe 
die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus 88 707, 719 
850. zuläſſig ſei. Das iſt unbedenklich nur für den Abſ. 2 
es 8 534. Es kann keinen Unterſchied bilden, ob das mit 
der Berufung angefochtene Urteil von vornherein oder 
nachträglich im zweiten Rechtszuge unter den Voraus⸗ 
etzungen des § 534 Abſ. 2 ZPO. für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt wird. Dagegen fehlt es an einem inneren Grunde, 
die Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus einem Urteile 
zuzulaſſen, ſoweit es durch die Berufungsanträge nicht an⸗ 
gefochten iſt. Der Mahnung, Anträge aus $ 534 Abſ. 2 
nicht formularmäßig zu ftellen, entſpricht die Verpflichtung 
des Gerichts, dem Einſtellungsantrage nicht formularmäßig 
ſtattzugeben. 

4, 6. (Zu III). über die Stellung des Einzelrichters in der 
Berufungsinſtanz habe ich mich an anderem Orte (vgl. S. 938) 
ausgeſprochen. Die Einrichtung hat für den zweiten Rechts⸗ 
zug des OLG. einen Sinn nur während der Übergangszeit. 
Gegenüber den nach 88 348 ff. ZPO. vor dem Landgerichte 
gehörig vorbereiteten Sachen iſt die Bedürfnisfrage zu ver⸗ 
neinen. Bei den wenigen mangelhaft vorbereiteten Sachen 
genügen die Maßregeln des 8 272 b ZPO. vollkommen. Was 
1 noch für die Ausübung des Fragerechts und die Be⸗ 
in zaufnahme erheblich iſt, kann ſchneller und zweckmäßiger 
B der mündlichen Verhandlung und auf Grund kollegialer 
5 eratung feſtgeſtellt werden. Der Einzelrichter beim OLG. 
deutet eine erhebliche Erſchwerung und Verzögerung der 
Avilprozeſſualen Arbeit. Inſoweit ift die Anderung des neuen 
Rechts anzuſtreben. Wie das Geſetz aber zur Zeit lautet, hat 
der in den Leitſätzen (III 2) empfohlene Antrag, von der Ver⸗ 
genblung der Sache vor dem Einzelrichter abzuſehen und 
1 vor dem Senat anzuberaumen, wenig Wert. Denn 
deu 89 523, 348 3PO. ſoll die der Vorbereitung überhaupt 
ha be Sache grundſätzlich vor dem Einzelrichter ver⸗ 

delt werden. Von dieſer Verhandlung kann und darf der 

erde nur abſehen, wenn eine Vorbereitung nach den 
en nicht erforderlich erſcheint. Damit find felbft- 
Nat ändlich Vorbereitungsmaßregeln des Vorſitzenden im 
5 1 des $ 272 b, insbeſondere ſolche aus Ziff. 1 und 2 
in 1 6 nicht ausgeſchloſſen, und es wird neben den letzteren 

ER en Fällen eine weitere Vorbereitung nicht nötig fein. 
. durch perſönliche Verhandlung mit den Parteien, 
ei enenfalls durch Beweisaufnahme aufzuklären iſt, bleibt 
behalt eſonderen Vorbereitungsverfahren der 88 348 ff. vor» 
deuten. Darum hat der Antrag, von der Verhandlung vor 


dem Einzelricht i x 5 
zuberaum chter abzuſehen und Termin vor dem Senat an 


1 beruht, daß eine weitere Vorbereitung der Sache 


in der Vera deswillen, weil ſonſt ein Vergleichsverſuch 


Hinzugefügt 
3950. auch fü 
anwendbar.“ U 
ſtimmte Regeln 
richter iſt in 
andſ ; 
ſeine d der ZPO. anzuſehen (vgl. S. 938). Nur ift 


on IE £ 5 8 
Heinshe Abi. 3 für die Berufungsinſtanz ausſcheidet. Wenn 
fahren 8 (Der neue 05 ©. 37/38) ſagt, im Ver⸗ 
zoögerlichen Non Einzelrichter omme die Zurückweiſung ver⸗ 
vurch Erlaf ib ringens nicht in Frage, da die Zurückweiſung 
des verspätet ng des Endurteils unter Nichtberückſichtigung 
urteil den Vorbringens erfolge, und für dieſes End⸗ 

Anzelrichter nicht zuſtändig ſei, fo gilt dies natür⸗ 


lich für diejenigen Fälle nicht, in denen dem Einzelrichter 
„kontradiktoriſche“ Entſcheidungsgewalt zuſteht, alſo insbe⸗ 
ſondere nicht bei Urteilen über prozeßhindernde Einreden 
und bei der Entſcheidung nach Lage der Sache in den Fällen 
des 8 331 a und 8 2514 (§ 349 Abſ. 1 Nr. 2, 4 und 5 
3PO.). Der beſprochene Satz hätte daher deutlicher gefaßt 
werden ſollen. 

8. Die Leitſätze zu V bemühen ſich, der ſchwierigen Lage 
Rechnung zu tragen, in der ſich die Anwälte gegenüber der 
Möglichkeit einer Entſcheidung nach Lage der Akten befinden. 
Mit den 88 251, 251 wird das letzte Wort in der Frage der 
Prozeßruhe nicht geſprochen ſein. Ich gehöre zu denen, die 
den alten 8 251 Abſ. 2 für unerträglich hielten. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung führte nicht nur zur Vergeudung richterlicher Arbeit, 
ſondern ſie wirkte auch im höchſten Grade unpädagogiſch, weil 
ſie geradezu zur Verſäumung der Termine anreizte. Andrer⸗ 
ſeits bedeutet es eine Überſpannung nach der entgegengeſetzten 
Richtung, wenn jetzt der 8 251 Abſ. 1 n. F. den einverſtänd⸗ 
lichen Antrag auf Ruhen des Verfahrens an die Bedingung 
des wichtigen Grundes knüpft. Die im Abſ. 2 vorgeſehene 
weittragende Folge, daß im Falle der Anordnung des Ruhens 
das Verfahren vor Ablauf von drei Monaten nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Gerichts aufgenommen werden kann, genügt 
ſchon für ſich allein, um die Parteien von der förmlichen 
Vereinbarung des Ruhens des Verfahrens abzuſchrecken. Dem 
ſtillſchweigenden Ruhen des Verfahrens aber iſt die Novelle 
in viel zu energiſcher Weiſe entgegengetreten. Die Befürch⸗ 
tung iſt nicht unbegründet, daß die angewendete Kur eine 
Dr. Eiſenbart⸗Kur iſt. Die Vorſchrift des § 25la kann viel⸗ 
leicht in den Fällen ſegensreich wirken, in denen der Rechts⸗ 
ſtreit entſcheidungsreif und eine einverſtändliche Entſcheidung 
ohne mündliche Verhandlung nicht zu erlangen iſt. Sie kann 
aber auch die Belange der Parteien empfindlich verletzen. Die 
Gerichte werden deshalb von der Kannvorſchrift 
nur in beſonderen Fällen Gebrauch machen dür⸗ 
fen und bei der Prüfung der genügenden Ent⸗ 
ſchuldigung die tatſächlichen Verhältniſſe und 
die Schwierigkeiten des Anwaltberufs berück⸗ 
ſichtigen müſſen. Das Problem der Termins⸗ 
vereitelung iſt inſoweit unlösbar, als die Ver⸗ 
ſäumung der Termine auf dem Nebeneinander⸗ 
tagen verſchiedener Gerichtsabteilungen beruht. 
Es iſt jedenfalls durch die Einführung des Ein⸗ 
zelrichters noch verſchärft worden. 

9. Gegen das Wahlrecht des 8 3314 ZPO. beſteht das 
Bedenken, daß die Entſcheidung nach Lage der Akten den 
Rechtsſtreit unnötig verteuern kann, wenn der Ausgebliebene 
ſich „kontumazieren“ laſſen will, alſo z. B. eine Beweis⸗ 
aufnahme gar nicht mehr nötig iſt. Unter der Herrſchaft des 
neuen Rechts ſind Fälle denkbar, in denen ſich der Anwalt 
regreßpflichtig macht, weil er es unterlaſſen hat, dem Ge⸗ 
richte rechtzeitig anzuzeigen, daß die Partei nicht mehr be⸗ 
abſichtige, dem Forkgange des Verfahrens, „kontradiktoriſch“ 
zu widerſprechen. 


II. 
Von Geh. Regierungsrat Miniſterialrat Dr. Volkmar, Berlin. 


In IW. 1924, 881 find die Richtlinien veröffentlicht, 
die die Anwaltſchaft des KG. mit Rückſicht auf das neue 
Prozeßrecht für die Vorbereitung und Abhaltung von Ter⸗ 
minen in der Berufungsinſtanz aufgeſtellt hat. 

Dieſe Richtlinien werden hoffentlich dazu beitragen, die 
Einführung des neuen Rechts zu erleichtern und Schwierig⸗ 
keiten, die ſich bei der Einführung neuer Verfahrensvorſchriften 
regelmäßig im Anfang ergeben müſſen, zu vermindern. Ins⸗ 
beſondere bewegen ſich die in Teil 1 Nr. 3 und Teil IV Nr. 1 
ausgeſprochenen Gedanken gerade in der Richtung, die mit 
der Reform eingeſchlagen worden iſt. 

In dankenswerter Weiſe iſt in den Richtlinien auch be⸗ 
reits zu Zweifelsfragen Stellung genommen, die ſich bei der 
Anwendung des neuen Rechts ergeben können. Einzelne dieſer 
Fragen find fo bedeutſam, daß eine ausführlichere Erörte⸗ 
rung nicht unangebracht ſein dürfte. Ich folge daher gern 
der freundlichen Aufforderung des Herausgebers, in eine 
Beſprechung dieſer Fragen einzutreten und dabei zugleich 
auf die Bedenken hinzuweiſen, die gegen einzelne der in ben 
Richtlinien niedergelegten Ergebniſſe erhoben werden können. 
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A. Zu Teil II (Berufungs begründung). 

Hier wird unter Nr. 4 zutreffend ausgeführt, daß bei 
Beſchränkung der Berufung die Berufungsanträge auch nach 
dem Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt noch erweitert 
werden können, ferner auch nach dem Ablauf der Berufungs⸗ 
begründungsfriſt noch die Erhebung neuer Anſprüche in den 
Grenzen des § 529 Abſ. 4 ZPO. zuläſſig iſt. Im Anſchluß 
daran wird dann ausgeführt, daß Erweiterungen der Be⸗ 
rufung ebenſo wie eine Anſchlußberufung zu behan⸗ 
deln ſeien, zu ihrer Begründung alſo in der „Berufungs⸗ 
erweiterungsſchrift (entſprechende Anwendung des 8 522 a)” 
noch nach dem Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt ohne 
Gefahr einer Zurückweiſung neue Tatſachen und Beweismittel 
vorgebracht werden könnten, die in der Berufungsbegrün⸗ 
dungsſchrift nicht mitgeteilt worden ſeien. Gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung ſprechen folgende Erwägungen: 

1. 8 529 Abſ. 3 hat die Möglichkeit der Zurückweiſung 
von prozeßverzögernden neuen Behauptungen und Beweis⸗ 
mitteln des Berufungsklägers nur an die eine Vorausſetzung 
geknüpft, daß der Berufungskläger das Vorbringen aus Ver⸗ 
ſchleppungsabſicht oder grober Nachläſſiggkeit nicht in der 
Berufungsbegründungsſchrift mitgeteilt hat. Die Vorſchrift 
iſt ganz allgemein gehalten, ihr Wortlaut bietet keine Hand⸗ 
habe, für den Fall der Erweiterung einer zunächſt nur be⸗ 
ſchränkt eingelegten Berufung eine Ausnahme zu machen. 

2. Eine analoge Anwendung des 8 522 a wird ſich kaum 
rechtfertigen laſſen. Denn die Anſchlußberufung iſt, auch 
wenn ſie von der Hauptberufung abhängig iſt, ein von 
dieſer verſchiedenes, neues Rechtsmittel. Die Er⸗ 
weiterung einer Berufung iſt kein neues Rechtsmittel, es 
handelt ſich dabei vielmehr um ein und dieſelbe Berufung. 
Viel näher liegt die Analogie mit den für die Reviſions⸗ 
begründung geltenden Grundſätzen, denen ja die Vorſchriften 
über die Berufungsbegründung bewußt nachgebildet ſind. Auch 
die Reviſion kann beſchränkt eingelegt und noch nach dem 
Ablauf der Begründungsfriſt erweitert werden. Stein nimmt 
aber mit Recht an, daß im Falle einer ſolchen Erweiterung 
der Reviſionskläger zur Begründung des neuen Antrags 
keineswegs neue Reviſionsgründe, z. B. neue Verfahrens⸗ 
rügen vorbringen kann (Anm. V zu 8 554). Es iſt nicht ab⸗ 
aufehen, wie man für die Berufung die Analogie zwiſchen 
Erweiterung der Berufung und Anſchlußberufung rechtfer⸗ 
tigen will, wenn man die entſprechende Analogie zwiſchen 
Erweiterung der Reviſion und Anſchlußreviſion und Samit 
die Anwendung des § 556 Abf. 2 Satz 2 auf die Erweiterung 
der Reviſionsanträge nicht verfechten kann. 

3. Die hier vertretene Auffaſſung führt auch zu keinen 
unbilligen Ergebniſſen. Erweitert jemand die Berufungs⸗ 
anträge deshalb nachträglich, weil erſt nach Ablauf der Be⸗ 
gründungsfriſt neue Tatſachen hervorgetreten oder ihm be⸗ 
kannt geworden ſind, ſo wäre es allerdings eine Härte, wenn 
er dieſe Tatſachen nicht mehr bringen dürfte. Diefe Härte 
tritt aber auch nicht ein, weil hier mangels jedes Verſchul⸗ 
dens die Zurückweiſung aus 8 529 Abſ. 3 gar nicht in 
Frage kommen kann. 

Unter Nr. 5 wird die Frage aufgeworfen, ob der Be⸗ 
rufungsbegründungszwang auch auf das Arreſtverfahren An⸗ 
wendung findet. Dieſe Frage dürfte in Ermanglung einer 
Ausnahmebeſtimmung zu bejahen ſein. Ein Bedenken könnte 
nur daraus hergeleitet werden, daß ſich, wenn das Be⸗ 
rufungsgericht nach 8 519 b die Berufungsbegründungsfriſt 
abwarten muß, eine Verzögerung der Terminsanberaumung 
ergeben könnte. Dieſe Verzögerung zu vermeiden wird aber 
nur der Berufungskläger ein Intereſſe haben, ſei es, weil er 
ſich als Beklagter gegen das den Arreſt anordnende Urteil 
oder als Kläger gegen die Ablehnung des Arreſtgeſuchs in 
erſter Inſtanz wendet. In beiden Fällen hat es der Be⸗ 
rufungskläger in der Hand, ſeine Berufung ſofort zu be⸗ 
gründen und zu beantragen, daß der Termin vor dem Ab⸗ 
lauf der Begründungsfriſt anberaumt wird. 

Was ferner die Anwendung des 8 529 Abſ. 3 auf die 
vom Arreſtkläger beizubringenden Mittel der Glaubhaft⸗ 
machung betrifft, fo dürften fie unbedenklich unter das „neue 
Vorbringen“ im Sinne des 8 529 Abſ. 3 einzureihen fein. 
Zweifelhaft kann nur ſein, wann man von einer die Zurück⸗ 
weiſung aus § 529 Abſ. 3 rechtfertigenden Verzögerung ſpre⸗ 
chen darf. In dieſer Hinſicht wird zu beachten ſein, daß die 
Verzögerung 
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1. erheblich ſein und 2. mit der Verſpätung des Vor⸗ 
bringens in urſächlichem Zuſammenhang ſtehen muß. Beides 
iſt nicht der Fall, wenn, wie das im Arreſtverfahren üblich 
iſt, dem Gegner keine Vertagung gewährt, ſondern ſofort über 
das neue Vorbringen und die Mittel zur Glaubhaftmachung 
verhandelt wird. 

Mit dieſen Erwägungen löſt ſich auch die in den Richt⸗ 
linien unter 6 offen gelaſſene Frage, ob der Zurückweiſung 
eines in der Berufungsbegründung nicht erwähnten Beweis⸗ 
antritts dadurch vorgebeugt werden kann, daß das Beweis⸗ 
mittel im Termin zur Stelle gebracht wird. Gelingt es, auf 
dieſe Weiſe die ſofortige Beweiserhebung zu ermöglichen, eine 
Vertagung alſo zu vermeiden, ſo iſt die Verzögerung keine 
erhebliche, und ſie beruht auch nicht auf der Verſpätung, 
da die Beweiserhebung auch nötig geworden wäre, wenn das 
Beweismittel ſchon in der Berufungsbegründung mitgeteilt 
worden wäre. 


Unter Nr. 8 wird ausgeſprochen, daß gegenüber einem 
gemäß § 534 3] O. erlaſſenen Beſchluß, durch den das in 
erſter Inſtanz nicht oder nicht unbedingt für vorläufig voll⸗ 
ſtreckbar erklaͤrte Urteil in der Berufungsinſtanz für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt wird, die Einſtellung gemäß 88 707, 
719 3D. zuläſſig ſei. In dieſer Allgemeinheit iſt der Satz 
nur zutreffend, ſoweit der alte Inhalt des § 534 Abf. 1 in 
Frage kommt, alſo bei einer vom Beklagten eingelegten be⸗ 
ſchränkten Berufung der unangefochtene Teil des erſten Ur⸗ 
teils für vollſtreckbar erklärt wird. Wird durch Erweiterung 
der Berufung nachträglich auch dieſer Teil des Urteils noch 
angefochten, dann liegen unzweifelhaft die Vorausſetzungen 
der 88 707, 719 3PO. vor. Ganz anders liegt der Fall hin⸗ 
ſichtlich der neuen Vorſchrift des 8 534 Abi. 2, die es zu⸗ 
läßt, daß auch bei voller Anfechtung des erſten Urteils dieſes 
ſeinem ganzen Inhalte nach für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärt wird, wenn die Berufung auf neue Tatſachen oder Be⸗ 
weismittel geſtützt wird, die den Rechtsſtreit verzögern und 
aus Verſchleppungsabſicht oder aus Nachläſſigkeit verſpätet 
vorgebracht wurden. Hier lag die Anfechtung des mit der 
Vollſtreckbarkeit ausgeſtatteten Urteils ſchon vor, als der Be⸗ 
ſchluß, der die Vollſtreckbarkeit ausſprach, erging. An einen 
ſolchen Fall denkt $ 719 offenbar nicht, ſondern an den 
Fall, daß gegen ein für vorläufig vollſtreckbar erklärtes 
(Perfektum!) Urteil die Berufung eingelegt wird (Präſens). 
Die Vollſtreckbarerklärung muß alſo der Anfechtung voran⸗ 
gegangen fein. Das iſt der Fall, wenn nach $ 534 Abſ. 1 der 
zunächſt nicht angefochtene Teil eines Urteils für vollſtreck⸗ 
bar erklärt wird und nachträglich die Berufung auf dieſen 
Teil ausgedehnt wird, nicht aber, wenn das Gericht von 
8 534 Abſ. 2 Gebrauch gemacht hat. Die in den Richtlinien 
vertretene Auffaſſung würde die praktiſche Bedeutung des 
8 534 Abſ. 2 auch weſentlich einſchranken, ja mitunter dieſe 
Vorſchrift ganz beſeitigen. Denn wendet man 8 719 einmal 
an, fo muß man auch zulaſſen, daß unter Umſtänden die Voll⸗ 
ſtreckung ohne Sicherheitsleiſtung eingeſtellt oder von einer 
Sicherheitsleiſtung des Gläubigers abhängig gemacht wird. 
Kann, der in feiner ZPO.⸗Ausgabe von derſelben Auf⸗ 
faſſung wie die Richtlinien ausgeht, will zwar die Einſtellung 
ohne Sicherheitsleiſtung nicht zulaſſen (Anm. 4 zu 8 534), 
„weil fie auf Aufhebung des nach 8 534 Abſ. 2 erlaſſenen 
Beſchluſſes hinauslieſe“. Aber gilt nicht dasſelbe erſt recht 
für den Fall, daß nach § 719 die Vollſtreckung von einer 
Sicherheitsleiſtung des Gläubigers abhängig gemacht wird, 
nachdem zuvor das Berufungsgericht gemäß & 534 Abſ. 2 
beſchloſſen hatte, das in erſter Inſtanz nur gegen Sicherheits⸗ 
leiſtung für vorläufig vollſtreckbar erklärte Urteil unbe⸗ 
dingt für vorläufig vollſtreckbar zu erklären? Wo ſoll hier 
die Grenze gezogen werden bis zu welchem Punkte die An⸗ 
wendung von § 719 mit $ 534 Abſ. 2, der offenbar die 
vorläufige Vollſtreckbarkeit für die von ihm betroffenen Fälle 
ſpeziell und erſchöpfend regelt, unvereinbar wird? 

Auch die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift ſpricht gegen 
die Auffaſſung der Richtlinien. Die Vorſchrift, die durch 
einen Antrag des Abgeordneten Brodauf veranlaßt wurde, 
ſollte einen Ausgleich dafür bieten, daß die urſprüngliche 
Faſſung der VO., die die Zurückweiſung ſchuldhaft erſt in 
zweiter Inſtanz vorgebrachter Nova zwingend vorgeſchrieben 
hatte, vom Reichstagsausſchuß abgelehnt und in eine Kann⸗ 
vorſchrift verwandelt war. Schon hieraus ergibt ſich, daß 
eine ſo einſchränkende Auslegung, wie ſie die Richtlinien dem 
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8 534 Abſ. 2 geben, mit dem Zweck des Geſetzes ebenſowenig 
in Einklang zu bringen iſt wie mit ſeinem Wortlaut. 


B. Zu Teil v (Verſäumnisurteile). 


© Unter Nr. 1 wird ausgeführt, da Verſäumnisurteile des 
TG. unbedingt vollſtreckbar ſeien, werde damit den Inter⸗ 
den der Parteien vielfach weit mehr gedient als mit einem 
f 23 auf Entſcheidung nach Lage der Akten. Hier handelt 
5 ih um eine Ermeſſensfrage, deren Beantwortung an ſich 
en Praktikern überlaſſen bleiben muß. Immerhin ſei es 
0 9 zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen zwei Ge⸗ 
ichtspunkte zu betonen. 
10 Soweit der allein erſchienene Anwalt beim OLG. er⸗ 
zarten kann, daß die Entſcheidung nach Lage der Akten in 
5 0 ihm günſtigen Endurteile beſtehen wird (und nicht etwa 
955 Befürchtung, daß ſich ſein Gegner bis zur Verkündung 
EN Entſcheidung ausreichend entſchuldigen kann, naheliegt), 
arreicht er mit einer Entſcheidung nach Lage der Akten mehr 
- 2 ot einem Verſäumnisurteil. Denn dieſe Entſcheidung 
ſchließt die Inſtanz endgültig ab, fie iſt nach 8 708 Nr. 7 
ebenſogut unbedingt vorläufig vollſtreckbar wie ein Ver⸗ 
ſaumnisurteil und eine Einſtellung der Zwangsvollſtreckung 
felt nicht auf Grund des leicht einlegbaren Einſpruchs in der 
gleichen Inſtanz, ſondern nur bei Vorliegen der Reviſions⸗ 
ſumme auf Grund der Reviſionseinlegung beim RG. und nur 
unter viel engeren Vorausſetzungen ($ 719 Abſ. 2) erreicht 
werden. 
3 Aber auch ein das ganze Verfahren weſentlich fördernder 
eweisbeſchluß kann unter Umſtänden der allein erſchienenen 
A a dienlicher ſein als ein Verſäumnisurteil, das die 
bal giftige Erledigung regelmäßig verzögert, und deſſen als⸗ 
dee ige Vollſtreckung ſchon wegen der Einſtellungsmöglichkeit 
8 719 nicht unter allen Umſtänden geſichert erſcheint. 


15 Unter Nr. 4 iſt der Satz aufgeſtellt, daß die Parteien 
(Bei Eingang des ſogenannten anderweitigen Prozeßſtoffes 
(Beiakten, Urkunden) ordnungsmäßig und rechtzeitig in 
e geſetzt ſein müßten, wenn dieſer Stoff beim Erlaß 
15 Urteils nach Aktenlage berückſichtigt werden folle. Dieſer 
fü dürfte, um nicht zu unzweckmäßigen Ergebniſſen zu 
Es in, gewiſſer Erläuterungen und Einſchränkungen bedürfen. 
En hier nicht der Ort, die Vorausſetzungen der Entſchei⸗ 
dars nach Aktenlage im Zusammenhang zu behandeln. Ich 
von ar das verweilen, was ich, z. T. von den Auffaſſungen 
Fe ann und Goldſchmidt weſentlich abweichend, in 
5 ee ger v. 13. 1 5 1924 bei 8 251 
vorweg betont: 7 ausgeführt habe. Hier ſei nur eins 
Die Entſcheidung nach Aktenla i 5 

ge, mag fie aus § 251 a 

a 3312 ergehen, unterſcheidet ſich vom Verſäumnis⸗ 
geſlandniſſentlich dadurch, daß es keine Fiktion von Zu⸗ 
N iſſen dabei gibt, die Entſcheidung vielmehr ebenſo auf 
dont a abittorifchen Parteivortrag beruht wie jede andere 
auch Koh! oriſche Entſcheidung, nur mit dem Unterſchied, daß 
den kan iglich ſchriftlich Vorgetragenes dabei berückſichtigt wer⸗ 
Pen Sei Hierdurch ergibt ſich von ſelbſt, daß die Einhaltung 
9 en des § 132 für die Entſcheidung nach Lage der 


A e 
et der Faſſung des 8 335 längſt nicht die ausſchlag⸗ 
18 edeutung hat wie im Verſäumnisverfahren. Soll 


Reiben fn dem Bekl. nachteilige Behauptung bei deſſen Aus⸗ 
rückſichtiat einer Entſcheidung aus § 251 oder § 331 a be⸗ 
lung 9 werden, ſo kann die rechtzeitige Zuſtel⸗ 
iftage dieſe Behauptung enthaltenden 

ein Urtei es für ſich allein nicht ausreichen, um 
Verückſie oder nur einen Beweisbeſchluß unter 
liche chtigung dieſer Behauptung zu ermög⸗ 
Beklagten muß vielmehr eine Gegenerklärung des 
ann der en den Schriftſatz vorliegen. Denn andernfalls 
Verſenmn dichter, da es eine Qugeftänbnisfiftion wie beim 
atſache als bel nicht gibt, unmöglich wiſſen, ob er die 

die Erklärn eſtritten zu behandeln hat oder nicht. Iſt aber 
den Scheiftſch des Beklagten da, ſo iſt es gleichgültig, ob er 
ſich tatfächt vorher rechtzeitig erhalten hatte, denn da er 
atz re haeiti ich erklärt hat, iſt klargeſtellt, daß der Schrift⸗ 
reiner id zugeſtellt war (vgl. auch 8 272 
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i wenn man hier den Schriftſatz des 
gen Nichteinhaltung der Friſt des § 132 trotz 
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In ähnlicher Weiſe wird man ſich auch hinſichtlich des 
fogenannten „anderweiten Prozeßſtoffes“ von einer Formal⸗ 
einſtellung hüten müſſen. Damit Beiakten und Urkunden, die 
noch nicht den Gegenſtand einer mündlichen Verhandlung 
gebildet haben, bei einer Aktenlage⸗Entſcheidung berückſichtigt 
werden konnen, iſt erſtes Erfordernis, daß ſich eine Partei 
auf dieſe Dinge berufen hat. Denn die Verhandlungsmaxime 
iſt aufrecht erhalten geblieben. Akten alſo, die das Gericht 
vorſorglich herbeigezogen hat, um den Parteien im Falle 
ihres Erſcheinens Gelegenheit zu geben, ſich auf ſie zu be⸗ 
rufen, können beim Ausbleiben der Parteien nicht berück⸗ 
ſichtigt werden, ſofern nicht etwa die Bezugnahme in einem 
zu berückſichtigenden Schriftſatze enthalten iſt. Hat ſich aber 
eine Partei anf dieſe Beiſtücke berufen, ſo genügt es, daß den 
Parteien hinſichtlich ihrer Berückſichtigung das rechtliche Ge⸗ 
hör gewährt wird, d. h. es genügt, daß die Beiſtücke in einem 
Termin vorliegen, zu dem die Parteien geladen waren oder 
nicht geladen zu werden brauchten, und daß die Parteien mit 
der Vorlegung dieſer Beiſtücke rechnen konnten. War alſo zu 
dem Termin, in dem, weil beide Parteien ausbleiben oder eine 
allein erſcheint, eine Entſcheidung nach 8 251a oder § 331a 
ergehen ſoll, die Vorlegung von Akten in einem verkündeten 
Beſchluß oder durch eine ordnungsmäßig bekanntgegebene 
Maßnahme aus 8 272 b 8PO. angeordnet, jo wußten die Par⸗ 
teien, daß ſie mit der Vorlegung der Akten rechnen konnten. 
Es wäre Formalismus und durch keine geſetzliche Vorſchrift 
zu rechtfertigen, wollte man hier die Berückſichtigung der 
Beiakten in einer Entſcheidung aus § 251a oder 8 331a 
lediglich deshalb verbieten, weil es dem Gericht nicht ge⸗ 
lungen war, die Parteien von dem tatſächlichen Eingang der 
erforderten Beiakten noch rechtzeitig zu benachrichtigen. 


III. 
Von Rechtsanwalt Dr. James Breit, Dresden. 


Die Richtlinien, deren Veröffentlichung zu begrüßen iſt, 
ſind, ſoweit ſie nicht die kollegialiſchen Beziehungen der An⸗ 
wälte, ſondern das Verhältnis des Gerichts zum Anwalt be⸗ 
treffen, zwar unverbindliche aber echte und rechte Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, die ſich die an der Prozeß⸗ 
führung beteiligten Inſtanzen auf Grund ihrer Sachkunde 
ſelbſt geſchaffen haben. Vorläufig ſind dieſe Ausführungs⸗ 
beſtimmungen wohl nur ein Grundſtock; ſie werden, ſobald 
weitergehende Erfahrungen in der Praxis geſammelt worden 
ſind, vorausſichtlich ergänzt und ausgebaut werden. Auf 
der anderen Seite iſt es ebenſo dringend zu wünſchen, daß 
die übrigen Berufungsgerichte die Richtlinien auch ihrerſeits 
übernehmen, und daß an ihrem Ausbau die geſamte deutſche 
Aunwaltſchaft gemeinſam und damit gleichzeitig in einer bis 
heute unbekannt gebliebenen hoffnungsreichen Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft an dem endgültigen großen Werke des künftigen bürger⸗ 
lichen Rechtsganges richtunggebend mitwirkt. 

Einige Bemerkungen zu den Richtlinien, ſoweit ſie Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen in dem oben erwähnten Sinne ent⸗ 
halten, mögen unter gleichzeitigem Hinweis auf die Literatur 
zur Novelle folgen. 

I. Proformabegründung (I 4). 

Unter 14 wird mit Recht vorgeſchlagen, bereits in der 
Berufungsſchrift die Anträge zu formulieren und ihnen eine 
Begründung der Art beizugeben, wie ich fie in meinem Auf⸗ 
ſatz über die Handhabung der Verfahrensverordnung!) als 
Proformabegründung bezeichnet habe. Ich ſelbſt habe 
das gleiche Verfahren in einem von mir im Dresdner 
Anwaltsverein gehaltenen Vortrag vorgeſchlagen. Nie⸗ 
mand kann uns Anwälten vorwerfen, daß wir durch eine ſolche 
Proformabegründung die Novelle ſabotieren. Wir ſind nun 
einmal bei der Innehaltung aller Friſten von der Sorgfalt 
und Gewiſſenhaftigkeit unſeres Büroperſonals abhängig. Aus 
dieſem Grunde iſt es ein Gebot der Selbſterhaltung, daß wir 
jeder Gefahr einer formalen Friſtverſäumung, die die uns 
anvertrauten Intereſſen gefährdet, uns ſelbſt aber unter Um⸗ 
ſtänden Vermögen und Exiſtenz koſtet, mit allen Mitteln vor⸗ 
beugen. Wie gering und wie bedeutungslos kann das Ver⸗ 
ſehen ſein, das ſolche Folgen auslöſen kann! In zahlreichen 
Fallen behielt ſich bisher der Anwalt der Berufungsinſtanz 
den Antrag in der Berufungsſchrift vor. Zum Teil geſchah 
das geradezu ſchablonenmäßig. Er wurde fpäter in der Be⸗ 
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gründungsſchrift nachgeholt. Nun kam es bisweilen vor, daß 
der Anwalt den vorbehaltenen Antrag beim Diktat der Be⸗ 
rufungsbegründung vergaß. Es war das ja in der größten, 
Mehrzahl der Fälle ganz belanglos, weil ſowohl der Gegner 
wie das Gericht ja aus der Lektüre der Verufungsſchrift den 
Inhalt des Antrags „Nach dem Klagantrag zu erkennen“ 
bzw. „Die Klage abzuweiſen“ ohne weiteres erkennen konnten. 
Der Antrag wurde in der mündlichen Verhandlung als Pro⸗ 
tokollanlage zu den Akten gegeben. Niemand wurde durch 
die verſpätete Antragsformulierung benachteiligt, kein Prozeß 
iſt durch ſie, von vielleicht ganz verſchwindenden Ausnahmen 
abgeſehen, auch nur um einen Tag verzögert worden. Heute 
iſt dieſe in den meiſten Fällen für alle Beteiligten ganz neben⸗ 
ſächliche Erklärung des Berufungsklägers plötzlich zu einem 
bedeutſamen Akt geworden. Der in erſter Inſtanz verurteilte 
Beklagte mag als Berufungskläger ſeine Berufung ſo früh 
und noch ſo ausführlich begründet haben, und es mag nach 
dem Inhalt der Berufungsbegründung für niemanden ein 
Zweifel darüber möglich ſein, daß er nicht mehr und nicht 
weniger erſtrebe, als daß die Klage abgewieſen wird — —, 
ſobald die Erklärung „ich beantrage Abweiſung der Klage“ 
nicht vor Ablauf der Berufungsfriſt zu den Gerichtsakten 
eingereicht iſt, wird trotz rechtzeitiger, ausführlicher und über⸗ 
zeugender Begründung die Berufung von den Gerichten als 
unzuläſſig verworfen, weil es an einer dem Geſetz entſprechen⸗ 
den Berufungsbegründung fehlt. Ich wage vorläufig nicht 
zu hoffen, daß ein Gericht einem Anwalt, dem ein ſolches 
Verſehen unterläuft, mit der Erwägung zu Hilfe kommen 
wird, es könne in vorliegendem Falle gar kein Zweifel dar⸗ 
über obwalten, welchen Antrag der Berufungskläger habe 
ſtellen wollen und ſtellen ſollen, die „Auslegung“ der Be⸗ 
rufungsbegründung ergebe den Antrag ohne weiteres. Der 
Antrag iſt nun einmal nach den in Wahrheit verfehlten Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes ein Eſſentiale der Berufungs⸗ 
begründung. Das iſt deshalb ganz beſonders abwegig, weil 
der in der Berufungsbegründung enthaltene Antrag ja doch 
eben zu nichts verpflichtet: er kann jederzeit ermäßigt oder 
erhöht werden und ſofern nur der Gegner einwilligt, ſo⸗ 
gar geändert werden. Der Antrag, den 8 519 3PO. ver⸗ 
langt, iſt nur ein bloßes Formale, es muß irgend 
etwas beantragt werden, mag dieſer urſprüngliche Antrag 
auch ſofort wieder fallen gelaſſen werden und mag er ſachlich 
noch fo verfehlt fein. 

Beiſpiel: Der Kläger hat zunächſt auf Leiſtung ge⸗ 
klagt; er hat dann Friſt nach $ 326 BGB. geſtellt und iſt 
zum Schadenserſatz wegen Nichterfüllung übergegangen. In 
der Berufungsbegründung überſieht der Anwalt den Übergang, 
er formuliert den urſprünglichen Sachleiſtungsantrag. 
Nachdem er infolge der Erwiderung des Gegners auf fein 
Verſehen aufmerkſam gemacht worden iſt, berichtigt er — 
nach Ablauf der Berufungsfriſt — das Verſehen. Der un⸗ 
richtige Antrag war aber immerhin ein Antrag, die For⸗ 
malien der Berufungsbegründung ſind gewahrt. Es dürfte 
daher wohl ſogar ein dem Erfordernis des 8 519 ZPO. ent⸗ 
ſprechender Antrag vorliegen, wenn der Anwalt des Klä⸗ 
gers, der in der erſten Inſtanz mit der Klage abgewieſen 
iſt, in der Berufungsbegründung im Irrtume, er habe als 
Beklagter die Berufung eingelegt, Klagabweiſung bean⸗ 
tragt. Wenn er dagegen den Antrag verſehentlich überhaupt 
nicht geſtellt hätte, ſo müßte feine Berufung als unzuläfſig 
verworfen werden?). 

Ahnlich verhält es ſich mit dem übrigen Teile der Be⸗ 
rufungsbegründung. Ich habe in meinem erwähnten Aufſatz 
darauf hingewieſen, daß das Geſetz zwar ſagt, daß der Be⸗ 
rufungskläger die Berufung begründen müſſe, daß es ſich aber 
nicht darüber ausſpricht, wie man denn formell eine Berufung 
begründen müſſe, um der Verwerfung vorzubeugen. 
Da weiter das Geſetz als weſentlichen Beſtandteil der Be⸗ 
rufungsbegründung nur die Anträge und die Nova bezeichnet, 
fo braucht zum mindeſten ein ſolcher Berufungs⸗ 
kläger, der Nova in der zweiten Inſtanz nicht 
bringen will, die geſtellten Anträge überhaupt 


2) Daher gibt es keine teilweiſe Verwerfung der Berufung 
wegen mangelnder Begründung. Hat der Kl. im Falle des 8 260 
PO. nur den Antrag hinſichtlich eines abgewieſenen Anſpruchs 
geſtellt, ſo wird dadurch die Berufungsfriſt für alle abgewieſenen 
Anſprüche gewahrt. Dasfelbe gilt, wenn das erſtinſtanzliche Urteil 
über Klage und Widerklage erkennt. 


nicht beſonders begründen. Es würde eine Verletzung 
des Geſetzes bedeuten, wenn das Gericht eine Berufung, weil 
der Berufungskläger lediglich die Anträge friſt⸗ 
gemäß eingereicht hat, ohne dieſe Anträge 
irgendwie zu begründen, als unzuläſſig ver⸗ 
werfen würde. Gegen dieſe meine Ausführungen hat ſich 
ſowohl der Verfaſſer der Novelle — Volkmar — wie auch 
der Berichterſtatter der 17. Vertreterverſammlung des Deut⸗ 
ſchen Anwaltvereins, Heilberg gewendet. 

Volkmar (LZ. 1924, 256) führt aus: 

„Hiernach wird es einem praktiſch arbeitenden An⸗ 
walt nicht ſchwer werden, eine Berufungsbegründung auch 
in denjenigen Fällen anzufertigen, in denen er, was übri⸗ 
gens nicht allzu häufig iſt, keinerlei neue Tatſachen oder 
Beweismittel vorzubringen hat. Er wird daneben zum 
Ausdruck bringen, welche Einwendungen er gegen die 
Rechtsauffaſſung des erſten Richters oder ſeine Beweis⸗ 
würdigung geltend zu machen hat. Dies zwingend vor⸗ 
zuſchreiben, daß die Partei, die keine neuen Tatſachen oder 
Beweismittel vorzubringen hat, dies in der Berufungs⸗ 
begründung hervorheben muß, beſtand kein Anlaß. Unter⸗ 
läßt daher der Berufungskläger in der Berufungsbegrün⸗ 
dung die Angabe neuer Tatſachen und Beweismittel, ſo 
ergibt ſich daraus, wie Breit richtig annimmt, nicht die 
Unzuläſſigkeit der Berufungsbegründung, ſondern es wird 
nur zu folgern fein, daß der Berufungskläger neue Tat⸗ 
ſachen und Beweismittel nicht vorzubringen hat, und er 
ſetzt ſich, wenn er ſolche Dinge ſpäter nachbringt, der Prä⸗ 
kluſion des 8 529 Abſ. 3 aus.“ 

Volkmar verkennt den entſcheidenden Punkt. Daß ein 
praktiſch arbeitender Anwalt eine Berufungsbegründung auch 
in denjenigen Fällen anzufertigen vermag, wenn er keinerlei 
neue Tatſachen oder Beweismittel vorzubringen hat, habe ich 
nie bezweifelt. Ich wundere mich nur, daß Volkmar es für 
notwendig erachtet, dieſen Satz überhaupt auszuſprechen. Er 
fragt ſich aber doch nicht, was für eine Berufungsbegründung 
ein Anwalt anfertigen kaun oder als gewiſſenhafter Anwalt 
anfertigen ſoll, ſondern was er dem Gericht innerhalb 
der Begründungsfriſt erklären muß, wenn er der 
Verwerfung des Rechtsmittels vorbeugen will. Darüber 
ſchweigt ſich Volkmar aus. Und ich frage ihn als den Ver⸗ 
faſſer der Verordnung: Genügt eine „Berufungsbegrün⸗ 
dung“ des Inhalts: 

„Es wird das Urteil ſeinem geſamten Inhalt nach an⸗ 
gefochten, und es wird beantragt, die Klage abzuweiſen, 
weil der Vorderrichter Tatſachen und Beweismittel un⸗ 
richtig gewürdigt und den Sachverhalt einer unzutreffen⸗ 
den rechtlichen Beurteilung unterworfen hat.“ 

um die Verwerfung der Berufung nach 8 519b ZPO. zu ver⸗ 
hindern? — Hierbei muß man natürlich vollſtändig die Funk⸗ 
tion der Berufungsbegründung als ein die Nova rechtzeitig 
ankündigender Schriftſatz beiſeite laſſen. Daß der Berufungs. 
kläger ſich vielleicht der Gefahr einer Präkluſion nach 8 529 
PO. ausſetzt, wenn er in der Berufungsbegründung die be⸗ 
abſichtigten Nova nicht mitteilt, iſt eine Sache für ſich. Sie 
hat mit der formalen „Verwerfung der Berufung“ wegen 
mangelnder Begründung nicht das geringſte zu tun. Das 
Berufungsgericht, das nach Ablauf der Berufungsfriſt prüft, 
ob die Berufung rechtzeitig eingelegt und form- und friſt⸗ 
gemäß begründet iſt, weiß nicht, ob der Berufungskläger nicht 
ſpäter noch mit neuem Vorbringen hervortreten will. Es kann 
ſich alſo bei der Frage der Verwerfung der Berufung gemäß 
8 519 b ZPO. nur darum handeln, ob überhaupt die Be⸗ 
rufung „begründet“ iſt. Vor der Novelle begründete nicht 
ſelten ein Anwalt die Berufung etwa in der Weiſe: 

„Neue Behauptungen werden nicht vorgebracht, die 
Berufung richtet ſich lediglich gegen die Gründe des Land⸗ 
gerichtsurteils. Das Erforderliche wird in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen werden.“ 

Genügt heute eine ſolche Erklärung als „Berufungs⸗ 
begründung“? Nach meiner Auffaſſung genügt ſie und ſie 
muß um ſo mehr genügen, als ja doch die Begründung, die 
8 519 ff. fordert, keinesfalls eine richtige Begründung zu 
fein braucht. Sie kann fal ſch, fie kann handgreiflich 
falſch ſein. Der Beklagte iſt z. B. aus einem Wechſelakzept, 
das 4 Monate vorher von ihm gezeichnet wurde, verurteilt 
worden. Der Beklagte begründet die Berufung mit der Be⸗ 
hauptung, daß der Anſpruch verjährt ſei. Er zitiert Art. 79 
WO. und überſieht Art. 77 WO. Jeder erkennt ſofort, daß 
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die Berufung falſch begründet iſt. Aber ſie iſt immerhin be⸗ 
gründet. Und begründet iſt eine Berufung in jedem Falle, 
wenn der in erſter Inſtanz verurteilte Beklagte ins Blaue 
mein behauptet, der Anſpruch ſei verjährt oder er verſtoße 
gegen die guten Sitten, oder er verſtoße gegen die deutſche 
fr eviſengeſetzgebung (obſchon Deviſengeſchäfte überhaupt nicht 
Nlictegen) uſw. uſw. Kurz: die verfehlte und auf den erſten 
„ud ſich ſofort als falſch kennzeichnende Begründung iſt eine 
er Präkluſion vorbeugende Begründung; das Gericht muß 
kcermin anſetzen und iſt nicht nur nicht behindert, ſondern 
!Dgar verpflichtet, der Berufung ſtattzugeben, wenn ſie ſich 
zus Gründen als gerechtfertigt erweiſt, an die der Berufungs⸗ 
kläger während der Berufungsfriſt oder ſpäter nie gedacht hat. 
1 ritt man den vorſtehenden Ausführungen 
Dei, fo muß man aber die weitere Konſequenz 
geben und die inhaltsleere Berufungsbegrün- 
ung, d. h. eine Begründung, die nur das Urteil 
arſter Inſtanz für falſch erklärt, ohne fi dar⸗ 
über auszufpreden, aus welchem Grunde es 
galſch ift, als genügende Berufungsbegründung 
im Sinne des 8 519—519b anſehen. Schließlich iſt 
a eine inhaltsleere Berufungsbegründung immer noch 
eine beſſere Begründung als eine offenſichtlich falſche. 
amit wird man aber zu der weiteren Frage gedrängt: 
un eine völlig inhaltsleere „Berufungsbegründung“ 
er Verwerfung der Berufung als unzuläffig vorbeugt, be⸗ 
es denn dann überhaupt einer ſchriftlichen Begrün⸗ 
Klang“ Warum muß der in erſter Inſtanz abgewieſene 
“ger, um nicht des Rechtsmittels verluſtig zu gehen, friſt⸗ 
er dem Gericht die Mitteilung machen, daß er das 
biebinſtanzliche Urteil für falſch halte? Daß er 
a Anſicht ift, geht ja aus der Einlegung der Begründung 
195 aus dem Antrag, die Klage abzuweiſen, zur Genüge her⸗ 
Ber Nicht darauf kann es ankommen, daß der Kläger ſeine 
ſelbſt ung mit einigen nichtsſagenden Worten und mit einem 
zöſtverſtändlichen Antrag begründet, ſondern darauf, daß er 
f ausreichende Vorbereitung des erſten Termins ſorgt. Das 
biachieht aber nicht in der Weiſe, daß er im Mai dem Ge⸗ 
cht ‚einzelne nichtsſagende Worte übermittelt, wenn der 
min zur Verhandlung im Oktober anſteht. 
183 Sonach iſt das Ergebnis: Will der Berufungskläger 
iglich die rechtliche Beurteilung des Streitſtoffes oder die 
N58 eiswürdigung des Landgerichts bekämpfen, ſo iſt für eine 
kein fiche Begründung im Sinne der Verfahrensverordnung 
555 Raum ). Dieſe unabweishare Schlußfolgerung läßt den 
dem errenen Rechtszuſtand erkennen. Das Berufungsgericht, 
mittelt rordalb der Begründungsfriſt nur die Anträge über⸗ 
Sr werden, darf die Berufung nicht verwerfen. Es muß 
keine umgeben, daß der Berufungskläger in zweiter Inſtanz 
ſo kan da vorbringen will. Iſt einmal Termin anberaumt, 
beter der Berufungskläger neue Behauptungen vorbringen, 
Allerd mur das neue Vorbringen nicht verzögerlich wirkt. 
in der > ſetzt dieſer Satz wiederum voraus, daß alle Nova 
begrürdanaten Inſtanz auch nach Ablauf der Berufungs⸗ 
nicht ver Böfeift nachgeholt werden können, fofern fie nur 
N ei wirken. 9 529 Er eo zur nk 
rg! tage, wie 8 5 2 auszulegen iſt. IJ 
dr 15 Worte ventſprechende Anwendung“ dahin ausgelegt, 
begründn ichtaufnahme der Nova in die Berufungs⸗ 
zögerun ng dann unſchädlich iſt, wenn ſie ſpäter ohne Ver⸗ 
5 g nachgeholt werden können). Leider hat Heil⸗ 
zweffel hie Auslegung, der er an ſich beitritt, für 
Vaft erachtet s). Ich hatte meinerſeits abſicht⸗ 


9 JW. 1924, 372 t 
neuen git ’ ff.; ebenſo Pagenſtecher: „Die Berufung im 
Berufung Lprogefiecht“ S. 15. „Will der Berufungskläger z. B. die 
ſachen er eine Geſetzesverletzung ſtützen und keine neuen Tat⸗ 
haupt nur ba 85 fo braucht die fog. Berufungsbegründung über⸗ 
Deilberg => erufungsanträge zu enthalten.“ Unrecht hat 
dieſer Weise genommen, daß ich den Ratſchlag (9 erteilt hätte, in 
5 die Anmlte fahren. Davon kann natürlich keine Rede ſein. 
möglich, und di fo vorſichtig zu handeln haben, wie irgendwie 
lichkeit friſtgemäß vollſtandige Begründung der Berufung nach Mög⸗ 
JW. nicht erſt 5 fertigzuſtellen haben, braucht ja doch wohl in der 

5 . a. b u hervorgehoben werden! 
a. a. 4 

dieſe n E Heilberg ſagt, er wolle nicht ſagen, daß 
deſten zweifelhaft i ſel, fie ſei aber nach der Faſſung zum min⸗ 
Intereſſe der Si und es erſcheine ihm dringend erforderlich, im 
begründungsſcheiſderung alle neuen Ausführungen in der Berufungs⸗ 
iſt zu bringen. Hiergegen: Darüber kann kein 
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lich auf auftauchende Bedenken nicht hingewieſen, weil ich 
ja ſchließlich als Anwalt keine Veranlaſſung habe, die Ge⸗ 
richte auf mögliche Zweifel, die einer ſachgemäßen Prozeß⸗ 
führung nur nachteilig ſein können, beſonders aufmerkſam zu 
machen. Glücklicherweiſe hat ja nun Volkmar dieſe meine 
Auslegung ausdrücklich als richtig erklärt s). Es darf auch 
nicht etwa folgender Schluß gezogen werden: Wenn der Be⸗ 
rufungskläger eine Berufungsbegründung — immer von For⸗ 
mulierung der Anträge abgeſehen — nicht einreicht, ſo gilt 
das als die Erklärung, daß er neue Tatſachen und neue Be⸗ 
weismittel nicht vorzubringen habe, bringt er daher nach 
Ablauf der Friſt trotzdem Nova vor, ſo iſt die Berufung 
nachträglich als unzuläſſig zu verwerfen, weil ſich 
ex post herausſtellt, daß die Erforderniſſe der Berufungs⸗ 
begründung nicht gewahrt ſind. Vielmehr kommt es allein 
darauf an, ob die nachträgliche Aufſtellung neuer Behaup⸗ 
tungen uſw. ver zögerlich wirkt. Und dieſe Aus⸗ 
legung führt allerdings mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit zu dem Ergebniſſe, daß der Ber 
rufungskläger überhaupt keine „Berufungs⸗ 
begründung“ einzureichen braucht, und daß die 
Bedeutung des 8 519 3 PO. lediglich dahin zur 
ſammenſchrumpft, daß die Anträge bereits in der 
Berufungsſchrift oder in einem innerhalb eines 
Monats nach Einlegung der Berufung anzufer⸗ 
tigenden Schriftſatze enthalten fein müſſen. 
Da nun aber wohl in den weitaus meiſten Fällen aus der 
Parteiſtellung ſich die Anträge ohne weiteres ergeben, ſo iſt 
das praktiſche Reſultat des Begründungszwanges das, daß 
infolge der Einführung der beſonderen Begründungsfriſt in 
zahlreichen Fällen eine Verzögerung in der Erledigung 
des Prozeſſes eintritt”). 

Es gab eben nur zwei konſequente Löſungen: 

Entweder mußte die Berufungsinſtanz nach dem Vor⸗ 
bild des Reviſionsverfahrens dahin ausgeſtaltet werden, daß 
für die Anfechtung des erſtinſtanzlichen Urteils ausſchließ⸗ 
lich oder doch prinzipaliter der Inhalt der Berufungsbegrün⸗ 
dung — auch in rechtlicher Hinſicht — maßgebend iſt und 
in der Berufungsinſtanz nur ſolche Nova eingeführt werden 
dürfen, die die Parteien in erſter Inſtanz nicht vorbringen 
konnten — alsdann ergab ſich der Begründungszwang von 
ſelbſt. Oder es mußte den Parteien lediglich angedroht wer⸗ 
den, daß eine ſchuldhaft verzögerliche Prozeßführung das Ge⸗ 
richt zur Zurückweiſung des verzögerlichen Vorbringens be⸗ 
rechtigt. In dieſem Falle kommt ein Begründungszwang 
nicht in Frage. Der Verfaſſer der Novelle hat einen Mittel⸗ 
weg gewählt, mit dem natürlich praktiſch auch gearbeitet 
werden — „es geht auch fo“, hat der verſtorbene Stein 
von einer Prozeßnovelle gefagt®), der aber dem logiſch den⸗ 
kenden Juriſten zum mindeſten ein erhebliches Mißbehagen 
verurſachen wird. 

1 en 5 ed: 
wäre: 

1. Darüber, daß die Verlängerung der Begründungsfriſt 
auch dann ſtatthaft iſt, wenn der Antrag auf Friftverlänge- 
rung bereits vor Ablauf der Friſt geſtellt war, der Senat 
aber darüber noch nicht entſchieden hatte — es genügt nach 
dem Geſetz die Entſcheidung des Vorſitzenden —, ſollte nach 
den Auslegungsgrundſätzen, die das RG. neuerdings für das 
Prozeßrecht aufgeſtellt hat“), kein Zweifel aufkommen. Es 
iſt zu bedauern, daß anſcheinend die Senatspräſidenten in 
dieſer Frage nicht vollkommen einig waren. Allerdings kön⸗ 
nen die diſſentierenden Vorſitzenden einen Beſchluß des RG. 


Zweifel ſein, daß jeder Anwalt beſorgt ſein muß, alle Nova in 
der Begrün dungsſchrift zuſammenzufaſſen. Ich habe ſelbſtverſtändlich 
niemals daran gedacht, dem Anwalt den Rat zu geben, dies nicht 
zu tun! Es fragt ſich allein, wie das Gericht zu erkennen hat, wenn 
der Anwalt das nicht getan hat. In dieſem Falle darf nach meiner 
Auffaſſung das Gericht, ſofern verzögerliche Wirkung nicht eintritt, 
auf die Frage der groben Nachläſſigkeit überhaupt nicht zukommen, 
ſondern hat die Nova einfach zuzulaſſen. Für dieſe Auslegung 
mäfjen wir Anwälte mit allen Kräften eintreten. Und gerade ein 
Mann von der Bedeutung Heilbergs hätte die Richtigkeit dieſer Aus⸗ 
legung nicht anzweifeln dürfen. Daß fie der Verfaſſer der Verorb⸗ 
nung Volkmar) ausdrücklich für richtig erklärt hat, iſt oben im 
Text bereits bemerkt worden. 

Na. a. O. Sp. 520, 

) Vgl. unter II. 

2 Vel. Humbert, DIZ. 1924, 456. 

) RG. 106, 264. 
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für ſich anführen 10). Und den Satz: Eine Friſt, die einmal ab⸗ 
gelaufen iſt, kann begrifflich niemals verlängert werden. 
Aber das iſt eine für das praktiſche Leben unbrauchbare Über⸗ 
ſpannung der Logik. Man konnte ſogar an und für ſich noch 
weitergehen, als die Anwaltſchaft des Kammergerichts. Warum 
ſoll eine Friſt nicht auch verlängert werden konnen, wenn der 
Antrag erſt nach Ablauf der Friſt eingeht? Wenn man bloß 
logiſch entſcheidet, ſo kann allerdings der bloß innerhalb der 
Friſt geſtellte Antrag am Ablaufe der Friſt nichts ändern. Dann 
muß vielmehr wohl ſogar der Beſchluß des Vorſitzenden noch 
innerhalb der Friſt zugeſtellt ſein. Das Erfordernis recht⸗ 
zeitiger Antragſtellung iſt für den konſequenten Logiker ein 
ſchwächlicher Kompromiß. Andererſeits kann man allerdings 
gegen die grundſätzliche Zuläſſigkeit der Verlängerung einer 
abgelaufenen Begründungsfriſt auf 8 233 ZPO. hin⸗ 
weiſen, wonach für dieſen Fall unter beſonderen Voraus⸗ 
ſetzungen das beſondere Rechtsinſtitut der Wiedereinſetzung 
gegeben iſt. Jedenfalls aber wäre es höchſt unzweckmäßig, 
wenn ein Senat in einem Falle, in dem der Vorſitzende über 
den rechtzeitig geſtellten Antrag auf Verlängerung der Be⸗ 
gründungsfriſt nicht innerhalb der Friſt entſchieden hat, die 
Partei auf die Wiedereinſetzung in den früheren Stand ver⸗ 
weiſen ſollte. Denn es würde dann doch die Verlängerung der 
Friſt praktiſch auf dem nur ſehr viel umſtändlicheren Wege 
der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand erfolgen müſſen. 
In der nicht rechtzeitigen Beſchlußfaſſung über den rechtzeitig 
geſtellten Antrag wird ein unabwendbarer Zufall zu er⸗ 
blicken ſein. Wozu will man ſich derartig überflüſſige Schwie⸗ 
rigkeiten machen? 

Nicht unzweifelhaft iſt die Frage, ob die Wiedereinſetzung 
gegen die Verſäumung der Berufungsfriſt auch dann noch er⸗ 
folgen kann, wenn inzwiſchen die Berufung bereits durch den 
Beſchluß wegen Verſäumung der Begründungsfriſt verworfen 
iſt. Man kann die Bejahung darauf ſtützen, daß der Ver⸗ 
werfungsbeſchluß, ſoweit er vom OLG. ergeht, mit der ſo⸗ 
fortigen Beſchwerde angefochten werden kann. Wird vor der 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts die Berufung begründet, 
und die Wiedereinſetzung gewährt, ſo iſt das Beſchwerdegericht 
in der Lage, den Verwerfungsbeſchluß aufzuheben. Es er⸗ 
ſcheint unbillig, der Tatſache der Verwerfung der Berufung, 
die ſich hinter dem Rücken des Berufungsklägers abſpielt, die 
ſchwerwiegende Bedeutung beizulegen, daß damit jede Wieder⸗ 
einſetzung in den früheren Stand gegen die Verſäumung der 
Berufungsfriſt ausgeſchloſſen iſt. Das RG. hat ja auch die 
Wiedereinſetzung gegen Verſäumung der Friſt des $ 554 
3PO. nach dem Verwerfungsbeſchluß zugelaſſen 1). 

2. Anträge auf Verlängerung der Begründungsfriſt müſ⸗ 
ſen, ſofern es ſich um die erſte Verlängerung handelt, grund⸗ 
ſätzlich wohlwollend behandelt werden. Die Anwaltſchaft darf 
auch erwarten, daß der Begründung, mit der der Anwalt das 
Verlängerungsgeſuch motiviert, ohne weitere Glaubhaftmachung 
geglaubt wird. 

Die Fälle, in denen ein Verlängerungsgeſuch nach den 
Richtlinien ohne weiteres als begründet erſcheint, ſind wohl 
in erſter Linie noch durch den einfachſten Fall zu erweitern: 
beſondere Umfänglichkeit einer Sache. Es kann 
einem Anwalt im allgemeinen nicht zugemutet werden, einen 
Prozeß, der in erſter Inſtanz vielleicht vier oder fünf Jahre 
gedauert hat, nun ohne weiteres im Laufe eines Monats zu 
begründen, d. h. ſo durchzuarbeiten und ſo ſchriftlich vor⸗ 
zubereiten, daß eine Verhandlung im erſten Termine ge⸗ 
währleiſtet werden kann. Auf der anderen Seite wird 
man aber doch wiederum etwas mehr individuali⸗ 
ſieren dürfen, als die Richtlinien vorſehen. Es 
erſcheint dringend notwendig, daß das Intereſſe einer Partei 
an Beſchleunigung und auf der anderen Seite das mangelnde 
Intereſſe einer Partei an Beſchleunigung bei der Frage, ob 
die Verlängerung eintreten ſoll oder nicht, mit berückſichtigt 
wird, oder genauer, daß auch das Intereſſe des Berufungs⸗ 
beklagten an Beſchleunigung des Prozeſſes bzw. ſein man⸗ 
gelndes Intereſſe an einer ſolchen Beſchleunigung bei der 
Entſcheidung über die Verlängerung mit ins Gewicht fällt. 

a) Sit der Kläger, der in erſter Inſtanz abgewieſen iſt, 
Berufungskläger, ſo wird in der Regel das Intereſſe des Be⸗ 
klagten durch die Verlängerung der Begründungsfriſt nicht 
beeinträchtigt. Selbſtverſtändlich können Ausnahmefälle ein⸗ 


10 RG. 96, 350 = ZW. 1920, 48. 
2) NG. Lg. 1922, 592. 


treten. Aber die Regel iſt mangelndes Intereſſe. Wenn daher 
in einem ſolchen Falle der Kläger, ohne daß der Beklagte 
bereits widerſprochen hätte, um eine Verlängerung der Be⸗ 
gründungsfriſt nachſucht, ſo tut das Gericht in der Regel 
nicht bloß dem Kläger, ſondern auch dem Beklagten einen 
Gefallen, wenn es dieſem Verlangen nachkommt. Das Inter⸗ 
eſſe des Staates an der Beſchleunigung des Prozeſſes, das 
jetzt plötzlich als überaus vital hingeſtellt worden iſt, exiſtiert, 
ſoweit richterliche Kraft nicht vergeudet wird, nur in der 
Einbildung. 


b) Ganz anders iſt die Sachlage, wenn der Beklagte 
in erſter Inſtanz verurteilt iſt und nun ſeinerſeits Berufung 
einlegt. Gewiß wird auch in einem ſolchen Falle häufig 
nicht allzuviel darauf ankommen, ob der Prozeß einen Monat 
früher oder ſpäter beendigt wird. Und wenn es ſich um einen 
umfaſſenden Prozeß handelt, wird ja, wie ich bereits oben 
betont habe, billigerweiſe auch hier die Verlängerung ſtets 
ausgeſprochen werden müſſen. Iſt dagegen der Fall ein⸗ 
fach gelagert, fo kann die Verlängerung der Begründungsfriſt 
allerdings einen erheblichen Nachteil für den Kläger zur Folge 
haben. Ich würde es für die Rechtspflege als ſchädlich er⸗ 
achten, wenn bei den Gerichten die Auffaſſung ſich durch⸗ 
ringen ſollte, daß ſchablonenmäßig der erſte Antrag 
auf Begründungsfriſtverlängerung ohne Rückſicht auf die 
Eigenart der Sache zu bewilligen iſt. 

Hierbei muß man ſich auch folgendes vor Augen halten: 
Die neuen Vorſchriften für das Berufungsverfahren begün⸗ 
ſtigen in auffallender Weiſe den faulen Schuldner. Man 
kann nur jedem Gläubiger, dem daran liegt, einen Prozeß 
möglichſt ſchnell gegen den böswilligen Schuldner zum 
Ende zu führen, wünſchen, daß er den Prozeß in erſter In⸗ 
ſtanz wenn irgend möglich verlieren möge. 

Angenommen, daß das klagabweiſende Urteil am 1. Okt. 
ergeht, ſo kann der Berufungskläger bereits am 2. Okt. Be⸗ 
rufung einlegen, das Rechtsmittel begründen und, ſofern er 
nur die erforderlichen Schritte hierzu ergreift, den Termin 
bei Entgegenkommen des Gerichts noch im Laufe des Oktobers 
erhalten 12). 

Wehe dagegen, wenn der Kläger in erſter Inſtanz ob⸗ 
geſiegt hat. Der Beklagte tut nichts, bis er das Urteil vom 
Kläger zugeſtellt erhalten hat. Darüber werden mindeſtens 
10—14 Tage vergehen, ſelbſt wenn man von der Zuſtellung 
einer abgekürzten Ausfertigung ausgeht. Der Beklagte legt 
am letzten Tage der Berufungsfriſt, das wäre wohl früheſtens 
der 15. Nov., die Berufung ein. Am 12. Dez. erſucht er um 
Verlängerung der Begründungsfriſt, die ihm gewährt wird. 
Er hat einen weiteren Monat gewonnen. Er begründet das 
Rechtsmittel am 14. Jan. Da ihm an ſchleuniger Anbe⸗ 
raumung des Termins naturgemäß nicht viel gelegen iſt, 
wird die Verhandlung ſchwerlich vor Mitte Februar ſtatt⸗ 
finden, vielleicht auch noch ſpäter. Das iſt der prak⸗ 
tiſche Erfolg einer Prozeßnovelle, deren ober⸗ 
ſtes Leitmotiv die Beſchleunigung des Rechts- 
ſtreites iſt!s). 

Ich erachte es daher für durchaus berechtigt, daß der 
Richter einem Antrag auf Verlängerung der Begründungs⸗ 
friſt dann unfreundlich gegenüberſteht, wenn der Berufungs⸗ 
kläger und Schuldner offenſichtlich auf eine Verzögerung der 
Erledigung des Rechtsſtreites hinarbeitet. Freilich wird der 
Kläger hierbei den Richter zu unterſtützen haben. Er wird 
zweckmäßig rechtzeitig gegen einen drohenden Verlängerungs⸗ 
antrag motivierten Widerſpruch zu erheben haben und den 
Widerſpruch auch dem Beklagten zur Kenntnis bringen. Wenn 
in einem ſolchen Falle der Berufungskläger alsbald nach 


12) Heilberg a. a. O. S. 450 warnt, vor Zuſtellung des Urteils 
Berufung einzulegen. Dieſe Warnung iſt in dieſer Allgemeinheit 
unberechtigt. Es kommt alles auf den konkreten Fall an. Wenn 
ich als Anwalt einen Prozeß bereits in erſter Inſtanz inſtruiere, 
über das geſamte Tatfachenmaterial informiert bin und auch ohne 
Einblick in das bei den Gerichtsakten befindliche Urteil ſagen kann, 
weshalb vermutlich das Gericht ungünſtig erkannt hat, — warum 
ſoll ich dann nicht im Intereſſe der Beſchleunigung die Berufung 
ſo ſchnell als möglich einlegen? Hier laſſen ſich ſchlechterdings keine 
allgemeinen Regeln aufftellen. Daß ein Anwalt eine Berufung nicht 
ins Blaue hinein lediglich aus „Erbitterung über das ergangene 
Urteil“ einlegen darf, iſt eine Sache für ſich. Das hat aber mit 
dem Zeitpunkte der Berufungseinlegung nichts zu tun. 

13) Hierzu Volkmar JW. 1924, 345. 
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Einlegung der Berufung durch Schriftſatz darauf hingewieſen 
wird, daß der Gläubiger ihm Verſchleppung des Rechtsſtreites 
dorwirft und mit Rückſicht hierauf und auf den einfachen 
Sachverhalt einer Verlängerung der Begründungsfriſt wider⸗ 
ſpricht, ſo kann er ſehr wohl rechtzeitig für Beſchaffung der 
nformation und Begründung des Rechtsmittels Sorge tragen. 
Aus den vorſtehenden Erwägungen folgt auch, daß gegen 
ie Verlängerung der Begründungsfriſt dann wiederum keine 
beſonderen Bedenken vorliegen, wenn das erſtinſtanzliche Ur⸗ 
teil ohne Sicherheitsleiſtung für vorläufig vollſtreckbar iſt. 
So z. B. Urteile im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeſſe, oder 
im Falle des § 708 Nr. 4 ZBD. 
Andererſeits iſt wohl unzweifelhaft, daß der Berufungs⸗ 
kläger, auch wenn er bereits eine „Begründung“ eingereicht 
at, zum Zwecke der Vervollſtändigung der Begründung Friſt⸗ 
verlängerung nachſuchen und bewilligt erhalten kann. 
III. Sukzeſſivbegründung (II 3). 
Die Richtlinien betonen, daß die Begründung der 
Berufung auch in mehreren zu verſchiedenen Zeiten inner⸗ 
halb der Begründungsfriſt eingereichten Schriften enthalten 
lein kann. Das iſt unzweifelhaft richtig, und war auch 
von mir hervorgehoben. Da das Gericht im allgemeinen 
innerhalb des Laufs der Begründungsfriſt Termin nicht an⸗ 
beraumen wird, ſo folgt hieraus, daß jede Schrift, die inner⸗ 
alb der Friſt vom Berufungskläger eingereicht wird, d. h. 
alſo auch von ihm unterzeichnet iſt, als Teil der Berufungs⸗ 
begründung gilt. Andererſeits kann der Berufungskläger auch, 
wenn er einmal die Berufung begründet hat, die Form des 
gewöhnlichen Schriftſatzes wählen. Erklärt der Berufungs⸗ 
kläger mit Einreichung des erſten Schriftſatzes, daß um ſchleu⸗ 
nigſte Anberaumung des Termins gebeten wird, ſo kann er, 
wenn das Gericht dieſem Erſuchen ſtattgibt, nicht nachträg⸗ 
lich noch Rechte aus der Tatſache herleiten, daß die Be⸗ 
gründungsfriſt noch nicht abgelaufen ſei. 
IV. Erweiterung (II 4). 
Der Lauf der Begründungsfriſt hindert, wie wohl all⸗ 
W angenommen wird, die ſpätere Erweiterung der An⸗ 
Tage und die Geltendmachung neuer Anſprüche nicht. Es 
erſcheint ausgeſchloſſen, daß ein Gericht eine mit Einwilli⸗ 
Aung des Bekl. in der Berufungsinſtanz vorgenommene Klag⸗ 
änderung als verzögerlich mit der Begründung zurückweiſt, 
25 die Klagänderung in erſter Inſtanz oder in einem frü⸗ 
eren Zeitpunkt in der Berufungsinſtanz hätte erklärt werden 
* Der einſchlagende Satz der Richtlinien iſt inſofern 
be ganz korrekt, als er von dem Falle ausgeht, daß das 
Auch erſter Inſtanz nur teilweiſe angefochten iſt. 
de 8 dann, wenn vollſtändige Anfechtung vorliegt, kann 
I doch Erweiterung des Klagantrags auch nach Ablauf der 
died undungsfriſt erfolgen. Nicht recht einzuſehen iſt, weshalb 
en ichtlinien in Zweifel ziehen, ob im Falle der Erhebung 
et Anſprüche in zweiter Inſtanz auch neue Tatſachen, Be⸗ 
Die mittel ‚und Beweiseinreden vorgebracht werden können. 
Ar Geltaſſigkeit neuen Vorbringens iſt von der Zuläſſigkeit 
bald eltendmachung neuer Anſprüche nicht zu trennen. So⸗ 
neuen Al Partei in der Lage tit, in zweiter Inſtanz einen 
neue T nſpruch einzuführen, muß ſie auch in der Lage ſein, 
tragen atſachen zur Begründung dieſes Anſpruchs vorzu⸗ 
leicht ſchon zwar ganz gleichgültig, ob die Tatſachen viel⸗ 
en vor ee zur Begründung des urſprünglichen Antrags hät 
au nicht racht werden können oder nicht. Ich kann daher 
langen, d den Richtlinien folgen, wenn ſie ſchlechthin ver⸗ 
egründet mige Erweiterungen der Berufung müßten ebenſo 
ie Begru 3 wie die Anſchlußberufung, ſo daß alſo 
zufinden undung in der Berufungserweiterungsſchrift ſtatt⸗ 
nit (vgl. § 5222 3880). 
weitert 585 der Berufungskläger ſelbſt den Klagantrag er⸗ 
reichung 5 einen neuen Anſpruch erhebt, kommt die Ein⸗ 
in Frage Es zweiten Begründungsſchrift überhaupt nicht 
Einführun Es könnte ſich immer nur fragen, ob durch die 
es erweite neuen tatſächlichen Vorbringens zur Begründung 
eine Verzöger Antrags oder des neu eingeführten Anſpruchs 
wird ſebach zung des Rechtsſtreits herbeigeführt wird. Es 
aß es dem Kl allgemeinen als Grundſatz feſtzuhalten ſein, 
den Klagant ger überlaſſen bleiben muß, ob und wann er 
Anſpruch u erweitern und ob und wann er einen neuen 
n, u machen will. Von feltenen Ausnahmen ab⸗ 
Erweittran daher auch in einer in letzter Stunde er⸗ 
halten des Klägern des Klagantrags ein verzögerliches Ver⸗ 
gers nicht erblicken dürfen. Wenn z. B. der aus 


um 


unerlaubter Handlung klagende Berufungskläger zunächſt nur 
einen Teilbetrag von 2000 Goldmark geltend gemacht hat, 
ſo kann ihm kein Vorwurf daraus gemacht werden, wenn er 
die Erweiterung des Antrags um weitere 2000 Goldmark 
erſt in zweiter Inſtanz oder ſogar erſt nach Durchführung 
einer Beweisaufnahme in zweiter Inſtanz erklärt. Es wäre 
durchaus verfehlt, wenn das Gericht die Erweiterung des 
Klagantrags als verzögerliche Tatſache zurückweiſen wollte. 
Ebenſowenig wie der Erweiterungsantrag ſelbſt können aber 
die zur Begründung des Erweiterungsantrags neu vor⸗ 
gebrachten tatſächlichen Behauptungen als verzögerlich zu⸗ 
rückgewieſen werden. Das kann erſt von dem Zeitpunkte an 
geſchehen, in dem die Geltendmachung des zur Begründung 
beſtimmten Vorbringens gegenüber dem Zeitpunkte 
der Stellung des erweiterten Antrags ver⸗ 
ſpätet erſcheint. Für die Vorſchriften über den Be⸗ 
gründungszwang iſt bei Klagerweiterungen kein Raum. 
Das gleiche muß nun aber auch dann gelten, wenn der 
Berufungskläger nicht bloß ſeinen urſprünglichen Antrag 
erweitert, ſondern — mit Zuſtimmung des Beklagten — 
einen neuen Anſpruch einführt. Grundſätzlich wird die 
Geltendmachung des neuen Anſpruchs, gleichgültig, wann 
ſie erfolgt, nicht als verzögerlich zurückgewieſen werden 
können. Erklärt der Berufungsbeklagte einmal ſeine Zu⸗ 
ſtimmung zur Einführung des neuen Anſpruchs, ſo würde 
es höchſt unvernünftig ſein, wenn der Richter von ſich aus 
die Einführung als verzögerlich zurückweiſen wollte. Auch 
ein Begründungszwang im Sinne des Berufungsbegründungs⸗ 
zwanges kommt in dieſem Falle nicht in Betracht. Der Be⸗ 
rufungskläger hat alſo nicht notwendig, den Antrag und die 
zur Geltendmachung des neuen Anſpruchs erforderlichen neuen 
Behauptungen, ſofern die Berufungsfriſt bereits abgelaufen 
iſt, in die Schrift aufzunehmen, in der er den neuen Anſpruch 
einführt. Er muß den Prozeß nur ſo führen, daß vom Zeit⸗ 
punkte der Einführung des neuen Anſpruchs an keine ver⸗ 
meidbare Verzögerung eintritt. 

Anders iſt die Rechtslage, wenn der Berufungs⸗ 
beklagte mit Zuſtimmung des Berufungsklägers neue An⸗ 
ſprüche erhebt. Nimmt man an, daß in dieſem Falle An⸗ 
ſchlußberufung erforderlich iſt, fo muß nach 8 522 4 
ZPO., falls im Zeitpunkte der Geltendmachung des neuen 
Anſpruchs die Begründungsfriſt abgelaufen iſt, die Begrün⸗ 
dung in der Anſchlußfriſt erfolgen. Nun paſſen aber natür⸗ 
lich die Vorſchriften über den Begründungszwang bei der 
Anſchlußberufung, die ſelbſt wiederum verfehlt ſind, auf den 
Fall der Geltendmachung neuer Anſprüche durch den Be⸗ 
rufungsbeklagten überhaupt nicht. Die Praxis wird wohl 
von ſelbſt zu einem vernünftigen Judizieren kommen. 

V. Einſtweilige Verfügungen (III 5). 

Streitig iſt bei der Aufſtellung der Richtlinien die Frage 
des Begründungszwanges bei einjtweiligen Verfügun⸗ 
gen geblieben. An und für ſich beſteht m. E. der Begrün⸗ 
dungszwang auch bei Berufungen gegen einſtweilige Ver⸗ 
fügungen. Er beſteht eben in dem Sinne, daß die Be⸗ 
rufungsſchrift einen — regelmäßig ſelbſtverſtändlichen — An⸗ 
trag enthalten muß. Dagegen würde man Zweck und Be⸗ 
deutung des Verfügungsverfahrens auf den Kopf ſtellen, wenn 
man im Gegenſatz zur bisherigen Praxis verlangen wollte, 
daß jedes neue Vorbringen, jedes neue Beweismittel uſw. 
vor dem Termine dem Gegner zugeſtellt werden müſſe 14). 


14) Ein Wort noch gegen Volkmar. Ich hatte darauf 
hingewieſen, daß nach der Regelung des Berufungseinlegungs⸗ 
verfahrens keine Gewähr dafür beſteht, daß, wenn beide Parteien 
gegen das erſtinſtanzliche Urteil Berufung einlegen, die Verhandlung 
einheitlich erfolgt und ein einheitliches Urteil ergeht — ein Erfolg, 
den die alte ZPO. gerade durch das Verbot der Berufungseinlegung 
vor Zuſtellung des Urteils erreichen wollte. Volkmar, 23. 1924, 
256 beſtreitet, daß hier ein Redaktionsverſehen vorliegt. Der Fall 
liege nicht anders, als wenn das Gericht über verſchiedene Teil⸗ 
forderungen ein und derſelben Forderung verſchieden erkenne. 

Wenn z. B. der Kl. 10 000 % eingeklagt hat und ein ob⸗ 
ſiegendes Urteil in Höhe von 5000 % erhält, fo köune auf die Be⸗ 
rufung des Kl. hin zunächſt ein Urteil auf Zahlung von weiteren 
5000 % ergehen, während alsdann in einer ſpäteren Berufungs⸗ 
verhandlung auf die Berufung des Bekl. das erſtinſtanzliche Urteil 
inſoweit, als es zur Zahlung von 5000 % verurteilt, möglicherweiſe 
aufgehoben werde. : 

Zunächſt wird auch Volkmar nicht beſtreiten, daß die 
Verf. der alten ZPO. dieſes Ergebnis ablehnten und daß es auch 
nicht gerade im Intereſſe der Rechtspflege liegt. 
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IV. 5 A 
Von Juſtizrat Dr. Geiershöfer, Nürnberg). 

Gegen die genannten Richtlinien beſtehen im allgemeinen 
keinerlei Bedenken; ein Teil derſelben betrifft ohnedies die 
ſpeziellen, mit der Größe und Einteilung gerade des Kammer⸗ 
gerichts zuſammenhängenden Verhältniſſe und iſt für Nürn⸗ 
berg deshalb nicht erforderlich. Auch die Präſidenten der 
Nürnberger Senate ſagten wohlwollende Anwendung der 
neuen Vorſchriften, beſonders für die Übergangszeit, zu. 

Folgende Einzelpunkte möchte ich hervorheben: 

1. Nach 8 519 ZPO. kann nunmehr die von Amts wegen 
angeordnete Prüfung über Statthaftigkeit, Friſt⸗ und Form⸗ 
gerechtigkeit ſowie die Verwerfung als unzuläſſig ohne münd⸗ 
liche Verhandlung durch Beſchluß erfolgen. Die Nürnberger 
Senate wünſchen daher zum Zwecke der Prüfung das Urteil 
ſamt Zuſtellungsnachweis bei den Akten des Gerichts nach 
deſſen Einreichung (8 518 Abſ. 3) zu behalten, ſolange nicht 
die Prüfung der Zuläſſigkeit erfolgt iſt. Nun iſt zwar 8 518 
Abſ. 3 nur eine Sollvorſchrift, die Gerichte können ſich aber 
auf 8 142 ſtützen. In dieſen Fällen entbehrt der Berufungs⸗ 


Weiter hat man es bei der Erhebung von Teilklagen immerhin 
mit verſchiedenen Prozeſſen zu tun. In dem von mir er⸗ 
wähnten Beiſpiele handelt es ſich zunächſt um einen einheitlichen 
Prozeß. 

Vor allem aber: Wie ſteht es z. B. in Eheſachen? Kl. 
hat z. B. Scheidungsklage, die Bekl. Herſtellungswiderklage erhoben. 
Soll da auch getrennt erkannt werden können? Soll erſt rechts⸗ 
kräftig die Herſtellungsklage und dann die Scheidungsklage erledigt 
werden können? Bekannter maßen hat doch das RG. immer 
nachdrücklichſt darauf beſtanden, daß über Klage und 
Widerklage in Eheſachen einheitlich erkannt werden 
oll. Vgl. neueſtens RG. 107, 351, wo es heißt: 

„Das trifft für Eheſachen ſchon deshalb zu, weil hier der 
aus verfahrensrechtlichen Vorſchriften (88 614 bis 616 ZPO.) 
hergeleitete Grundſatz verletzt iſt, daß nur einheitlich über den 
geſamten Streitſtoff verhandelt und entſchieden werden darf.“ 
Das „Redaktionsverſehen“ kann Volkmar nicht aus der Welt 

ſchaffen. Ob im übrigen ſolche Fälle häufig oder nicht häufig vor⸗ 
kommen werden, iſt gleichgültig. 

2) Auf Grund einer Rückſprache mit den Präſidenten der beiden 
Senate des OLG. Nürnberg und einer Reihe der bei dem OSG 
Nürnberg zugelaſſenen Anwälte⸗ 


Schrifttum. 


Nichterſtellung und Nichterabban von Oberlandesgerichts⸗ 
präſident Prof. Dr. Max Mittelſtein, Hamburg. Hanſ. 
Rechtszeitſchrift, 7. Jahrgang, Nr. 10. 

Unter dem Titel „Richterſtellung und Richterabbau“ veröffent⸗ 
licht der Präſ. des HanjDLG. in der ausgezeichneten, immer mehr 
zu führender Stellung gelangenden Hanf. Riechtsztſchr. einen Auf⸗ 
ſatz, der nach jeder Richtung ernſteſte Beachtung verdient. Von 
der hohen Warte eines Richters, der über ein ungewöhnliches Maß 
praktiſcher Erfahrung im Frontdienſt der Rechtspflege ſelbſt, wie 
in der Juſtizverwaltung verfügt, betrachtet er die Stellung des 
Richters nach Maßgabe der unlängſt erlaſſenen Vorſchriften. Er 
bekämpft — wie dies auch mehrfach in der JW. geſchehen (vgl. 
die Neujahrsrundſchau der Jahre 1923 und 1924) — die Vorſchriften 
über die Altersgrenze und ihre ſchematiſche Durchführung und ver⸗ 
weiſt mit Recht darauf, wie ſchon die reichsrechtliche Grenze von 
68 Jahren und vollends die noch weitere Herabdrückung der Grenze 
in einzelnen Bundesſtaaten, insbeſondere in Preußen, auf 65 Jahre, 
zu einer Verabſchiedung ganz vortrefflicher, noch voll arbeitsfähiger 
Richter geführt hat, die kraft ihrer Bewährung in anderen nunmehr 
ergriffenen Lebensſtellungen, durch die Tat den Beweis er⸗ 
brachten, wie wenig die ratio legis — das mutmaßliche Nachlaſſen 
der geiſtigen Spannkraft im Alter — bei ihnen Platz greift. Er⸗ 
gänzend muß hinzugefügt werden, daß gerade in Preußen ſich 
dieſer Abbau in erſchreckender Weiſe ausgewirkt hat. So ſind 
allein am RG. gerade diejenigen Richter dem Überalterungsgeſetz 
zum Opfer gefallen, mit deren Tätigkeit nicht nur die Rechtſuchenden 
überaus zufrieden waren, ſondern, die auch auf den von ihnen 
bearbeiteten Spezialgebieten unentbehrlich waren und deren 
Scheiden aus ihrer Tätigkeit eine fühlbare Lücke in den Gang der 
Rechtspflege geriſſen hat. Kein Zeitpunkt war ungeeigneter für 
dieſe Maßnahmen als jetzt, da eine Umſtellung durch die Prozeß⸗ 
reform ohnedies notwendig wurde. Drei Dinge auf einmal — Prozeß⸗ 
reform, Ausſcheiden zahlreicher bewährter Richter, namentlich Vor⸗ 
ſitzender und deren Erſatz durch neue, ſeien es auch an ſich vor⸗ 


Schrifttum 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


anwalt, wenn das vorgelegte Urteil den Tatbeſtand und die 
Gründe enthält, dieſes Urteil für die Anfertigung der Be⸗ 
rufungsbegründung, wozu er es dringend benötigt. Es emp⸗ 
fiehlt ſich daher ſtets die rechtzeitige Beſtellung des vollſtän⸗ 
digen Urteils ſowie des Urteils in abgekürzter Form, die 
Zuſtellung des Urteils in abgekürzter Form und des letz⸗ 
teren — nicht auch des vollſtändigen Urteils — Einreichung 
bei Gericht. > 

II. a) Es mag ergänzend den Kollegen für die Über- 
gangszeit nahegelegt werden, bei Einreichung der Berufungs⸗ 
begründung auch die erforderlichen beglaubigten Abſchriften 
für die Gegenpartei dem Gericht beizufügen, weil im Gegen⸗ 
ſatz zum bisherigen Rechtszuſtand die Berufungsbegründung 
dem Gegner von Amts wegen durch das Gericht zuzuſtellen 
iſt (8 519 a). 

b) Für die Übergangszeit ſoll aufmerkſam gemacht wer⸗ 
den, daß die Berufungsbegründungsfriſt keine Notfriſt iſt, 
ſo daß der Lauf durch die Gerichtsferien unterbrochen wird 
(88 519, 223). 

c) Zufolge Streichung des Verbots der Berufungsein⸗ 
legung (und Reviſionseinlegung) vor Urteilszuſtellung kann 
nunmehr die Berufung (und Reviſion) vor Urteilszuſtellung 
eingelegt werden (88 519, 552). 

d) Es beſteht die Auffaſſung, daß der Berufungsbegrün⸗ 
dungszwang (Richtlinien II 5) ſich auch auf das Verfahren 
betreffend Arreſt und einſtweilige Verfügung beziehe: eine 
Ausnahme iſt im Geſetz (8 519) nicht vorgeſehen. Meines 
Erachtens werden auch die Berufungsanträge ſowie die An⸗ 
gabe neuer Glaubhaftmachungsmittel dem Begründungszwang 
zu unterſtellen ſein, letzteres zum wenigſten in entſprechender 
Anwendung des § 519 Abſ. 3 Ziff. 2. 

III. Auch in Nürnberg beſteht bei den Senatspräſidenten 
und wohl der Mehrzahl der Kollegen die Auffaſſung, daß 
von der Tätigkeit des Einzelrichters in der Berufungsinſtanz 
nur ſparſamſter Gebrauch zu machen ſei. 

IV. Die Nürnberger Senate ſind der Auffaſſung, daß 
nur ausnahmsweiſe von der mündlichen Verhandlung ab⸗ 
geſehen werden ſollte; ich teile dieſen Standpunkt durchaus, 
zumal bei der Beſetzung der oberlandesgerichtlichen Senate 
mit nur 3 Mitgliedern nicht mehr mit einer mehr oder 
weniger konſtanten Rechtsprechung, wie bisher, gerechnet 
werden darf. 


treffliche Männer und Herabſetzung der Richterzahl der Senate 
von fünf auf drei Mitglieder —, dies alles auf einmal iſt eine 
doch zu ſtarke Belaſtungsprobe! 

Mit dieſer letzteren Maßnahme beſchäftigt ſich der weitere 
Inhalt der Mittelſteinſchen Arbeit. Er bezeichnet ſie auf Grund 
der inzwiſchen gemachten Erfahrungen als eine „ſchlimme Ver⸗ 
ſchlechterung der OLG.“. Erſt eine Richterbank von fünf 
Mitgliedern ermögliche es, Richter von verſchiedenſtem Können und 
verſchiedener Art an Lebenserfahrung, Lebensbildung, Charakter und 
Wiſſen zu einem einheitlichen Körper zuſammenzufaſſen. Aus den 
gleichen Geſichtspunkten — und nicht etwa nur aus der Zahl her⸗ 
aus — ergebe ſich, daß die Beratung in einem Kreiſe von fünf 
Tatrichtern ſich ungemein reicher und tiefer geſtalten müſſe jo daß 
die Wahrſcheinlichkeit weit größer ſei, zur richtigen Entſcheidung 
zu gelangen. Bei einem Senat von drei Richtern, wo der Vor⸗ 
ſitzende und der Berichterſtatter die Akten kennen und ihre gegen⸗ 
ſeitige Stellungnahme, werde die Stellung des dritten Richters 
leicht unglücklich, weil ſein Votum, namentlich dann, wenn die 
beiden anderen einig gehen, wenig Gehör finden werde. Der dritte 
Richter werde daher leicht in eine etwas paſſive Rolle geraten. Ganz 
anders im Kollegium von fünf Richtern; den wohl vorbereiteten 
zwei Mitgliedern ſtehe eine unvorbereitete und gänzlich unvorein⸗ 
genommene Mehrheit gegenüber, welche — wenigſtens zum Teil — 
gewonnen werden müſſe. Der Kampf um ſie ſei, namentlich wenn 
Vorſitzender und Berichterſtatter voneinander abweichen, ſchwieriger, 
aber auch ernſthafter, als wenn nur noch um die eine Stimme des 
dritten Richters gerungen werden müſſe. Dazu komme, daß die 
Veſetzung des Senats, bei fünf Mitgliedern, ausgeglichener fein 
könne und ſein werde als dies bei der Beſetzung mit drei Richtern 
der Fall iſt. Die kurze Zeit, welche erſt ſeit der Verkleinerung der 
OL Senate vergangen iſt, habe bereits gelehrt, daß die geſchil⸗ 
derten Nachteile beſtünden. 

Beachklich if, daß ſich nach dieſer, wie nach einer weiteren 
Richtung die Ausführungen Mittelſteins durchaus mit dem 
decken, was — man kann hier wohl ſagen — ausnahmslos die 
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geſamte deutſche Anwaltſchaft empfindet, was Heilberg unter all⸗ 
jeiti er Zuſtimmung auf der Vertreterverſammlung (vgl. JW. 1924, 
40) ausgeführt hat und was durch die ſeitdem gemachten Er⸗ 
Iörungen noch weiter bekräftigt worden iſt. Es gilt dies auch 
die den Ausführungen, in denen Mittelſtein darlegt, daß es 
Si Partei nicht befriedige, daß da, wo im erſten Rechkszuge drei 
De entſcheiden, jetzt wieder nur drei Richter entſcheiden, daß 
einem Fünfmännerkollegium die Partei und ihr Vertreter damit 
dechnen, daß zwar zwei Richter ſchon eine Stellung zur Sachentſchei⸗ 
dong hatten und dadurch, wenn auch nicht vereingenommen, fo 
8915 weniger frei ſeien, wie die anderen drei Richter. Es könne 
155 gar nicht ausbleiben, daß die Anwaltsplaidoyers im OLG. 
er mehr verkümmern, wodurch der Beratung der Richter immer 
weiter Anregung entzogen werde. Das geſchriebene Wort werde 
1155 lebendige Wort verdrängen und ein Kampf der Meinungen bei 
15 Beratung der Sachen werde ſchwinden. Dieſe Nachteile ſeien 
a teuer erkauft durch Erſparung an Richterperſonal, wenn wirklich 
me ſolche vorläge. Allein nicht einmal dies ſei der Fall: 
® Mittelſtein — dem als Präſidenten eines der bedeutendſten 
engen Oberlandesgerichte gewiß ein Urteil hierüber zufteht — 
155 tigt, daß bei dem ihm unterſtellten OLG. die Verkleinerung 
1 90 Senate tatſächlich keinen Richter überflüſſig gemacht hätte 
13 er berichtet, daß dies bei vielen anderen OLG. nicht anders 
Se Hinzukomme, daß jetzt an einen Senatspräſidenten, auf deſſen 
chultern die Verantwortung für die Güte der Rechtſprechung ſeines 
woas laſtet, der vor allem auch Träger der Tradition ſei, jetzt 
— 5 viel höhere Anforderungen geſtellt wurden müßte, daß aber, 
im die Fahl der Senatspräſidenten erheblich vermehrt werde, die 
muß 5 bei der Auswahl herabgeſetzt werden müſſen. „Deshalb 
gebrog ſo ſchreibt er wörtlich — mit aller Entſchiedenheit aus⸗ 
prochen werden, daß die Herabſetzung der OeGSenate von 
Bit Richtern auf drei eine ſchlimme Verſchlechterung bedeutet. 
n Not hat zu dieſer Anderung geführt. Wir wollen aber 
dus er Not nicht eine Tugend machen und müſſen deshalb fordern, 
5 ſpäteſtens, wenn die Not weicht, der alte erprobte Rechtszuſtand 
er hergeſtellt werde.“ 
an muß die beſtimmte Erwartung ausgeſprochen werden, daß, 
— in einem Punkte die deutſche Richterſchaft, in dieſem Fall 
; lader urch eines ihrer nach jeder Richtung vortrefflichſten 
deni r und die deutſche Anwaltſchaft in der Beurteilung der 
durch eingetretenen Folgen einer geſetzgeberiſchen Maßnahme, ſo 
875 Gele im Endergebnis wie in der Begründung übereinſtimmen, 
erlafjen\ogebung hieraus ihre Folgerung ziehen wird. Über ein zu 
agen ſind Geſetz kann man ſtreiten, Prophezeiungen und Voraus⸗ 
die ri ir immer etwas Mißliches; jeder wird ſeine Anſicht für 
Bereit) Be halten. Jetzt aber handelt es ſich um Tatſachen und 
ie geſammelte Erfahrungen, an denen kein Geſetzgeber achtlos 
ergehen darf. Magnus. 


der neue Zivilprozeß, insbeſondere das Verfahren vor dem 
nzelrichter. Von Dr. Karl Heinsheimer. Geh. Hofrat, 

oleſſor an der Univerſität Heidelberg. Verlag von 
„Bensheimer, Mannheim, Berlin, Leipzig. 


ie Berufung im neuen Zivilprozeßrecht. Syſtematiſch. 

e Gegenüberſtellung der Neufaſſung der ZPO 

1 drentwurfs wie des bisherigen Rechts mit Erläute⸗ 

55 von Dr. Max Pageuſtecher, ord. Profeſſor an der 

i erſität Frankfurt a. M. Verlag von J. Bensheimer, 
anheim, Berlin, Leipzig. 


fr 155 1. Juni 1924 in Kraft getretene Vo. über das Ver⸗ 
ie Prapis bo etlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. Febr. d. J. ſtellt 

ſſtematiſche Er zahlreiche und ſchwierige Fragen, deren Löſung ohne 
Richter und Betrachtung nicht möglich iſt. Leider haben ſich unſere 
Kechtsanwendanälte in großer Zahl daran gewöhnt, bei der täglichen 
aß die fer Ang nur die großen Kommentare zu Rate zu ziehen, fo 

Grundg dass ſtandige wiſſenſchaftliche Durchforſchung der großen 
intergrund a. an der Hand von Einzelſchriften völlig in den 

zu Fall den Besen iſt. Die Gepflogenheit, immer nur von Fall 
des Geſetzes ewährten Führer zu befragen, ſchädigt die Erkenntnis 
fördert die Nelas dem inueren, ſyſtematiſchen Zuſammenhang und 
heimer u N ung zu enger, formaler Rechtsanwendung. Heins⸗ 
wiſſenſchaftliche agenſtecher haben in dankenswerter Weiſe ihrer 
der Praxis — Pflicht genügt, indem ſie verſucht haben, die Männer 
machen. Jen den Grundgedanken des neuen Rechts vertraut zu 
eier der kurzen, aber inhaltreichen Schriften wird 
1 wie wertvoll und anregend die wiſſenſchaftliche Über⸗ 
older Behandlu wilkrozeſſualen Rechteſtoff it. Die Norwendigleit 
fe 8 gerade bei einer Teilreform iſt ganz außer Frage. 

Die Gefahr, daß die Rechtspflegeorgane — Gerichte 
u eat wie Heinsheimer wünſcht und hofft, 
Sirslheiten zu e es Geſetzgebers in ſelbſttätiger Freiheit zu den 
Streitereien aus utwickeln, ihre Kraft in kleinlichen, ſpitzfindigen 
ſichtigung der d die Gelegenheit, um unter Beruͤck⸗ 

er genan i int 
tellung zu gehe a nten Schriftſteller zu einigen 
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1. Die ſchwerſten Bedenken gegen die Teilreform, über welche 
die Mitglieder der Kommiſſion nur flüchtig gehört worden ſind, 
beſtehen darin, daß an der alten Syſtematik des Geſetzes nichts 
geändert worden iſt, wie zuzugeben iſt, leider nichts hat geändert 
werden können. Noch immer wird von dem Landgerichtsprozeß als 
der Regel ausgegangen und der amtsgerichtliche Prozeß unter Hervor⸗ 
hebung weniger, aber ſehr bedeutſamer Sondervorſchriften durch 
Bezugnahme auf jenes Verfahren geordnet. Dieſe Art der Syſte⸗ 
matik iſt unvolkstümlich, wiſſenſchaftlich nicht zu rechtfertigen und 
wird bei der endgültigen Neuordnung fallen müſſen. Soll die 
Prozeßordnung die Magna charta für die Durchführung der 
Privatrechte ſein, ſo muß ſie grundſätzlich für alle Streitigkeiten die 
gleichen notwendigen Sicherungen enthalten. Man kann 
und ſoll für die ſogenannten Bagatellſachen, obwohl es ſchwer iſt, 
dieſen Begriff zu umgrenzen, ein möglichſt formloſes Verfahren ein⸗ 
führen. Im übrigen aber iſt es ein unſozialer Gedanke, die ſo⸗ 
genannten größeren Streitgegenſtände eines ſtärkeren prozeſſualen 
Schutzes für wert zu halten. Auf der anderen Seite, wenn das Ver⸗ 
fahren raſcher und elaſtiſcher geſtaltet werden kann, ſoll man die 
hierzu dienlichen Mittel gleichmäßig für jedes Streitverfahren zur 
Verfügung ſtellen. Das ſind ſelbſtverſtändliche Gebote praktiſcher 
Zweckmäßigkeit. Die notwendige Annäherung und Vereinheitlichung 
beider Verfahrensarten iſt nun aber von der VO. in einem der 
weſentlichſten Punkte erreicht worden, nämlich in der richterlichen 
Prozeßleitung. Man mag über die Notwendigkeit und Zweckmäßig⸗ 
keit der Vorſchriften, die als Vorbeugungsmaßregeln gegen Termins⸗ 
vereitelung und Terminsverſchleppung wirken ſollen, ſtreiten, die 
Hauptaufgabe der Novelle, Maßregeln zu ſchaffen, die einen gewiſſen 
Zwang zu einer raſchen und erſchöpfenden Stoffſammlung enthalten, 
kann nach den Erfahrungen von mehr als vierzig Jahren im Ernſt 
nicht mehr umſtritten werden. In glücklicher Vereinigungg der 
88139 und 502 ZPO. ä. F. macht der 8 139 n. F. jedem Prozeß⸗ 
leiter zur Pflicht, 1. dahin zu wirken, daß die Parteien über alle 
erheblichen Tatſachen ſich vollſtändig erklären und ſachdienliche An⸗ 
träge ſtellen, und 2. zu dieſem Zwecke, ſoweit erforderlich, das Sach⸗ 
und Streitverhältnis mit den Parteien nach der tatſächlichen und 
rechtlichen Seite zu erörtern. Dieſe richterliche Frage⸗ und Auf⸗ 
klärungsfriſt wird und ſoll der Angelpunkt des ganzen Prozeſſes 
bilden. Nichts hat fo ſehr dazu beigetragen, die deutſche ZPO. 
in weiten Kreiſen des Volkes unbeliebt zu machen, als die Neigung 
vieler Richter, ſich in geheimnisvolles Schweigen zu hüllen und die 
Parteien mit unvorherſehbaren Entſch. zu überraſchen. Die neue 
ZPO. geht bewußtermaßen darauf aus, die Prozeßleiter zum Reden 
zu zwingen, wo eben Reden am Platze iſt. Eine erſchöpfende Er⸗ 
örterung nach der tatſächlichen und rechtlichen Seite iſt nämlich nicht 
möglich, wenn der Prozeßleiter nur auf das wartet, was ihm von 
den Parteien herangebracht wird. Er muß aktiv ſein, auch im land⸗ 
gerichtlichen Verfahren. Er kann ſich nicht mehr darauf verlaſſen, 
daß, wie die herkömmliche Formel lautet, die Anwälte im Anwalts⸗ 
prozeſſe von ſich aus wiſſen müßten, worauf es ankomme. Das 
war von jeher eine fehlſame Einſchätzung des Anwaltszwangs. Der 
Anwalt hat den Stoff zu ſammeln, logiſch und knapp zu 
faſſen nach den Regeln, die das materielle Recht für Angriff und 
Verteidigung aufitelli. Aber er kann nicht wiſſen, was das Gericht 
zu dieſem Zwecke für erforderlich hält. Dieſe Aktivität iſt dem 
Prozeßleiter aber nicht erſt für die mündliche Verhandlung, ſondern 
ſchon für die Vorbereitung der mündlichen Verhandlung zur Pflicht 
gemacht. Eine ſyſtematiſch richtige und einheitliche Prozeßordnung 
müßte davon ausgehen, daß der Termin zur mündlichen Verhandlung 
erſt anberaumt werden darf, wenn das Material herbeigeſchafft iſt, 
das ohne mündliche Verhandlung herbeigeſchafft werden kann, und 
wenn alle Aufklärungen gegeben find, die auf ſchriftlichem Wege 
gegeben werden können; mit anderen Worten der 8 272 b, der die 
Vorbereitungspflicht regelt, hätte in den Vordergrund gerückt werden 
müſſen. Das ift innerhalb des Rahmens, den ſich die Teilreform 
geſetzt hat, leider nicht geſchehen. Die VO. hat es bei dem alten, 
innerlich nicht zu rechtfertigenden Unterſchied zwiſchen Parteiladung 
im landgerichtlichen Prozeß und Amtsbetrieb im Parteiprozeß be⸗ 
laſſen. Die Vorbereitung wird erſchwert und gehemmt durch die 
Friſten der 88 129, 132, 216 BRD. die der Prozeßleiter zu beachten 
hat. Vor allen iſt, worauf Heinsheimer mit Recht aufmerkſam 
macht, der 8 216 ZPO. in Kraft geblieben. Das iſt ſehr beachtlich. 
Es beſteht nach wie vor der wichtige, ebenfalls innerlich nicht zu be⸗ 
gründende Unterſchied zwiſchen Land⸗ und Amtsgerichtsprozeß, daß 
ſich im Landgerichtsprozeſſe (mit einer Ausnahme) alle Wirkungen 
der Rechtshängigkeit an die Zuſtellung der Klage knüpfen, im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren aber die praktiſch wichtigſten Folgen der Klag⸗ 
erhebung, nämlich die Wahrung der Friſt und die Unterbrechung der 
Verjährung, allgemein auf den Zeitpunkt der Einreichung der Klage 
zurückbezogen werden. Dieſer Unterſchied ſpielt nicht nur im 8 74 
des GKG. n. F. eine erhebliche Rolle, ſondern er zwingt auch Vor⸗ 
ſitzende und Einzelrichter zu einer alsbaldigen Anberaumung eines 
Ternrins, um den Eintritt der Rechtshängigkeit nicht zu verzögern, 
zu einer Zeit, wo ſich noch nicht überſehen läßt, ob dieſer Termin 
gehörig vorbereitet iſt. Dabei ſoll nicht verkennt werden, daß der 
Schwerpunkt der ſachlichen Vorbereitung beim LG. in der mündlichen 
Ausſprache mit den Parteien liegt. Trotzdem wird die Leitung und 
Beauſſichtigung des Schriftſatzwechſels, die eine der wichtigſten, in 
1272 b ZRO. nicht erwähnten Maßnahmen ist, in aller Regel ober 
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wenigſtens in zahlreichen Fällen dem Vortermin voranzugehen haben. 
Endlich iſt im erſten Rechtszuge des LG. der Vorſitzende faſt nie⸗ 
mals vor Eingang der Klagbeantwortung in der Lage, ſich darüber 
ſchlüſſig zu machen, ob eine Vorbereitung der Entſch. des Prozeß⸗ 
gerichts i. S. des § 348 3PO. „nach den Umſtänden“ erforderlich iſt 
oder nicht. Man ſieht hieraus, daß die ſchematiſche Beibehaltung 
des 8 496 Abſ. 3 nur für den Parteiprozeß die zweckmäßige Aus⸗ 
geſtaltung des neuen Verfahrens im erſten Rechtszuge des LG. be⸗ 
einträchtigt und erſchwert. Vor dem LG. als BG. oder vor dem 
OLG. ſpielt die Rückſicht auf den Eintritt der Rechtshängigkeit keine 
Rolle. Die Rechtshängigkeit mit ihren wichtigen prozeſſualen und 
materiellrechtlichen Wirkungen iſt ſchon eingetreten, und für neue An⸗ 
ſprüche, die nach 8529 Abſ. 4 ZPO, abgeſehen von den Fällen 
des 8 268 Nr. 2, 3, nur mit Einwilligung des Gegners erhoben werden 
dürfen, gilt die Vorſchrift des 8 281 ZPO, wonach die Rechtshängig⸗ 
keit eines erſt im Laufe des Rechtsſtreits erhobenen Anſpruchs nicht 
nur mit den Vortrag in der mündlichen Verhandlung, ſondern auch 
in dem Zeitpunkt eintritt, in welchem ein den Erforderniſſen de⸗ 
8253 Abſ. 2 Nr. 2 entſprechender Schriftſatz zugeſtellt wird. Der 
Vorſitzende oder der Einzelrichter im 2. Rechtszuge braucht alſo im 
Hinblick auf die Folgen der Rechtshängigkeit in der Terminsanberau⸗ 
mung nicht ängſtlich zu ſein. Er kann hier das Geſetz zweck⸗ und 
ſinngemäß auslegen und den Termin erſt beſtimmen, wenn das etwa 
notwendige ſchriftliche Material, z. B. Korreſpondenz und Akten, voll⸗ 
ſtändig herbeigeſchafft iſt. 

2. Heinsheimer behandelt in ſeiner Schrift insbeſondere das 
Verfahren vor dem Einzelrichter. Mit vollem Rechte. Dies Verfahren 
ſtellt eine der wichtigſten Neuerungen der VO. v. 13. Febr. d. J. dar. 
Die BO. hat durch die Einſchachtelung der neuen, das Vorbereitungs⸗ 
verfahren regelnden 88 348 bis 350 an Stelle der alten Beſtim⸗ 
mungen über das vorbereitende Verfahren die grundſatzliche Be⸗ 
deutung der Einrichtung verdunkelt. Die Verhandlung vor dem 
Einzelrichter ſoll fortan die Regel bilden, die mündliche Verhandlung 
vor dem Kollegialgericht erſt eintreten, wenn der Einzelrichter ſeine 
Aufgabe erfüllt hat. Die rechtliche Stellung des Einzelrichters iſt von 
Heinsheimer klar und zutreffend umriſſen. Sie iſt durchaus ver⸗ 
ſchieden von derjenigen des beauftragten oder erſuchten Richters. Der 
Einzelrichter iſt im Rahmen feiner Befugniſſe ſelbſtändiges Organ 
der Rechtspflege, grundſätzlich unabhängig von Weiſungen und Be⸗ 
ſchlüſſen des Kollegiums. Er entſcheidet insbeſondere ſelbſtändig dar⸗ 
über, ob Beweiſe zu erheben find und in welchem Umfange dies ge⸗ 
ſchehen ſoll. Erhebt er Beweiſe, jo hat er ſelbſtändig über alle pro⸗ 
zeſſualen Fragen zu entſcheiden, namentlich über die Rechtmaßigkeit 
einer Zeugnisverweigerungg und über die nachträgliche Beeidigung. 
Ihm ſteht eine weitgehende Urteilsgewalt zu; nicht nur in unſtreitigen 
Sachen, ſondern auch über die meiſten prozeßhindernden Einreden, 
ferner im Falle der Verſäumnis, ſowie in den Fallen des $ 251 a ver⸗ 
möge der Befugnis zur Entſch. nach Lage der Akten. Aus allen 
dieſen Beſtimmungen ergibt ſich klar, daß die Verhandlung vor dem 
Einzelrichter in allen Beziehungen eine mündliche Verhandlung i. ©. 
der 3 O. if. Dann muß der Einzelrichter aber auch die 88 261, 
262 PO. beachten. Er muß vor allem öffentlich verhandeln; es 
gelten die entſprechenden Vorſchriften der Gerichtsverfaſſung über 
die Sitzungspolizei, und es gilt ſelbſtverſtändlich für die Verhandlung 
vor dem Einzelrichter der Anwaltszwang !). 

Eine nicht unwichtige Frage iſt die Abgrenzung des Ver⸗ 
bältniſſes zwiſchen dem Einzelrichter und dem Vorſitzenden. Die 
Antwort hierauf ergibt ſich aus ſeiner Stellung als ſelbſtändigen 
Organs der Rechtspflege. Die VD. jagt (8349 Abf. 2): Iſt die 
Sache zur Verhandlung vor dem Prozeßgericht reif, ſo wird der 
Termin hierzu von Amts wegen anberaumt. Hat der Vorſitzende 
das Recht, dieſen Zeitpunkt feſtzuſetzen? Heinsheimer meint, in 
der Praxis werde ſich eine vertrauliche Fühlungnahme zwiſchen 
Einzelrichter und Vorſitzendem tatſächlich und ſelbſtverſtändlicherweiſe 
herausbilden. Indem aber 8 349 Abſ. 2 Satz 3 beſtimme, der Termin 
zur Verhandlung vor der Kammer ſei von Amts wegen anzuberau⸗ 
men, wenn die zunächſt vom Einzelrichter behandelte Sache zu 
dieſer Verhandlung vor dem Kollegium reif jet, werde die Feſt⸗ 
ſtellung, ob dieſe Vorausſetzung der Verhandlungsweiſe gegeben ſei, 
in die Hände desjenigen Organs gelegt, das dieſen Termin zu be⸗ 
ſtimmen hat, alſo des Vorſitzenden. Daraus ergebe ſich ohne weiteres 
die Befugnis des Vorſitzenden, von dem jeweiligen Stande des Ver⸗ 
fahrens Kenntnis zu nehmen und darüber zu entſcheiden, ob das 
einzelrichterliche Verfahren abzuschließen ſei, wenn der Einzelrichter 
den Abſchluß nicht ſeinerſeits anrege. Auch Baumbach lin ſeiner 
fe praktiſchen Handausgabe der neuen ZPO., Berlin, Otto Lieb⸗ 
mann) hebt hervor, die gegenteilige Meinung müßte zu dem wider⸗ 
ſinnigen Ergebniſſe führen, daß der Vorſitzende untätig und machtlos 


1) Da der Einzelrichter weder beauftragter noch erſuchter 
Richter iſt, kann er zweifellos gemäß 8 163 Abſ. 3 ZPO. von der 
Zuziehung eines Protokollführers abſehen, was nach der gegen⸗ 
wärtigen Faſſung des § 165 bei jenen Richtern und den Amtsrichtern 
zweifelhaft iſt. Leider kann die Beglaubigung des durch 8 163 a 
neu eingeführten ſtenographiſchen Protokolls nur durch den Gerichts⸗ 
ſchreiber erfolgen. Die Niederſchrift des Protokolls in Kurzſchrift 
und die Übertragung in gewöhnliche Schrift außerhalb der Verhand⸗ 
lung durch den Richter allein iſt daher nicht zuläſſig. 
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einer jahrelangen zweckwidrigen Tatigkeit des Einzelrichters zuſehen 
müßte. Dieſer Standpunkt erſcheink mir bedenklich; er ware ge⸗ 
eignet, die richterliche Selbſtändigkeit ſtark zu beeinträchtigen. Frei⸗ 
lich kann der Vorſitzende jederzeit von dem Stande des Verfahrens 
Kenntnis nehmen, und er wird gegebenenfalls im Wege kollegialer 
Rückſprache etwaige Bedenken gegen die Dauer eines Prozeſſes gel⸗ 
tend machen können. So wird ſich in der Praxis die Sache wohl 
in den meiſten Fällen regeln. Jedenfalls kann aber von einem 
Rechte des Vorſitzenden, gegen den Willen des Einzelrichters den 
Abſchluß des Vorbereitungsverfahrens zu verfügen und Termin an⸗ 
zuberaumen, nicht die Rede ſein. Vielmehr hat bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die Beendigung des Vorbereitungsverfahrens 
das Kollegium zu entſcheiden. Das allein entſpricht dem Geiſte der 
3 PO. Man wird das Kollegium auch für berechtigt halten müſſen, 
die nicht entſcheidungsreife Sache dem Einzelrichter zur Vorbereitung 
zu überweiſen, und ungeſchmälert bleibt das Recht des Gerichts⸗ 
hofs, einzelne Beweiserhebungen durch den beauftragten oder er⸗ 
ſuchten Richter anzuordnen. Was aber die Dienſtaufſicht anbetrifft, 
ſo darf ich auf das hinweiſen, was ich ſchon vor Jahren in meinem 
Buche über die richterliche Prozeßleitung (S. 46—50) ausgeführt 
habe: Die Prozeßleitung iſt richterliche, nicht Verwaltungstaätigkeit. 
Eine die Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit des Richterſtandes 
ſchützende Juſtizverwaltung wird in Fragen der Zweckmäßigkeit und 
Geſetzmäßigkeit bei Handhabung der richterlichen Prozeßleitung ein 
Einſchreiten im Aufſichtswege regelmäßig abzulehnen haben und nur 
bei offenbaren und unzweifelhaften Mißbräuchen eine Rüge verant⸗ 
worten können. 


3. Die VO. ſtellt dem Einzelrichter eine doppelte Aufgabe, 
einmal hat er die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits zu verſuchen. 
Sodann hat er, wenn ein Vergleich nicht zuſlande kommt, für eine 
erſchöpfende Erörterung des geſamten Sach⸗ und Streitverhaltniſſes 
zu jorgen und die Sache jo weit zu fördern, daß ſie tunlichſt durch 
eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden kann. Fur 
das amtsgerichtliche Verfahren iſt die erſte Aufgabe, die gütliche 
Beilegung, verſchärft, beſonders herausgehoben und in eine eigenartige 
Form gebracht worden. Aber auch dies obligatoriſche Güteverfahren 
dient, wie Volkmar (JW. 1924, 347) richtig hervorhebt, der Vor⸗ 
bereitung der Streitverhandlung. Ich habe in meinen Schriften 
wiederholt näher dargelegt, daß ein ſachgemäßer Vergleichsverſuch 
ohne vorangegangenene Sachaufklärung in den meiſten Fällen gar 
nicht möglich iſt. Über den Vergleich als Ergebnis der richterlichen 
Tätigkeit, über den Zeitpunkt des Vergleichsſchluſſes, über den Ver⸗ 
gleich als Mittel zur Abkürzung und Verbilligung des Prozeſſes 
usw. laſſen ſich geradezu Theorien aufſtellen 2). Das eine aber gilt 
auch von dem Güteverfahren als Mittel zur Vorbeugung des Pro⸗ 
zeſſes: Die Beteiligten ſetzen in aller Regel einem lediglich abſtrakt 
gefärbten gütlichen Zureden berechtigten, oft zähen Widerſtand ent⸗ 
gegen, ſind jedoch zu einer gütlichen Beilegung des Streits ſehr 
viel leichter bereit, wenn der richterliche Vergleichsvorſchlag auf 
klarer objektiver Erfaſſung der tatſächlichen Verhaltniſſe beruht und 
unter eindringlicher Aufklärung der rechtlichen Seite erfolgt. Darin 
liegt der außerordentliche Wert der Sachaufklärung für das Gütes 
verfahren. Die VO. hat, unbehindert von rein begrifflichen Er⸗ 
wägungen, die Aufklärung des Sachverhalts im Güteverfahren in aus⸗ 
reichendem Maße berückſichtigt. Sie läßt nicht nur den richterlichen 
Augenſchein zu, ſondern auch, ſoweit die Beweiserhebung ſofor er⸗ 
folgen kann, die Erhebung anderer Beweiſe zu (mit Ausnahme des Par⸗ 
teieides). Dabei iſt zu beachten, daß nach 8 499 b Abf. 3 das Gericht 
die zur Vorbereitung der Verhandlung ihm dienlich erſcheinenden 
Maßnahmen treffen, insbeſondere Zeugen und Sachverſtändige laden 
und das für die Aufklärung des Sachverhalts beſonders wichtige per⸗ 
ſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen kann. Der Einwand, 
daß ſich das Güteverfahren als zwecklos erweiſe, wenn es zu einer 
Einigung nicht komme, iſt unzutreffend. Denn das Geſetz ermöglicht 
beim Scheitern des Sühneverſuchs den Eintritt in das Streit⸗ 
verfahren, ſoweit möglich ſofort, ſonſt in einem alsbald an⸗ 
zuberaumenden neuen Termin. Unbegreiflicherweiſe iſt der ſofortige 
Übergang in das Streitverfahren oder auch nur die Anberaumung 
eines Termins hierzu erſt nach Zahlung der erforderten Prozeß⸗ 
gebühr zuläſſig, es ſei denn, daß der Gegner entſprechende Antrage 
ſtellt. Man hat ſich dabei nicht einmal die Mühe gegeben, die kaſſen⸗ 
techniſche Schwierigkeit einer ſofortigen Zahlung im Termine zu 
überwinden. Der § 74 a Abſ. 2 GKG. bedeutet eine unzweckmäßige 
Überſpannung fiskaliſcher Forderungen, die durch praktiſche Bedürf⸗ 
niſſe keinesfalls gerechtfertigt werden kann. Mit dieſer „Maßgabe“ 
iſt der übergang vom Güte⸗ zum Streitverfahren ſtatthaft. Das 
Beweisergebnis des Güteverfahrens kann im Streitverfahren aller⸗ 
dings nicht ohne weiteres verwertet werden. Es iſt zu beachten, daß 
die Beweiserhebung im Güteverfahren erheblich freier geſtaltet iſt 
als im Streitverfahren. Die Beeidigung von Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen im Güteverfahren bleibt dem Ermeſſen des Gerichts 
überlaſſen. Wenn alſo Zeugen geſtellt oder vom Gericht zur Vor⸗ 
bereitung der Güteverhandlung geladen ſind, ſo wird es ſich in aller 
Regel empfehlen, die Parteien zum Verzicht auf die Beeidigung zu 
veranlaſſen oder die Beeidigung anzuordnen, damit nicht für ſpätere 
Termine im Streitverfahren eine wiederholte Ladung der Auskunfts⸗ 


2) Vgl. meine Richterliche Prozeßleitung, S. 201 ff. 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


berfonen ncliwendig wird. Die Vo. geht offenbar von dem Gedanken 
Be Verwertung des Beweisergebniſſes im anſchließenden Streit⸗ 
en aus, indem fie die Protokollierung in 8 499 g für den 
er daß die Verhandlung in demſelben Termin zu einer 
N. gültigen Erledigung der Sache nicht führt. Allerdings iſt dieſe 
ſiederſchrift notwendig auch bei einer Vertagung des Güteverfahrens. 
95 eine ſolche Vertagung wird nur ſelten gerechtfertigt ſein, wenn 
11 Güteverfahren überhaupt ſeinen Zweck erfüllen ſoll. Ihre eigent⸗ 
ce Bedeutung hat die Protokollierungspflicht des 8 499 f Ziff. 4 
1 5 für das anſchließende Streitverfahren. Es würde eine ſinnwidrige 
pflichtedung richterlicher Arbeit ſein, wenn man die Gerichte für ver⸗ 
1 5 erachten wollte, die Beweisergebniſſe des Güteverfahrens 
unbeachtet zu laſſen. Dieſe Gefahr beſteht aber nur von einem theore⸗ 
an Standpunkt aus, der die Natur und rechtliche Bedeutung des 
Düteverfahrens verkennt (vgl. hierzu meine Ausführungen, Rhein. 
fich ce Bd. 8 S. 207 ff.). Das Argument, der Güterichter eigne 
Min chlecht zum Streitrichter, weil er ſich auf eine beſtimmte Stel» 
5 gnahme feſtgelegt habe, iſt ganz abwegig. Wäre es richtig, ſo 
Er 2 rechtliche Aufklärungspflicht im Rahmen des alten 8 502 
un. neuen 8139 unhaltbar. Eine gründliche Erörterung des 
Werft und Streitverhältniſſes nach der rechtlichen Seite iſt ſelbſt⸗ 
10 1 nicht möglich, ohne daß der Richter ſeinen rechtlichen 
er punkt klar zu erkennen gibt. Wenn man die freie rechtliche 
ies ſprache als Feſtlegung auf beſtimmte Anſichten ablehnt, ſo zeugt 
wi don ‚feiner ſonderlich hohen Einſchätzung der richterlichen Ge⸗ 
liche Gultigkeit Die bei vielen Vergleichsverſuchen unerläßliche recht⸗ 
als ! rörterung ift auch vom Standpunkt einer verſtändigen Partei 
ferti einesfalls geeignet, die Beſorgnis der Befangenheit zu recht⸗ 
1 0 Hoffentlich findet Heinsheimer oder ein anderer unſerer 
rage genden Rechtslehrer demnächſt Gelegenheit, dieſe wichtige 
Hr des Verhältniſſes zwiſchen Güte⸗ und Streitverfahren ein⸗ 
für 175 zu unterſuchen und wiſſenſchaftlich begründete Leitſätze 
zuſt llen Übergang des Güteverfahrens zum Streitverfahren auf⸗ 
5 en Ich begrüße es, daß die Novelle ſich bei der Ausgeſtaltung 
und üteverfahrens von begrifflicher Einſeitigkeit ferngehalten hat, 
ke: als den Willen des Geſetzgebers (im Hinblick auf die 
ale der Unmittelbarkeit des Verfahrens) feititellen, daß der 
chäfts hter in aller Regel auch der Streitrichter ſein ſoll, eine ger 
ſchenswer i ähige Trennung beider Tatigkeiten alſo nicht emp⸗ 
ehlenswert iſt. Wie wenig hier die VO. rein theoretiſchen Bedenken 
Be unfruchtbaren Zuspitzung eines geſetzgeberiſchen Grund⸗ 
= A) zugänglich geweſen ift, beweiſt die rückſichtsloſe Anwendung 
Abf. 2 gemeinen Grundſätze des Verſäumnisverfahrens in 8 499 f 
* Hier bedeutet die angebliche Folgewidrigkeit, die man der 
bes Ren geworfen Hat, eine weiſe Rückſichtnahme auf die Bedürfniſſe 
Rechtslebens. 


8 Pagenſtecher hat die Grundgedanken der neuen Be⸗ 
kit . 118 feinſinnigen Unterſuchung unterzogen und dadurch Klar⸗ 
ormuli ie recht verwickelte Lehre gebracht. Ich halte die techniſchen 

am er en in dieſem Abſchnikt der Novelle für diejenigen, die 

nat geglückt find. Es liegt hier kein Muſter eines 

Ide Aa, gemeinverſtändlichen Geſetzes vor. Man ſollte das 

Nee 1 Verfahrens o. zu ſchaffen, die ohne Schwierigkeit von 

werden bſchnittlichen Juriſten und dem gebildeten Laien verſtanden 

verwickelten nicht aufgeben. Eine Verfahrensordnung, die den 
lebeng A mannigfaltigen Beziehungen des neuen Wirtſchafts⸗ 
nicht e werden ſoll, wird ohne gewiſſe techniſche Grundlagen 
wiffenſchaft cht werden koͤnnen. Wir brauchen eine Prozeßrechts⸗ 
rlenntnib aber man darf das Geſetz nicht ſo geſtalten, daß ſeine 
druck gewi nur apud pontifices liegt. Den entgegengeſetzten Ein⸗ 
zu denen 50 man, wenn man die mühevollen Frageſtellungen lieſt, 

n. F. und eber z. B. bei der Auslegung des 8 529 ZPO. 

vorſchrift 17 der Erörterung des Verhältniſſes dieſer Geſetzes⸗ 

Hier 7 89.279, 279 a, 283 Abl. 2 genötigt geweſen ift. 

viel zu Pech: e endgültige Neugeſtaltung des Zivilprozeſſes techniſch 

Streitfengen dern haben. Ich kann an dieſem Platze zu den einzelnen 

auf eine Mae Stellung nehmen und will mich heute nur noch 

nur für die 115 des alltäglichen Rechtslebens beſchränken, die nicht 
das Verfahre ergangszeit von Bedeutung iſt. Wann und mie it 
zuſchießen Die dem Einzelrichter in der Verufungsinſtanz ein⸗ 

Das Bc, n die Antwort hierauf geben die 88 519 b, 520 BBD. 

ob die For 105 der Einzelrichter hat von Amts wegen zu prüfen, 

ſich un pier den der Berufung in Ordnung find. Es handelt 

Berufung an Punkte. Zunächſt iſt wie bisher zu prüfen, ob die 

Friſt und Form ſtatthaft und ob die Einlegung in der geſetzlichen 

gründungszwang erfolgt iſt. Die Novelle hat ferner neu den Be⸗ 
onats far Ka eingeführt (8 519), und zwar innerhalb eines 

und als olche eguiig der Berufung. Die Friſt iſt keine Notfriſt 

Vorſitzenden 5 5 5 nicht bezeichnet; ſie kann auf Antrag vom 
erien ge Be Anger: werden. Ihr Lauf wird durch die Gerichts⸗ 

bre Verſtum nur kraft ausdrücklicher Vorſchrift in 8 233 ift 

5 een 5 die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
ehalten, Die ben hat die MD, die bisherige Vorſchußpflicht bei- 

I nn 17 zum Nachweiſe der Einzahlung der Prozeß⸗ 

Verl werden. 97 wie vor vom Vorſitzenden auf Antrag ver⸗ 
erlängerung de. an beachte: es fehlt jetzt die Vorſchrift, daß die 

ng hinaus Frist nicht über den Termin zur mündlichen Ver⸗ 
erfolgen darf. Selbſtverſtändlich; denn der Termin 
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zur mündlichen Verhandlung darf ja erſt anberaumt werden, wenn 
feſtſteht, daß die Berufung nicht unzuläſſig iſt, und ſie iſt un⸗ 
zuläſſig, wenn der Nachweis der friſtgemäßen Einzahlung der 
Prozeßgebühr nicht erbracht wird. (Die BD. ſagt: Wird der Nach⸗ 
weis nicht vor Ablauf der Friſt erbracht, ſo gilt die Berufung als 
nicht in der geſetzlichen Form begründet. Hier iſt die Philoſophie 
des „als ob“ auf die Spitze getrieben. Selbſtverſtändlich hätte 
es genügt, wenn man geſagt hätte, die Berufung ſei als unzuläſſig 
zu verwerfen.) Wenn man den geſetzgeberiſchen Gedanken einer 
Beſchleunigung des Verfahrens gerecht werden will, kann nicht die 
Rede davon ſein, daß die Friſt zum Nachweiſe der Einzahlung der 
Prozeßgebühr allzuweit erſtreckt oder verlängert wird. In der Regel 
wird es genügen, wenn die Friſt ſo lange läuft wie die Be⸗ 
gründungsfriſt, d. h. nicht über einen Monat feit Einlegung der Be⸗ 
rufung. Allerdings iſt mit Anträgen auf Verlängerung der Be⸗ 
gründungsfriſt ebenſo zu rechnen wie mit Anträgen auf Verlänge- 
rung der Einzahlungsfriſt, beſonders in unſerer geldarmen Zeit. Aber 
es liegt im Intereſſe der Rechtspflege, mit ſolcher Verlängerung nicht 
allzu nachſichtig zu ſein. Die Berufungsinſtanz könnte ſonſt in un⸗ 
erträglicher Weiſe verſchleppt werden. 

Liegt einer der vier Fälle der Unzuläſſigkeit der Berufung vor, 
fo hat der Vorſitzende unverzüglich die Entſch. des Kollegiums her⸗ 
beizufühten. Er wird dies in einfachen Fällen durch umlaufenden 
Beſchluß ohne mündliche Verhandlung tun. Ju zweifelhaften Fällen, 
beſonders wenn Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt 
iſt, wird Termin zur mündlichen Verhandlung anzuberaumen ſein. 
Pagenſtecher will noch weitergehen. Da nur das BG. als ſolches 
über die Zuläſſigkeit der Berufung zu befinden hat, alſo in dieſem 
Punkte anderer Meinung ſein kann als der Vorſitzende, ſoll der 
Vorſitzende, bevor er das Weitere veranlaßt, die Meinung des Kolle⸗ 
giums auch im bejahenden Falle einholen und einen förmlichen Be⸗ 
ſchluß, durch den die Berufung für zuläſſig erklärt wird, herbeiführen. 
Das hat Stein mit beachtlichen Gründen für die Reviſionsbegrün⸗ 
dung gefordert. Stein will dieſen Beſchluß, der Bedeutung nur 
für den inneren Geſchäftsbetrieb habe, nicht zuſtellen laſſen, während 
ſelbſtverſtändlich der Veſchluß, durch welchen die Berufung als un⸗ 
zuläſſig verworfen wird, den Parteien von Amts wegen zuzuſtellen 
iſt. Mir ift nicht bekannt, ob beim NG. dieſer Beſchluß auf Zu⸗ 
läſſigkeitserklärung des Rechtsmittels erlaſſen wird. Einen großen 
Wert ſcheint er mir nicht zu haben. Der Gerichtshof iſt an ihn 
nicht gebunden, und es beſtände die Möglichkeit, daß nach ſachlicher 
Vorbereitung und nach Verhandlung vor dem Einzelrichter die 
Frage der Zuläſſigkeit des Rechtsmittels nochmals aufgeworfen 
und verneint wird. Solche Fälle werden äußerſt ſelten ſein. In 
der Regel wird der Einzelrichter, wenn er im Gegenſatze zum 
Vorſitzenden Bedenken gegen die Zuläſſigkeit hat, dieſe zur Sprache 
bringen. Die wenigen Fälle, in denen Vorſitzender und Einzel⸗ 
richter einen Mangel der Formalien überſehen, rechtfertigen es m. E. 
nicht, das Verfahren mit einem weiteren Formalbeſchluſſe zu be⸗ 
laſten und dadurch zu verzögern. Eine Verzögerung bedeutet es, 
wenn das Verfahren erſt weitergehen kann, ſobald feſtſteht, daß Be⸗ 
gründungsfriſt und Einzahlungsfriſt gewahrt ſind. Erſt jetzt kann 
die Einſchiebung des Einzelrichters erfolgen, und ſie erfolgt, falls nicht 
der Vorſitzende der Meinung iſt, daß eine Vorbereitung der Ver⸗ 
handlung unnötig iſt. Mit Pagenſtecher habe ich ſtarke Bedenken 
gegen den Einzelrichter in der Berufungsinſtanz. Die Beſtellung 
des Einzelrichters hat in der Berufungsinſtanz vor dem LG. viel⸗ 
leicht noch einen Sinn, wenn der Amtsrichter es unterlaſſen hat, 
feiner Pflicht zur erſchöpfenden Stoffſammlung nachzukommen. Für 
das OLG. iſt die Bedürfnisfrage zu verneinen. Es bedeutet ein 
Widerſpruch in ſich ſelbſt, daß man beim LG. den Einzelrichter ein⸗ 
führt, um eine möglichſt raſche und vollſtändige Stoffſammlung 
zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung zu gewährleiſten, 
die erſte Inſtanz wieder in den Mittelpunkt der Rechtsfindung zu 
ſtellen und die Zahl der Berufungen einzuſchränken, und daß man 
trotz alledem die Einzelrichter beim OG. noch für erforderlich hält. 
Die Rechtſprechung der OLG. iſt ſchon durch die Verkleinerung der 
Sen ſchwer gefährdet worden. Kollegien, die, wie die Sen. beim RG. 
und bei den OLG. einen gewiſſen Einfluß auf die Rechtſprechung 
anderer Gerichte ausüben ſollen, können nicht groß genug ſein. 
Eine irgendwie erhebliche Erſparung von Arbeitskraft wird und kann 
von der Verkleinerung der Sen. nicht ausgehen. Der allenfalls zu 
buchende geringe Vorteil wird reichlich überwogen durch die Nachteile, 
die in dem Auseinanderfallen des kollegialen Zuſammenſchluſſes, der 
kraftvollen und einheitlichen Zuſammenarbeit liegen. Alles dies wird 
jetzt bei den OLG. noch verſchlimmert durch die Einſchiebung des 
Einzelrichtertums, das für die Mitglieder der Sen. eine erhebliche 
Mehrbelastung in ſich ſchließt. So müſſen die deutſchen DLG., 
obwohl ſie ſich von jeher einer günſtigeren Beurteilung erfreut 
haben, für die Sünden einer unzulänglichen Prozeßpraxis bei den 
Untergerichten mit büßen. 

Ich habe im übrigen die überzeugung, daß die Neuerungen der 
Novelle, die eine möglichſt raſche und gründliche Vorbereitung der 
mündlichen Verhandlung bezwecken, den Kern der Teilreform dar⸗ 
ſtellen. Wenn ſich Amtsrichter, Vorſitzende und Einzelrichter immer 
vor Augen halten, daß ſie aktiv und fördernd die Stoffſammlung 
zu leiten und zu beaufſichtigen haben, und wenn die Anwalte die 
Gerichte bei dieſer Aufgabe pflichtgemäß unterſtutzen, jo treten die 
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Maßregeln gegen Prozeßverſchleppung und Terminsvereitelung in 
den Hintergrund. Was in den 88 272 a, 279, 279 a, 283, 529 uſw. 
als Härte erſcheint, ſoll und wird erzieheriſch i. S. einer notwendigen 
prozeſſualen Selbſtzucht wirken. Jedenfalls können die großen Grund⸗ 
gedanken des neuen Prozeſſes, die jetzt noch in einem unzulänglichen, 
unerfreulichen äußeren Gewande auftreten, nur Leben gewinnen, wenn 
die Arbeitsgemeinſchaft der Rechtspflegeorgane gewahrt wird. 
OLG Präſ. Prof. Dr. Levin, Braunſchweig. 


Dr. Erich Volkmar: Die Verordnung über das Verfahren 
in bürgerlichen Nechtsſtreitigkeiten vom 13. Febr. 1924. 
Mannheim, J. Bensheimer. 1924. 

Dr. Richard Kann: Zivilprozeßordnung und Nebengeſetze. 
Mit Erläuterung der neuen Vorſchriften. Berlin, Karl 
Heymann. 1924. 

Vereinigung deutſcher Zivilprozeßlehrer: Verhandlungen der 
Jahresverſammlung in Jena, März 1924. 


Volkmar hebt zutreffend hervor, daß die Verfahrens O. 
v. 13. Febr. 1924 in gewiſſer Hinſicht nur ein Rohſtoff iſt, der 
erſt durch die Praxis Leben und Geſtalt gewinnen muß. Wie man 
auch zu der BO. geſtanden hat und ſteht, nachdem ſie erlaſſen iſt, 
wird es, unbeſchadet der berechtigten Bemühungen um ihre Be⸗ 
ſeitigung, Recht und Pflicht der Praktiker, Richter wie Anwälte 
ſein, das neue Verfahren nicht nur loyal und ehrlich anzuwenden, 
ſondern auch die Vorteile, die es bieten kann, möglichſt auszunutzen, 
die Nachteile, die es mit ſich bringen kann, möglichſt zu vermindern. 

Unter dieſem Geſichtspunkte bemühen ſich auch die oben er⸗ 
wähnten Schriften, das neue Verfahren der Praxis nahe zu bringen. 

Daß dabei Volkmar, der geiſtige Vater der VO., ihr am 
wohlwollendſten gegenüberſteht, iſt ſelbſtverſtändlich. Bezeichnend und 
intereſſant iſt aber, daß die Theoretiker, die Zivilprozeßlehrer, ihm 
am kritiſchſten gegenüberſtehen. In der Mitte ſteht das treffliche 
Buch von Kann, der mit derjenigen ſachlichen Ruhe und Gründ⸗ 
lichkeit, die feinen großen Kommentar zur ZPO. auszeichnet, auch 
die neuen Vorſchriften nicht bloß im alltäglichen Sinne „kommen⸗ 
tiert“, ſondern wiſſenſchaftlich durchzuarbeiten ſich bemüht. Wer, 
wie der Schreiber dieſer Zeilen, die alte Zivilprozeßordnung mit 
Kann für ein treffliches Werk der Geſetzgebung hält und mit ihm 
die Entſtellung des wiſſenſchaftlich wertvollen Werkes durch eine 
Alltagsgelegenheitsgeſetzgebung bedauert, wird es Kann doppelt 
Dank wiſſen, daß er auch dieſes Gelegenheitsgeſetz nicht mit Alltags⸗ 
bemerkungen, ſondern mit wiſſenſchafklicher Syſtematik zu behandeln 
ſich bemüht. Wenn dies nicht immer gelingt, ſo liegt es nicht an 
dem Bearbeiter, ſondern an dem Stoff, der ſelbſt ſyſtemlos iſt. 

Den Verhandlungen der Zivilprozeßlehrer iſt der ſeinerzeit in 
der JW. nicht abgedruckte Aufſatz von Wach über den Vorentwurf 
der BO. vorangeſtellt mit dem Text des Vorentwurfes. Die Ver⸗ 
gleichung dieſes Textes mit der jetzigen Faſſung zeigt, daß doch eine 
erhebliche Verbeſſerung des Vorentwurfes gelungen iſt. Die ſchlimm⸗ 
ſten Dinge ſind beſeitigt. 

Dann folgt ein intereſſanter theoretiſcher Bericht von Prof. 
Lehmann: „Zivilprozeßreform und Rechtsſtaatsgedanke“. Leh⸗ 
mann ſetzt ſich mit Richard Schmidts Anforderungen an einen 
dem Rechtsſtaat entſprechenden Zivilprozeß auseinander, ſtellt aber, 
worin ihm ſicher zuzuſtimmen iſt, das Intereſſe an der Voraus⸗ 
berechenbarkeit der Entſcheidung in den Vordergrund, gegenüber der 
von Schmidt — übrigens keineswegs an erſter Stelle — betonten 
Vorausberechenbarkeit des Verlaufs des Prozeſſes. 

Unter dem Geſichtspunkte der Wahrung der ſtaatsbürgerlichen 
Rechte durch die neue Geſetzgebung will Leh mann die Regelung des 
Güteverfahrens nicht beanſtanden, ſtellt aber bei der eigentlichen 
Prozeßreform faſt auf der ganzen Linie eine Schmälerung der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte des rechtſuchenden Bürgers feſt. Mit Recht weiſt 
auch Lehmann auf die verwirrende Fülle von Verfahrensmöglich⸗ 
keiten und die uneinheitliche Praxis, die ſich entwickeln werde, ſowie 
die dadurch bedingte Gefährdung der Rechtsſicherheit hin, eine Folge 
der Novellengeſetzgebung, die auch Richard Schmidt in ſeinem Be⸗ 
richt betont, auf das „Syſtem der Syſtemloſigkeit“. 

Dieſen beiden grundſätzlichen Berichten ſchließen ſich dann an ein 
Bericht von Roſenberg über „Vereinfachung, Kräftigung und 
Beſchleunigung des Verfahrens“; Lent über das Güteverfahren; 
Pagenſtecher über die Rechtsmittel mit einem Korreferat von 
Mendelsſohn⸗ Bartholdy. Eine intereſſante Ergänzung bildet 
ein Bericht von Prof. Weiß über die öſterreichiſchen Maßnahmen 
zur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens, Güteverfahren 
und Vortermin. 

Es iſt begreiflich, daß die Berichte nicht frei von Wieder⸗ 
holungen, auch von widerſprechenden Beurteilungen ſind; aber die 
endgültige Entſchließung, mit der die Zivilprozeßrechtslehrer gegen 
Form und Inhalt der VO. Verwahrung einlegen, insbeſondere auf 
die Gefährdung der Rechtsſicherheit und des Rechtsbewußtſeins hin⸗ 
weiſen, iſt doch von faſt allen Mitgliedern der Vereinigung deutſcher 
Zivilprozeßrechtslehrer, von den bei der Tagung nicht Anweſenden 
e gebilligt. Grundſätzlichen Widerſpruch haben nur zwei 
erhoben. 

Bei dem Volkmar ſchen Kommentar iſt es nicht verwunder⸗ 
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lich, daß die Grundanſchauung, von der die VO. ausgeht, die Tendenz 
der Beſchleunigung des Verfahrens, auch die Auslegung, welche die 
Vorſchriften durch den Bearbeiter erfahren, vielfach beeinflußt hat 
Es wird Sache der Praxis, aber auch der Theorie ſein, die Ergeb⸗ 
niſſe des Verf. hier nachzuprüfen. Sein Hinweis auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte der VO. und die genaue Kenntnis ihrer Zwecke wird 
dabei ſehr ſchätzenswertes Auslegungsmaterial bieten, aber immerhin 
nicht kritiklos hinzunehmen ſein. Wenn beiſpielsweiſe der Verf. für 
das bisherige Verfahren über die nutzloſe Vergeudung von richter⸗ 
licher Arbeit klagt und berichtet, daß bei einem Berliner LG. in 
einem Zeitraum von mehreren Wochen über 50% aller anberaumten 
Termine vereitelt worden ſeien, und zwar überwiegend durch Aus⸗ 
bleiben beider Parteien, ſo weiß doch jeder Richter und Anwalt, 
daß mindeſtens ein ſehr großer Teil dieſer Termine nur formell 
anberaumt war und daß ſich kein Richter darauf vorzubereiten 
hatte oder vorbereitet hat. 

Zu 8141 3] O. vertritt Volkmar die Meinung, der Prozeß⸗ 
bevollmächtigte könne als Vertreter i. S. des Abſ. 3 Satz 2 nicht 
angeſehen werden und bezieht ſich in dieſer Richtung auf die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte unter Verweiſung auf Curtius, JW. 1924, 356. 
Indeſſen, dasjenige was Curtius an der angegebenen Stelle 
mitteilt, beſtätigt die Auffaſſung von Volkmar nicht, im Gegen⸗ 
teil: in der zweiten Leſung des Rechtsausſchuſſes iſt der Beſchluß 
der erſten Leſung, wonach der Prozeßbevollmächtigte nicht als Ver⸗ 
treter gelten ſoll, geſtrichen worden, auf den Hinweis, daß man 
aus einer ſolchen Vorſchrift folgern könnte, der Prozeßbevollmächtigte 
wäre überhaupt nicht zur Aufklärung des Tatbeſtandes auf Grund 
eigener Kenntnis in der Lage. Wenn nach der Streichung ein 
Regierungsvertreter unter Billigung des Ausſchuſſes feſtgeſtellt hat, 
daß das Gericht in keinem Falle gehindert werden ſollte, neben dem 
Prozeß bevollmächtigten die Parteien ſelbſt zu hören und zum Sühne⸗ 
verſuch heranzuziehen, ſo beweiſt dies zunächſt nicht die Richtigkeit 
der Volkmar ſchen Auslegung, iſt zweitens nur eine Feſtſtellung 
des Regierungsvertreters und wäre, was entſcheidend iſt, in das 
Geſetz nicht übergegangen. 

Das weitere Argument von Volkmar aber, das Gericht habe 
ja bereits verhandelt ehe es das perſönliche Erſcheinen der Parteien 
anordnete, habe alſo durch ſeine Anordnung zum Ausdruck gebracht, 
daß ihm die Sachkunde des Prozeßbevollmächtigten zur Aufklärung 
des Falles nicht genüge, ft unſchlüſſig. Denn § 141 Abſ. 3 iſt auch 
anwendbar in Fallen, in denen vor einer mündlichen Verhandlung 
das perſönliche Erſcheinen angeordnet wird (88 272 b, 296, 499 b). 

Wenn die Verhandlungen der Zivilprozeßlehrer begreiflicher⸗ 
weiſe die Theorie, Volkmar vorzugsweiſe die Auslegung in den 
Vordergrund ſtellen, fo gibt Kann eine ſyſtematiſch wiſſenſchaftliche 
Behandlung der neuen Beſtimmungen. Rein äußerlich zeichnet ſich 
das Buch dadurch aus, daß es das geſamte geltende Zivilprozeß⸗ 
recht, die neuen Beſtimmungen in ihrer ſelbſtändigen Faſſung, dann 
aber auch eingearbeitet in das Geſamtgeſetz mitteilt und auf dieſe 
Weiſe eine volle Überſicht über das jetzt geltende Recht gibt. Kom⸗ 
mentiert ſind dabei nur die neuen Vorſchriften, auch die Ent⸗ 
laſtungs VO. und die VO. v. 15. Jan. 1924. Kann ſagt mit 
vollem Rechte, daß manche Neuerungen bei der Faſſung der VO. 
ſchon jetzt zu beinahe hoffnungsloſen Streitfragen Anlaß gegeben 
haben, aber ſeine durchdachten und folgerichtigen Ausführungen 
zu den Fragen der Entſcheidung nach Lage der Akten, der Tätigkeit 
des Einzelrichters, der Zurückweiſungsbefugnis des Gerichts, der 
wertbeſtändigen Schuldtitel und Schiedsgerichtsurteile werden weſent⸗ 
lich zur Minderung dieſer Schwierigkeiten beitragen. 

Es iſt unmöglich, im Rahmen dieſer Beſprechung auf alle 
Einzelheiten einzugehen. Nur ſtichprobenweiſe ſei aus den drei 
beſprochenen Werken hervorgehoben: 

Was den Einzelrichter angeht, ſo weiſt Volkmar zutreffend 
darauf hin, daß das Verfahren vor dem Einzelrichter mit den öſter⸗ 
reichiſchen Vorterminen ſo gut wie nichts gemein hat. Das Ver⸗ 
fahren vor dem Einzelrichter, das von Theoretikern und Praktikern 
vielfach gewünſcht iſt, iſt auch das am wenigſten angegriffene Stück 
der jetzigen Neuerungen. Einzelne Beſtimmungen dabei ſind freilich 
noch durchaus unklar. Volkmar und Kann nehmen an, daß der 
Einzelrichter über prozeßhindernde Einreden des 8 274 Abſ. 2 Nr. 1, 
4 bis 7 entſcheiden kann. Indeſſen es bleibt das Bedenken beſtehen, 
daß 8349 Nr. 2 ihm dieſe Entſcheidung nur zuweiſt, ſoweit über 
dieſe Einreden beſonders verhandelt und entſchieden wird, und daß 
dieſe beſondere Verhandlung und Entſcheidung nach 8275 ZPO. von 
einer Anordnung des Gerichts abhängt. Nun iſt freilich der Einzel⸗ 
richter ſelbſtändiges Organ des Kollegialgerichts (Kann 8350 An⸗ 
merk. 3). Aber iſt er zu der Entſcheidung i. S. des 8 275 BED. 
befugt? Viele Beſtimmungen der Prozeßorduung jetziger Faſſung 
laſſen den Zweifel offen, wer unter „dem Gericht“ zu verſtehen iſt 
und daran, daß erſt das Kollegium die beſondere Verhandlung und 
Entſcheidung über die prozeßhindernde Einrede anordnet und dann 
die Sache an den Einzelrichter verweiſt, iſt wohl kaum gedacht. 
Richard Schmidt ſteht dem Einzelrichter ſehr zweifelhaft gegen⸗ 
über. In der Praxis wird wohl Kann recht behalten, wenn er 
annimmt, daß die Tätigkeit des Einzelrichters in der erſten Juſtanz 
die Regel, in der Berufungsinſtanz die Ausnahme ſein werde. Die 
Beſchränkung des Parteibetriebes, die Beſcitigung des Rechts der 
Parteien, Termine zu vertagen und das Verfahren zum Ruhen zu 
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bringen, ſtehen in enger Beziehung zu der Befugnis des Gerichts, 
verſpätete . ee Die ſünitlichen Bearbeiter 
9 0 aber in erfreulichſter Weiſe den Zuſammenhang dieſer Zurück⸗ 
weilen gsbefugnis mit der durch die neue Faſſung des 8 139 er⸗ 
en Fragepflicht und Aufklärungspflicht des Vorſitzenden her⸗ 
or. Jedes Gericht, das in erſter oder zweiter Inſtanz an die Frage 
er Zurückweiſung von Anführungen herantritt, wird ſich gleich⸗ 
zeitig prüfen müſſen, ob das Gericht auch feiner Pflicht aus 8139 
Ei O. genügt hat. Das Gericht wird von der Partei nicht mehr 
Einſicht und Vorausſicht erfordern können, als von ſich ſelbſt. Auch 
Folkmar hebt übrigens hervor, daß von einer Nachläſſigkeit der 
ei nicht die Rede fein kann, wenn die Erheblichkeit einer An⸗ 
rung erſt im ſpäteren Verlauf des Prozeſſes erſichtlich wurde, 
en wenn eine Partei aus ſachlich beachtlichen Gründen mit einem 
inwand zurückgehalten hat, beiſpielsweiſe, weil ſie den den Gegner 
perſönlich kränkenden Vorwurf des Wuchers oder Betruges nicht 
r vorbringen wollte, als bis andere Einwendungen erledigt 
ten oder eine Vergleichsmöglichkeit ausgeſchloſſen war. 
dari Was die Berufungsbegründung angeht, fo find alle Bearbeiter 
97 einig, daß eine nachträgliche Erweiterung der Berufungs⸗ 
rüge durchaus zuläffig iſt (vgl. auch Breit, JW. 1924, 371). 
ſch 1 größte Schwierigkeit wird in der Praxis wohl die Ent⸗ 
ug nach Lage der Akten machen (vgl. auch hier die Aus⸗ 
! hrungen von Kann zu 8 251 und 8 331 a). 
2 Mit der Frage, ob die Ermächtigung, welche Art. VIII der VO. 
reich, iniſter erteilt, verfaſſungsmäßig gültig iſt und wie weit ſie 
2900 hängt eine praktiſch nicht allzu erhebliche Einzelheit zu⸗ 
Man. Die Einführung der Sprungreviſion hätte es notwendig 
95 acht, Notfriſtatteſte für landgerichtliche Urteile vom DLG. und 
910 RG. zu erfordern. Um dieſes Bedenken, welches die VO. nicht 
8 ogen hatte, zu beſeitigen, hat der Miniſter in die endgültige 
Selfung einerſeits die Vorſchriſt eingeſchoben ($ 566 Abi. 7), daß 
inn Gerichtsſchreiber des RG. von der Einlegung der Sprungreviſion 
5 erhalb 24 Stunden dem Gerichtsſchreiber des LG. Nachricht 
1 8 hat und andererſeits zu 8 706 ZPO. die Beſtimmung hinzu⸗ 
die 155 daß es für das Notfriſtzeugnis eines Notfriſtzeugniſſes über 
iſt d prungreviſion nicht bedarf. Die Gültigkeit dieſer Einſchaltungen 
Abe urchaus zweifelhaft (vgl. auch Lehmann ©. 179); vor allem 
Ba weiſt Kann mit Recht darauf hin, daß in allen Fallen, in 
5 N es einer wirklichen Feſtſtellung der Rechtskraft bedarf, ſtrikte 
chweiſe werden gefordert werden müſſen. 
bie Endlich aus der Fülle des Materials noch zwei Punkte, gegen 
en Intereſſe der Anwaltſchaft entſchiedenſter Widerſpruch er⸗ 
ute werden muß. Bei beiden Punkten iſt man geneigt, den abge⸗ 
a 5 Ausdruck von der Weltfremdheit, den man nicht gern ge⸗ 
ilteren als Erklärung, wenn auch nicht als Entſchuldigung, zu 
= Volkmar will als einen erheblichen Grund zur Auf⸗ 
beiben 929 Termins und als Entſchuldigungsgrund für das Aus⸗ 
einen 291 Anwalts im Termin die Behinderung des Anwalts durch 
laſſen eren zur ſelben Zeit anſtehenden Termin nur dann gelten 
einen Sa die Möglichkeit, einen kollidierenden Termin durch 
ei g fer wahrzunehmen, nicht beſtand und im Falle des 
unerwartet die Behinderung durch eine anderweite Verhandlung 
einer et eintrat, die Möglichkeit der rechtzeitigen Herbeiführung 
9 251 2 Auma berlegung alſo nicht gegeben war (8 227 Anm. 3, 
Anwalts um. 11). Wie mag ſich der Verfaſſer die Alltagspraxis des 
Kings wohl vorſtellen? Man braucht gar nicht an den Betrieb 
ſchä e Gerichts zu denken, bei dem auch ein mäßig be⸗ 
auf denſelb nwalt zu Terminen, die nicht auf dieſelbe Stunde, aber 
verſchieden en Vormittag anſtehen, gleichzeitig nach drei oder vier 
ehen Ian en Zimmern gerufen wird, bei denen er niemals voraus⸗ 
wie fan 9 an die eine, wann die andere Sache aufgerufen wird, 
en 2 die eine, wie lange die andere dauert. Man denke an 
Anwalts ber bcheren, Fall eines mäßig oder wenig beſchäftigten 
1 es Kollegialgerichts, der um 10 einen, um 11 einen 
daß die 10h hat, der bei jorgfältigiter Prüfung annehmen kann, 
weil eine 5 hr⸗Sache in einer Viertelſtunde erledigt iſt, der aber, 
gerufen wir orhergehende Sache länger dauert, erſt um 11½ auf⸗ 
gerufen wi 8. demſelben Momente, wo auch der 11⸗Uhr⸗Termin 
finden, 0b die - Sollen jetzt ernſthafte Erörterungen darüber ftatte 
einen nder ell Behinderung unerwartet war, ob der Anwalt den 
ob er mit 15 Termine hätte verlegen laſſen können oder müſſen, 
S erartigen Anträgen Erfolg gehabt hätte, uſw.? 


„Sodann ab : Ber x 
kollidier aber die Möglichkeit der Wahrnehmung einer der 
15 22 Termine durch einen Vertreter! Laufen denn — zumal 


eignet u Gerichten — die Vertreter dutzendweiſe herum, die ge» 
ann ſoll e ſind, vertretungsweiſe Termine wahrzunehmen? 
blick der Ter un ein ſolcher Vertreter beſtellt werden? Im Augen⸗ 
ertreter zeminskolliſion? Oder tags vorher? Und wie viele ſolcher 
Anwalt? äaucht wohl im großſtädtiſchen Betriebe ein einzelner 


i * 
walt Abe aber das Schlimmſte und Uunbegreiflichſte: Der An⸗ 
Der Anwalt 19 98 vertretbare Sache und keine vertretbare Perſon. 
niſſes von 922 auf Grund des perſönlichen Vertrauensverhält⸗ 
güüt es eine Fug aftraggeber beauftragt und informiert. Freilich 
Bedeutung, ei lle von Sachen formaler Natur oder von geringer 
un denen ohne Schädigung der Sache auch ein Vertreter 


Schrifttum a 
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auftreten kann. In dem dadurch beſtimmten Umfang ſind auch die 
bei großſtädtiſchen Gerichten eingeführten Terminskartelle und Ter⸗ 
minsbertretungen unbedenklich. Aber in ſehr weitem Umfange be⸗ 
ruht doch die Tätigkeit des Anwalts auf perſönlichem Vertrauen, 
auf perſönlicher Leiſtung und auf perſönlicher Leiſtungsfähigkeit, 
und die ſchablonenhafte Bemerkung über die Möglichkeit, einen der 
kollidierenden Termine durch einen Vertreter wahrzunehmen, verrät 
ein bedenkliches Maß von Nichtkenntnis oder Nichtachtung des 
Verhältniſſes zwiſchen Anwalt und Klienten und der Leiſtung der 
Anwaltſchaft überhaupt. Alle Deklamationen über das Zuſammen⸗ 
wirken zwiſchen Richter und Anwaltſchaft ſind wertlos, wenn man 
ſich nicht klar macht, daß die perſönliche individuelle Tätigkeit des 
Anwalts und der Anwaltſchaft eine der ſtützenden Grundlagen der 
Rechtspflege und der Rechtsſicherheit darſtellen muß und darſtellt. 

b) Gelegentlich der Erörterungen über die Abſchafſung der 
Parteiherrſchaft über die Termine in der Verſammlung der Zivil⸗ 
prozeßrechtslehrer ſagt Lehmann wörtlich: 

„Das Gericht hat das Ruhen auf Antrag beider Parteien an⸗ 
zuordnen, wenn anzunehmen iſt, daß wegen Schwebens von Ver⸗ 
gleichsverhandlungen oder aus ſonſtigen wichtigen Gründen dieſe 
Anordnung zweckmäßig iſt. Darin liegt meines Erachtens kein unzu⸗ 
läſſiger Zwang zum Weiterprozeſſieren, da fie bei Einverſtändnis ja 
ſtets Vergleichsverhandlungen als Vertagungsgrund angeben können, 
wenn ſie ausnahmsweiſe ihren wahren Grund dem Gericht nicht 
offenbaren wollen. 

„Sie“ ſind nach dem Sinne der Ausführung und da es ſich 
doch im weſentlichen um den Anwaltsprozeß handelt, nicht bloß 
die Parteien, ſondern doch wohl vor allem die Anwälte. Man er⸗ 
ſchrickt geradezu über die — ich unterdrücke jeden ſcharfen Aus⸗ 
druck — Geiſtesrichtung mit der Lehmann, Oberlandesgerichtsrat 
a. D., der alſo ſelbſt in der Praxis geſtanden hat, den Parteien und 
ihren Anwälten nahelegt, wenn ſie ihre wahren Gründe dem Gericht 
ausnahmsweiſe nicht offenbaren wollen, Vergleichsverhandlungen als 
Vertagungsgrund anzugeben, mit anderen Worten, wiſſentlich die 
Unwahrheit zu ſagen. 

Selbſtverſtändlich können und werden die Anwälte nicht immer 
in der Lage, nicht immer berechtigt und nicht immer verpflichtet 
ſein, die Gründe, aus denen ſie eine Vertagung wünſchen, dem 
Gegner und dem Gericht anzugeben. Aber ebenſo ſelbſtverſtändlich 
iſt es, daß kein Anwalt berechtigt ift, Vergleichsverhandlungen, die 
tatſächlich nicht ſtattfinden, dem Gericht vorzulügen: er darf es 
nicht tun, wird es nicht tun und tut es nicht, nicht bloß deshalb, 
weil er ſich ehrengerichtlich ſtrafbar machen würde, ſondern vor 
allem deshalb, weil Wahrheit und Recht die Grundlage jeder Rechts⸗ 
pflege und die Grundlage jeder anwaltlichen Tätigkeit geweſen ſind, 
find und fein werden. Wir alle, auch die Anwälte können über 
die Frage, was Wahrheit und Recht ift, irren, auch fahrläſſig irren, 
aber wir lügen nicht und werden nicht lügen. 

Nicht ſcharf genug kann die Anwalkſchaft derartige Gedanken 
ablehnen. 

Faſt harmlos klingt es daneben, wenn Richard Schmidt 
(S. 184) gelegentlich der Erörterung über die verſchiedenen Ver⸗ 
fahrensarten, in die das neue Prozeßrecht das bisherige Verfahren 
zerriſſen hat, davon ſpricht, daß die Anwälte dem verſtändnisloſen 
Klienten irgend etwas vorreden und dann unter Berufung auf 
irgendeine aus dem Zuſammenhang genommene Geſetzesſtelle die 
ihnen bequemſte Prozedur untereinander ausmachen werden. 

Hier iſt der ſachliche Vorwurf minder erheblich, denn angeſichts 
der Buntſcheckigkeit des Verfahrens werden tatſächlich die Anwälte 
ſich über die Art des Verfahrens vielfach verſtändigen müſſen, die 
Parteien dafür kein Verſtändnis haben. Der Ton der Außerung 
mag der Tatſache zugute gehalten werden, daß es ſich um ein ge⸗ 
ſprochenes Referat, nicht um einen geſchriebenen Aufſatz handelt. 

Anders ſteht es mit der Lehmannſchen Erörterung, die 
grundſätzliche Bedeutung hat. Geh. JR. Dr. Heilberg, Breslau. 


Taſchenausgabe der neuen Zivilprozeßordnung mit Ein⸗ 
führungsgeſetz und Entlaſtungsverordnung in der vor dem 
1. Juni 1924 abgeltenden Faſſung mit erläuternden Ein⸗ 
führungen und Anmerkungen nebſt Anhang: Text des Ge⸗ 
richtsverfaſſungsgeſetzes und der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte in der vom 1. Juni 1924 ab geltenden 
Faſſung ſowie mehreren Nebengeſetzen von Dr. Adolf 
Baumbach, Senatspräſident beim Kammergericht. Verlag 
Otto Liebmann. Berlin 1924. 

Die Taſchenausgabe kann als vorzügliches Hilfsmittel zur 
ſchnellen Orientierung in den alten und neuen Geſetzesbeſtimmungen 
bezeichnet werden. Die ſchlagwortartigen, kurzen Erläuterungen zu 
den einzelnen Vorſchriften geben in überſichtlicher, kurzer Form 
ſchnellen Auſſchluß über den weſentlichen Inhalt des Geſetzestextes. 
Ein beſonderes Verdienſt muß dem Verf. zugeſprochen werden für 
die vor jedem Abſchnitt befindlichen Vorbemerkungen, die 
in überſichtlicher Anordnung und äußerſter Kürze den Inhalt des 
folgenden Abſchnittes zuſammenfaſſen. 0 nt 

Bei allen diefen Vorzügen der Ausgabe darf aber eine kritiſche 
Stellungnahme nicht unterbleiben: 
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Die Erläuterungen namentlich zu den Anderungen der 
Prozeßordnung auf Grund der VO. v. 13. Febr. 1924 ſtellen nur An⸗ 
ſichten dar, die oft eine Nachprüfung nötig machen. Einige wenige 
Beiſpiele mögen im folgenden herausgegriffen werden: In Note 5 
zum $ 251 a wird bemerkt: „Die Verpflichtung eines Anwalts, mehrere 
Termine wahrzunehmen, kann nur entſchuldigen, wo ein Termins⸗ 
vertreter ohne Schaden für die Sache nicht möglich war.“ Es kann 
m. E. kein Zweifel ſein, daß auch gegenüber dieſer neuen Vorſchrift 
eine Verpflichtung des Anwalts nicht beſteht, in irgendeinem Fall, 
in dem er gleichzeitig Termine wahrnehmen müßte, für ſich einen 
Vertreter zu beſtellen, auch wenn dies möglich wäre. Sonſt müßte 
man es ſchon als Verſchulden des Anwalts bezeichnen, wenn er 
ſo viele Mandate übernimmt, daß zeitliches Zuſammenfallen mehrerer 
Termine eintreten kann). 

Bei 8 279 der jetzigen Faſſung ſieht der Verf. darin eine 
„Verwäſſerung“ des Regierungsentwurfes durch den Rechtsausſchuß, 
daß die Zurückweiſung verſpäteten Vorbringens für das Gericht nicht 
mehr wie im Regierungsentwurf obligatoriſch iſt. Von dieſer Grund⸗ 
auffaſſung aus erklären ſich auch andere Bemerkungen des Verf. 
zu dieſem Paragraphen: Er meint, es entſpräche der Abſicht des 
Geſetzgebers, daß von der Zurückweiſung nur aus beachtlichen Grün⸗ 
den abgeſehen werde. Das Geſetz beſchränkt das freie Ermeſſen 
des Richters nicht! Die Abſicht des „Geſetzgebers“ wird bei der Art 
155 Zuſtandekommens gerade dieſer VO. ſchwerlich jemand ergründen 
önnen. 

In der Note 4 8279 umſchreibt der Verf. den Begriff „grobe 
Nachläſſigkeit“ dahin: „Grobe Nachläſſigkeit iſt nicht grobes Ver⸗ 
ſchulden, ſondern ein milderer, auf objektive Merkmale abgeſtellter 
Begriff.“ Es iſt offenſichtlich, daß dieſe „Milderung“ hier eine Ver⸗ 
ſchärfung der Vorſchrift bedeuten würde. Die Definition des Verf. 
iſt m. E. nicht haltbar: Das objektive Tatbeſtandsmerkmal iſt die 
Verzögerung des Verfahrens, die weiteren liegen deutlich auf ſub⸗ 
jektiver Seite. In dem Erfordernis der Abſicht der Prozeßverſchlep⸗ 
pung liegt ſchärfſter Subjektivismus. Die Worte „grobe Nachläſſig⸗ 
keit“ ſtammen offenſichtlich aus dem alten Paragraphen 279 der 
SPD, und es iſt nie ein Zweifel geweſen, daß fie mit dem Be⸗ 
griff „grobe Fahrläſſigkeit“ zu identifizieren find. (mann, 3P0O. 
zu 8 279, S. 711 IId; Stein, 10. Aufl. 1, 684 JI 3.) Bei der 
Bemerkung zu 8283, daß auch das Nachbringen der Adreſſe eines 
Zeugen unter Umſtänden als „nachträgliches Vorbringen“ zurück⸗ 
gewieſen werden könnte, ſcheint der Verf. berechtigte Zweifel an der 
Richtigkeit ſeiner eigenen Theſe zu haben. 

Hervorzuheben iſt noch, daß zu 8 519 b die Zahlung der gericht⸗ 
lichen Prozeßgebühr als zur Berufungsbegründung gehörig bezeichnet 
wird. So zweckmäßig es geweſen ware, eine der vielen Friſten 
zu vereinheitlichen, alſo etwa zu beſtimmen, daß Begründungs⸗ und 
Zahlungsfriſt zuſammenfallen, ſo wenig kann man gegenüber dem 
Wortlaut des 8 519 die Zahlung der Gebühr als eines der Er» 
forderniſſe der Berufungsbegründung bezeichnen. Dies wird ſofort klar, 
wenn man bedenkt, daß nach den jetzt geltenden Vorſchriften die 
Begründungsfriſt vor der Zahlungsfriſt ablaufen kann. 

Auch da, wo man die Anſichten des Verf. nicht ohne weiteres 
teilen kann, wird man ihm Dank wiſſen müſſen für die Anregung, 
die ſich in allen Fällen aus ſeiner klaren Stellungnahme ergibt. 

Rechtsanwalt Dr. Calé, Berlin. 


Weitere Ausgaben der neuen Zibilprozeßord nung. 

Anderungen der Zivilprozeßordnung, des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes und der Entlaſtungs verordnung durch 
die neuere Geſetzgebung (bis 13. Februar 1924). Nach⸗ 
träge zur 17. Aufl. der Zivilprozeßordnung von Sydow⸗ 
Buſch⸗Krantz. Mit Erläuterungen herausgegeben von 
L. VBuſch, Reichsgerichtsrat i. R. und Dr. W. Krantz, 
Landgerichtsrat. Verlag Walter de Gruyter & Co. Berlin 
und Leipzig 1924. 

Zivilprozeßordnung für das Deutſche Reich in der Faſ⸗ 
fung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 nebft 
Gerichtsberfaſſungsgeſetz. Verlag von Carl Heymann. 
Berlin 1924. 

Die Neuerungen des Zivilprozeſſes ſyſtematiſch bearbeitet 
von Geh. Juſtizrat Prof. Dr. Heinrich Frankenburger 
und Dr. Friedrich Freudenreich, Rechtsanwälte in Mün⸗ 
chen. Verlag von J. Heß. Stuttgart 1924. 

Die neue Zibilprozeßordunng vom 13. Mai 1924 mit 
ſyſtematiſcher Einleitung und Erläuterung der neuen Be⸗ 
ſtimmungen nebſt einem Anhang, enthaltend die wichtigſten 
Nebengeſetze von Dr. James Goldſchmidt, ord. Profeſſor 
der Rechte an der Univerſität Berlin. Verlag von Julius 
Springer. Berlin 1924. 


2) Siehe hierzu auch Heilberg S. 939. D. S. 
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Das neue Zivilprozeßrecht erläutert von Theodor Sonnen, 
Rechtsanwalt am Kammergericht. Verlag von Franz 
Vahlen. Berlin 1924. 

Der Nachtrag zum Sydow-Buſch zeigt wieder die ganze 
vollendete Erläuterungstechnik der rühmlichſt bekannten Ausgabe von 
Sydow⸗Buſch. Mit peinlicher Sorgfalt und abſoluter Zuver⸗ 
läſſigkeit iſt das Verweiſungsmaterial kurz, knapp und treffend zu⸗ 
ſammengetragen. Leider iſt bei dem zugrunde gelegten Text die Neu⸗ 
redaktion der ZPO. noch nicht berückſichtigt. Hierauf muß eindring⸗ 
lichſt hingewieſen werden, damit nicht durch die Benutzung der an ſich 
vortrefflichen Ausgabe in der Praxis Unzuträglichkeiten entſtehen. 
Hoffentlich erſcheint bald eine Neuausgabe, die dieſen Mangel behebt. 

(Die in handlicher Form vorliegende Textausgabe des Ver⸗ 
lags Carl Heymann iſt mit einer Inhaltsüberſicht, einer hiſtoriſchen 
Vorbemerkung, einem überſichtlichen und vollſtändigen Sachregiſter 
verſehen und ſomit geeignet, den Praktiker ſchnell in die veränderte 
Faſſung der ZPO. einzuführen.) 5 

Frankenburger und Freudenreich haben eine ſyſte⸗ 
matiſche Überſicht über die neuen zivilprozeßrechtlichen Beſtimmungen 
gegeben. Die Erläuterungen ſind überaus klar, ſo daß das Schrift⸗ 
chen ein ausgezeichnetes Mittel zur Einarbeitung in das neue Recht 
darſtellt. Ein Bedenken: Auf S. 8 ſteht: „Das Berufungsgericht 
kann in dem dort behandelten Falle die Koſten auferlegen.“ Nach 
der Prozeßnovelle muß es dies. 

Die Ausgabe von Gold ſchmidt iſt der erſte Kommentar zur 
3PO. aus der Feder eines Rechtslehrers, aber eines Rechtslehrers, 
der nicht nur von anerkanntem wiſſenſchaftlichen Rufe, ſondern 
auch von engſter Fühlung mit der Praxis, von der auch die vor⸗ 
liegende Ausgabe Zeugnis ablegt, die eindringende, wiſſenſchaftliche 
Durchdenkung der Probleme mit Handlichkeit und praktiſcher An⸗ 
ordnung glücklich verbindet. Den Erläuterungen ſelbſt geht eine knapp 
gehaltene, auch die Literatur erſchöpfend berückſichtigende Ge⸗ 
ſchichte der Notreform voraus, eine klar geſchriebene, ſchnell in den 
Inhalt des Geſetzes einführende Überſicht über die Neuerungen 
der ZPO., eine Darſtellung des Übergangsrechts und eine beſonders 
beachtliche Überſicht über die zur ZPO. ergangenen Novellen — die 
die ſtattliche Anzahl von 31 Geſetzen und Verordnungen aufweiſt —. 
Auch über die Frage der Rechtsgültigkeit der ZPO. gibt der Verf. 
in einem beſonderen Kapitel der Einleitung eine erſchöpfende Über⸗ 
ſicht des bisherigen Materials im Schrifttum; hier, wie überall 
bei ſeinen ausgezeichneten Anmerkungen, in vollendeter Objektivität 
und in einer, wie Stichproben gelehrt haben, erſchöpfenden Voll⸗ 
ſtändigkeit, die durch überſichtliche, klare Anordnung in Drucktechnik 
und Stil gemeiſtert werden. 

Von Ausführungen über die Zweckmäßigkeit der einzelnen Be⸗ 
ſtimmungen ſieht der Kommentar ab, wodurch — fo ſchatzenswert es 
auch wäre, einen Mann wie James Goldſchmidt über biefe 
Fragen zu hören — die Brauchbarkeit des Buches für die Praxis 
ſicherlich gefördert wird. 

Auch dieſer Kommentar iſt — ebenſo wie der Kommentar von 
Kann und der unten zu beſprechende von Sonnen — derart ge⸗ 
halten, daß der ganze Text des Geſetzes der jetzt geltenden Faſſung 
wiedergegeben iſt, ſich die Erläuterungen aber auf die neuen Be⸗ 
ſtimmungen beſchränken. 

Mit ſeinem Kommentar führt ſich Sonnen, ein bisher auf 
dem Gebiete des Zipilprozeſſes unbekannter Autor, auf das glück⸗ 
lichſte ein. Das Buch iſt von den bisher erſchienenen Erläuterungen 
das umfangreichſte und ausführlichſte. Auch in ihm iſt in glücklicher 
Weiſe tiefes Eindringen in den Rechtsſtoff und volle Beherrſchung 
des Schrifttums mit Überſichtlichkeit und Brauchbarkeit für die Praxis 
verbunden. Den Erläuterungen zu jedem Paragraphen geht eine 
ſyſtematiſche, ſchnell orientierende Überſicht über den Inhalt der 
Erläuterungen voraus; die Erläuterungen ſelbſt beginnen in dankens⸗ 
werter Weiſe durchweg mit einer Darſtellung des bisherigen Rechts 
und den Abweichungen des neueren Rechts von dem bisherigen 
Rechte. Den Zweifel, mit dem — nach ſeinen eigenen Ausführungen 
im Vorwort — der Verf. an die Arbeit herantrat, ob er nicht ſein 
Ziel beſſer durch eine ſyſtematiſche Darſtellung als durch einen 
Kommentar erreicht hatte, hat der Verf. ſowohl durch die ſyſte⸗ 
matiſche Anordnung ſeiner Erläuterungen zu den einzelnen Para⸗ 
graphen, wie dadurch gelöſt, daß er in den zahlreichen Fällen, wo 
dies erforderlich erſchien, mehrere Paragraphen zuſammenfaßte und 
dieſe einheitlich, gleichſam in monographiſcher Form, in ſtrenger 
wiſſenſchaftlicher, ſyſtematiſcher Darſtellung kommentiert; ſo ſind 
die Vorteile der wiſſenſchaftlich ſyſtematiſchen Darſtellung mit der 
des Kommentars, dem der Praktiker immer den Vorzug geben wird, 
vereinigt. Einzelne Kapitel, das über das Schiedsurteil (S. 234) 
und die Vollſtreckung aus wertbeſtändigen Schiedsurteilen, ſind 
auch als monographiſche Darſtellung beachtlich. 

Ein ſehr gut und überſichtlich geordnetes Wortregiſter und ein 
Geſetzesregiſter erleichtern vollends die praktiſche Benutzung. 

Inhalt und Bedeutung des Goldſchmidt ſchen und des 
Sonnenſchen Kommentars ſind zu erheblich, als daß dieſe kurze 
Anzeige das letzte fein ſoll, was in der JW. über dieſe bedeub⸗ 
ſamen Neuerſcheinungen geſchrieben werden wird. Auf ſie in Kürze 
hinzuweiſen, erachtet aber die Schriftleitung ſchon jetzt für ihre 
Pflicht. Magnus. 


u 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


Dr. Ernft Graeffner, Stadtrat in Berlin: Der preußiſche 
Perſonalabbau bei Staat und Gemeinden. Verlag von 
Julius Springer, Berlin. 

* Das Buch enthält die preuß. PerſonalabbauVO. v. 8. Febr. 1924 

Be eingehenden, klaren und überſichtlichen Erläuterungen, und in 

nem Anhange die bis zu Mitte März 1924 erlaſſenen vorläufigen 


vereine. 


Auriſtiſche Geſellſchaft Frankfurt a. Al. 
5 (Sitzungen vom 25. Februar und 3. März 1924.) 

Die neuen zivil⸗ und ſtrafprozeſſualen Beſtimmungen. 
Dr „Berichte von AGR. Börner (Strafprozeß) und OLGR. 
Wi Landsberg (Zivilprozeß) leiteten die Eröterung ein, die der 
Wligfeit des Stoffes gemäß unter ſtarker Beteiligung eine ſehr 
eingehende und anregende war, beſonders auf dem Gebiete des 
Vbevalprvzeſ ſes. Hier gab der Berichterſtatter zunächſt einen 
1 über den künftigen Rechtsgang, deſſen einzelne Beſtimmungen 

kritiſch beleuchtete. Er fand den Zweck der Verbilligung, der 
dier fachung und vor allem der Beſchleunigung im ganzen erreicht; 
iel Veraltetes ſei ausgeſchieden, neuere Gedanken, darunter auch 
engit geübtes „Richterrecht“, geſetzgeberiſch verwirklicht worden. Die 
inführung der Schiedsurteile wurde als ein Schlag ins Waſſer 
net und in der Zwangsform für Streitwerte bis zu 50 Gold⸗ 
dior ſogar für gefährlich infolge der Gefahr überfreier Beweiswür⸗ 
‚gung und der Mißachtung des materiellen Rechtes bezeichnet und 
die Möglichkeit der Auswahl eines Richters des Kollegiums als einer 
2 Nedten Form der Richterablehnung als bedenklich erklärt. Die 
erringerung der Zahl der Mitglieder der Kollegien bezeichnete der 

„öhterftatter als eine halbe Maßregel gegenüber dem Postulat 
— Einzelrichtertums für alle erſtinſtanzlichen Sachen, einem Ge⸗ 
13 eu, der auch durch das Einzelrichterverfahren der VO. v. 
die Febr. 1924 nur unvollkommene Verwirklichung erfahren habe, 
Erfolg r bei beſonders verſtändiger und liebevoller Handhabung 
Sch 9 verſpreche. Die Einſchränkung der Reviſion müſſe mehr dem 

im der Rechtseinheit, als dem Zwecke der richtigen Entſchei⸗ 
— des Einzelfalles dienſtbar gemacht werden. Als wünſchenswert 
Ser e die beſondere Beſchleunigung der Reviſionsverhandlung und 
gabe des Urteils in wichtigen Kernfragen bezeichnet. Die 
nach Waun der Herrſchaft des Richters über das Verfahren geht 

nſicht des Berichterſtatters noch nicht weit genug, namentlich 

170 der Notwendigkeit einer vorgängigen mündlichen Verhandlung bei 
Forſcheidung nach Aktenlage. Die Eventualmaxime in ihrer ſchärfſten 
ad der Möglichkeit endgültiger Abſchneidung neuen Vorbringens der 

ufungsinſtanz wurde vom Berichterſtatter als unerträglich erklärt. 


Kleinere 
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Ausführungsbeſtimmungen. Die Brauchbarkeit des Buches wird da⸗ 
durch vermehrt, daß im Anhange auch die Perſonalabbau VO. des 
Reiches v. 27. Okt. 1924 nebſt Ausführungsbeſtimmungen abgedruckt 
iſt, da dieſe Beſtimmungen auch für die Auslegung der preuß. Vor⸗ 
ſchriften von Bedeutung ſind. 

Staatsſekretär i. R. Wirkl. Geh. Rat Mügel, Berlin⸗Nicolasſee. 


In der ſich anſchließenden Erörterung wurde die Einſchränkung 
der Reviſion als eine erhebliche Verſchlechterung der Lage des recht⸗ 
ſuchenden Publikums, aber doch als eine im Hinblick auf Entlaſtung 
des RG. zu ertragende, auch die Erweiterung der Vorſchriften des 
8139 ZPO. gemilderte Maßnahme bezeichnet. Der von einer Seite 
vertretene Gedanke, dieſe Entlaſtung durch eine Erhöhung der 
Reviſionsſumme herbeizuführen und das Lob des engliſchen Vorbildes 
fand keinen Beifall. Durchweg, insbeſondere auch von ſeiten der 
Anwälte, wurden die häufigen Vertagungen beklagt, die Verant⸗ 
wortung dafür aber von anwaltlicher Seite überwiegend dem 
Publikum aufgebürdet. Die Herrſchaft des Richters über das Ver⸗ 
fahren ſchien auch einigen Rednern nicht weit genug zu gehen; 
andere ſahen in ihr den unwillkommenen Sieg der Fixigkeit über 
die Richtigkeit. Von einer Seite wurde die Anlehnung an die Vor⸗ 
ſchriſten über das Verfahren vor den Gemiſchten Schiedsgerichten 
empfohlen. Einige Stimmen erhoben ſich gegen eine Übertreibung 
der Sühneverſuche. Vielfach wurde der Befürchtung Ausdruck ges 
geben, daß das Verfahren vor den ſog. Einzelrichtern nicht be⸗ 
ſchleunigend, ſondern verlangſamend wirken werde. Ein Redner 
wollte die vielfachen in die Hand des Gerichtes gegebenen „Kann“ 
Vorſchriften durch „Muß“⸗Vorſchriften erſetzt ſehen; er fürchtet 
ſonſt die vom Berichterſtatter den Anwälten im Gegenſeitigkeitsverkehr 
zugeſchriebene übergroße Gefälligkeit auch im Verhältnis zwiſchen 
Gericht und Anwalt. Volle Übereinſtimmung ergab ſich in der Ver⸗ 
urteilung der Überſpannung der Eventualmaxime in der Berufungs⸗ 
inſtanz, namentlich in der Ausſchaltung eines vorbehaltenen Nach⸗ 
verfahrens (88 540, 541 3P O.). Einſtimmig wurde deshalb fol» 
gende Entſchließung gefaßt: 

„Unter Abſtandnahme von einer Beſchlußfaſſung zu den übrigen 
Beſtimmungen der Novellen hält die Juriſtiſche Geſellſchaft Frank⸗ 
furt a. M. das endgültige Abſchneiden neuen Vorbringens vor dem 
Berufungsgericht für einen Rückſchritt, der die Gute der Rechtſpre⸗ 
chung ernſtlich gefährdet, ohne jedoch eine wirkſame Beſchleunigung 
zu gewährleiſten. Die entſprechenden Bedingungen der VO. v. 
13. Febr. 1924 können daher nicht gutgeheißen werden.“ 


Mitgeteilt von JR. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M 


Zur Verordnung vom 13. Februar 1924. 


a) Zum nenen Wortlaut der 350. 

FE den vielen berechtigten Vorwürfen gegen die Prozeßnovelle 
erſtam 15 allem der der mangelhaften Aus⸗ und Durcharbeitung. Drei 
91 425 Fehler fielen ſchon bei flüchtiger Betrachtung in die Augen: 
gleiches lber Zuziehung eines Richters zwecks Beurkundung eines Ver⸗ 
eines f 157 Armenrechtsverhandlungen, ohne daß die Vollſtreckbarkeit 
ſiunge I hen Vergleiches irgend ausgeſprochen war, die ſich indes bei 
per salt ßer Auslegung und Anwendung ergab. 8 566 a über revisio 
gerichte um, der zur Folge hatte, daß zu allen Urteilen der Land⸗ 
Zeugnis in erſter Inſtanz für das Rechtskraftzeugnis zuvor das 
auch vo aus 5 706 Abſ. 2 ZPO. nicht nur von dem DLG., ſondern 
mächti 1 NS. eingeholt werden müßte. 8797 a Abſ. 4 über Er⸗ 
ihnen en der Güteſtellenvorſteher zur Vollſtreckbarkeitserklärung von 
Hauſel on loſſener Vergleiche (ſtatt zur Erteilung der Vollſtreckungs⸗ 
ortlant 505 Diefe drei Fehler find bei Bekanntmachung des neuen 
Fall (fieh (NGBl. I. 437 ff.) beſeitigt! Für den erſten und dritten 
a3 8 5 794 Abf. 1, 8 797 a Abſ. 4 des neuen Wortlautes) mag 
wenn der $k ie; jein, es muß aber als äußerſt bedenklich erſcheinen, 
Verbeſſerune esluſtizminiſter ſich für befugt erachtet, eine zweckmäßige 
fa 2 Des Geſetzeswortlautes eben, weil fie zweckmäßig iſt, ein» 
velle Nl 15 Ob dieſe Befugnis aus Art. VIII Abſ. 2 der No⸗ 
ſchriften d « 1,150) hergeleitet werden kann, m. a. W. ob die Vor⸗ 
langten Novelle dieſe — in ihr ſelbſt nicht zum Ausdruck ge⸗ 
dahingehend anderungen bedingen, iſt doch ſehr zweifelhaft. Eine 
bei Gelege Auslegung würde noch viel weitergehende Anderungen 
m. W. me der Neubekanntmachung rechtfertigen. Übrigens hat 
ausgelegt r dee bisherige Praxis den 8 794 Abſ. 1 Ziff. 1 ZPO. dahin 
eingeleitele aß richterliche Vergleiche auch in einem nicht durch Klage 
ungen, been nach der ZPO. — Armenrechtsverhand⸗ 
vollſtreckbar fi icherung, Arreſt und einſtweilige Verfügungen uſw. — 
nochmaligen 10 es erſcheint wünſchenswert, dies im Geſetze bei einer 
ſchon die And uderung zum Ausbruck zu bringen. Bedenklicher iſt 
üderung wegen 8 566 a durch Hinzufügung des zweiten 


Satzes zu § 706 Abſ. 2 ZPO., wonach es des Zeugniſſes des Gerichts⸗ 
ſchreibers des Reviſionsgerichts, daß Reviſion nach § 566 à nicht er» 
folgt ſei, nicht bedarf. Danach kann — die Möglichkeit mag rein 
theoretiſch beſtehen, aber fie darf nicht beſtehen — der mit dieſer 
Reviſion einverſtandene Reviſionsbeklagte das ihm günftige Urteil 
des LG. mit Zeugnis des OLG. nach § 706 Abſ. 2 ZPO. vorlegen 
und ſich ſo ein Rechtskraftzeugnis erſchleichen. Bei der Anpaſſung der 
Vorſchriften an die neuen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe fällt auf, daß 
der nach der Verfaſſung gebotenen Zulaſſung des Eides ohne religiöfe 
Beteuerung keine Erwähnung getan iſt. 


IR. Dr. Hugo Kaufmann, Krefeld. 


b) Die Aberſpannung der richterlichen Leitungsbefugnis 
im neuen Zivilprozeſſ. 


In einer Beſprechung der Strafprozeßnovelle (JW. 1924, 245) 
ſagt Drucker nicht mit Unrecht, das Reichsjuſtizminiſterium ſcheine, 
wie die faſt gleichzeitig mit der hier beſprochenen VO. erſonnene 
Vo. über die Zivilrechtspflege erkennen laſſe, die Rückkehr zu 
den Praktiken des Obrigkeitsſtaates als das „Gebot der Stunde“ 
anzusehen. Dieſe diktatoriſche Behandlung eines wichtigen und tief 
einſchueidenden Geſetzgebungswerkes äußert ſich in der Tat ſchon 
darin, daß die Zivilprozeßnovelle den Prozeßrechtslehrern der deut⸗ 
ſchen Univerſitäten ſowie den Kreiſen der Wirtſchaft zu deren ge⸗ 
rechter Entrüſtung überhaupt nicht und den Richter⸗ und Anwalts⸗ 
organiſationen, ſoweit bekannt, ſozuſagen erſt im letzten Augenblick 
ohne die Möglichkeit genügender Durchdenkung und Stellungnahme 
zugänglich gemacht worden iſt. 

In den bereits veröffentlichten Beſprechungen dieſes Gefeh- 
gebungswerkes, das neben brauchbaren Einzelheiten eine Fülle ge⸗ 
fährlicher und unzweckmäßiger, auch nicht genügend durchdachten Reue⸗ 
rungen bringt, iſt die m. E. ungeheuerliche Überſpannung der richter 
lichen Macht⸗ und Leitungsbefugnis noch nicht mit genügender Schärfe 
gegeißelt worden. Gerade die fähigſten, wiſſeusreichſten, weiteit⸗ 
blickenden und darum beſcheidenſten unſerer Richter werden mir, hoffe 
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ich, darin beipflichten, daß hier faſt Unmögliches vom Richter ver⸗ 
langt wird; und ich bin ſicher, der Auffaſſung und Sorge weiter 
Kreiſe der Rechtspflegeorgane Ausdruck zu geben, wenn ich gerade 
zu dieſem Kardinalfehler der Novelle mit einigen Bemerkungen Stel⸗ 
lung nehme, deren allgemeine Haltung — nach bereits geübter Einzel⸗ 
kritik — ihre Rechtfertigung eben in der Tatſache findet, daß es ſich 
um Kritik der generellen Einſtellung handelt, die das weſentlichſte 
Merkmal dieſer Prozeßreform iſt. 


Daß eine zeitgebundene Verbilligungstendenz und ein — nach 
ſtabfliſierter Papiermark und ſchon vorher allmählich entwickelter 
richterlicher Anpaſſung auch an die Probleme der nichtſtabilen Wäh⸗ 
rung — keinesfalls mehr in dem Maße zeitgemäßer Beſchleunigungs⸗ 
eifer dieſe Prozeßnovelle geboren hat, iſt ebenſo bekannt wie die Tat⸗ 
ſache, daß Fixigkeit der Güte und Gründlichkeit des Verfahrens häufig 
unvermeidlichen Abbruch tut und daß die Garantien für die Wahr⸗ 
heitsermittelung ſich unter der Herrſchaft zahlreicher formaler Be⸗ 
ſchleunigungsvorſchriften zwangsläufig mindern müſſen. Für das 
ärgſte Übel aber halte ich, wie geſagt, die mit der Beſchleunigungs⸗ 
tendenz verwobene, in dieſem Reformwerk zutage tretende, ja ſich 
geradezu aufdrängende einſeitige Anſchauung des geſamten Prozeß⸗ 
verfahrens vom Richtertiſch aus, eine Einſtellung, der man unſchwer 
anmerkt, daß einſtige Richter die Verfaſſer find. Fern liegt es mir, 
Werturteile über den deutſchen Richter abgeben zu wollen, gar im 
Vergleich zum deutſchen Anwalt; die einen ſtehen mir als Geſamt⸗ 
heit, als Berufsſtand nicht näher oder ferner als die anderen, und 
generaliſierende Urteile ſind ſtets ein Zeichen von Beſchränktheit und 
mangelnder Blickweite. Es gibt — wie in allen Berufen, wie auch 
im Anwaltsſtande — einzelne hervorragende, viele gute und tüch⸗ 
tige und ſehr viele weniger tüchtige Richter. Aber auch die hervor⸗ 
ragendſten dürften nur unter beſonders günſtigen Umſtänden den An⸗ 
forderungen genügen können, die die Novelle mit den zahlreichen 
neuen Machtbefugniſſen an ihre Erkenntnis⸗ und Durchſchauungs⸗ 
fähigkeiten ſtellt. Zu Fleiß, Klugheit, Takt und Weitblick gehören 
unbedingt Beſcheidung und auf Erfahrung beruhendes Gefühl für die 
Grenzen der eigenen Einblicksmöglichkeit. Was die Novelle aber unter 
dem — in der Wahl der Mittel weit über das Ziel ſchießenden — 
Schlagwort des Kampfes gegen die Prozeßverſchleppung durch Be⸗ 
ſeitigung der Parteiherrſchaft über Friſten und Termine, die Ent⸗ 
ſcheidung nach Aktenlage, Proklamierung des Einzelrichtertums in 
gewiſſen Verfahrensarten, Zwangsmittel zur rechtzeitigen Bereit⸗ 
ſtellung des Streitſtoffes, Beſchränkungen in der Berufungsinſtanz 
uſw. auch dem nur mäßig tüchtigen Richter an autokratiſchen Be⸗ 
fugniſſen gibt, erſcheint faſt abenteuerlich für den, der das oft ſo 
undurchſichtige Triebwerk eines großen Prozeſſes zu beurteilen weiß. 
Die Novelle geht in der Tat von dem Wahn⸗ und Traumbilde des 
allwiſſenden und alles durchſchauenden Idealrichters ſalomoniſchen 
Formates aus, ſtatt, wie es ſich gehörte, die Kompetenzen unter dem 
richtigen Geſichtspunkte eines durchſchnittlichen Niveaus zu verteilen. 
Selbſt in dem beſten Richter müßten Wunderkräfte des Erkennens 
und Durchleuchtens aller Zuſammenhänge wirkſam ſein, wollte er 
dieſe Regierungsgewalten richtig ausüben. Der deutſche Richter, der 
faſt nie, wie der engliſche, auch Anwalt geweſen iſt, weiß kaum je 
aus eigener praktiſcher Erfahrung, welche Schwierigkeiten und Hem⸗ 
mungen aller Art in größeren Prozeſſen, zumal unter dem Druck 
eines jetzt doppelt heiklen Wirtſchaftslebens, zu überwinden ſind, 
welche Reibungen und keineswegs böswilligen Verzögerungen bei⸗ 
ſpielsweiſe in dem komplizierten Mechanismus eines großen Indu⸗ 
ſtrieunternehmens an der Tagesordnung ſind, ehe es häufig auch nur 
zur erſten Informationserteilung und Werfung an den Anwalt kommt. 
Er ſieht nur das fertige Produkt des Schriftſatzes, wie es ſich auf 
dem Richtertiſch darbietet, iſt entrüſtet darüber, daß nicht alles immer 
maſchinenmäßig klappt, daß er oft zu unnötiger Terminsvorbereitung 
gezwungen iſt (die manchmal, bei erneuter Durchdenkung des Ma⸗ 
terials, eine keineswegs unfruchtbare Arbeit zu ſein braucht), und 
hat von alledem, was — kurz geſagt — hinter den Kuliſſen, zwiſchen 
den Abteilungen der induſtriellen Unternehmungen, zwiſchen An⸗ 
wälten und Parteien, Anwälten und ihren auswärtigen Subſtituenten, 
auch wohl zwiſchen den Parteien direkt vorgeht und vorgegangen iſt, 
doch vielfach nur eine dunkle und unvollkommene Vorſtellung, was 
nicht etwa eine Kritik an dieſer unvermeidlichen Begrenzung des 
richterlichen Blickfeldes, ſondern nur eine Kritik der Prozeßnovelle be⸗ 
deutet, die ein recht ungenügendes Bewußtſein von dieſer Begrenzung 
verrät. Der kluge, taktvolle Richter, der dieſes Unvermögen fühlt, 
wird ſich der überſpannten Machtbefugniſſe daher mit allergrößter 
Zurückhaltung bedienen, im Buſen eines weniger tüchtigen, von der 
eigenen Vollkommenheit aber um ſo ſtärker durchdrungenen Richters 
jedoch können dieſe Befugniſſe einen ſich höchſt gefährlich und zum 
Schaden der materiellen Wahrheitserforſchung auswirkendem Macht⸗ 
kitzel züchten. Wie leicht und angenehm, den Blitzſtrahl des Zeus 
zu gebrauchen, wenn nicht alles nach Wunſch „klappt“, wobei die — 
allerdings vorgeſehene — Möglichkeit, auf den richterlichen Macht⸗ 
gebrauch durch jeweilige Aufdeckung der hinter den Kuliſſen wirken⸗ 
den Hemmungen beſänftigend einzuwirken, ein in vielen Fällen un⸗ 
zureichendes Korrektiv ſein und nicht die genügende Sicherheit vor 
unliebſamen und unverdienten Überraſchungen bieten wird. Von 
der damit verbundenen Aufbürdung unnötiger und unproduftiver 
Arbeit durch fortgeſetzte Eingaben und Erörterungen über dieſe Dinge 
ganz zu ſchweigen. RA. Dr. Anton Heinitz, Berlin. 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


o) Die Vorbereitung der Hauptverhandlung. 


Die Vorſchrift aus 8 501 3PO., welche dem AG. das Recht 
zu Anordnungen zwecks Aufklärung des Sachverhältniſſes vor der 
mündlichen Verhandlung erteilte, iſt durch die Beſchleunigungs BO. 
v. 22. Dez. 1923 auf das LG. und OSG. ausgedehnt. Die VO. 
v. 13. Febr. 1924 nimmt dieſe Beſtimmungen mit der Abänderung 
auf, daß der Vorſitzende oder ein von ihm zu beſtimmendes Mit⸗ 
glied des Prozeßgerichts die ihm augebracht erſcheinenden Anord- 
nungen, damit der Rechtsſtreit tunlichſt in einer mündlichen Ver⸗ 
handlung erledigt wird, vor der Verhandlung zu treffen hat, nicht 
wie ſeither, treffen kann. Es fragt ſich, wie ſich dieſe Vorſchrift 
zu den in den 83 348 ff. neu getroffenen Beſtimmungen über das 
Verfahren vor dem Einzelrichter verhält. Auch ſür dieſen iſt vor⸗ 
geſchrieben, daß er die Sache ſoweit fördern ſoll, daß ſie tunlichſt 
durch eine Verhandlung vor dem Prozeßgericht erledigt werden 
kann. Man ſollte meinen, daß zur Erreichung dieſes gleichen Zieles 
entweder die eine oder die andere Vorſchrift überflüſſig wäre, da 
durch die Nebeneinanderſtellung beider notwendig Verwirrung ent⸗ 
ſtehen muß. Zudem beſteht auch in den ſachlichen Vorſchriften in 
gewiſſer Weiſe ein Widerſpruch, inſofern nämlich der Vorſitzende 
nach 8 272 b Zeugen zur mündlichen Verhandlung ſelbſt laden ſoll, 
während der Einzelrichter nach 8349 Abſ. 2 die Beweiſe ſelbſt er⸗ 
heben lann. Für erſtere Vorſchrift iſt alſo maßgebend die Abſicht 
einer unmittelbaren Beweisaufnahme vor dem erkennenden Prozeß⸗ 
gericht, die umgekehrt im letzteren Falle direkt ausgeſchloſſen iſt. 
Ein weiterer Zweifel drängt ſich ſchon hinſichtlich der Terminsbeſtim⸗ 
mung auf. Auch der Termin, den der Einzelrichter abzuhalten hat, 
iſt im 8 348 als ein Verhandlungstermin bezeichnet. Soll nun auf 
Einreichung einer Klage oder nach Rechtfertigung einer Berufung 
dann zunächſt lediglich ein ſolcher Verhandlungstermin vor dem 
Einzelrichter beſtimmt werden oder ſoll trotzdem der Vorſitzende als⸗ 
bald einen Verhandlungstermin vor dem Kollegium ſelbſt beſtimmen? 
Letztere Anſicht iſt bereits vertreten, ſo daß alſo das Verfahren vor 
dem Einzelrichter in der Zwiſchenzeit bis zu dem vor dem Kollegium 
beſtimmten Termin ſich abzuſpielen hätte. Praktiſch erſcheint das 
nicht. Denn da ſich ſelbſtverſtändlich nicht abſehen läßt, wie lange 
das Verfahren vor dem Einzelrichter mit den etwaigen dieſem frei⸗ 
ſtehenden Beweisaufnahmen dauern wird, ſo müßte auf alle Fälle 
der Termin vor dem Kollegium weit hinaus geſetzt werden, was 
wieder immer dann, wenn ſich das einzelrichterliche Verfahren raſch 
erledigt, eine Verſchleppung des Prozeſſes herbeiführen würde. Ant 
beſten wäre es alſo wohl, wenn zunächſt überhaußt nur ein Termin 
vor dem Einzelrichter beſtimmt und erſt nach beendigter Vorbereitung 
der Verhandlung durch dieſen dann der Termin zur Hauptverhand⸗ 
lung vor dem Kollegium feſtgeſetzt würde. Wenn dabei eine un⸗ 
erträgliche Verſchleppung der Prozeſſe vermieden werden ſoll, wäre 
es allerdings wünſchenswert, daß die Termine vor dem Einzelrichter 
ſo kurz als nur irgend möglich angeſetzt werden, wie ja überhaupt 
bei den Klagen über die lange Dauer der Prozeſſe viel zu wenig 
berückſichtigt wird, daß ſie zum guten Teil gerade darauf beruhen, 
daß die Gerichte die Termine viel zu weit hinaus feſtſetzen, und häuſig 
eine, zu einer kurzen Aufklärung notwendige Verlegung des Ter⸗ 
mins, die in wenigen Tagen zu erledigen wäre, den Prozeß um 
Monate verſchleppt. Das ſind allerdings Übelſtände, die in der heu⸗ 
tigen Zeit der Erſparnis und des Abbaus radikal nicht beſeitigt 
werden können. Jedenfalls müſſen aber die Gerichte bei der jetzt 
vorgeſchriebenen Vorbereitung der Verhandlung durch den Einzel⸗ 
richter durch tunlichſt knappe Terminsbeſtimmung verhüten, daß da⸗ 
durch nicht nur keine Beſchleunigung, ſondern umgekehrt eine Ver⸗ 
ſchleppung des Verfahreus eintritt. 

Über die Abgrenzung der Befugniſſe des Vorſitzenden aus § 272 b 
und des Einzelrichters aus 88 348 ff. müßten zunächſt noch Aus⸗ 
führungsanweiſungen ergehen, wenn aus einer Zivilprozeßordnung 
nicht eine Zivilprozeßunordnung werden ſoll. 

Geh. AR. Dr. Harnier, Kaſſel. 


d) Der S 287 30.) 

I. In dem 8 286 ZPO. iſt der Grundſatz der freien Beweis⸗ 
würdigung zur geſetzlichen Anerkennung gelangt. Das Gericht hat nach 
freier Überzeugung?) zu entſcheiden, ob eine tatſächliche Parteibehaup⸗ 
tung für wahr oder für nicht wahr zu erachten ſei; es iſt jedoch ver⸗ 
pflichtet, hierbei den geſamten Inhalt der Verhandlungen einſchließ⸗ 
lich der Beweisanträge und des Ergebniſſes einer etwaigen Beweis⸗ 
aufnahme s) zu berücksichtigen. Darüber hinaus geht der 8 287 Abſ. 1 
ARD, der dem richterlichen Ermeſſen bei Schadenserſatz⸗ 
anſprüchen ohne Rückſicht auf deren Rechtsgrund) im Falle des 
Streits 

1. ob ein Schaden entſtanden ſei (quaestio an), 

2. wie hoch ſich der Schaden oder ein zu erſetzendes Intereſſe 

belaufe (quaestio quanti) 
einen freien Spielraum e) gewährt. Er bindet das Gericht bei der 
Ermittlung des Schadens nach Daſein und Höhe nicht an 


1) Roh Bl. 1 Nr. 15 S. 135 ff. Art. II Nr. 31. 
2) RG. 15, 339. 

3) RG. 10, 415; 13, 418. 

4) Rc. 89, 191 — JW. 1917, 163. 

5) RG. 67, 203 JW. 1908, 75. 


ahr 8 
Abra. 1924 Heft 13 


Kleinere Aufſätze 


945 


Be Darlegungs- und Beweispflicht des Beſchädigten e), überläßt ihm 
ſol u freie Würdigung aller Umſtände des Falles, ſelbſt 
1 5 her, die, ohne den Gegenſtaud der Verhandlung oder Beweisauf⸗ 
un: gebildet zu haben, ihm bekannt ſind 7). Deshalb entſcheidet 
85 ben angegebenen Beziehungen?) das freie Ermeſſen des erkennen⸗ 
a Richters auch darüber ), ob und inwieweit eine beantragte 
Sa au fnahne oder von Amts wegen die Begutachtung durch 
* yberjändige anzuordnen ſei. Ihm iſt es ferner unbenommen, 
n Beweisführer die eidliche Schätzung des Betrags des Schadens 
er Intereſſes aufzuerlegen. 
l SE Schadensberechligte ſoll alſo nach § 287 in Rede der ge⸗ 
rue Angabe der Talſachen, welche einen zwingenden Schluß auf 
1 Vorhandenſein ſowie den Umfang des Schadens zulaſſen, über⸗ 
Rerfz ſein 10); er braucht einen ſtreugen und volfftändigen Beweis 
ee nicht zu liefern, wenn nur der Richter int allgemeinen die 
2 ee gewinnt, daß ein Schaden entſtanden ſei, und wenn 
. unter Würdigung aller Umſtände zu ſchätzen imſtande iſt, 
Sb! häufig ein hoher Grad von Wahrſcheinlichkeit für den dieſer 
r i zugrunde liegenden Verlauf der Dinge genügen wird. 
W an die Beweisanträge der Parteien nicht gebunden und braucht 
gr nicht alle angebotenen Beweiſe zu erheben, vorausgeſetzt, daß 
ihre Bedeutung für ſein Ermeſſen ſachgemäß würdigt. Er iſt aber 
Er ch ſofern es nur an der Subſtantiierung des ſeiner Überzeugung 
Schritte cundenen Schadens fehlt, dazu verpflichtet, von Amts wegen 
D — 15 zur Beſchaffung der erforderlichen Grundlagen zu tun und 
ite Ausübung des Fragerechts auf deren Beibringung hinzu⸗ 
Wahr „ Nur wo das Gericht bei Berücksichtigung auch bloßer 
zu rſcheinlichkeitsgründe mangels jedes geeigneten Anhaltspunktes 
5 poſitiven Schätzungsergebnis nicht zu gelangen vermag, 
8 Scha Ablehnung der Schadensfeſtſetzung unter Darlegung der 
freies chätzung entgegenſtehenden Gründe gerechtfertigt ſein 1'). Denn 
* Ermeſſen bedeutet nicht Willkür. Deshalb muß das Gericht 
en mung wie Aberkennung des Anſpruchs ſämtliche in Be⸗ 
t kommenden Umſtände in ihrer Bedeutung für das Daſein 
weiſu die Höhe des Schadens berückſichtigen, falls nicht die Ab⸗ 
ſung ſchon aus anderen Gründen zu erfolgen hat. 
13. JE Der 8 287 in Rede hat durch Art. 11 Nr. 31 BO. v. 
Ah Febr. 1924 einen ausdehnenden Zuſatz durch einen neuen 
Aua n erhalten. Danach finden die vorerörterten Vorſchriften mit 
Ei aan me der Beſtimmung über den richterlichen Schätzungseid 13) 
kbre rmögensrechtlichen Streitigkeiten auch in anderen Fällen ent⸗ 
einer gende Anwendung, ſoweit unter den Parteien die Höhe 
für * orderung ſtreitig iſt und die vollſtändige Aufklärung aller hier⸗ 
155 Halgebenden Umſtände mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die zu 
nis ſte eutung des ſtreitigen Teils der Forderung in keinem Verhält⸗ 
ne, er. Damit beſchränkt ſich das Anwendungsgebiet des 8 287 
Shen auf Schadenserſatzanſprüche, es umfaßt vielmehr alle 
823 m über vermögensrechtliche Anſprüche i. S. des 
ob eine 50. und des 8.546 ZPO). Entſcheidend für die Frage, 
gen Dane vorliegt, ift die Natur desjenigen Rechtes, für das die 
Vermz Widerklage⸗ Partei richterlichen Schutz verlangt; iſt dieſes 
ae ſo ſind die von der verklagten Partei bei den 
wird N, in denen der Eingriff in das Vermögensrecht gefunden 
9 0 folgten Zwecke einflußlos, ebenſo iſt es hier ohne Belang, 
ſind . reciien, zu deren Wahrung die Handlungen vorgenommen 
I ie ideale Bedeutung zugebilligt werden kann, z. B. Maß⸗ 
b N wopfottierung) zum Schutze des Koalitionsrechts der Ar⸗ 
Familicure en unter den Begriff fallen Anſprüche, welche dem 
nicht 17) auf 1 oder einem Staudesverhältniſſe angehören und 
af Leiſtung in Geld oder Geldeswert hinauslaufen. 


d es. 165 — JW. 1908, 298. 

St, 9, 418; 10, 405; JW. 1900, 839 2; 1909, 141 28. 
9286, für die des 8 287 ſind nicht maßgebend, vielmehr 
gebndensduſpruch 
gründen ſoll, insg. 5 9 8 
handenſein insbeſondere der Vorgänge bei einem Unfall, des Vor⸗ 


der Art 5 185 unerlaubten Handlung, des Verſchuldens ſowie 
(RB. 45 „Ausgleichung des Schadens durch Kapital oder Rente 

5) Re u. 356; 95, 104 = J. 1919, 572; 98, 59). 

0 5 68, 35; 76, 175. 

1 3535 424; 68, 35; 76, 241 — ZW. 1911, 811; 77, 206. 
Vo. v. 1 , Abs! 3859. in der Faſſung des Art. II Nr. 8 der 
a, f. Febr. 1924: mit deren Inkrafttreten am 1. Juni 1924 


er dure 5 
wordene 8 Pas u mit Faſſung des § 139 Abf. 1 überflüſſig ge⸗ 
der Nr. 23 90 BED. fort. Vgl. noch 82726 Abſ. 2 in der Faſſung 
12) c ( II. gedachten BO. und des g 349 ZPO. das. Nr. 43. 
9 Del. 68, 165; 88, 65; 105, 286. 
Vorſchriſte 1 Abſ. 2 des 8287 ZRD., welcher die früheren 
1 "de das Recht einer Partei, zur Schätzung zugelaſſen 
7 in litem) aufhob, kommt mir dem 1. Juni 


= 
u. 6480 fe auch 88 20, 23, 40, 708, 709 ZBD., ferner 88 511 a 
13. Febr. 1954 in der Faſſ. des Art. II Nr. 67 u. 68 BD. v. 


0 RS. 61, 90. 
17 NG. 40, 413. 


) Vest 19 
halb il auch der Auſpruch auf Unterhalt aus einem 


Vorausgeſetzt aber wird ferner, daß es ſich um eine Forderung 
handelt, deren Höhe unter den Parteien ſtreitig it (quaestio quanti). 
während es darauf nicht ankommt, ob über den Grund des Anſpruchs 
Streit beſtanden hat oder noch beſteht. Das Gericht muß alſo mit 
einer Forderung von beſtimmter Höhe 1s) befaßt fein, wobei es 
um erheblich iſt, ob ihre Geltendmachung im Wege der Leiſtungs⸗ 
oder Feſtſtellungsklage oder Widerklage oder mittels Aufrechnung 
oder Einwands geſchehen oder ihr Vorhandenſein nur incidenter 
oder als Vorausſetzung für den geltend gemachten Anſpruch oder 
einen Teil desſelben feſtzuſtellen iſt. Die Forderung muß ferner auf 
Zahlung einer Geldſumme oder auf Lieferung vertretbarer 
Sachen gerichtet fein, bzw. dieſe Leiſtungen zum Gegenſtande haben. 
Hierzu gehören nicht 10) Anſprüche auf Auflaſſung eines Grundſtücks, 
Herausgabe eines nichtvertretbaren Gegenſtandes, Abtretung einer 
Forderung, Duldung der Zwangsvollſtreckung. Weun aber in einem 
ſolchen Falle über die Höhe der bar oder in Wertpapieren zu ent⸗ 
richtenden Gegenleiſtung, z. B. des Kaufpreiſes, geſtritten wird, ſo 
liegt inſoweit das Erfordernis für die Anwendbarkeit des neuen 
Abf. 2 vor. Denn dieſe Vorſchrift bezieht ſich, wie ich nochmals be⸗ 
tone, nicht bloß auf die durch Klage oder Widerklage verfolgten An⸗ 
ſprüche, ſondern auch auf die zum Zwecke ihrer Begrenzung oder 
Einſchränkung von der Gegenſeite geltend gemachten Forderungen 20). 
Sie greift Platz, ſoweit ſolche der Höhe nach ſtreitig ſind. Damit 
iſt zugleich ihre Geltung für den geſamten übrigen Streitſtoff 
abgelehnt. 

Aber dem freien richterlichen Ermeſſen ſind hier noch engere 
Grenzen gezogen. Es tritt nur ein, wenn die vollſtändige Auf⸗ 
klärung aller für die Höhe der Forderung maßgebenden Umſtände 
mit Schwierigkeiten verbunden iſt, die zu der Bedeutung des 
ſtreitigen Teils in keinem Verhältnis ſtehen. Das Ge⸗ 
richt iſt danach an ſich verpflichtet, allen bezüglichen Anführungen 
und Beweisanträgen, ſoweit ſie erheblich erſcheinen und Aufklärung 
verſprechen, nachzugehen und das zu dieſem Behufe ſonſt Erforder⸗ 
liche zu veranlaſſen 21). Etwaigen Verſchleppungsverſuchen der Par⸗ 
teien kann es mit Hilfe der 88 279 u. 283 Abſ. 2 ſowie 8 529 3PO.22) 
in ihrer neuen Faſſung wirkſam entgegentreten. Aber auch abgeſehen 
hiervon kann eine erſchöpfende Aufklärung mit Schwierigkeiten der⸗ 
knüpft ſein, die nicht in der Geſchäftslage des Gerichts 25), beiſpiels⸗ 
weiſe Arbeitsüberlaſtung, begründet ſind, ſondern in ſachlichen Um⸗ 
ſtänden, z. B. der ſonſt gebotenen Anhörung einer erkrankten Partei, 
der Art der Beweisaufnahme, die im Auslande ſtattfinden müßte, oder 
große Koſten oder einen erheblichen Zeitverluſt verurſachen würde, 
während dem ſtrittigen Teile der Forderung im Verhältnis hierzu 
keine Bedeutung zukäme. Liegt ein ſolches Mißverhältnis vor, 
ſo wäre jede weitere Ermittlungstätigkeit nur vom Übel; ſie würde 
mehr Schaden ſtiften als Nutzen; ſie würde weder den Belangen der 
Parteien noch dem wirklichen Recht dienen. Hier entſcheidet in Zu⸗ 
kunft das freie richterliche Ermeſſen. Danach ſchätzt das Gericht 
unter gerechter und vernünftiger Würdigung aller ihm bekannten 
Umſtände den ſtrittigen Teil der Forderung, indem es von der un⸗ 
verhältnismäßig ſchwierigen reſtloſen Klarſtellung Abſtand nimmt. 

III. Die Neuerung erſcheint mir durchaus beifallswürdig. Der 
gegenwärtige Zuſtand beftätigt nicht ſelten die Regel: Summum ius, 
summa iniuria. IR. Bendix, Breslau. 


e) Nie Urteilsausfertigung. 

Laut des 8 496 Abſ. 62) in der Faſſung der Nov. v. 1. Juni 
1909 erfolgt im amtsgerichtlichen Verfahren die Ausfertigung!) 
der Urteile, ſofern nicht von den Parteien ein anderes beantragt 
wird, in Abweichung von 8 313 Abſ. 1 Nr. 3 u. 4 unter Weglaſſung 
des Tatbeſtandes und der Entſcheidungsgründe. Ferner ſteht danach 
die Zuſtellung einer ſolchen Ausfertigung in abgekürzter Geſtalt 


Familien⸗ oder Eheverhältnis ein Vermögensſtreit (RO. JW. 1900, 
853 9). 

18) RG. 58, 232; 61, 55. 

19) RGB. 60, 368; 73, 428; JW. 1900, 4705; 1912, 755 22. 

20) In dieſer Hinſicht treffen die in der vorigen Anm. in Bezug 
genommenen Entſcheidungen nicht mehr zu. 

21) Die Mittel hierzu bieten die 88 139 Abſ. 1 u. 141 Abſ. 1 
ARD. in der Faſſung der BD. v. 13. Febr. 1924; Art. II Nr. 8 
u. 9 ſowie der § 279 a 3 PO. (Nr. 29 daf.); hierzu die 88 272 b 
u. 349 ZPO. (Nr. 23 u. 43 baſ.). 

22) Nr. 28 u. 30 Art. II VO. v. 13. Febr. 1924. 

25) Hierauf darf keine Rückſicht genommen werden. 

2) Die Paragraphen ohne Zuſatz ſind die der ZPO. 

3) Die Herſtellung eines abgekürzten Urteils findet 
im landgerichtlichen wie im amtsgerichtlichen Verfahren nur aus⸗ 
nahmsweiſe nach Maßgabe des 8313 Abſ. 3 (vgl. dazu $ 696 
Abſ. 3) ſtatt. Die Ausfertigung eines ſolchen Urteils hat der 
Gerichtsſchreiber laut 8 317 Abſ. 4 zu beſorgen. Vorausgeſetzt iſt 
hier, daß durch ein Verſäumuis⸗ oder Anerkeuntnisurteil 
nach dem Antrage des Klägers erkannt iſt. Die Annahme, daß 
die Vorſchrift ſich auf den Fall der Widerklage, alſo auf ein 
Verſäumnis⸗ oder Anerfenntrisurteil zugunſten des Widerklägers, 
nicht erſtrecke, wird m. E. dann nicht mehr zutreffen, wenn die 
Widerklage gemäß der neuen Faſſung des § 281 (Nov, v. 2 Dez. 
1923; dazu meine Ausführungen JW. 1924, 393) erhoben iſt. 

118 


946 


Kleinere Aufſätze 


Juriſtiſche Wocheuſchriſt 


in den Wirkungen) der Zuſtellung des vollſtändigen Urteils gleich. 
Die entſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften auch für die Urteile 
der LG. einſchließlich der von ihnen im zweiten Rechtszuge er⸗ 
laſſenen iſt bereits durch 8 26 EntlVO. eingeführt. Nunmehr!) hat 
der 8317 Abſ. 2 einen mit dem Abſ. 6 des § 496 wortgetreu über⸗ 
einſtimmenden Zuſatz erhalten, fo daß dieſer Abſ. 6 und der vor⸗ 
gedachte 8 26 zuſammen am 1. Juni 1924 wieder in Wegfall 
kommen 6); nur hat die in dem zweiten Satze dieſes mehrerwähnten 
Abſ. 6 verordnete Gleichſtellung in den Wirkungen der Zuſtellung 
die Einſchränkung erfahren: „ſoweit nicht ein anderes beſtimmt 8 
Eine ſolche anderweite Beſtimmung findet ſich ſchon in der neuen 
Faſſung des 8320 Abſ. 2, wonach die einwöchige Friſt für den 
Antrag auf Berichtigung des Urteilstatbeſtandes und in der des 
8552 Abſ. 1, wonach die einmonatliche Reviſionsfriſt mit der Zu⸗ 
ſtellung des in vollſtandiger Form abgefaßten Urteils 
beginnt”). Aber der Grundſatz hat in dem 8317 Abſ. 2 für 
ſämtliche Urteile, auch die der OLG. und des Rh., Anerkennung ge⸗ 
funden, daß die Zuſtellung einer Urteilsausfertigung durch die Weg⸗ 
laſſung von Tatbeſtand und Gründen nicht beeinträchtigt wird!). 
Die ſonſtigen Vorausſetzungen für die Erteilung einer Urteilsaus⸗ 
fertigung ſind im weſentlichen unverändert geblieben. 

1. Das Urteil, das ausgefertigt werden ſoll, muß bereits ver⸗ 
kündets) ſein. Sofern jedoch die Entſcheidung ohne mündliche Ver⸗ 
handlung erging, was ja ſchon nach 8 23 Entl VO. bei Vertretung 
der Parteien durch Rechtsanwälte mit deren Einverſtändnis unter der 
dort angegebenen Vorausſetzung zulaſſig war, jo wurde die Verküm⸗ 
dung bisher durch die an keine weitere Form gebundene ſchriftliche 
Mitteilung des Gerichtsſchreibers erſetzt; dieſe Mittei⸗ 
lung, die von Amts wegen geſchieht, hat ſeit dem Inkrafttreten 
der VO. v. 22. Dez. 1923, welche die Entſcheidung ohne mündliche 
Verhandlung in noch viel weiterem Umfange geſtattet (8 23 a Entl.⸗ 
Vo), durch Zuſtellung der Urteilsformel ſeitens des Gerichts⸗ 
ſchreibers zu erfolgen; vorher gilt das Urteil nicht als erlaſſen 
i. S. des 8318 und kann von dem Gericht noch abgeändert werden. 
Der Gerichtsſchreiber hat die Zuſtellung an beide Parteien bzw. 
deren Vertreter zu bewirken. Ein Mangel dieſer Mitteilung iſt wie 
der der Verkündung von Amts wegen zu berückſichtigen; er kann 
weder durch ausdrücklichen noch ſtillſchweigenden Parteiverzicht ge⸗ 
heilt werden 10). Trotz eines ſolchen hat die Prüfungspflicht des 
Berufungs- wie des Reviſionsgerichts ſich auch darauf zu erſtrecken, 
ob das Urteil formgerecht verkündet bzw. mitgeteilt iſt. War jedoch 
der Mangel der Verkündung aus der zugeſtellten Urteilsausfertigung 
nicht erſichtlich, weil ſie den Verkündungsvermerk fälſchlich enthielt, 


4) Alſo in der Ermöglichung der Zwangsvollſtreckung (8 750) 
und in der Inlaufſetzung der Rechtsmittelfriſt ſowie in der Herbei⸗ 
führung der Rechtskraft nach 8 705 (RG. 54, 226; 66, 205). 

5) Art. II Nr. 36 VO. v. 13. Febr. 1924. 

6) Art. II Nr. 57 und Art. III Nr. 5 VO. v. 13. Febr. 1924. 

2) Art. II Nr. 37 u. Nr. 83 VO. v. 13. Febr. 1924. In 
dem § 20 Abſ. 5 EntlVO. iſt vollſtändige Abfaſſung des wegen 
Mangels des Beſchwerdegegenſtandes der Berufung nicht unter⸗ 
liegenden Urteils vor Verkündung vorgeſehen. Der 8 20 zit. fällt 
mit dem 1. Juni 1924 fort (Art. III Nr. 5 daſ.); vgl. hierzu jetzt 
8315 Abſ. 2. Der Schiedsſpruch iſt den Parteien in einer von den 
Schiedsrichtern unterſchriebenen Ausfertigung zuzuſtellen (8 1039). 

8) Rc. 101, 253. Hier iſt die Gültigkeit der Zuſtellung auch 
dann angenommen, wenn die zuſtellende Partei, der eine vollſtändige 
Ausfertigung des Urteils erteilt iſt, nur eine beglaubigte Abſchrift 
ohne Tatbeſtand und Gründe dem Gegner zuſtellen läßt. Dieſer 
Anſicht kann ich für diejenigen Fälle nicht beipflichten, in denen die 
Zuſtellung des in vollſtändiger Form abgefaßten Urteils vor⸗ 
geſchrieben iſt wie in § 320 Abſ. 2 und 8 552 Abſ. 1. Die von dem 
Gerichtsſchreiber erteilte Ausfertigung bildet für die Zuſtellung die 
Urſchrift und kommt daher auch für die Zuſtellbarkeit, d. h. die Fähig⸗ 
keit, zur Zuſtellung mit Rechtswirkſamkeit geeignet zu ſein, allein 
in Betracht (NG. VZ. 82, 425). Die Abfaſſung in vollſtändiger 
Form muß deshalb aus der Ausfertigung erſichtlich ſein, für den 
Zuſtellungsempfänger alſo aus der ihm übergebenen Ausfertigung 
oder beglaubigten Abſchrift (8 170), die ja für ſeine Entſchließungen 
maßgebend ſein ſoll. Die Zuſtellung eines abgekürzten Urteils des 
OG. eröffnet mithin wie bisher (RG. 104, 402) die Reviſionsfriſt 


cht. 

9) 88 310, 311, 312. Erſt mit der Verkündung beginnt das 
ſelbſtändige rechtliche Daſein des Urteils, tritt es als eine mit ſtaat⸗ 
(ichen Machtmitteln erzwingbare, für die Richter, die es erlaſſen, 
d. h. beſchloſſen haben, unabänderliche Entſcheidung (318) in die 
Außenwelt. Bis dahin bildet es lediglich eine innere Angelegenheit 
des Gerichts (RG. 90, 296). Das Urteil iſt alſo erſt erlaſſen, wenn 
es beſchloſſen und in einem Schlußtermin oder einem daraufhin ange⸗ 
ſetzten Verkündungstermin verkündet bzw. die Verkündung, falls münd⸗ 
liche Verhandlung nicht ſtattgefunden hat, durch die Zuſtellung der 
Urteilsformel ſeitens des Gerichtsſchreibers erfolgt iſt. Ausnahmsweiſe 
gebraucht der § 41 Nr. 6 den Ausdruck „Erlaſſung“ i. S. der bloßen 
Urteilsfindung (RG. 26, 384). In dieſem Sinne habe ich das Wort 
in Anm. 3 ſeines oben erwähnten Aufſatzes IW. 1924, 393 gebraucht, 
was ich behufs Klarſtellung hier betone. 

10) RG. 16, 331; 17, 420; 90, 206. 


ſo wird die Zuläſſigkeit des daraufhin eingelegten Rechtsmittels 
nicht anzuzweifeln ſein 11). 

2. Das Urteil muß aber ferner vor der Erteilung einer Aus⸗ 
ferligung auch ſchon unterzeichnet ſein. Die Unterzeichnung 
durch andere Richter als diejenigen, welche nach dem Eingangsver⸗ 
merke die Entſcheidung getroffen haben, genügt nicht. Dies gilt 
auch dann, wenn die Unterſchriften von denjenigen Richtern, welche 
tatſächlich bei der Entſcheidung mitgewirkt haben, herrühren, der 
Eingangsvermerk aber falſch gefaßt war. Ein Urteil kann i. S. 
der einſchlägigen Beſtimmungen 12) nur dann als uuterſchrieben 
gelten, wenn der Eingangsvermerk und die Unterſchriften ſich 
decken. Solange dies nicht zutrifft, hat die Erteilung einer 
Urteilsausfertigung zu unterbleiben. Die Parteien können auch 
auf die Befolgung dieſer Vorſchrift nicht verzichten 1“). Aber auch 
hier muß der Anſicht beigepflichtet werden, daß, weun die zugeſtellte 
Urteilsausfertigung den Mangel nicht erkennen läßt, der Partei 
aus dem Mangel Rechtsnachteile nicht erwachſen dürfen 10. Die 
Richter haben mit ihrem vollen Familiennamen zu unterſchreiben; 
Abkürzungen ſind nicht ſtatthaft. 

Die Unterſchriften gehören unter die bei den Gerichtsakten 
verbleibende Urſchrift der Urteilsurkunde 18), und zwar an deren 
Ende; fie ſtellen dieſe Urkunde als vollendet, als abgeſchloſſen bar. 

3. Nicht erforderlich iſt es, daß das Urteil bei Erteilung 
einer Ausfertigung bereits in vollſtändiger Faſſung vorliegt. 
Wie nach der ſtändigen Rechtſprechung des RG. nur der Inhalt 
der Urteilsformel materielle Rechtskraft erlangt, ſo muß auch die 
Niederſchrift eines nur dieſe Formel enthaltenden Urteils für aus⸗ 
reichend erachtet werden, ſeiner formellen Rechtskraft als Grundlage 
zu dienen 16). Dies ſetzt aber wiederum voraus, daß die Erteilung 
einer Ausfertigung eines ſolchen abgekürzten Urteils ohne Tat⸗ 
beftand und Gründe ſchlechthin als zulaſſig zu gelten hat, und zwar 
auch dann, wenn die Niederſchrift des Urteils dieſer Erforderniſſe 
zu Unrecht ermangelt. Für dieſe Annahme ſprach bisher ſchon die 
Tatſache, daß die Formel des Urteils den imperativen Ausſpruch 
des Gerichts, alſo denjenigen Beſtandteil des in der Rechtſprechung 
der Gerichte ſich verkörpernden Staatsakts enthält, in dem das 
Weſen der rechtſprechenden richterlichen Tätigkeit gipfelt 1). 

In Zukunft aber wird der Zuſatz, den der 8 315 Abſ. 2 in 
der BO. v. 13. Febr. 1924 erhalten hat, jeden Zweifel beſeitigen. 
Denn dort wird die unterſchriebene Entſcheidung des erkennenden 
Gerichts, welche unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Gründe 
dem Gerichtsſchreiber übergeben wird, als Urteil ausdrücklich aner⸗ 
kannt und die nachträgliche Anfertigung der weggelaſſenen Teile 
in einer beſonderen, ebenfalls unterſchriftlich zu vollziehenden Urkunde 
geſtattet 1s). Die ganze Vorſchrift ſtellt ſich allerdings nur als eine 
Ausnahme dar, da es bei der Regel der vollſtändigen Herſtellung 
des Urteils in einer Urkunde an ſich verbleibt, aber ſie beweiſt 
doch immerhin, daß man Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe nicht 
zu den weſentlichen und unerläßlichen Beſtandteilen des Urteils zu 
rechnen hat 19). 

Der Gerichtsſchreiber wird vor der Erteilung einer Urteils⸗ 
ausfertigung genau zu prüfen haben, ob ſämtliche Erforderniſſe 
hierfür vorliegen. Er wird aber ferner darauf bedacht ſein müſſen, 
daß die Ausfertigung ſelbſt keinerlei Fehler aufweiſt. Denn für 
die Parteien iſt der Inhalt der Ausfertigung in den beregten 
Punkten von maßgebender Bedeutung, auch wenn er mit der Urſchrift 
und der Wirklichkeit nicht übereinſtimmt 20). 

IR. Bendix, Breslau. 


f) Zur Auslegung der SS 251 und 251 30. in der 
Taffung der Nr. 17 und 18 Art. II 20, 
nam 13. Februar 1924 ). 


A. Das Ruhen des Verfahrens tritt nach dem bis zum 1. Juni 
noch geltenden Rechte ein, wenn die Parteien eine bezügliche prozeß⸗ 


11) RG. 82, 425. 
12) 88313 Nr. 2, 315. 

13) RG. 90, 174 JW. 1917, 662. 

14) RG. 82, 422. 

15) NG. JW. 1912, 542 12. 

16) RG. 85, 19. 

17) RG. 85, 21. 

16) Das Gericht wird die Abſetzung der Urteilsurſchrift in zwei 
Teilen insbeſondere bei ſehr erheblichem Umfange des Tatbeſtandes 
wählen. Hiervon unberührt bleiben die bisherigen Beſtimmungen über 
die Herſtellung eines abgekürzten Urteils in den Fallen der 88 313 
Abs. 3, 696 Abſ. 3 und über die einer bezügl. Ausfertigung (8 317 
Abſ. 4, 8696 Abſ. 3). 

19) Jedoch ſei nochmals hervorgehoben, daß es laut einzelner 
geſetzlicher Beſtimmungen, z. B. 8 320 Abſ. 2 und 8 552 Abſ. 1, der 
Juſtellung des in vollſtändiger Form abgefaßten Urteils bedarf und 
daß inſoweit die Zuſtellung einer abgelürzten Ausfertigung nicht ges 
nügt. Vgl. Anm. 7 u. 8. N 

20) Der gleiche Grundſatz gilt zugunſten des Empfängers bei Ab⸗ 
weichungen der Abſchrift der Zuſtellungsurkunde von ihrer Vorſchrift 
(NG. 4, 433). 

14) Dieſe Verordnung wird in der vorliegenden Arbeit nur 
mit BD. angeführt. Die Paragraphen ohne Zuſatz ſind die der 
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chtlichen) Vereinbarung treffen oder aber in einem Verhaud⸗ 


ungstermin nicht erſcheinen. Im erſteren Falle wird ſchlecht⸗ 
in der Stillſtand des Prozeſſes herbeigeführt, der ipso jure deſſen 
uterbrechung begründet. Daraus folgt, daß die Entſcheidung über 
— Zwiſchenſtreit, ob eine ſolche Vereinbarung vorliege und danach 
as Verſahren auszuſetzen ſei, in der Form des Beſchluſſes ?) zu ge⸗ 
Jen hat und nur durch die in 8 252 bezeichneten Rechtsmittel an⸗ 
gelochten werden kann, nicht durch Zwiſchenurteil ?). Die Wirkungen 
r Übereinkunft beſtehen demgemäß darin ⸗): 

1. daß der Lauf einer jeden Friſt, jedoch mit Ausnahme der 
Notfriſten, dagegen auch der Reviſionsbegründungsfriſt ?) des 
§ 554 Abſ. 2 aufhört und nach der Beendigung der Unter⸗ 
brechung die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt. 

daß die während der Prozeßruhe von einer Partei in An⸗ 
ſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen ©) 
der anderen Partei gegenüber?) ohne rechtliche Bedeutung ſind. 

Dagegen bleibt Abſ. 3 des 8249 hier außer Anwendung. 

bleib Der zweite Fall des Ruhens des Verfahrens iſt an das Aus⸗ 
— en oder Nichtverhandelns) der Parteien in einem Termin zur 
Bendlichen Verhandlung 9) geknüpft; ihr Nichterſcheinen in einem 
eweistermin z. B. ift belanglos. Darauf kommt es nicht an, ob 
Bin Ausbleiben der Parteien in Verhandlungsterminen auf ihrem 
Ran en oder Verſehen beruhte, ob es beabſichtigt oder nicht beabſich⸗ 
An 1 beiſpielsweiſe nur in Vergeßlichkeit ſeinen Grund hatte. 
fi ie bloße Tatſache ſelbſt iſt kraft Geſetzes die Folge des Prozeß⸗ 
U fonds geknüpft. 
dabo B. Die VO. ſteht auf einem anderen Standpunkt. Sie geht 
— n aus, daß das freie Verfügungsrecht der Parteien 
Ned. Möbejondere ihrer Prozeßbevollmächtigten über den Gang des 
mis Drens der Prozeßverſchleppung diene; ſie ſetzt ihm deshalb ge- 
bi Schranken und ſucht dagegen die richterliche Prozeß⸗ 
ätungsbefugnis in weitem Maße auszugeſtalten und zu 
zielen reg um ſo eine Beſchleunigung der Rechtsſtreitigkeiten zu er⸗ 
ae 7 Sie läßt eine Vereinbarung der Parteien über Aufhebung 
die 1 Termins nicht mehr zu; ſie geſtattet 10) eine ſolche ebenſo wie 
lun Arerlegung eines Termins und die Vertagung einer Verhand⸗ 
bewillicdiglich dem Gerichte, welches ſie nur aus erheblichen Gründen 
15 5 darf. Folgeweiſe wird auch das Ruhen des Verfahrens 
von u hier in Betracht kommenden Fällen des § 251 und 8251 a 
an richterlichen Willensakt, von einer gerichtlichen An⸗ 
ea abhängig gemacht; es tritt alſo nicht mehr kraft Partei⸗ 
„ ‚oder infolge ihrer Säumnis kraft Geſetzes, nicht mehr 
bete wie die Unterbrechung 11) des Verfahrens ein, ſondern 
Yet ert ſtets wie die Ausſetzung 15) eine richterliche Entſcheidung. 
R — kann die Prozeßruhe ſchlechthin oder nur auf eine bejtimmte 
8 ar bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes, etwa bis 
ns Rechtskraft des Urteils eines anderen Rechtsſtreites, anordnen, 
alſo zeitlich begrenzen. 
beſch In dem Falle des 9 251, der uns zunächſt beſchaftigen ſoll, 
715 eine Verpflichtung des Gerichts, den Prozeß zum Still⸗ 
ſetzun zu bringen, ſofern nur die beiden dort angegebenen Voraus- 
mäß dan ein Antrag beider Parteien und die Zweck⸗ 
18 'qleit der Maßnahme aus wichtigen Gründen, gegeben 
ſcheiden terüber hat das Gericht nach freier Überzeugung zu ent⸗ 
In eit in eine weitere Prüfung der Sache jedoch nicht einzutreten. 
0 jet auf folgende Punkte hingewieſen. 
genoſſei Das Geſuch iſt von den Parteien, bei notwendiger Streit⸗ 
3 der einen oder anderen Seite von allen Streit» 
350. 


& 

351 % In Nr. 39 Art. II VO. (8 331 a) fehlt in Satz 2 hinter 
Ferne offenbar der Zuſatz Abſ. 1; er findet ſich jetzt in der Betannt- 
8.490 des Tertes der ZBO. v. 13. Mai 1924 (Kc Bl. J Nr. 36 


— 1 8 
Nen Kr Vereinbarung kann auch einen materiellen Inhalt 
pactum ne ihr die Bedeutung eines Stundungsvertrags, eines 
n pet RG. 50). 
3 NG. 19, ande zukommen (RG. 49, 350) 


88037 dazu Nr. 32 Att. II Vd. 


Abſ. 3. 240 Abſ. 1 u. 2 und 8 251 Abſ. 1 Saß 2; dazu 8 223 
9 . 78, 344; dazu Nr. 85 Art. II RD. 
6. 77, 329 JW. 1911, 986. 


f ihre W welche die Handlung vorgenommen hat, kann 
ann auf bie Celta gslofigleit nicht berufen und die Gegenpartei 
gemäß 5 295 5 eltendmachung der Unwirkſamkeit ausdrücklich oder 

F 78 34 ſtülſchweigend verzichten (RG. 14, 334; 51, 94; 66, 

N 

45, 4995 ei 5 2 und 8 333, dazu RG. 10, 386, 392; 31, 423; 
wenn eine 7 2 . Der Stillſtand des Prozeſſes tritt alſo auch ein, 
90 8 339 ei zwar erſcheint, aber keine Anträge zur Sache ftellt. 


10 
Sure, laut Nr. 14 Art. II Vo. Die Verlegung kann 
daß der Term oder Hinausſchiebung fein. Vorausgeſetzt iſt nur, 
die Vertagung en noch nicht begonnen hat (8 220. Abſ. 1), während 
(KG. 62, 308 erſt nach dem Beginn des Termins erfolgen kann 


0 89 246, 247. on: 


0 
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genoſſen zuſammen 13), bei dem Gerichte 10) anzubringen 15), nicht 
notwendig, wenn auch zweckentſprechend in einer gemeinſamen Ein⸗ 
gabe; jedenfalls iſt es von jeder Partei auf die Anordnung ſchlecht⸗ 
hin oder mit Zeitbegrenzung zu richten und in der erwähnten Weiſe 
zu begründen. Die Begründung kann verſchieden lauten. Nur muß 
das geſamte Vorbringen, ſoweit es ſich nach richterlicher Überzeu⸗ 
gung 16) als zutreffend darſtellt, einen wichtigen Grund für die Zweck⸗ 
mäßigkeit der Maßnahme ergeben. Als ein ſolcher gilt ſtets das 
Schweben von Vergleichsverhandlungenz; ſie find aber 
ſelbſtverſtändlich nicht zu berückſichtigen, wenn ſie nach der Annahme 
des Gerichts nicht ernſtlich gemeint ſind. Den Parteien liegt es ob, 
etwaige Bedenken in dieſer Hinſicht zu entkräften. Die Anordnung 
wird ſich beiſpielsweiſe auch dann als zweckmäßig erweiſen, wenn in 
einer bedeutſamen zweifelhaften Rechtsfrage — man denke nur an 
die Rückgewähr des Inventars des Pachtgutes oder an die Hypo⸗ 
thefenaufiwertung — eine Entſcheidung des RG. noch ausſteht, aber 
in Bälde zu erwarten iſt. 


2. Das Geſuch kann vor dem Gerichtsſchreiber zu Protokoll er⸗ 
klärt werden 1), unterliegt alſo nicht dem Anwaltszwange 18). Es 
muß aber die eigenhändige Unterſchrift der Parteien oder ihrer An⸗ 
wälte tragen 19). 

3. Die Entſcheidung kann ohne vorgängige mündliche Verhand⸗ 
lung erfolgen 20) (fakultative mündliche Verhandlung). Zu einer 
ſolchen wird es nur in verſchwindenden Ausnahmefällen kommen; 
faſt durchweg wird, ſoweit überhaupt noch eine Aufklärung geboten 
erſcheint, die ſchriftliche Auhörung der Parteien genügen. Wird 
einmal ausnahmsweiſe mündliche Verhandlung angeordnet, ſo muß 
das Gericht auch bei dem Ausbleiben der Parteien in dem Termin 
über ihr Geſuch nach Lage der Akten entſcheiden. 

4. Der gerichtliche Beſchluß, ob er abweiſt oder dem Geſuche 
ſtattgibt, erlangt erſt Beſtand und Geltung nach außen, wenn er 
von Amts wegen zugeſtellt 21) oder in dem Ausnahmefalle münd⸗ 
licher Verhandlung verkündet 2) iſt; bis dahin bildet er einen 
rein inneren Vorgang, er kann von dem Gericht noch zurückgenom⸗ 
men, abgeändert, vernichtet werden??). Die amtliche Zuſtellung 
hat an beide Parteien zu erfolgen. Das Ruhen des Verfahrens 
tritt jedoch m. E. ſchon mit der erſten Zuſtellung ein, da eine 
Gefahr für die andere Partei hieraus nicht erwachſen kann, wäh⸗ 
rend umgekehrt eine Gefährdung des Zuſtellungsempfängers, der 
auf die Wirkſamkeit der Anordnung vertraut, nicht ausgeſchloſſen 
wäre. Der Beſchluß, welcher dem gemeinſchaftlichen Antrage ent- 
ſpricht 24), iſt mangels eines Beſchwerdegrundes unanfechtbar. 


5. Im Falle der Ablehnung des Geſuchs ſteht jeder Partei 
die fofortige Beſchwerde zu 25), eine formelle Mitwirkung der Gegen⸗ 
partei ſcheint mir hierzu nicht erforderlich. Widerſpricht aber dieſe 
oder nimmt ſie ihren Antrag zurück, ſo wird die Beſchwerde infolge 
Wegfalls der Vorausſetzung des gemeinſchaftlichen Antrags gegen⸗ 
ſtandslos. Die zweiwöchige Beſchwerdefriſt wird für jede Partei 
von der an ſie erfolgten Zuſtellung an in Lauf geſetzt; die Ein⸗ 
legung des Rechtsmittels iſt aber ſchon vorher zuläſſig 28), ſofern nur 
der Beſchluß als eine fertige Entſchließung des Gerichts nach außen 
in die Erſcheinung getreten iſt, ſei es durch Verkündung, ſei es 
auch durch eine nicht ordnungsmäßige Zuſtellung, die an ſich als ſolche 
nicht gelten kann. Die Beſchwerdeſchrift muß von einem zugelaſſenen 
Rechtsanwalt?) unterzeichnet fein, es ſei denn, daß der Rechtsſtreit 
vor dem AG. anhängig war oder iſt 28); in dem Ausnahmefall hat der 
Beſchwerdeführer ſelbſt oder ein durch Vollmacht ausgewieſener Ver⸗ 
treter handſchriftlich zu unterzeichnen 29). Die Beſchwerde wird nicht 
ſchon dadurch ausgeſchloſſen 30), daß nach Ablehnung des Geſuchs ein 


13) Der Stillſtand des Prozeſſes tritt im Falle notwendiger 
Streitgenoſſenſchaft in Anſehung aller Streitgenoſſen ein (RE. 
JW. 1893, 3425; 1898, 23023), und zwar auch dort, wo die 
einheitliche Feſtſtellung des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes nicht un⸗ 
bedingt geboten iſt (RG. 75, 27). | 

14) Während des Laufs der Rechtsmittelfriſt ift das Gericht 
der bisherigen Inſtanz zuſtändig (RG. 68, 255). 

15) 8 248 Abſ. 1 Satz 1. 

16) 88 286 ff.; der 8 138 Abſ. 2 erſcheint mir nicht anwend⸗ 
da hier beide Parteien gemeinſchaftlich, gewiſſermaßen als 
Einheit, dem Gerichte gegenüberſtehen. 

17) 8248 Abſ. 1 Saß 2. 

18) 878 Abſ. 2; dazu RG. 71, 157. 

19) RG. 31, 378; 66, 368. 

20) 8 248 Abi. 2. 

21) 8329 Abſ. 3. 

22) 88 310, 312, 329 Abſ. 1. 

25) Rh. 11, 403; 15, 408; 50, 352; 62, 28; 96, 351. 

240 RG. 6, 340; 13, 395; 27, 366; 29, 377; 100, 208. 

25) 88 252, 577. Eine teilweiſe Ablehnung liegt auch in einer 
etwaigen, nicht beantragten zeitlichen Begrenzung der Prozeßruhe. 

26) RG. 29, 341; 40, 391; 43, 417; 50, 347. 

27) 8 78 Abſ. 1; RG. 1, 431; 31, 375. 

28) § 569 Abſ. 2. 

25) RG. 31, 378; 46, 375. 

30) RG. 36, 401; JW. 1909, 2708. 
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Urteil in der Sache ſelbſt inzwiſchen erlaſſen iſt 1); mit der Rechts⸗ 
kraft dieſes Urteils aber wird ſie gegenſtandslos. 

6. Eine etwaige weitere Beſchwerde se) kann nur die ſofor⸗ 
tige ſein. 

II. Auch in dem Falle des 8 251 a kann nur durch richter⸗ 
lichen Willensakt die Prozeßruße geſchaſfen werden. Dem Gerichte 
ſteht die Befugnis zu, nach Lage der Akten zu eutſcheiden, alſo 
Beweis zu beſchließen oder ein Zwiſchen⸗ oder Endurteil (Teil- oder 
Schlußurteil) zu erlaſſen, wenn in einem Berhandlungs termine 
beide Parteien aus Verſehen oder mit Abſicht nicht erſcheinenss) 
oder beim Ausbleiben einer Wartet, ohne daß es zur Vertagung 
kommt 5%), die erſchienene Partei keine Anträge zur Sache 
ſtellt. Ergeht eine ſolche Eutſcheidung wicht, ſei es, daß der Tat⸗ 
beſtand noch nicht genügend aufgeklärt iſt, ſei es, daß eine Partei 
ihr Ausbleiben rechtzeitig entſchuldigt hat oder aus welchem Grunde 
ſonſt, dann ſteht es in dem Ermeſſen des Gerichts, entweder von 
Amts wegen einen neuen Verhandlungstermin zu beſtimmen oder aber 
das Ruhen des Verfahrens anzuordnen. Gegen dieſe Auordnung 
findet wie gegen einen ſouſtigen prozeßleitenden Veſchluß, der tat⸗ 
fächlich eine Ausſetzung des Verfahrens bewirkt 38), die Beſchwerde 
gemäß 8 252 ſtatt. 

III. Die Wirkungen der richterlichen Anordnung des Ruhens 
gleichen im weſentlichen deuen der Ausſetzung des Verfahrens, 
jedoch mit verſchiedenen praktiſch ſehr erheblichen Einſchränkungen. 

1. Die Vorſchriften des 8 249 Abi. 1 bis 3 kommen grund⸗ 
ſätzlich zur Anwendung. 

a) Es hört indeſſen nicht der Lauf einer jeden Friſt auf. Aber 
die Anordnung hat nicht bloß auf den Lauf der Notfriſten 36) 
keinen Einfluß; ſie berührt ebenſowenig den Lauf der Be⸗ 
rufungsbegründungs⸗ und Reviſionsbegründungsfriſt ), ſowie der dem 
Berufungs⸗ bzw. Reviſionskläger zur Erbringung des Nachweiſes der 
Einzahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes geſetzten Friſten. Demgemäß 
ſind diejenigen Prozeßhandlungen, welche zur Wahrung der vor⸗ 
bezeichneten Friſten dienen, auch der anderen Partei gegenüber 3°) 
rechtlich wirkſam 99). 

2. Das Ende der Prozeßruhe hängt nicht mehr lediglich von 
dem Parteiwillen ab. Vielmehr bedarf die Aufnahme des Verfah⸗ 
rens 40), wenn ſie vor Ablauf von drei Monaten ſeit dem In⸗ 
krafttreten der gerichtlichen Anordnung erfolgen ſoll, der Zuſtum⸗ 
mung des Gerichts, in deren Ermangelung ſie unwirkſam iſt, jo 
daß ſie den Fortgang des Verfahrens nicht herbeiführt. Dasſelbe 
gilt m. E. auch dann, wenn das Ruhen zeitlich begrenzt war, und 
die Parteien oder eine von ihnen vor dem Eintritt des Zeitpunkts 
oder Ereigniſſes den Prozeß fortſetzen will. über die Erteilung oder 


2) In der nachträglichen Stetlung des Antrags auf Urteils⸗ 
erlaſſung wird jedoch regelmäßig ein Verzicht auf Anordnung des 
Prozeßſtillſtands zu erblicken ſein; dies insbeſondere dann, wenn 
nach der Ablehnung des Geſuchs die eine Partei gegen die andere 
ein Verſäumnisurteil oder ein Urteil nach Lage der Akten beantragt. 
Eine Beſchwerde gegen das ablehnende Geſuch um Anordnung des 
Ruhens des Verfahrens entfällt damit. 

32) 8 568 Abf. 2; Rc. 4, 362 u. 431; 12, 357 u. 394; 14, 
387; 36, 362; 42, 352; 46, 376; 60, 407. 

33) 88220 Abſ. 2 u. 333. Vgl. noch Anm. 8 u. 9. Bleiben 
im Termine zur Güteverhandlung beide Parteien aus, ſo erklärt 
das Gericht durch Beſchluß den Güteantrag für zurückgenommen. 
Beim Ausbleiben nur einer Partei wird auf den Antrag der erſchie⸗ 
nenen ſofort in das Streitverfahren eingetreten unter eutſprechender 
Anwendung der allgemeinen Vorſchriften über das Verſäumnisver⸗ 
fahren. Dies mit Recht zur Vermeidung einer unnützen Verzögerung 
(Nr. 60 Art. II VO.; 8 499 f.). 

34) 88 335 u. 337, Nr. 14 Abſ. 3 Art. II VO. 

35) RG. JW. 1897, 1077, 1463, 23735 u. 562%. 

36) 8223 Abſ. 3. Bisher war die Prozeßgebühr nur für den 
Lauf der Notfriſten ohne rechtliche Bedeutung. 

3) 8519 Abſ. 2 (Nr. 70 Art. II BO.) u. $554 Abſ. 2 (Nr. 85 
das.); nach bisherigem Rechte wird die Reviſionsbegründungsfriſt 
von der Ausſetzung des Verfahrens betroffen (RG. 78, 344). 

38) Die Partei, welche während des Ruhcus des Verfahrens eine 
Prozeßhandlung vornimmt, kann ſich ohnehin auf deren Unwirkſam⸗ 
keit nicht berufen. 

0) Erläßt das Gericht nach Anordnung der Prozeßruhe 
irrigerweiſe ein Urteil, wird z. B. ein ſolches im Falle des § 23 4 
Entl VO. noch nachträglich abgefaßt und zugeſtellt, jo kann es ohne 
weiteres durch Einlegung des an ſich zuläſſigen Rechtsmittels oder 
Einſpruchs angefochten und hierdurch ſeine Unwirkſamkeit geltend 
gemacht werden. Nach RG. 45, 326; 64, 361; 88, 207; 90, 225 
bedurfte es hierzu auch ſchon nach dem bisherigen Rechte einer 
Aufnahme des Verfahrens nicht. 

40) 8 250. Die Zuſtellung der Erklärung erfolgt im amts⸗ 
gerichtlichen Verfahren von Amts wegen, auf Beſtimmung des 
Gerichts kann die Mitteilung auch formlos vorgenommen werden 
(8 496). Die Erklärung braucht keine ausdrückliche zu ſein; es ge⸗ 
nügt, wenn aus dem Inhalt des Schriftſatzes die Abſicht des Fort⸗ 
betriebs des Prozeſſes erhellt; die Formvorſchrift über die Zuſtellung 
iſt überdies i. S. des 8 295 verzichtbar (RG. 14, 334; 52, 348; 
66, 402; JW. 1895, 102). 


Verweigerung der Zuſtimmung entſcheidet das Gericht nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen. Es wird beim Vorliegen eines wichtigen Grun⸗ 
des, der die Fortſetzung des Verfahrens zur Abwendung weſentlicher 
Nachteile rechtfertigt, z. B. im Falle einer weſentlichen Anderung der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe der einen oder anderen Partei oder 
des Scheiterns der Vergleichs verhandlungen, ſeine Zuſtimmung nicht 
verſagen dürfen. Eine ſtillſchweigende Zuſtimmung 3. B. durch Ter⸗ 
minsanberaumung ſeitens des NG. ist nicht ausgeſchloſſen. Der zu⸗ 
ſtimmende Beſchluß unterliegt der Anfechtung nicht, gegen die Ab⸗ 
lelnung wird dem Antragſteller die Beſchwerde zuſtehen. 

3. Gerät der Prozeſſ infolge einer Vereinbarung oder dadurch, 
daß er nicht betrieben wird 41), in Stillſtand, ſo endigt die durch 
die Klagerhebung eingetretene Unterbrechung der Verjäh⸗ 
rung mit der letzten Prozeßhandlung““)) der Parteien oder des 
Gerichts 43). Sie erreicht aber im Falle des 8251 in Rede erſt 
dann 1%) ihr Ende, wenn der Grund der Anordnung des Ruhens 
wegfällt, und der Fortbetrieb des Verfahrens gleichwohl noch unter⸗ 
bleibt. Hier iſt ja die Untätigkeit der Parteien bis dahin nicht 
bloß entſchuldigt, ſondern ſogar gerechtfertigt. Dieſe Erwägung 
kommt in der Anordnung der Prozeßruhe in 8 251 a Abf. 2 nicht 
zum Ausdruck, bildet jedenfalls nicht deren Vorausſetzung. Deshalb 
wird in dieſem Falle die Unterbrechung der Verjährung, wie ich 
annehme, ſchon mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens der Anordnung 
aufhören, wenn nicht ſchon mit dem Aufruf der Sache in dem von 
den Parteien durch Nichterſcheinen oder Nichtverhandeln vereitelten 
Termine 45). IR. Bendix, Breslau. 


g) Zu 8 2722 30. 

gibt einer ſeit langer Zeit weit verbreiteten 
Fall die geſetzliche Weihe, läßt aber die 
Fälle unbeachtet, in denen in der mündlichen Verhandlung nicht die 
Behauptung einer Partei, ſondern eine Anderung des 
Klageantrags oder eine neuerhobene Widerklage eine 
Erwiderung des Gegners erfordert oder in denen das Gericht eine 
Erklärung über einen beſtimmten Punkt oder die Einreichung von Ur⸗ 
kunden verlangt. Die bisherige Praxis hat dieſe gleichliegenden Fälle 
gleichmäßig behandelt und beim Mangel eines Widerſpruchs der Par⸗ 
teien die bis zum Verkündungstermin eingereichten ſchriftlichen Er⸗ 
klärungen oder Urkunden bei feiner Entſcheidung ebenfo berückſichtigt, 
wie dies 8272 a jetzt für einen beſtimmten Fall zuläßt. Dieſe 
Praxis lag durchaus im Intereſſe der Prozeßbeſchleunigung und muß 
als eine praeter legem für zuläſſig erachtet werden. Es darf auch 
jetzt nicht per argumentum e contrario aus 8 272 a entnommen 
werden, daß ſie für die dort nicht erwähnten, aber rechtsähnlichen 
Fälle nunmehr unzuläſſig iſt. Das Gegenteil muß vielmehr aus dem 
Hauptzweck der Novelle, den Prozeß zu beſchleunigen, entnommen 
werden. Argumenta e contrario ſind auch, wie Kann IW. 1924, 
384 mit Recht bemerkt, bei einem jo mangelhaft redigierten Gelegen⸗ 
heitswerk, wie es die Prozeßnovelle iſt, nicht am Platze. Es wäre 
durchaus zweckwidrig, wenn ein neuer Termin etwa zur Einreichung 
eines Regiſterauszugs oder zur Beantwortung einer richterlichen 
Frage anberaumt werden müßte, obwohl die Parteien bereits über 
den Inhalt des Auszugs oder über die Antwort, mögen ſie nun ſo 
oder anders lauten, verhandelt haben. 

Das Gericht kann nur auf Antrag der erklärungspflichtigen 
Partei eine Friſt zur Nachbringung der Erklärung bis zum Verkün⸗ 
dungstermin beſtimmen. Glaubt die Partei, ſich bis oahin auf die 
Behauptung des Gegners nicht erſchöpfend erklären zu können, ſo 
kaun ſie die Vertagung der Verhandlung beantragen, und das Gericht 
wird, wie bisher, dieſem Antrage ſtattgeben müſſen, §§ 132, 272, 
227 (a. M. b. Hodenberg JW. 1924, 365). 

82723 iſt offenbar in Übereinſtimmung mit der bisherigen 
Praxis nur für den Fall beſtimmt, daß die nachzubringende Erklärung 
ſich auf ein Zugeſtändnis oder ein Beſtreiten, allenfalls noch unter 
Augabe von Gegenbeweis mitteln, beſchränken wird, ſo daß ohne Er⸗ 
widerung der anderen Partei eine Entſcheidung erlaſſen werden kaun, 
da der Antrag der einen Partei allein zur Beſtimmung der Friſt 
genügt. Enthält daher der Schriſtſatz noch andere Behauptungen, die 
einen Teil der nachzubringenden Erklärung bilden, z. B. neben dem 
Zugeſtändnis eine Einrede, daun darf das Gericht nicht ohne An⸗ 
pörung des Gegners entſcheiden und muß im Verkündungstermin einen 
neuen Verhandlungstermin anberaumen. Auf eine weitere Erörterung 


8 272 a 3 PO. 
Praxis für einen beſtimmten 


41) Dies trifft z. B. zu beim bloßen Liegenlaſſen oder Nicht⸗ 
verleſen eines Antrags (RG. 66, 12; 75, 289), es ſei denn, daß 
hierin ein Verzicht auf den Anſpruch oder eine teilweiſe Zurücknahme 
der Klage liegt, nicht aber beim Unterlaſſen von Maßnahmen, 
deren Vornahme keinen Parteiverzicht darſtellt, z. B. die Angabe 
der Auſchriften der Zeugen (RG. 49, 126). 

42) Hierunter fällt auch ein Armenrechtsgeſuch (RG. 77, 327). 

48) Dieſe Vorſchrift des 8 211 Abſ. 2 BOB. findet eutſprechende 
Anwendung, wenn das Güteverfahren in Stillſtand gerät (8 212 2 
Bc B., Nr. 3 Art. IV der BD.) 

44) RG. 72, 187. 0 

45) Vgl. NG. 77, 332. Die nach 8 211 Abſ. 2 Satz 2 BOB. 
begonnene neue Verjährung wird wie durch Anbringung eines 
Armenrechtsgeſuchs auch durch Einreichung einer Ladung unter⸗ 
brochen (RG. 97, 67. 
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. nur durch Schriftſtücke brauchen ſich die Parteien nicht ein⸗ 
i ſie können aber gemäß 87 Entl VO. in Faſſung v. 13. Mai 
5 an Einverſtändnis damit erklären, daß ohne mündliche Ver⸗ 
un ng entſchieden werde. Nur kommt daun für den der Entſchei⸗ 
5 . zu legenden Sach⸗ und Streitſtand nicht der Tag in 
te ht, an dem gemäß 8 272 a die Entſcheidung verkündet werden 
en der, an dem das Einverſtändnis der Parteien bei 
Sti einging (Kann JW. 1924, 384) oder den ſie darin als 
8 beſtimmten. 
x 2 der eingereichte Schriftſatz Behauptungen, die keinen 
verkünde nachzubringenden Erklärung bilden, dann ſind ſie bei der zu 
Nur die 1 Entſcheidung nicht zu berücksichtigen. Denn 8 272 a will 
vermeide. otwendigkeit einer Vertagung wegen des neuen Vorbringens 
dunkt en, nicht den Parteien die Möglichkeit gewähren, neue Streit⸗ 
e in den Rechtsſtreit einzuführen. 
Senpräſ. i. R., Geh. DIR. Dr. Marwitz, Berlin. 


Zum amtsgerichtlichen Verfahren im neuen Zivilprozeff. 


„Der neuen Ara auf dem Gebiete des Zivilprozeſſes kann nur 
ſuwerſten Beſorgniſſen entgegengeſehen werden“, heißt es in der 
ift nme der Voſſ. Ztg. v. 1. Juni d. J. Dieſes Urteil 
deſſen e vor allem für den Amtsgerichtsprozeß zutreffend, 
Bin e leitenden Grundſätze geblieben, ohne daß dieſen 
ſchließen. orſchriften ſich legislatoriſch-techniſch ausreichend an⸗ 
1. Für den amtsgerichtlichen Pro i i 
1 8 zeß bleibt auch ferner die 
del daß, von der Klageſchrift abgeſehen, Schriftſätze entbehrlich 
— hiervon macht aber zuvörderſt die VO. v. 13. Febr. 1924 
Sbaltlich zweifelhafte Ausnahmen: 
Daf neue Abſag zu 8 498 Abf. 1 beſtimmt: 
Bella a mit der Klagabſchriftzuſtellung die Aufforderung an den 
he zu verbinden iſt, „etwaige gegen die Behauptungen des 
nanef ee Einwendungen und Beweismittel unter ge⸗ 
dem G ezeichnung der zu beweiſenden Tatſachen unverzüglich 
die u mitzuteilen“. Es wird ſonach hier von dem Beklagten 
weichun verzugliche“ Einreichung eines Schriftſatzes, alſo, in Ab⸗ 
Verhandl von 8 129 Abs. 2, einer Klagebeantwortung, vor dem erſten 
der Bell ungstermin gefordert; unterbleibt jene und macht ſonach 
trägli . erſt im erſten Verhandlungstermin Einwendungen „nach⸗ 
auf Gru erde ſo frägt ſich, können dieſe etwa im Einzelfalle 
er 8 der neuen Vorſchriften des 8279, 8283 Abſ. 3 oder 
geſahrliche n derſelben — vgl. auch für die Berufung die geradezu 
Er neue Vorſchrift im 8529 — ſofort zurückgewieſen wer⸗ 


h) 


mit j 
Sonn 


88270 ieſes iſt unbedingt zu verneinen. Nach der Faſſung der 
lunga, und 283 und der im Prinzip aufrechterhaltenen Verhand⸗ 


279. 995 iſt unter dem „nachträglichen Vorbringen“ in den 
Verhandl 3 ein Vorbringen nach ſtattgehabter erſter mündlicher 
Die ne Er zu N en 
„die neue Vorſchrift im 8 498 iſt ſonach trotz ihrer Faſſun 
dum Sn nur eine a 1 8 K . 
neue Vor es zwar ausdrücklich nur als Sollvorſchrift gegebene — 
hobenen ft 500 enthält der 8357 a, der an Stelle des alten aufge⸗ 


bisher nur 
nch. eine beſchloſſene Beweisaufnahme tunlichſt ſofort vorzu⸗ 
ofort Er 75 N 

Annahme genommen werden, wenn ſeine Zuſchiebung und ſeine 
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merſetzt 
Ausle 1170 
eine 1 von Sollvorſchriften —, hat die VO. v. 13. Febr. 1924 
nnahme 4 N 5 
Sale . eines Eides ausnahmsweiſe, wie im vorgedachten 
Frage 8 
fehle im ui zu verneinen; in Abweichung von 8 498 


im Amtsgericht 
lung Zuſchieben weozeß uno actu fofort in der mündlichen Verhand⸗ 
2 


a) Die zyt 
Vüteverfapen orte Zuſtändigkeit des Gerichtes zur Vornahme eines 
ahren geltend eſtimmt ſich (8 499 d) nach den für das Streitver⸗ 
aus, daß auch Vorſchriften. Das ſchließt, wie 8 499 zeigt, nicht 
Gütetermin ch ein örtlich unzuſtändiges Gericht regelmäßig den 
hat; macht 5 beſtimmen und in die Güteverhandlung einzutreten 
ſo in auf Ante „der Autragsgegner“ die Unzuſtändigkeit geltend, 

i bericht des Antragsſtellers das Güteverfahren an das 
ef chrift zu verweiſen. Wie aber, wenn nach den Streit⸗ 
icht uur a 10 en das angerufene Gericht für das Güteverfahren 
i 2 unzuſtändig, ſondern zugleich ein anderes Gericht 
. 5 zuſtändig iſt, beide Parteien aber die Güte⸗ 
daher . 3 angerufenen Gericht wünſchen? ein Verweiſungs⸗ 

nicht ergehen kann? Die VO. ſchweigt. In einem 


15 
Fall ausicrer.: 
dießlicher Zuſtändigkeit wird daher das angerufene unzu⸗ 


Kleinere Aufſätze 
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ftändige Gericht von vornherein die Terminsbeſtimmung abzulehnen 
haben (analog den Rechtsgrundſätzen des reichsgerichtlichen Urteils 
v. 26. Sept. 1884 JW. 269). 

b) Ohne Rückſicht darauf, ob nicht eine beweisloſe Einigung 
der Parteien möglich, geſtattet der 8 499 b, wie 8 499 c zeigt, dem 
Gericht die ſofortige Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen zum 
Gütetermin (anders die verſtändige Vorſchrift im Abſ. 2 des auf⸗ 
gehobenen früheren 8 501). Wird berückſichtigt, welche Unſummen 
nutzloſer Koſten an Zeugengebühren dadurch entſtehen konnen, jo er⸗ 
gibt ſich im Intereſſe der Parteien, daß für das Güteverfahren es 
die Regel bilden muß, ſtatt der Zeugenladungen, auf Grund 
der neuen Vorſchriften im 8 377 Abſ. 3—5 nur ſchriftliche Auße⸗ 
rungen benannter Zeugen zu erfordern. Für das Güteverfahren 
wird dies regelmäßig ausreichen und daher wäre es ſachgemaß ge⸗ 
weſen, wenn jenes in der VO. v. 13. Febr. 1924 zum Ausdruck 
gebracht worden wäre. 

e) Von jedem Formalismus ſorgfältig befreites billiges Er⸗ 
meſſen wird endlich von den Amtsgerichten den Fällen zuteil werden 
müßſſen, in denen gemäß 8 500 a die Einreichung von Klagen mit 
den Anträgen erfolgt, gemäß 8 495 a Ziff. 6 von einem vorherigen 
Güteverfahren Abſtand zu nehmen; die bezügliche dritte Voraus⸗ 
ſetzung des § 495 Ziff. 6, daß infolge „beſonderer Umſtände der 
Verſuch einer gütlichen Beilegung ausſichtslos erſcheint“, wird ebenſo 
häufig in der Praxis geltend gemacht werden, wie die vorgeſchriebene 
bezügliche Glaubhaftmachung ſchwierig ſein wird. Es ſei daher hier 
auf die ähnliche Vorausſetzung des 8 14 der EntlVO. v. 9. Sept. 
1915 vertiefen, für die die Motive zum 8 14 ausdrücklich hervor⸗ 
heben, daß die Vorlegung des Briefwechſels der Parteien — in dem 
der klägeriſche Anſpruch vom Beklagten beſtritten — zur bezüglichen 
Glaubhaftmachung genügt. Dies wird auch hier zur Glaubhaft⸗ 
machung der vorgedachten Vorausſetzung des 8 495 a Ziff. 6 genügen, 
gewiß nicht ſtets, aber in vielen Fällen bei richtiger pſychologiſcher 
Prüfung des vorliegenden Brieſwechſelinhalts. 

Geh. IR. AR. i. R. M. K. Samter, Berlin. 


Zur Anwendung des 5 27e der Entlaſtungsnovelle 
vom 22. Dezember 1923. (Jetzt 88 18— 20.) 


In der amtsgerichtlichen Praxis wird bei Anträgen auf Erlaß 
des Verſäumnisurteils in Sachen von einem unter 50 Goldmark be⸗ 
zifferten Streitwert (8 27 c der VO. v. 22. Dez. 1923 RG Bl. I, 1239) 
des öfteren der weitere Antrag geſtellt, das Verſäumnisurteil als 
„Schiedsurteil“ (Art. I Abſ. 4 der VO.) zu erlaſſen. Dieſer weiter⸗ 
gehende Antrag, über den nach § 27 der VO. ohnehin von Amts 
wegen zu befinden iſt, muß aus folgenden Gründen abgelehnt werden. 

Nach 8 27 c in Verbindung mit 8 272 der VO. hat das Gericht 
in den eingangs erwähnten Sachen durch Schiedsurteil zu entſcheiden. 
Iſt dieſe Vorſchrift nun ſo zu verſtehen, daß jedesmal, wenn ein 
„Urteil“ zu erlaſſen iſt, dieſes Urteil nach dem Satze „Roma semel 
locuta, causa finita“ ein Schiedsurteil iſt? Eine ſolche Auslegung 
der VO. dürfte, ſoweit es ſich um das Verſäumnisverfahren handelt, 
nicht zuläſſig ſein. 

Sie widerſpricht dem Weſen dieſes Verfahrens, das bis zum 
Ablauf der Einſpruchsfriſt (88 339, 341 BRD.) lediglich eine prozeß⸗ 
polizeiliche Maßregel zur Aufrechterhaltung eines ordentlichen Ge⸗ 
richtsbetriebes iſt. 

Sie verkennt ferner, daß die VO. v. 22. Dez. 1923 neben einer 
freieren Behandlung der unter 50 Goldmark liegenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten nur einen Rechtsmittelausſchluß für dieſe eingeführt hat. Zu 
den Rechtsmitteln gehört aber, wie anerkannten Rechtens iſt, nicht 
der Einſpruch gegen das Verſäumnisurteil (Stein, Zivilprozeß⸗ 
ordnung, 8338 Anm. D. 

Man könnte nun einwenden, daß das ſein Verfahren gemäß 
827 a der VO. nach freiem Ermeſſen beſtimmende Gericht befugt iſt, 
zu ſagen: Ich gewähre durch Anberaumung des Verhandlungstermins 
den Parteien das rechtliche Gehör (8 27a Abi. 2 der VO.; Stein, 
ZRO., 8 1034 Anm. II, 1); iſt eine Partei ſäumig, dann werde ich 
auf Antrag ſtets nach den Grundſätzen der 88 330, 331 ZPO. end⸗ 
gültig entſcheiden. 5 

Eine derartige ſouveräne Erledigung des Rechtsſtreites iſt aber 
nicht annehmbar. Gründen ſich die Vorſchriften der 88330, 331 HD. 
lediglich auf Zweckmäßigkeitserwägungen prozeſſualer Natur (Stein, 
AMD., 8330 Anm. J, fo hat ihre Anwendung doch nur dann einen 
Sinn, wenn der Zweck, die Handhabung der Prozeßpolizei, auch ver⸗ 
folgt wird. Will der Richter in ſeinem Verfahren nach 8 270 der 
Vo von letzterem abſehen, dann darf er auch nicht die vorerſt nur 
proviſoriſch gedachten Behelfe der 85 330, 331 ZPO. mit ſofortiger 
Rechtskraft gegen die ſäumige Partei auwenden. 

Schließlich kommt noch eine Tatſache in Betracht, die zwar mehr 
formaler Natur iſt, aus der jedoch mittelbar gefolgert werden kann, 
daß die VO. v. 22. Dez. 1923 das Verjäunmisverfahren unberührt ge⸗ 
laſſen hat. Gemäß § 313 Abſ. 3 ZPO. wird das gegen den Bekl. 
erlaſſene Verſaumnisurteil in aller Regel mittels Stempels in ab 
gekürzter Form auf die Klagſchrift geſetzt. Über eine ſolche Urteils- 
jaffung kann ſich der Bekl., falls die Entſcheidung als Schiedsurteil 
erlaſſen iſt, mit Recht beſchwert fühlen: Ihm ſteht gema 8 27 a 
Ab. 2 der BO. die Nichtigkeitsklage zu, wenn das Schiedsurteil 
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mangels feines Etnverſtändniſſes nicht mit Gründen verſehen iſt. 
Beide Vorſchriften ſtehen nach dem Grundſatze der Spezialität mit⸗ 
einander in Geſetzeskonkurrenz, wonach die Spezialbeſtimmung des 
8 27 a Abſ. 2 der BD. der allgemeinen Vorſchrift des § 313 Abſ. 3 
ZRO. vorgehen würde. Es bliebe alſo nichts weiter übrig, als ein 
vollſtändiges Urteil abzufaſſen; in Preußen könnte man hierbei das 
bei Säumnis des Kl. gebräuchliche Formular ZP. Nr. 15 mit der 
entſprechenden Anderung verwenden. Dieſer Umſtand kann in der 
Praxis leicht überſehen werden, ſofern man ſich im übrigen über die 
Widerſprüche hinwegſetzt, die, wie erwähnt, die Anwendung des $ 331 
3PO. im vorliegenden Falle nach ſich zieht. Der Ausweg, die Ent⸗ 
ſcheidung etwa als „Verſäumnisſchiedsurteil“ zu bezeichnen, um da⸗ 
durch zum Ausdruck zu bringen, daß die einſchlägigen Verſäumnis⸗ 
vorſchriften angewendet worden find (8 313 Abſ. 3 Satz 2 ZPO.), iſt 
nicht gangbar; denn entweder iſt das Urteil ein Verſäumnisurteil, 
dann iſt es eben kein Schiedsurteil, oder es iſt als Schiedsurteil 
erlaſſen, dann iſt für einen Verſäumnisvermerk kein Raum mehr. 
GerAſſ. Erich Seifert, Berlin⸗Steglitz. 


Zeugenausſagen und deren Protokollierung. 


Ja. Folgende Formen von Zeugenausſagen ſind denkbar: 

1. Der Zeuge erſcheint im Termin und trägt ſeine Ausſage 
frei vor; dabei kann er ſich auch vorher gefertigter Notizen bedienen. 

2. Der erſchienene Zeuge hat ſeine Ausſage ſchon vorher 
ſchriftlich niedergelegt und lieſt das Schriftſtück im Termine vor 
oder läßt es vorleſen. 

3. Der erſchienene Zeuge hat ſeine Ausſage wie vor ſchriftlich 
niedergelegt, ſie wird aber im Termin nicht verleſen, ſondern der 
Zeuge übergibt das Schriftſtück einfach dem Gericht und nimmt 
darauf an Stelle der Verleſung Bezug. 

g 4. Der Zeuge erſcheint gar nicht vor Gericht, ſondern über⸗ 
ſendet dieſem lediglich ein Schriftſtück mit dem Beifügen, daß 
dieſes ſeine Ausſage enthalte. 

Der für die Zeugenausſage bisher allgemein geltende Grund⸗ 
ſatz der Mündlichkeit erfordert: Der Zeuge muß perfönlich vor 
Gericht erſcheinen und ausſagen, den Parteien iſt Gelegenheit zu 
bieten, bei der Ausſage zugegen zu ſein und von ihr unmittelbar 
Kenntnis zu nehmen; Gericht und Parteien müſſen in der Lage 
ſein, zur Aufklärung und Vervollſtändigung der Ausſage Fragen 
an den Zeugen zu ſtellen (88 396, 397 ZPO.). 

Dieſen Erforderniſſen wird bei der erſtgewählten Form der 
Zeugenvernehmung, die die Regel bildet, voll entſprochen. 

Auf die zweite Art der Zeugenvernehmung beziehen ſich zwei 
alte Reichsgerichtsentſcheidungen, die in den Kommentaren zur ZPO. 
immer wiederkehren und in der Praxis teilweiſe noch beachtet wer⸗ 
den. Die RGEntſch. v. 1. Juni 1886 (RG. 16, 116) führt aus, 
die Verleſung eines Schriftſtücks ſei eine Bezugnahme auf das 
Schriftſtück, die Bezugnahme mache aber die Ausſage zu einer 
ſchriftlichen und mithin unzuläſſigen. Die andere v. 20. Nov. 
1899 (JW. 1900, 71) ſtützt ſich auf die erſte, erkennt aber wohl 
deren Schwäche und fügt daher noch bei, der erforderliche mündliche 
Vortrag dürfe durch das Verleſen eines Schriftſtücks ſelbſtredend 
nicht erſetzt werden. Beide Entſch. ſind zu formell und nicht halt⸗ 
bar. Eine Bezugnahme liegt vor, wenn bei Abgabe einer münd⸗ 
lichen oder ſchriftlichen Erklärung dieſe Erklärung nicht ſelbſt Wort 
für Wort abgegeben wird, ſondern wenn ſtatt deſſen auf eine 
anderswo abgegebene mündliche oder ſchriftliche Erklärung verwieſen 
wird; einen Mufterfall für eine ſolche Bezugnahme bietet 8 874 BGB. 
mit 89 GBD.; die Verleſung eines Schriftſtückes hat aber mit 
einer ſolchen Bezugnahme nicht das geringſte zu tun; der Zeuge 
verweiſt nicht auf eine Erklärung, ſondern er trägt ſeine Erklärung 
Wort für Wort vor oder läßt fie vortragen. Die zweite Entſch. kon⸗ 
ſtruiert des ferneren einen Unterſchied zwiſchen freiem Vortrag und 
abgeleſenem Vortrag und erklärt den letzteren als unzuläſſigen Erſatz 
des erſteren, findet aber für dieſe Behauptung im Geſetz keinerlei 
Stütze; der für die Vorträge der Parteien geltende 8 137 II 3 PO. 
kann für die Zeugenausſagen nicht herangezogen werden. Es hat 
denn auch das RG. in ſeiner Entſch. v. 9. Mai 1904 (JW. 1904, 
363) ſeinen bisherigen Standpunkt inſofern gemildert, als der 
„Mangel“ der Verleſung nach § 295 ZPO. geheilt werden könne. 
Dagegen ſpricht das RG. in ſeiner Entſch. v. 4. Jan. 1897 (Gruch. 
41, 881) ganz klar aus: „Es iſt nicht erſichtlich, inwiefern eine 
ſolche Vernehmung, d. i. Verleſung der Zeugenausſage, einen Ver⸗ 
ſtoß gegen die JO. enthalten kann.“ Wegen der entſprechenden 
Entſcheidung im Straſprozeß ſiehe unten. Es iſt alſo zu jagen: 
auch die zweite Form der Zeugenausſage iſt zuläſſig, da auch 
bei ihr den Erforderniſſen der Mündlichkeit vollkommen Rechnung 
getragen iſt; iſt das Schriftſtück unklar oder unvollſtändig, ſo kann 
es durch Frageſtellung ergänzt, erforderlichenfalls auch ganz ab⸗ 
gelehnt werden. 

Bei der dritten Form liegt nun allerdings eine Bezugnahme 
auf das Schriftſtück vor. Damit wird aber keineswegs, wie NG. 16, 
116 annimmt, die Erklärung zu einer ſchriftlichen, der Zeuge nimmt 
ja mündlich auf das Schriftſtück Bezug. Beſteht nun das Gericht 
aus einem Einzelrichter und ſind Parteien im Termin nicht er⸗ 
ſchienen, ſo iſt den Erforderniſſen der Mündlichkeit hier Genüge 
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getan, wenn der Einzelrichter durch Selbſtleſen von dem Inhalt des 
Schriftſtückes Kenntnis nimmt; das Verleſen verliert da ſeinen 
Zweck, wo niemand weiter da iſt, der das Verleſene hören ſoll. 
Trotzdem wird ſich der Einzelrichter mit dem Selbſtleſen nur dann 
begnügen, wo es ſich um einfache Beweisfragen handelt und dieſe 
im Schriftſtück klar und erſchöpfend beantwortet ſind. 

Auf Grund der VO. v. 13. Febr. 1924 kann endlich künftig 
unter Ausſchaltung des Mündlichkeitsprinzips die Zeugenausſage 
durch eine ſchriftliche Auskunft erſetzt werden, wenn Gegenſtand der 
Vernehmung eine Auskunft iſt, die vorausſichtlich an der Hand von 
Büchern oder anderen Aufzeichnungen zu geben iſt und die ſchrift⸗ 
liche Beantwortung der Beweisfrage unter eidesſtattlicher Verſiche⸗ 
rung ihrer Richtigkeit eingereicht wird; dies kann auch in anderen 
Fällen geſchehen, ſofern das Gericht nach Lage der Sache, insbe⸗ 
ſondere mit Rückſicht auf den Inhalt der Beweisfrage, eine ſchrift⸗ 
liche Erklärung der Zeugen für ausreichend erachtet und die Par⸗ 
teien damit einverſtanden find (8377 Abſ. 3 und 4 ZPO.). In 
dieſen Fällen iſt alſo in Zukunft auch die vierte Form der Zeugen⸗ 
ausſage zuläſſig. 

.Das Zeugenvernehmungsverfahren beſteht nun aus zwei 
Abſchnitten, der bisher behandelten Zeugenausſage und der nun⸗ 
mehr zu betrachtenden Protokollierung der Zeugenausſage. Hierzu 
beftimmt 8 160 II 3 mit 8 162 ZPO.: Das Gericht hat die Zeugen⸗ 
ausſagen durch Aufnahme in das Protokoll feſtzuſtellen und die 
Üübereinſtimmung der Protokollierung mit der Ausſage genehmigen 
zu laſſen. 

Bei der erſten Form der Zeugenausſage diktiert ſodann der 
Richter dem Protokollführer die gemachte Ausſage zu Protokoll, 
entweder dem Wortlaute oder meiſtens dem Sinne nach, entweder 
in indirekter oder meiſtens direkter Rede. 

Bei der zweiten Form der Zeugenausſage bietet 8 160 III 
3PO. eine große Erleichterung. Es ſteht nichts im Wege, daß das 
Schriftſtück, das bei der Zeugenausſage als Grundlage gedient hat, 
als Anlage dem Protokoll beigefügt und in dieſem auf das Schrift⸗ 
ſtück Bezug genommen wird. Das Schriftſtück hat dann eine dop⸗ 
pelte Funktion: es dient zuerſt zur Verleſung der Ausſage und 
ſodann zum Erſatz der Protokollierung. 

Dieſer Vorgang kann im Sitzungsprotokoll in folgender Weiſe 
wiedergegeben werden: 

Zeuge legt das von ihm gefertigte Schriftſtück vom 

vor. Dieſes wurde verleſen. Sodann erklärt Zeuge: Ich 

mache den Inhalt des Schriftſtückes zum Inhalt meiner 
heutigen Ausſage. 

Gerade die ſchon mehrerwähnte Entſch. RG. 16, 116 gibt man⸗ 
chen Gerichten Anlaß zu einem eigenartigen Verfahren. Da dieſe 
Entſch. einerſeits die Verleſung als Ausſage nicht zulaſſen will, 
anderſeits aber das Schriftſtück doch nach 8 160 III ZPO. verwenden 
laſſen will, kommt ſie zu folgendem Ausweg: Zuerſt trägt der Zeuge 
ſeine Ausſage frei vor; ſodann wird das vom Zeugen vorgelegte 
Schriftſtück verleſen „dehufs Fixierung der Ausſage“, alſo zu dem 
Zweck, damit das Gericht prüfen kann, ob der Inhalt des freien 
Vortrags und der Inhalt des Schriftſtücks ſich decken und ob 
infolgedeſſen im Protokoll auf das Schriftſtück Bezug genommen 
werden kann; das Verleſen des Schriftſtücks und deſſen Vergleichung 
mit der mündlichen Ausſage ſollen alſo nur dem zweiten Abſchnitt 
des Zeugenverfahrens, der Protokollierung der Zeugenausſage, dienen. 

Dieſer Gedanke veranlaßt nun dieſe Gerichte zu einem Ver⸗ 
fahren, das im Protokoll in folgender Weiſe zum Ausdruck gelangt: 

Zeuge legt ſein Wiſſen im Zuſammenhang dar und gibt an: 
Mein Wiſſen iſt in dem hiermit übergebenen Schriftſtück vom 
niedergelegt. Dieſes wurde verleſen, worauf der Zeuge erklärt: 
Das Vorgeleſene mache ich zu meiner heutigen Ausſage. 

Darauf iſt zu ſagen: Das von der Entſch. angeregte ſchwer⸗ 
fällige Verfahren iſt gar nicht nötig; denn der Zeuge kann, wie wir 
geſehen haben, ſein Schriftſtück ſchon von vornherein vorleſen oder 
vorleſen laſſen. Dann aber iſt die in der Entſch. gegebene An⸗ 
regung von den Gerichten gar nicht richtig befolgt; denn nach dem 
Wortlaut dieſer Protokolle hat nicht zuerſt eine freie Ausſage des 
Zeugen und ſodann eine Vergleichung dieſer mit dem Schriftſtück 
ſtattgefunden, ſondern eine doppelte Ausſage, zuerſt eine frei vor⸗ 
getragene und ſodann nochmals eine aus dem Schriftſtück verleſene. 
Daß dadurch das Verfahren an Klarheit und Einfachheit nicht ge⸗ 
winnt, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Es wird alſo bei entſprechendem Verfahren wohl der erſt⸗ 
genannten Protokollfaſſung der Vorzug zu geben ſein. Bedarf das 
im übrigen brauchbare Schriftſtück der Ergänzung, ſo kann ein 
gemiſchtes Verfahren nach Fall 1 und Fall 2 eintreten. 

Nach der dritten Form der Zeugenausſage wird es genügen, 
wenn int Protokoll vermerkt wird, daß das übergebene Schriftſtück 
nach Selbſtleſen durch den Richter dem Protokoll als Anlage bei⸗ 
gefügt wurde. 

Bei der vierten Form der Zeugenvernehmung hat das Schrift⸗ 
ſtück mit einem Sitzungsprotokoll überhaupt nichts mehr zu tun. 

Ic. Die drei erſten Arten des Zeugenvernehmungsverfahrens 
(Zeugenausſage und deren Protokollierung) kommen in gleicher 
Weije bei Zeugenvernehmungen vor dem erſuchten oder beauftragten 
Richter zur Anwendung. Beſonders hier kommt die zweite Art 
häufig zur Anwendung. Da hier ſtets nur ein Einzelrichter tätig 
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N beſonders vor dem erſuchten Richter Parteien wegen des 
Volernten Wohnſitzes ſehr oft nicht erſcheinen, ſo kann unter dieſen 
e gen bei glatten Fällen auch die dritte Art des Ver⸗ 
hreus zur Anwendung kommen. 
For Ia. Auch im Strafprozeſſe find die unter La genannten vier 
5 5 70 der Zeugenaussagen denkbar. Für den erſten Abſchnitt 
io orugemvernehmung, die Zeugenausſage, beſtimmt 5681 StPO. 
zu 5 Übereinſtimmung mit 8 3961 ZPO.: Der Zeuge iſt 
Ve eraulaſſen, dasjenige, was ihm von dem Gegenſtande ſeiner 
fein mung bekannt iſt, im Zuſammenhang anzugeben. Daraus 
gt für die Zeugenausſage: b 
1. Die Regel iſt die, daß der Zeuge ſeine Ausſage frei vor⸗ 


trägt. 
Aus 2. Dem Zeugen iſt aber keineswegs verwehrt, bei ſeiner 
ee ſelbſtgefertigte Schriftſtücke zu verwenden und zu verleſen. 


iſt vom NG. für das Strafprozeßverfahren allgemein aner⸗ 
bei d So jagt z. B. NGSt.10, 15: Die Benutzung eigener Notizen 
die der Zeugenvernehmung verſtößt nicht gegen das Geſetz, auch 
8 Form der Benutzung, welche hier im Lautleſen beſtand, ändert 
96 — nichts, da der Zeuge erklärte, daß er den verleſenen Inhalt 
19 Notizen zu ſeiner eigenen mündlichen Ausſage mache. Des⸗ 
Fe erklärt RGSt. 20, 105 für ſtatthaft, daß der Vorſttzende 
Stell en von dem Zeugen übergebenen Aufzeichnungen die betreffende 
10 e verlas und der Zeuge dieſe als ſeine eidliche Ausſage erklärte; 
ai bemerkt die Entſch.: In der Beratung der Juſtizkommiſſion 
23 NT. wurde zu 8 249 bemerkt: Wenn derjenige, welchem die 
gebrantansſage in einer Strafſache in Ausſicht ſteht, die Vorſicht 
5 raucht, feine Erklärung durch Aufzeichnungen zu fixieren, ſo 
0 kein Richter verwehren, dieſe bei Ablegung des Zeugniſſes bei⸗ 
dasteben. Ebenſo beſtätigt die RcEutſch. in SeuffBl. 75, 647, 
1000 der Zeuge von ihm gemachte Aufzeichnungen benützen und ver⸗ 
eſen darf, daß damit die Verleſung einen Teil der eidlichen Aus⸗ 
ve bildet und dem freien Vortrag gleichſteht und hebt noch aus- 
A dich hervor, daß eine ſolche Verleſung eines Schriftſtückes in 
a nelendeit des Zeugen keineswegs mit einer Verleſung eines 
Steed Fües in A b weſenheit des Zeugen (Fall des 8 249 Satz 2 
glei 9, verwechſelt werden dürfe. Dieſe Entſch. beſtätigen alſo zu⸗ 
1 0 Sie Unrichtigkeit der unter Ia genannten Entſch. RO. 16, 116 
gutes 1900, 71, welche das Verleſen eines Schriftſtückes als un⸗ 
ſſige Bezugnahme auf das Schriſtſtück und als unzuläſſigen Erſatz 
freien Vortrags verbieten. 
ne, Dagegen iſt es nach RGSt. 37, 330 unzuläſſig, daß der er⸗ 
leſe nene Zeuge das vorgelegte Schriftſtück gar nicht verlieſt oder ver⸗ 
um läßt, ſondern es einfach übergibt und auf deſſen Inhalt Bezug 
fe mt. Die Gründe für dieſe Entſch. ſcheinen aber nicht durch⸗ 
end vielmehr iſt es auch hier dem Richter bei Selbſtleſen er⸗ 
falls icht, zur Aufklärung und Vervollſtändigung der Ausſage nötigen⸗ 
= Ai Fragen zu ftellen. Dieſe Art der Zeugenausſage it aber 
f 45 Hauptverhandlung (anders ſ. unten IIc) deswegen ohne prak⸗ 
und des deutung, da dieſe immer in Anweſenheit der Anklagebehorde 
run 15 Angell. erfolgen muß, und daher das Schriftſtück zur Bahr 
leſ 9 des Exforderniſſes der Mündlichkeit zum mindeſten immer ver⸗ 
en werden muß. 
(een Dagegen iſt und bleibt die vierte Form der Zeugenausſage 
Waun weg verboten. 8 249 Satz 2 StPO. beſtimmt ausdrücklich: Die 
(in Abmeing darf nicht durch Verleſung einer ſchriftlichen Erklärung 
kunft weſenheit des Zeugen) erſetzt werden. Hier beſteht alſo in Zu⸗ 
ein grundlegender Unterſchied zwiſchen Zivil- und Strafprozeß. 
rung 92 „Zum zweiten Abſchnitt des Verfahrens, der Protokollie⸗ 
alſo 155 Zeugenausſage, iſt, ſoweit eine ſolche überhaupt ſtattfindet, 
ſagen eſonders vor den amtsgerichtlichen Hauptverhandlungen, zu 


kannt. 


r Erſolgte die 3 . a N 4 
e N Zeugenausſage in der eriten Form, ſo iſt ein 
So Mnbiges Protokoll aufzunehmen. 

Beſtimmiulgte ſie in der zweiten Form, ſo ſteht beim Fehlen einer 
der Anwerg in der StRO. ficher nichts entgegen, daß in entſprechen⸗ 
Schrifeſtuck den des § 160 III ZPO. das vorgelegte und verleſene 


125 8 Protokoll als Anlage beigefügt werden darf. 


kommen Eu zwei erften Arten des Zeugenvernehmungsverfahrens 


endun. bei den kommiſſariſchen Zeugenvernehmungen zur An⸗ 

in er Hier ift ftet3 nur ein Alleinrichter tätig; erſcheint nun 

es Verf Falle lediglich der Zeuge, ſo dürfte auch die dritte Art 

hier a in glatten Fällen zuläſſig fein, da ja dann auch 
ar Crforderiffen der Rundlichleit Genüge geleiftet it 

verfahren Im Strafprozeß wird der Zeuge nicht ſelten ſchon im Vor⸗ 

Richter ( einbernommen, entweder durch Polizeibeamte oder durch 
ah 


A eint mittlungs⸗ oder Unterſuchungsrichter), oder auch zuerſt 
10 15 8 en 
00 60, 182 Sto); über die Zeugenausſagen find poltzet⸗ 


non 
9 
er, 
ip er Zichterliche Protokolle zu fertigen (88 161, 166, 185, 186 


* Polizeibeamten und dann noch einmal darch einen Richter 
Polizeilich 5 Stadium des Hauptverfahrens liegt dann ſchon ein 
Protokollen 15 ein richterliches, oder es liegen beide Arten von 
Ich nu u: er den Gegenſtand der Vernehmung vor. Es fragt 
Hauptverfah viefern ſolche im Vorverfahren gefertigte Protokolle im 
} 55 bei der Zeugenausſage verwendet werden dürfen. 

abhängig Br = Hauptverhandlung hat der Zeuge grundſätzlich un⸗ 
über aufgenon ſeinen früheren Vernehmungen auszuſagen; die dar⸗ 

ommenen Protokolle dürfen nicht verleſen werden. Nicht 
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weil dadurch der Grundſatz der Mündlichkeit verletzt würde — eine 
Verleſung des früheren Protokolls in Gegenwart des Zeugen wäre 
ebenſo eine mündliche Ausſage wie die Verleſung eines Schriftſtückes 
in den obigen Fällen —, ſondern wegen der Sondervorſchrift des 
§ 252 StPO.: nach ihr darf nur dann, wenn ein Zeuge erklart, daß 
er ſich einer Tatſache nicht mehr erinnert, der bezügliche Teil des 
früheren Protokolls (oder das ganze Protokoll ſ. RGSt. 6, 210) über 
ſeine frühere Ausſage zur Unterſtützung ſeines Gedächtniſſes verleſen 
werden. 

2. Anders bei den kommiſſariſchen Vernehmungen. Für dieſe 
gilt ſelbſtredend auch der Grundſatz der Mündlichkeit, nicht aber auch 
die Sondervorſchrift des 8 252 StPO. Das NG. führt in ROSE. 10, 
280 dem Sinne nach aus: Der innere Grund des 8 202 SED. iſt 
der: Der erkennende Richter ſoll ſeine Überzeugung grunoſatzlich 
aus der mündlichen Erklärung des Zeugen in Verbindung mit deſſen 
perſönlichem Eindruck gewinnen. Dieſe Art der Wahrheitsermittlung 
iſt wertvoller als das ſchriftliche Wort. Dieſes Motiv entfällt aber 
bei der kommiſſariſchen Vernehmung, da in dieſem Falle der er⸗ 
kennende Richter doch wieder auf die Vorleſung des bei der kom⸗ 
miſſariſchen Vernehmung gefertigten Protokolls angewieſen iſt. Bei 
der kommiſſariſchen Vernehmung ſteht alſo nichts im Wege, daß dem 
Zeugen das über ſeine Ausſage im Vorverfahren aufgenommene Pro⸗ 
tokoll verleſen wird und daß ſodann der Zeuge erklärt: „Meine Aus⸗ 
ſage zu polizeilichem (oder richterlichem) Protokoll vom ..., die mir 
ſoeben verleſen wurde, mache ich zum Inhalt meiner heutigen Er⸗ 
klärung.“ Selbſtredend wird der erſuchte Richter dieſen Weg nur in 
glatten und einfachen Fällen einſchlagen, von ſeinem Fragerecht und 
feiner Fragepflicht nach 8 68 II StßßDO. Gebrauch machen und er⸗ 
forderlichenſalls den Zeugen unabhängig von der früheren Ausſage 
einvernehmen. 

3. Ob dagegen bei kommiſſariſchen Vernehmungen, wenn außer 
dem Zeugen niemand erſcheint, Selbſtleſen durch den Richter und 
bloßer Vorhalt aus dem früheren Protokoll durch den Richter genügt, 
dürfte zweifelhaft erſcheinen. Da ſeit ſeiner Vernehmung im Vorver⸗ 
fahren meiſt eine längere Zeit verſtrichen iſt, iſt der Zeuge über den 
Inhalt ſeiner damaligen Ausſage oder doch über die Faſſung des 
hierüber aufgenommenen Protokolls oft nicht mehr ganz im Bild, 
es muß ihm daher durch Vorleſen des ganzen Protokolls (unter 
Umſtänden auch Geſtattung zum Selbſtleſen) Gelegenheit geboten 
werden, ſich über deſſen Inhalt vollkommen klar zu werden. 

4. Unzuläſſig iſt, daß in der Hauptverhandlung die Ladung und 
Vernehmung des Zeugen durch Verleſen des über eine frühere Ver⸗ 
nehmung im Vorverfahren aufgenommenen Protokolls in Abweſen⸗ 
heit des Zeugen erſetzt wird; dies iſt in 8219 Satz 2 StPO. aus⸗ 
drücklich unterſagt. 

Was endlich den zweiten Abſchnitt der Zeugenvernehmung, die 
Protokollierung der Ausſage anlangt, ſo iſt hier zu ſagen: Bei der 
zweiten Form der Zeugenausſage iſt eine Bezugnahme auf das frühere 
Protokoll vom Vorverfahren ohne Zweifel zuläſſig und allgemein 
üblich. Aber auch bei der erſten Form wird eine ſolche Bezugnahme 
zuläſſig ſein, wenn der Inhalt der mündlichen Ausſage in der Haupt⸗ 
verhandlung und des Protokolls im Vorverfahren ſich decken. Löwe 
erachtet eine ſolche Bezugnahme ausdrücklich für zuläſſig (Löwe⸗ 
Roſenberg, Komm. z. StPO., 15. Aufl., S. 162 oben); ſie be⸗ 
deutet Zeit⸗ und Papiererſparnis. 

Oberamtsrichter Dr. W. Kriener, Landshut. 


Abänderung von Alimentenurteilen gemäß $ 323 30. 


In der Zeit vor der Stabiliſierung der Währung ſind in einer 
großen Anzahl von Prozeſſen, die den Unterhalt von Kindern gegen 
ihren außerehelichen Erzeuger betreffen, Urteile erlaſſen, die auf 
einen Papiermarkbetrag lauten. } N x 

Nach 8 323 ZPO. kann eine entſprechende Abänderung dieſer 
Urteile im Wege der Klage erfolgen, wenn eine weſentliche Verande⸗ 
rung derjenigen Verhältniſſe, welche für die Beſtimmung der Höhe 
der Rente maßgebend waren, eintritt. Hierbei iſt lediglich davon 
auszugehen, welche Umſtäude für die Feſtſetzung des im fruheren 
Urteile zuerfannten Betrages maßgebend waren, und feſtzuſtellen, in⸗ 
wiefern in dieſen Umſtänden eine Anderung erfolgt iſt. Nur ent⸗ 
ſprechend der Anderung dieſer Umſtände kann die anderweite Feſt⸗ 
ſetzung der Rente erfolgen. > 

Zweifelhaft iſt nun, in welchem Umfange eine den veränderten 
Verhältniſſen entſprechende anderweite Bemeſſung der Unterhaltsrente 
zu erfolgen hat. Die meiſten Gerichte berückſichtigen bei der Ab⸗ 
änderung nur die Geldentwertung und die Verteuerung aller Lebens⸗ 
bedürfniſſe. Zieht man aber nur dieſes in Betracht, ſo ergeben ſich, 
wie viele Urteile aus der Praxis zeigen, meiſtens ganz gering⸗ 
fügige Goldmarkbeträge, die zwiſchen 1,50 bis 6 Goldmark ſchwanken. 
Daß ein derartiges Ergebnis unhaltbar ift, iſt ohne weiteres klar. 
Man gelangt nur zu einem befriedigenden Ergebnis, wenn man weiter 
berückſichtigt, wie ſchwierig die Verhältniſſe vor der Stabiliſterung 
der Mark lagen. Augeſichts der vollſtändigen Undurchſichrigtett der 
zur Zeit des Erlaſſes des früheren Urteils beſtehenden unſtetigen 
und unſicheren Verhältniſſe war es für den Richter eradezn unmöge 
lich, zu beurteilen, was als angemeſſene Rente zu ge ten heile, Dieſe 
Unmöglichkeit einer einwandfreien Beurteilung der Lebensverhältniſſe 
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bildet einen Umſtand, der für die Bemeſſung der Reute in Dem 
früheren Urteil maßgebend war. Dieſer Umſtand iſt bedingt durch 
die Verhältniſſe ſelbſt; er gehört mit zu dieſen Verhältniſſen. Man 
bleibt deshalb durchaus im Rahmen des § 323 3PO., wenn man 
eine Anderung hinſichtlich der Beurteilungsmöglichkeit für das, was 
als angemeſſener Unterhalt zu gelten hat, bei der anderweiten Feſt⸗ 
ſetzung der Rente entſprechend berückſichtigt. Eine ſolche Anderung 
hinſichtlich der Beurteilungsmöglichkeit iſt eingetreten. Die Verhält⸗ 
niſſe laſſen ſich nach der Stabiliſierung der Währung leichter über⸗ 
ſchauen; eine Beurteilung deſſen, was als angemeſſene Unterhaltsrente 
anzuſehen iſt, iſt jetzt möglich. Geht man von dieſen Geſichtspunkten 
aus, ſo wird man bei der Abänderung des Urteils berückſichtigen 
können, was heute als angemeſſen erſcheint. Hierbei iſt es zweck⸗ 
mäßig, von den Beträgen auszugehen, die vor dem Kriege üblicher⸗ 
weiſe als angemeſſene Unterhaltsbeiträge zuerkannt wurden. Es iſt 
aber auch erhöhend die allgemeine Steigerung der Preiſe der Lebens⸗ 
güter und mindernd der Rückgang der allgemeinen Lebenshaltung 
zu berückſichtigen. Hält man dieſe Argumentation nicht für zu⸗ 
treffend, ſo iſt vom Standpunkte der beſtehenden Geſetzgebung aus 
zu einer den Intereſſen der Kinder gerecht werdenden Entſcheidung 
nicht zu gelangen. Dann iſt es aber ein unerläßliches Gebot, daß 
das Geſetz unverzüglich geändert wird. 
GR. und Priv Doz. Dr. Ludewig, Marburg. 


Zur Einſchränkung der Reviſtion. 


Nach Art. 1 81 der VO. zur Entlaſtung des NG. v. 
15. Jan. 1924 kann die Reviſion nicht mehr auf Verletzung der 
85139, 286, 287 ZPO. geſtützt werden. Die VO. über das Ver⸗ 
fahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten v. 13. Febr. 1924 läßt die 
letzte Beſtimmung unberührt. Dagegen iſt die Vorſchrift des § 139 
weſentlich erweitert und verändert. Bisher hatte im Anwaltsprozeß 
der Vorſitzende nur die Verpflichtung, auf Erläuterung unklarer An⸗ 
träge, Ergänzung ungenügender Angaben der geltend gemachten Tat⸗ 
ſachen und Bezeichnung der Beweismittel hinzuwirken. Unter An⸗ 
lehnung an die bisher nur für das Verfahren vor den AG. geltende 
Vorſchrift des § 502 3PO. iſt jetzt dieſe Verpflichtung dahin er⸗ 
weitert, daß der Vorſitzende allgemein zur Stellung der ſachdien⸗ 
lichen Anträge und zur Erklärung über alle erheblichen Tatſachen 
Veranlaſſung geben ſoll. Er hat ferner das Sach- und Streit⸗ 
verhältnis mit den Parteien nach der tatſächlichen und der recht⸗ 
lichen Seite zu erörtern und Fragen zu ſtellen. Die Verletzung dieſer 
neuen Beſtimmungen begründet m. E. die Reviſion. Die Ent⸗ 
laſtungsVO. ſteht dem nicht im Wege, weil ſie ſich nur auf den 
Inhalt der Vorſchriften bezog, ſo wie ſie bei ihrem Erlaß galten. 
Man kann nicht ohne weiteres ſagen, daß die neueingefügten Be⸗ 
ſtimmungen gleichfalls unter das Verbot der Nachprüfung in der 
Reviſionsinſtanz fallen, nur weil ſie ſich in demſelben Para⸗ 
graphen befinden. Für dieſe Auffaſſung ſpricht auch folgende Er⸗ 
wägung: Bei der Entlaſtungs VO. ging man davon aus, daß die Be⸗ 
deutung der 88 139, 286, 287 3PO. durch jahrzehntelange Praxis 
und insbeſondere die Rechtſprechung des RG. ſoweit geklärt ſei, 
daß wichtige neue Streitfragen kaum noch zu erwarten ſeien und die 
Einheit der Rechtſprechung auch ohne Überwachung durch das RG. 
gewährleiſtet ſei. Dieſer geſetzgeberiſche Grund entfällt jetzt mit der 
weſentlichen Anderung und Exweiterung der richterlichen Prozeß⸗ 
leitung. Die gleichen Geſichtspunkte müſſen dazu führen, auch die 
durch die VO. v. 13. Febr. 1924 eingeführte Erweiterung des 8 287 
PO. der Nachprüfung durch die Reviſionsinſtanz zugänglich zu 
machen. Hier wird allerdings häufig die Reviſionsſumme nicht er⸗ 
reicht ſein, weil die freie Schätzung des Gerichts nur dann ein⸗ 
treten darf, wenn die vollſtändige Aufklärung aller Umſtände mit 
Schwierigkeiten verbunden iſt, die zu der Bedeutung des ſtreitigen 
Teiles der Forderung in keinem Verhältnis ſtehen. Bei einer 
Streitfrage von mehr als 1800 Goldmart wird dies im allgemeinen 
nicht angenommen werden können. RA. Walter Baſch, Berlin. 


Die Vollziehung von Arrefibefehlen und einſtweiligen 
Verfügungen. 

In Heft 6 der JW. ſind zwei einander entgegenſtehende Entſch. 
des RG. und des OLG. Stuttgart veröffentlicht, die ſich in der Haupt⸗ 
ſache beide mit der Frage beſchäftigen, ob die Ableiſtung des in Voll⸗ 
ziehung eines Arreſtbefehls oder einer einſtweiligen Verfügung ge⸗ 
forderten Offenbarungseides noch verlangt werden kaun, wenn der 
Termin zur Eidesleiſtung nach Ablauf der Monatsfriſt aus § 929 
Abſ. 2 380, anſteht, der Antrag auf Einleitung des Ofſenbarungs⸗ 
eidsverfahrens aber noch innerhalb dieſer Friſt geſtellt iſt. Die die 
Fortſetzbarkeit des rechtzeitig eingeleiteten Offenbarungseidsverfahrens 
ablehnende, von Prof. Schultz, Freiburg, gebilligte Meinung des 
OLG. Stuttgart wird im weſentlichen damit begründet, daß die nach 
Ableiſtung des Eides notwendig folgende Pfändung, weil außerhalb 
der Friſt liegend, doch nicht mehr möglich, das Eidesverfahren daher 
zwecklos ſei. Dabei wird m. E. überſehen, daß bei Fortbeſtehen der 
den Erlaß des Arreſtbefehls oder der einſtweiligen Verfügung be⸗ 
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gründenden Vorausſetzungen — und ein ſolches Fortbeſtehen wird 
gerade durch den fruchtloſen Ausfall der voraugegangenen Zwangs⸗ 
vollſtreckung glaubhaft gemacht werden können — ſofort bei Friſt⸗ 
ablauf des erſten Arreſtbefehls ein zweiter Arreſtbefehl beantragt 
werden könnte, der unter Verwendung des in dem erſten Offen⸗ 
barungseidsverfahren gewonnenen Ergebniſſes dann raſch zum Ziele 
führen könnte. Im anderen Falle müßte nämlich auf Grund des 
neuen Arreſtbefehls wiederum erſt das Offenbarungseidsverfahren, 
vielleicht ſogar nach vorausgegangener nochmaliger Mobiliarzwangs⸗ 
vollſtreckung, erneut eingeleitet werden, und der Schuldner hätte, 
wie das KG. ſehr richtig ausführt, die Möglichkeit, der Ladung zum 
Offenbarungseide keine Folge zu leiſten, um dadurch dem Glaubiger 
die Innehaltung der Friſt wiederum unmöglich zu machen. 


Streitwertfragen. 
a) Die Feſtſetzung des Atreitwertes in Abgeltungsſachen. 


In den gemäß $2 der Abgelt O. v. 24. Okt. 1923 (RGBl. I, 
1010) ausgeſetzten und durch Entſch. der nach 8 5 der AusfBeſt. zur 
Abgelt VO. 1) als Sonderſpruchbehörde beſtellten Abgeltungskommiſſion 
abgegoltenen Prozeßſachen wird von den Prozeßvertretern der Par⸗ 
teien häufig die Feſtſetzung des Wertes des Streitgegen⸗ 
ſtandes für das voraufgegangene Prozeßverfahren 
durch die Abgeltungskommiſſion beantragt. Dieſer Antrag 
wird damit begründet, daß gemäß 8 6 der AusfBeſt. zur Abgelt VO. 
nicht mehr das Gericht, ſondern die Abgeltungskommiſſion zuſtändig 
ſei. Hierbei wird überſehen, daß die urſprüngliche Faſſung des 8 6 
AD. durch einen ſpäteren Ausführungserlaß des Reichsfinanzminiſters 
v. 28. Nov. 1923 geändert iſt. Der $6 AD. lautete allerdings ur⸗ 
ſprünglich: „Die Kommiſſion ſetzt die Höhe des Streitwertes und 
die Verteilung der hieraus ſich errechnenden Koſten und Gebühren 
einſchließlich derjenigen der ... Parteivertreter feſt.“ Dieſe Faſſung 
konnte zu der Annahme führen, daß die Feſtſetzung der Höhe des 
Streitwertes auch für das Prozeßverfahren durch die Abgeltungs⸗ 
kommiſſion zu erfolgen hat. 86 AD. lautet aber jetzt: „Die Kom⸗ 
miſſion ſetzt ... für das Abgeltungs verfahren die Höhe 
des Streitwertes feſt.“ Die Abgeltungskommiſſion hat alſo nach der 
jeden Zweifel ausſchließenden veränderten Faſſung des 8 6 AD. ledig⸗ 
lich für das Abgeltungsverfahren, nicht auch für das voraufgegangene 
Prozeßverfahren, den Wert des Streitgegenſtandes feſtzuſetzen. Die 
Feſtſetzung des Streitwertes für das Prozeßverfahren iſt aus⸗ 
ſchließlich Sache des Prozeßgerichts. Die Abgeltungs⸗ 
kommiſſion hat für das voraufgegangene Prozeßverfahren nach einer 
durch den oben genannten Ergänzungsausführungserlaß in den 85 
der AusfBeſt. neu eingefügten Beſtimmung nur die allgemeine 
Koſtenentſcheidung zu fällen. Die Feſtſetzung der Höhe des 
Streitwertes kommt dagegen für Prozeßvertreter, da für das Ab⸗ 
geltungs verfahren ſelbſt Gebühren nicht in Anſatz 
kommen, praktiſch nicht in Betracht. 

RegR. Dr. Kuno Frieſecke, Bremen. 


b) Streitwert bei Rentenanſprüchen wegen unerlaubter 
Handlung und Faftpflicht. 


Nach §9 3D. iſt als Regel anzuſehen, daß für Reuten der 
12½ fache Jahresbetrag maßgebend iſt, weun die Zeit des Wegfalls 
ungewiß iſt. 

Von dieſer Regel ſchuf 89 GKG. alter Faſſung Ausnahmen 

in Abſ. 1 für Pacht und Miete (einjähriger Zins), 

in Abſ. 2 für auf geſetzlicher Vorſchrift beruhende Alimentenanſprüche 
und für Rentenanſprüche aus 88 843, 844 BGB., 88 3, 
3a, 7 Raftpfl. (fünffacher Jahresbetrag, falls 
nicht der Geſamtbetrag geringer iſt), 

in Abſ. 3 für Unterhaltsrenten während des Eheprozeſſes (eine 
jähriger Betrag). 

An feine Stelle iſt 8 10 GKG. v. 21. Dez. 1922 getreten. 


Er läßt den Abf. 1 unverändert, ſetzt in Abs. 3 an Stelle des ein⸗ 


jährigen den halbjährigen Betrag und in dem hier allein inter⸗ 
eſſierenden Abſ. 2 beſtimmt er, daß für die auf geſetzlicher Vorſchrift 
beruhenden Unterhaltsanſprüche der Betrag des einjährigen 
Bezuges maßgebend iſt, falls nicht der Geſamtbetrag geringer iſt. 
Hatte alſo der alte Abſ. 2 zwei Ausnahmen geſchaffen, ſo brachte 
der neue Abſ. 2 nur eine Ausnahme von der Regel des 89 RO, 
Nach dem Geſetzestext iſt daher anzunehmen, daß für die 
Fälle der 88 843, 844 BGB., 88 3, 3a, 7 NYaftpf[l®. die Regel 
wieder in Kraft tritt, wonach der 12½ fache Jahresbetrag der Wert⸗ 
feſtſegzung zugrunde zu legen ift. Dieſe Auslegung ſtimmt aber mit 
der Begründung des Entwurfs eines Geſ. zur Anderung des GKG. 
(Druckſ. des RT. 1920/2 Nr. 5301 S. 14) nicht überein: 
„Nr. 4 89a des ORG. — Bei Anſprüchen auf Erfüllung einer 
auf geſetzlicher Vorſchrift beruhender Unterhaltspflicht, wie der durch 
Verwandtſchaft, unerlaubte Handlung, Unfallhaſtung begründeten, 
wird der Streitwert zur Zeit auf den fünffachen Betrag des ein⸗ 
jährigen Bezugs berechnet. Bei der durch das fortſchreitende Sinken 
des Geldwertes verurſachten Erhöhung der Unterhaltsrenten ergeben 


1) In R Anz. v. 9. Nov. 1921 abgedruckt. 


33. Jahrg. 1924 Heft 13 
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5 bei dieſer Berechnungsart Streitwerte, die eine unbillig ſtarke 
= aſtung des Beteiligten mit Gebühren zur Folge haben. Der Ent⸗ 
Herfeſchlägt hier eine Abhilfe in der Weiſe vor, daß künftig für bie 
dechnung des Streitwertes nur der Betrag des einjährigen Be⸗ 
dugs ß deen fein fol. 
er i ni . St 4 
tung des Abi. gr Erwägung beruht die vorgeſchlagene Ande⸗ 
und Die Begründung ſpricht von einer auf unerlaubter Handlung 
lun Unfallhaftung beruhenden Unterhaltspflicht. Unerlaubte Hand⸗ 
In und Haftpflicht erzeugen aber nur Schadenserſatzanſprüche, nicht 
dieſe Oagonſpriche, und es kann ſich daher nur fragen, inwieweit 
A chadeuserſatzanſprüche einen unterhaltsähnlichen Charakter tra⸗ 
Erfaullun daher nach der Abſicht des Geſetzgebers als Anſprüche auf 
Hflicht 5g einer auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhalts⸗ 
Mayen betrachtet werden follen. In dieſem Umfange dürfte den Ab⸗ 
ſind 1555 Geſetzgebers, wie ſie aus der Begründung zu erkennen 
werber echnung zu tragen ſein. Es kann jedoch nicht angenommen 
gebn Ba der Verfaſſer des Entwurfes und die Organe der Geſetz⸗ 
lun ng allgemein alle Rentenanſprüche, welche auf unerlaubter Hand⸗ 
Te Ober Haftpflicht beruhen, entgegen dem bürgerlichen Recht als 
= rhaltsanſprüche hätten behandeln wollen. Selbſt wenn man der 
Bindung des Entwurfes einen noch fo großen Einfluß auf die 
notwenung des Geſetzestextes einräumen will, jo erſcheint es nicht 
der 2 ihr eine ſo weitgehende Abſicht zu entnehmen. Gewiß hat 
i eichgeber bei der Abänderung des $9a eine Verbilligung der 
erpa ulsprozeſſe beabſichtigt, aber eben auch nur dieſer, was daraus 
Miele daß er lediglich den Abſ. 2 und 3, nicht aber den auf 
5 dunigkeiten bezüglichen Abſ. 1 geändert hat. Daß er nur an 
fich hierhaft und die unterhaltsähnlichen Fälle gedacht hat, ergibt 
aus der Bemerkung, daß die vorgeſchlagenen Anderungen des 
man de Abſ. 3 auf den gleichen Erwägungen beruhten. Wollte 
Handl u 8 10 Abſ. 2 auf alle Renten ausdehnen, die auf unerlaubter 
licherwein oder Haftpflicht beruhen, dann würde man aber mög- 
es N erheblich weiter gehen, als der Verfaſſer der Begründung 
zu dem ſelbſt vorgeſtellt hat, und auf alle Fälle würde man damit 
ſich die Geſezestext in Widerſpruch gelangen. Bekanntermaßen pflegt 
eines Auslegung in den erſten Jahren nach der Veröffentlichung 
des Öejepes en 
durch eine 
anfänglich 


eng an die Materialien anzuſchließen, bis dieſe dann 
beſſere Erkenntnis des Geſetzes verdrängt werden und ihre 
i 1 Autorität verlieren (v. Tuhr I S. 39). 
nn Möchten einen ſcharfen Unterſchied machen zwiſchen den 
unser der Hinterbliebenen einer durch fremdes Verſchulden oder 
em zu Tode gekommenen Perſon und den Anſprüchen eines durch 
Hlaterölieberſchulden oder Unfall Verletzten. Die Anſprüche von 
des V {ebenen find in 8 844 BGB., 83 NRHaftpfl®. geregelt, die 
erletzten in § 843 bzw. § 3 a. 


a ähnl. — 
nal ilnlichen Charakter und wird auch hinſichtlich der Pfändbarkeit 


Ce deren anderen Beziehungen anders behandelt, als der 


des 
A iſt der Pfändung überhaupt nicht unterworfen, daher auch 
nicht m Tauber, nicht verpfändbar, nicht der Aufrechnung fähig und 
ſpruch aus onkurſe des Berechtigten unterworfen, während der An⸗ 
Pfändung. 843 nach § 850 Abſ. 3 BRD. pfändbar ift und die 
g nur der Höhe nach beichränft ift. Der Unterſchied beruht 
der Anſpruch aus $ 844 zwar kein Unterhaltsanſpruch 
Gegenstande den unmittelbaren Erſatz für Unterhaltsleiſtungen zum 
in Frage Mn hat, und dieſe Unterſcheidung könnte auch bei dem hier 
aher enden 8 10 gemacht werden. 
des Öinterggge augen wir zu dem Ergebnis, daß für den Anſpruch 
aber der 1 ebenen der einfache, für den Anſpruch des Verletzten 


25 12½ fa 


2 Al f 85 : 
im ORG, keinen Fall läßt ſich annehmen, daß der Geſetzgeber, der 


unerlaub r 
bet, nun plc eh ſcharf unterſchieden und nebeneinandergeſtellt 


eine Reiehfiche 2 5 für feine in der Begründung angedeutete Auſicht 


1 
der Veſchluß renden Ausführungen waren bereits im Druck, als 
erging und d 56. 88. des RG. v. 26. März 1923 (FW. 1923, 504, 
Inzwij Behandlung der Frage überflüſſig zu machen ſchien. 
letzt JW. 199 f ſſich aber eine ganze Anzahl von OLGEntfd. zu⸗ 
gleiche ſtehenden er 106) auf den Standpunkt geftellt, daß die in 
Aleichzuſtellen kelen chadenserſazrenten durchweg den Unterhaltsrenten 


Hiergegen haben Biermann (JW. 1923, 674) 


er (Je. 


(JW. 1923, 504; 1924, 104) bereits grundſätzliche 


Bedenken 2 H 

5 RES, v. 26 on deren Ergänzung wir auf das Urteil des 3. 38. 

Pr führung Der ſtan 1925 BankArch. 23, 61 hinweiſen möchten. Unter 

en kärs Wortlan d gen Rechtſprechung wird dort hervorgehoben, daß 

ſcheidet, während ut und der in demſelben ausgeprägte Sinn ent⸗ 

dieſen Wortlaut es auf die Anſicht und Abſicht der Perſonen, welche 

5 Da es 0 uceſchaffen haben, nicht ankommt. 

ſtand bezeichnet RE allen Umſtänden als ein unerwünſchter Zu⸗ 

Stage nicht et, muß, wenn die Rechtseinheit in dieſer 
gewahrt wird und hierdurch Aufenthalt und Zweifel bei 


unn. 


der Abwicklung des Prozeſſes entſtehen, ſo ermöglicht wohl die obige 
Auslegung eine Vermittlung der ſich ſchroff entgegenſtehenden An⸗ 
ſichten. Vielleicht waren die Abſichten des Geſetzgebers doch nicht ſo 
unbegrenzt, wie die fraglichen Entſcheidungen der OSG. annehmen, 
und immerhin kann man ſie in Beſchränkung auf Anſprüche der 
Hinterbliebenen eines Getöteten im Geſetz ausgedrückt finden, ohne 
dem grundſätzlichen Standpunkt des RG. etwas zu vergeben. 
SR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düffeldorf. 


c) Perechnung der Verufungsſumme. 


Seit dem 1. Jan. 1924 beträgt die Berufungsſumme 50 Gold⸗ 
mark (GM.), BD. v. 13. Dez. 1923 (RG Bl. 1186) Art. 1 Ziff. 3, 5 
Abſ. 1. Maßgebender Zeitpunkt für die Berechnung des Beſchwerde⸗ 
gegenſtandes iſt der der Einlegung des Rechtsmittels, § 20 Abſ. 2 
EutlVO. v. 9. Sept. 1915/18. Mai 1916 mit 8 4 ZPO. n. F. 
Übergangsvorſchriften fehlen im Gegenſatz zu den bisherigen Ver⸗ 
ordnungen, in denen faſt gleichlautend beſtimmt war, daß die Zu⸗ 
läſſigkeit eines Rechtsmittels gegen die vor Inkrafttreten der ein⸗ 
zelnen Verordnungen verkündeten oder von Amts wegen zugeſtellten 
Entſcheidungen ſich „nach den bisherigen Vorſchriften“ richte. Das be⸗ 
deutet, daß maßgebend blieb die bisherige Erwachſenheitsſumme, dieſe 
aber zu berechnen war nach dem Zeitpunkt der Einlegung des Rechts⸗ 
mittels. Für die Zeit vor dem 1. Aug. 1922 war maßgebend der 
Streitwert zur Zeit der Klagerhebung, weil 84 ZPO. erſt 
gleichzeitig durch Geſetz v. 8. Juli 1922 geändert wurde. Vgl. NE. 
JW. 1922, 15227 im Gegenſatz zu Friedlaender ebenda S. 1369. 
In der BD. b. 13. Dez. 1923 finden ſich übergangsvorſchriften nur 
betr. der Gebühren. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit von Rechtsmitteln 
ſind ſie m. E. mit gutem Grunde weggelaſſen worden, weil nach der 
bisher gültigen VO. v. 30. Okt. 1923, die die Indexrechnung ein- 
führte, ſich eine höhere Erwachſenheitsſumme ergeben hätte, als nach 
den neuen Vorſchriften, inſofern die Richtzahl im Dezember 1923 
über der GM. ſtand. Die Anwendung der „bisherigen Vorſchriften“ 
hätte alfo zu einer Veſchränkung der Rechtsmittel geführt. 

Zu unterſcheiden iſt zwiſchen „vermögensrechtlichen Anſprüchen“ 
(dieſe Faſſung des 8 20 Entl VO. gilt wieder ſeit 1. Aug. 1922, Geſetz 
v. 8. Juli 1922), die eine Sachleiſtung, Feſtſtellung und ähnliches zum 
Gegenſtande haben, und ſolchen Anſprüchen, „die eine in Reichs⸗ 
währung beſtimmte Geldſumme betreffen“. 

Bei Anſprüchen der erſteren Art iſt der Wert des Veſchwerde⸗ 
gegenſtandes im Zeitpunkt der Einlegung des Rechtsmittels erforder⸗ 
lichen Falles neu zu ermitteln und feſtzuſezen. Und zwar in Gold, 
Art. IV Abſ. 1. In der Regel wird eine weſentliche Verſchiebung 
gegenüber dem Wert des Streitgegenſtandes in erſter Inſtanz nicht 
eingetreten ſein, da es ſich um „Sachwerte“ handelt, abgeſehen davon, 
daß das Urteil nur in beſchränktem Umfange angegriffen wird. 
Solange der Rechtsmittelkläger noch keinen beſtimmten Antrag ge⸗ 
ſtellt hat, richtet ſich der Streitwert des Rechtsmittels danach, in⸗ 
wieweit die Vorinſtanz gegen ſeinen Antrag entſchieden hat. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann der Beſchwerdegegenſtand nie größer als der Streit 
gegenſtand werden. 

Bei Anſprüchen, „die eine in Reichswährung beſtimmte Geld⸗ 
ſumme betreffen“, ſoll dagegen eine Umrechnung ſtattfinden, Art. IV 
Abi. 2, und zwar nach dem in Art. II Abſ. 4 der VO. beſtimmten Um⸗ 
rechnungsſatz, d. h. dem vom Reichsfinanzminiſter gemäß der Auf- 
wertungs VO. v. 11. Okt. 1923 bekanntgegebenen Goldumrechnungsſatz. 
Dieſer iſt ſeit dem 1. Jan. 1924 unverändert geblieben, nämlich für 
je eine GM. eine Billion PM. — Soweit die Urteilsſumme ſchlecht⸗ 
hin auf einen Papiermarkbetrag lautet, ergeben ſich keine Schwierig⸗ 
keiten. Wird z. B. gegen ein am 15. Dez. 1923 zugeſtelltes Urteil über 
Zahlung von 95 Bill. PM. am 4. Jan. 1924 Berufung in vollem 
Umfange eingelegt, ſo beträgt der Beſchwerdegegenſtand 95 GM. Die 
Berufung iſt alſo zuläſſig. — Zweifel ergeben ſich, wenn das Urteil 
die Zahlung entſprechend einem veränderlichen Maßſtabe, etwa der 
Reichsrichtzahl für Lebenshaltung, bemißt, und gleichzeitig auf einen 
künſtigen, ungewiſſen Zeitpunkt, etwa den der Zahlung, abſtellt. Hier 
muß zunächſt der ziffernmäßige Papiermarkbetrag ermittelt werden. 
Und zwar wird an Stelle des ungewiſſen Zahlungstages die am 
Tage der Einlegung des Rechtsmittels maßgebende Richtzahl eingeſetzt 
werden müſſen. Ergibt alsdann die Umrechnung in GM. mehr als 
50 GM., ſo iſt die Berufung zuläſſig, andernfalls nicht! — Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß bei Anſprüchen dieſer Art ſich der Wert des Streit⸗ 
oder Beſchwerdegegenſtandes nicht dadurch erhöht, daß der Kl. wegen 
einer nach dent genannten Zeitpunkt eingetretenen Geldentwertung 
den Klagantrag erweitert, Art. IV Abſ. 2 Satz 2 der VO. Dieſer 
Satz drückt etwas Selbſtverſtändliches aus. Denn durch die Umrech⸗ 
nung auf GM. wird die fortſchreitende Geldentwertung bereits be⸗ 
rücksichtigt, wenigſtens ſolange Geldentwertung und Goldwert ſich 
parallel entwickeln. — Fraglich iſt es dagegen, ob die Erwachſen⸗ 
heitsſumme dadurch erreicht werden kann, daß in der Berufungs⸗ 
inſtanz der Autrag um die bis zur Einlegung des Rechtsmittels ein⸗ 
getretene Geldentwertung erweitert wird. Der Wortlaut des Art. IV 
Abſ. 2 Satz 2 ſpricht per argumentum e contrario dafür. Allein er 
ift nicht allein entſcheidend. Weſentlich ift, ob in dem angefochtenen 
Urteil über den erweiterten Anſpruch wenigſtens implizite mit ent⸗ 
ſchieden iſt, m. a. W. ob der betr. Anſpruch in ſeinem vollen Um⸗ 
fange mittels eines verleſenen Antrages in erſter Inſtanz geltend 
gemacht worden iſt. Ein bloßer Vorbehalt genügt nicht (RG. 61,22). 
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— Vollkommen iſt dem Bekl. die Möglichkeit genommen, der etwa 
zu einem unter der Berufungsſumme bleibenden Schadenserſatze ver⸗ 
urteilt iſt, die Berufungsfähigkeit durch Erweiterung ſeiner Anträge 
herbeizuführen, ſofern er nicht eine entſprechende Widerklage erhoben 
hat. Er iſt auf die erſte Entſcheidung feſtgenagelt. Nach m. E. rich⸗ 
tiger Anſicht (Henſchel JW. 1924, 158) erſtreckt ſich aber die 
Rechtskraft nur auf den Klaganſpruch in der geltend gemachten 
Höhe, ſo daß das Vorprozeßurteil nicht ohne weiteres die Grund⸗ 
lage für weitergehende Anſprüche bildet. 


RU. Dr. Pauly, Naumburg a. d. Saale. 


Kann der Dritte, dem von beiden Parteien der Streit 
verkündet iſt, unter Umſtänden beiden Narteien als 
Nebenintervenient beitreten? 


Es kommt nicht ſelten vor, daß einem Dritten ſowohl von dem 
Kl. als auch von dem Bekl. der Streit verkündet wird. Dieſer Fall 
kann eintreten, wenn zwei voneinander unabhängige Anſprüche in 
einer Klage oder durch Klage und Widerklage geltend gemacht ſind. 
Es kann dann vorkommen, daß wegen des einen Anſpruchs der Kl. 
und wegen des anderen Anſpruchs der Bekl. demſelben Dritten den 
Streit verkündet. Wenn in ſolchen Fällen der Dritte ein rechtliches 
Intereſſe daran hat, daß hinſichtlich des einen Anſpruchs der Kl. 
und hinſichtlich des anderen Anſpruchs der Bekl. obſtege, dürfte der 
Zuläſſigkeit feines Beitritts auf beiden Seiten, auf jeder Seite wegen 
des betreffenden Anſpruchs, kein Bedenken entgegenſtehen. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht würde zu dem Ergebnis führen, daß der Dritte wegen 
des einen oder des anderen Anſpruchs der im 8 74 Abſ. 3 350. vor⸗ 
geſehenen Folge ausgeſetzt bliebe, ohne ſich entſprechend gegen den 
in Frage ſtehenden Anſpruch verteidigen zu können. Das widerſpricht 
dem Geiſte unſerer Prozeßordnung fo ſehr, daß dieſe Folge unmoglich 
zugelaſſen werden kann. 5 

Es kann aber auch der Fall vorkommen, daß beide Parteien 
demſelben Dritten in Anſehung eines und desſelben Anſpruchs den 
Streit verkünden und daß der Dritte ein Intereſſe daran hat, jeder 
der beiden Parteien als Nebenintervenient beizutreten. Nach der herr⸗ 
ſchenden Anſicht erſtreckt ſich die Wirkung der Entſcheidung im Vor⸗ 
prozeſſe gegenüber dem Nebenintervenienten auch auf die in den 
Gründen feſtgeſtellten tatſächlichen und rechtlichen Grundlagen der 
Entſcheidung, alſo auch auf die Begründung, ſoweit ſie die notwendige 
Vorausſetzung der Entſcheidung bildet. So kann es kommen, daß der 
Dritte zwar nicht gerade ein Intereſſe daran hat, daß die eine oder 
die andere Partei obſiege, wohl aber ein Intereſſe daran, daß der 
Kl., wenn er überhaupt obſiegt, gerade mit einem beſtimmten von 
mehreren Angriffen, und daß der Bekl., wenn er überhaupt obſiegt, 
gerade mit einem beſtimmten Verteidigungsmittel obſtege, daß nicht 
der eine oder der andere mit einer gewiſſen, dem Dritten für den 
Nachprozeß ungünſtigen Begründung unterliege. 

Beiſpiel: Eine Partei (P.) führt einen Rechtsſtreit in der 
Berufungsinſtanz. Ihr Anwalt erſter Juſtanz (E.) führt für ſie die 
Korreſpondenz mit ihrem Anwalt zweiter Inſtanz (3). P. erhält 
keine Mitteilung über die Anforderung eines Gerichtskoſtenvorſchuſſes, 
bezahlt infolgedeſſen den Vorſchuß nicht innerhalb der Friſt; die 
Berufung wird als unzuläſſig verworfen. Z. behauptet, er habe 
dem E. gelegentlich von der erfolgten Koſtenanforderung und der 
Friſt Mitteilung gemacht und ihm dabei geſagt, er werde ihm die 
Mitteilung zu aller Sicherheit noch ſchriftlich zukommen laſſen, E. 
habe aber erklärt, er ſtehe ihm dafür ein, daß er es nicht vergeſſen 
werde. E. beſtreitet das alles. P. klagt gegen Z. auf Schadenserſatz 
mit der Begründung, dieſer habe dem E. überhaupt keine Mitteilung 
gemacht, wenn aber die Behauptung des Z. richtig ſein ſollte, dann 
habe er ihm gegenüber durch die Unterlaſſung einer ſchriftlichen 
Mitteilung doch fahrläſſig gehandelt. P. verkündet dem E. den 
Streit mit der Erklarung, er werde ihn haftbar machen, wenn er 
in dem Rechtsſtreit gegen Z. aus dem Grunde unterliegen ſollte, 
weil Z. dem E. die behauptete Mitteilung gemacht habe; Z. ver⸗ 
kündet ihm den Streit mit der Erklärung, er werde ihn auf Grund 
ſeiner Zuſage in Anſpruch nehmen, wenn er zu Schadenserſatz 
verurteilt werden ſollte. 

E, der der Anſicht iſt, daß die Berufung ausſichtslos geweſen 

wäre, daß alſo dem P. durch die Unterlaſſung der Mitteilung ein 
Schaden überhaupt nicht erwachſen ſei, hat ein Intereſſe daran, 
dem 3. als Nebenintervenient beizutreten, um dieſen Einwand fir 
3. wirkſam geltend zu machen. Tritt er ihm nicht bei und wird Z. 
zum Schadenserſatz verurteilt, ſo wird er einer Klage des Z. gegen⸗ 
über nicht mit dem Einwande gehört, daß die Berufung ausſichts⸗ 
los geweſen ſei. 
Er hat aber auch ein Intereſſe daran, dem P. beizutreten, um 
ihn in ſeinem Angriff dahin zu unterſtützen, daß Z. ihm überhaupt 
keine Mitteilung gemacht habe. Denn wenn die Klage des P. mit 
der Begründung abgewieſen wird, daß Z. dem E. in genügender 
Weiſe Nachricht von der erfolgten Koſtenanforderung gegeben habe, 
ſo wird er einer Klage des P. gegenüber nicht mit dem Einwande 
gehört, daß er von Z. keine Mitteilung erhalten habe. 

In dieſem Falle darf der Dritte nicht darauf beſchränkt ſein 
zu wählen (Stein 8 66 U erſter Abſatz), welcher von beiden Parteien 


er beitreten will, es muß ihm vielmehr eine Intervention auf beiden 
Seiten verſtattet ſein; andernfalls würde er der Folge des 8 74 
Abſ. 3 ARD. gegenüber dem einen oder dem anderen angedrohten 
Anſpruch ausgeſetzt bleiben, ohne in der Lage zu fett, die beiden 
ihm zur Seite ſtehenden Einwendungen ſo erheben zu können, wie 
er es gegenüber einer gegen ihn von der einen oder der anderen 
Seite erhobenen Klage zu tun in der Lage wäre. Er wäre in die 
Zwangslage verſetzt, zwiſchen dem Verluſt des einen oder des anderen 
Einwandes wählen zu müſſen. Eine ſolche Folge iſt aber mit dem 
Geiſte unſerer Prozeßordnung unvereinbar. Die Anertennung der 
Zuläſſigkeit ſolcher doppelter Nebenintervention iſt die notwendige 
Folge des Grundſatzes, daß auch die Begründung des Urteils im 
Vorprozeß dem Streitverkündeten gegenüber in Rechtskraft erwächſt, 
wie ja aus dieſem Grundſatz auch die Folge ſich ergibt, daß eine 
Nebenintervention nicht nur dann zuläſſig iſt, wenn der Dritte ein 
rechtliches Intereſſe daran hat, daß die eine Partei überhaupt ob⸗ 
fiege, ſondern auch dann, wenn er nur ein Intereſſe daran hat, 
daß ſie mit einem beſtimmten Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel 
obſiege (JW. 1896, 146). 

Aus der rechtlichen Natur der Nebenintervention dürften Be⸗ 
denken gegen ſolche doppelte Zulaſſung nicht abzuleiten ſein. Der 
Nebeninkervenient iſt ja nicht genötigt, ſelbſt einen Antrag zu ſtellen; 
die Stellung eines Antrages kann er der Partei überlajjen. Er 
kommt alſo nicht in die Lage, Zuerkennung der Klage und gleich⸗ 
zeitig deren Abweiſung beantragen zu müſſen. Er iſt nicht genötigt, 
ſich allen Angriffen oder Einwendungen der Partei anzuſchließen. 
Er kann ſich darauf beſchränken, die Partei nur bei einem Angriff 
oder bei einer Einrede zu unterſtützen. Er kann ſich ſelbſt wider⸗ 
ſprechende Behauptungen unterlaſſen. Würde er ſich widerſprechende 
Behauptungen aufftellen, ſo würden die Behauptungen ſich gegen⸗ 
ſeitig aufheben. Denn wer in einem Rechtsstreit etwas behauptet 
und gleichzeitig das Gegenteil aufſtellt, ſtellt überhaupt keine Be⸗ 
hauptung auf. 

Auch der praktiſchen Durchführung ſolcher Unterſtützung auf 
beiden Seiten dürften keine unüberwindlichen Schwierigkeiten ent⸗ 
gegenſtehen. Der Dritte müßte nur einfach erklären, er trete dem 
P. zur Unterſtützung bei ſeiner Behauptung bei, daß Z. ihm über⸗ 
haupt keine Mitteilung gemacht habe, und dem Z. zur Geltend⸗ 
machung des Einwandes, daß die Berufung ausſichtslos geweſen ſei. 
Bei ſolcher Stellungnahme ergibt ſich ohne weiteres, daß er Be⸗ 
hauptungen vorzutragen hat, welche ſich gegenjeitig überhaupt nicht 
widerſprechen können. Bei der mündlichen Verhandlung wurde er 
ſagen: In meiner Eigenſchaft als Nebenintervenient des P. trage 
ich zur Frage, ob mir eine Mitteilung gemacht worden iſt, folgendes 
vor, und in meiner Eigenſchaft als Nebenintervenient des Z. zur 
Frage, ob die Berufung Erfolg hätte haben können, das und das. 
Damit wäre eine völlig klare Lage geſchaffen, welche irgendwelchen 
Bedenken nicht begegnen könnte. 

Für den Fall, daß man dieſer Auffaſſung nicht beipflichten 
ſollte, würde ſich die weitere Frage ergeben, wie zu verfahren wäre, 
wenn eine Partei nun doch ihren Beitritt auf beide Seiten erklaren 
würde. Es würde dann in Frage kommen, ob das Gericht von 
Amts wegen ſolchen Beitritt als nicht geſchehen zu behandeln Hätte. 
Für den Fall, daß jemand ſeinen Beitritt als Nebenintervenient 
erklärt, der nicht als Dritter anzuſehen iſt, wird angenommen 
(Skonietzki, 871 Ziff. 2 Abſ. 2; a. A. wohl Stein 871 Abſ. 1, 
8 66 W), daß das Gericht von Amts wegen die Intervention als 
nicht vorliegend zu behandeln habe. Ob das auch in dem hier zu 
behandelnden Falle anzunehmen wäre, kann zweifelhaft erſcheinen. 
In der Regel ſetzt gemäß 8 71 SPD. die Zurückweiſung einer Neben⸗ 
intervention einen Antrag einer Partei voraus. Wenn man dem 
Gerichte die Befugnis zur Zurückweiſung der Nebenintervention in 
ſolchen Fällen ohne Antrag einer Partei nicht zubilligt, dann erkennt 
man damit die prozeſſuale Möglichkeit der Intervention auf beiden 
an. Denn ſie bleibt dann eben beſtehen, bis eine Partei mit Erfolg 
Widerſpruch erhebt. Iſt aber die prozeſſuale Möglichkeit zu ſolcher 
gegeben, dann muß man dem Dritten ein Recht, von dieſer Möglich- 
keit Gebrauch zu machen, auch gegen den Willen der Parteien ein⸗ 
räumen, ſofern ſein rechtliches Intereſſe an einem Beitritt auf 
beiden Seiten gegeben iſt. 


Iſt ſolcher doppelter Beitritt auf Grund einer Streitverkündung 
zuläſſig, dann muß er ſelbſtverſtändlich auch dann zuläſſig ſein, wenn 
eine Slreitverkündung nicht erfolgt iſt. Denn die Vorausſehungen 
der Zuläſſigkeit ind die gleichen, mag eine Streitverkündung ſtatt⸗ 
gefunden haben oder nicht. 

Was die Koſten anlangt, ſo werden ſie, ſoweit ſie auf ſeiten 
des Intervenienten erwachſen ſind, als zur Hälfte auf den Beitritt 
auf der einen Seite und zur Hälfte als auf den Beitritt zugunſten 
des anderen Teiles entfallend zu rechnen ſein; ſoweit dem Kl. oder 
dem Bekl. Koſten durch die Intervention erwachſen ſind, ſind ſie 
dann einfach ſo zu behandeln, wie wenn der Intervenient nur der 
ſchließlich ſiegreichen Partei beigetreten wäre, d. h. der ſiegreichen 
Partei hat er die ihr durch die Intervention etwa erwachſenen Koſten 
zu erſtatten. Rel. b. Rc. H. Huber, Leipzig. 
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Ungültige Beſtimmungen der preußiſchen 
Verwaltungs- Gebührenordnung. 
I: 
5 3 Grund des preuß. Gef. über ſtaatliche Verwaltungsgebühren 


ee ee 1923 hat der preuß. Juſtizminiſter am 26. März 1924 


aht ſchwankt von 1—300 Goldmark. Wenn auch gegen die 
5 if 5 i fate dieſer Beſtimmung nichts einzuwenden iſt, 


Nerger an der Verwaltung nach Möglichkeit zu verhindern ſuchen. 


1 5 durchaus bedenklich ſind aber die weiteren Beſtimmungen, 


Br Vertreters für einen Rechtsanwalt nach 825 Abſ. 2 der RAD. 


17 N 5 » 
2 Verordnung Gebühren für eine Tätigkeit erhoben, die der 
u. Seen e durch Reichsrecht übertragen ſind, ohne daß 
[ 
"geftaltung der Gebührenordnung könnte ſchließlich zu einer Be⸗ 


4 AD. im Widerſpruch ſtehen, nach welchem jeder zur Rechts⸗ 
brnalſchaft befähigte ein Recht auf Zulaſſung hat. Daß die Juſtiz⸗ 
habt * derartige Bedenken bei Erlaß der Verordnung ſelbſt ge⸗ 
el t, ergibt ſich aus der Bemerkung im Tarif: „Die Zulaſſung 
macht on der vorherigen Entrichtung der Gebühr nicht abhängig ge⸗ 
denen werden.“ Dieſe Einſchränkung iſt aber nicht geeignet, die Be⸗ 
Dasſelbe eden die Rechtsgültigkeit der Anordnung zu beſeitigen. 
uchen gilt hinſichtlich der Gebühren für die Prüfung von Er⸗ 
erſuchen ach dem Auslande in Zivilſachen. Es ſoll bei Zuſtellungs⸗ 
erſter Inſtan Gebühr von 2 Goldmark und bei Beweisbeſchlüſſen 
von 10 ftanz eine ſolche von 5 Goldmark, in der zweiten Inſtanz 
das deut oldmark erhoben werden. Damit werden neben den durch 
beſtimmt ſche Gerichtskoſtengeſetz für bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten 
zen Gebühren weitere Gebühren eingeführt. Nach 8 2 des 
S dies unzuläſſig, denn er beſtimmt: „Eine Erhebung von 
25 . anderen Abgaben neben den Gebühren findet nicht 
RI das Erſuchen um Zuſtellung im Auslande erfolgt nach $ 199 
Aug a um Aufnahme des Beweiſes im Auslande nach § 363 
Diefer Erf zwar durch den Vorſitzenden. Eine beſondere Prüfung 


— uchen durch die Dienſtaufſichtsbehörde iſt in der ZPO. 
e, Wenn eine ſolche aus Zweckmäßigkeitsrückſichten 


hebung m !tumgsiege vorgeſchrieben iſt, ſo wird dadurch die Er⸗ 
Gebühren ni beſonderen Gebühr neben den reichsgeſetzlich geregelten 
Ei nicht gerechtfertigt. 
es au igenartig, wenn auch rechtlich nicht zu beanſtanden, erſcheint 
weiſung Er die Verordnung die Ernennung zum Notar, die An⸗ 
e 90 anderen Amtsſißes und die Beſtellung eines Vertreters 
eamter; as tar von einer Gebühr abhängig macht. Der Notar ift 
oder die B war bisher nicht üblich, die Ernennung eines Beamten 
äigig 5 eſtellung eines Vertreters für ihn von einer Gebühr ab- 
für biefe anche. Beſonders auffallend iſt es, daß die Gebühren 
vielmehr Fi waltungshandlungen nicht feſt beſtimmt ſind, ihre Höhe 
zum Natar erhalb gewiſſer Grenzen ſchwankt, z. B. bei Ernennung 
Entſcheidung zwichen 50 und 200 Goldmark. Anſcheinend ſoll die 
überlaſſen nr die Höhe dem Ermeſſen der betreffenden Behörde 
at, ist nicht n. Nach welchen Grundſätzen dieſe ſich zu richten 
wird durch d erſichtlich. Die Unabhängigkeit der Rechtsanwaltſchaft 
7 Derartige Kautſchukbeſtimmungen gefährdet. 
RA. Walter Baſch, Berlin. 


Jede Ve t II. 

Zuſtand wäre D der Rechtspflege iſt bedauerlich; der ideale 
das Reich Di Unentgeltlichkeit der Rechtspflege. Aber nicht nur 
ſt dab 5 —.— auch die Länder brauchen Geld, viel Geld. Es 
ſätzlich die C. Ki, daß das preuß. Gef. v. 29. Sept. 1923 grund⸗ 
ſtaatlicher Orgarung von Verwaltungsgebühren für Amtshandlungen 
telgen, angeochnet die im weſentlichen im Intereſſe einzelner er⸗ 
eilnahme de hat. „Der Eindruck, daß die Behörden jede An⸗ 
91 verhindern Staatsbürgers an der Verwaltung nach Möglichkeit 
2 im einzelne en“, kann m. E. hierdurch nicht erweckt werden. 

ufſatzes nic, ent kann ich die Bedenken des Verf. des vorſtehenden 

398 ie a berechtigt anerkennen. 

u, Rechtsan ung einer Verwaltungsgebühr für die Zulaſſun 
Dee Erh 8 aeft uſw. wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
' 8 nur daun icht „reichsgeſetzlich vorgeſehen“ iſt; ein Hindernis 
geſchrieben Ei Petteben, wenn Gebührenfreiheit reichsgeſetzlich vor⸗ 
und daraus, den Eine ſolche ausdrückliche Vorſchrift beſteht nicht, 
der Zulaſſung 0 die Mitwirkung der Landesjuſtizverwaltung bei 
Reichsgeſetz angeordnet iſt, folgt keineswegs, 


Aim 
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daß dieſe unentgeltlich zu geſchehen habe. Auch aus 8 4 N20. 
kann ein Anſpruch auf Gebührenfreiheit nicht hergeleitet werden. 
Wie jeder Staatsbürger Anſpruch auf Rechtsſchutz hat, gleichwohl 
aber, wenn er das Gericht anruft, die entſprechenden Gebühren zu 
zahlen verpflichtet iſt, ſchließt auch der Anſpruch auf Zulaſſung 
gemäß $4 J. c. die Gehührenpflichtigkeit nicht aus. Selbſtverſtänd⸗ 
lich darf das Recht der Landesregierung zur Erhebung einer Gebühr 
für die Zulaſſung nicht dazu führen, daß das Recht auf Zulaffung 
praktiſch illuſoriſch gemacht oder doch beſchränkt wird. Unzuläſſig 
wäre deshalb die Vorſchrift, daß die Zulaſſung von der vorherigen 
Entrichtung der Gebühr abhängig ſein ſoll; der Tarif des Juſt M. 
enthält jedoch eine gegenteilige Vorſchrift, und die Rücknahme der 
einmal gewährten Zulaſſung wegen Nichtzahlung der Gebühr kann 
ſelbſtverſtändlich nicht in Frage kommen. Unzuläſſig wäre auch 
die Erhebung einer Gebühr von ſolcher Höhe, daß ihre Entrichtung 
einzelnen ſchwer fallen könnte; im vorliegenden Falle beſteht jedoch 
eine ſolche Beſorgnis nicht, weil die Gebühr (20 46 und im Falle 
einer weiteren Zulaſſung innerhalb zweier Jahre nach der früheren 
Zulaſſung 10%) nur gering iſt. Aus dieſen Gründen hat ſchon 
der VGH. Karlsruhe durch Urteil v. 30. Mai 1911 (JW. 1911, 
692 — Bad. Rpr. 1911, 224) die Erhebung einer Gebühr für 
die Zulaſſung, und zwar einer ſolchen von 60 , für zuläſſig er⸗ 
klärt (vgl. auch Friedlaender, Anm. 8 zu 8 4 RA). Sollte 
die Gebühr ſpäter erhöht werden, ſo könnte natürlich die Frage 
anders liegen. Zu prüfen wäre nur noch, ob die Juſtizverwaltung 
bei der Zulaſſung „im weſentlichen im Intereſſe einzelner“ handelt, 
ob alſo die Vorausſetzung des § 1 Geſ. v. 29. Sept. 1923 gegeben 
iſt. Aber auch dies iſt zu bejahen: die Zulaſſung iſt zwar im öffent⸗ 
lichen Intereſſe vorgeſchrieben, die Zulaſſung des einzelnen Antrag⸗ 
ſtellers liegt aber (zum mindeſten „im weſentlichen“) in feinen 
Intereſſe. Bezüglich der Erhebung einer Gebühr für die Beſtellung 
eines Vertreters eines RA. dürften überhaupt keine Bedenken beſtehen. 

2. 81 GKG. beſtimmt: „In den vor die ordentlichen Gerichte 
gehörigen Rechtsſachen, auf welche die ZPO. ... Anwendung findet, 
werden Gebühren und Auslagen der Gerichte nur nach Maß⸗ 
gabe dieſes Geſetzes erhoben.“ Wenn nun 82 die Erhebung von 
Stempeln und anderen Abgaben „neben den Gebühren“ ausſchließt, 
ſo können unter dieſen „Gebühren“ nur die Gebühren der Gerichte 
verſtanden werden. Die Prüfung von Auslandserſuchen wird aber 
nicht durch die Gerichte, ſondern durch andere Behörden bewirkt. 
Es iſt m. E. auch nicht richtig, daß dieſe Prüfung nur aus „Zweck⸗ 
müßigkeitsrückſichten im Verwaltungswege vorgeſchrieben“ ſei. Sie 
findet nur dann ſtatt, wenn nicht der direkte Verkehr mit der zu⸗ 
ſtändigen auslandiſchen Behörde zugelaſſen iſt, muß aber in dieſen 
Fällen erfolgen, da keiner zur Mitwirkung berufenen Behörde zu⸗ 
gemutet werden darf, daß ſie ein an ſie gelangendes Erſuchen ohne 
Prüfung weitergibt. 

3. Eigenartig iſt allerdings die Erhebung einer Gebühr für die 
Ernennung eines Notars uſw.; daß ſie nicht aus Rechtsgründen 
beanſtandet werden kann, nimmt offenbar auch der Verfaſſer an. 
Daß dieſe Gebühren nicht feſt normiert ſind, ſondern daß ihre Höhe 
innerhalb gewiſſer Grenzen ſchwankt, iſt aber m. E. nicht zu bean⸗ 
ſtanden. Augenſcheinlich ſoll der Wert, den im einzelnen Falle die 
Ernennung zum Notar, die Beſtellung eines Vertreters oder die 
Anweiſung eines andern Amtsſitzes hat, beſtimmend ſein. Wenn 
z. B. der Ernannte der einzige Notar am Orte ſein wird, oder wenn 
er ſich einer großen und einträglichen Anwaltspraxis erfreut, jo daß 
anzunehmen iſt, daß er bald auch eine ausgedehnte Notariatspraxis 
haben wird, oder wenn es ſich um die Vertretung eines viel be⸗ 
ſchäftigten Notars handelt, wird es nicht unbillig erſcheinen, daß 
über die Mindeſtſätze hinausgegangen wird und daß u. U. die Höchſt⸗ 
ſätze erhoben werden. Hierüber wird nicht das freie, ſondern das 
pflichtmäßige Ermeſſen der zuſtändigen Behörde zu entſcheiden haben, 
und daß dieſes ſich mit der Billigkeit im Einklange befinden wird, 
darf erwartet werden. Geh. IR. Irmler, Berlin. 


Zur Frage der Haftung der Rechtsanwälte. 


Die Rechtſprechung unterwirft den Anwalt einer ſtrengen Haf⸗ 
tung für jedes Verſchulden, die in ſchärfſtem, wie mir ſcheint nicht 
gerechtfertigtem Gegenſaz zu der Haftung des Richters fteht, da dieſe 
nach § 839 Abſ. 2 BGB. praktiſch fo gut wie ausgeſchloſſen iſt. 
Indeſſen bleibt die Frage, ob die Anforderungen des Geſetzes für 
dieſen Fall zu gering ſind, hier unerörtert. Wohl aber mag es von 
Wert ſein, zu unterſuchen, inwieweit überhaupt die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts nach menſchlichem Vermögen ohne auch leichte Ver⸗ 
ſehen und Irrtümer ausgeführt werden kann. Der Anwalt haftet für 
jeden Fehler: iſt es aber dem ſorgfältigſten und tüchtigſten Anwalt 
möglich, bei der Rechtsanwendung, auf deren Erörterung ich mich 
beſchränke, jeden Fehler zu vermeiden? Für die Antwort hierauf 
bieten die veröffentlichten RG.⸗Entſcheidungen wertvolle Anhalts⸗ 
punkte. Sie kritiſieren Och. ⸗Urteile. Die Richter am OLG. haben 
bei der Bildung ihrer Meinung vor dem Anwalt erhebliche Vor⸗ 
teile. Es wird ihnen ein Rechtsſtoff vorgelegt, der von vier Anwälten 
(oder bei gleichzeitiger Zulaffung des Anwalts am Och. und Odch. 
von zwei Anwälten je zweimal) und von einer Kammer des BC. be⸗ 
arbeitet, alſo ſchon geſichtet und nach rechtlichen Geſichtspunkten ge⸗ 
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gliedert iſt. Sie entſcheiden in der Beſetzung von fünf (jetzt drei) 
Richtern, jo daß die Gefahr von Flüchtigkettsfehlern und Fehlentſchei⸗ 
dungen überhaupt ſtark herabgemindert iſt. Sie ſind nicht durch die 
Notwendigkeit gedrängt, fi) in kurzer Zeit zu entſcheiden, wie der 
Anwalt häufig, weil die Geſchäfte ſeines Klienten nicht warten wollen. 
Ich will hiermit die Tätigkeit des Richters nicht irgendwie geringer 
eimſchätzen als die des Anwalts. Solche „geiſtigen Höhenmeſſungen“ 
find ohne Bedeutung. Beide Tätigkeiten erfordern einen ganzen 
Mann. Aber die Bedingungen, unter denen der Richter ohne Ver⸗ 
antwortlichkeit richtet, find für die Abgabe eines richtigen Urteils 
erheblich günſtiger als die, unter denen der Anwalt mit voller Ver⸗ 
antwortlichkeit ſeine Klienten beraten muß. 

Wird nun die richterliche Tätigkeit des OLE. derartig aus⸗ 
geübt, daß bei Anlegung des für die Haftung der Anwälte geltenden 
Maßſtabes eine Haftung der Richter ausgeſchloſſen wäre? Wie eine 
ſchnelle Betrachtung veröffentlichterEntſcheidungen des RG. zeigt, iſt 
das Gegenteil der Fall. 

In Rc. 70, 426 handelt es ſich darunt, wann ein verkaufter 
Motor als Lieferungsgegenſtand ausgeſondert worden iſt. Das OLG. 
nimmt an, es genüge, daß der Verkäufer „ausweislich der Korre⸗ 
ſpondenz im Laufe der weiteren Verhandlungen den zu liefernden 
Motor ausgeſchieden und damit den Auftrag auf einen beſtimmten 
Lieferungsgegenſtand konzentriert“ habe. Das NE. verwirft dieſe nach 
8 243 Abſ. 2 ja zweifellos verfehlte Auffaſſung und verlangt Willens⸗ 
einigung beider Teile dahin, daß ſich der Vertrag auf die Leiſtung 
eines beſtimmten Gegenſtandes beſchränken ſoll. Schwerlich würde 
der Rechtsanwalt der Haftung für alle Folgen einer derartigen fal⸗ 
ſchen Rechtsauſicht entgehen. 

Im Falle RG. 102, 199 überſieht das Oech., daß die Ein⸗ 
tragung v. 9. Aug. (einer in das Handelsregiſter einzutragenden Tat⸗ 
ſache) am darauf folgenden Tage, dem Zeitpunkt des ſtreitigen Ver⸗ 
tragsabſchluſſes, noch nicht bekannt geweſen war und eine Anwendung 
des 515 Abs. 2 HGB. deshalb überhaupt nicht in Frage kommk. 
Haftung des Rechtsanwalts d 

In RG. 103, 60 wird erklärt, daß das Urteil des OLG. Dresden 
gegenüber klarer Geſetzesbeſtimmungen „ohne weiteres unhaltbar“ ſei. 
Seuff Arch. 76, 20 hat der Berufungsrichter ohne eine eutſprechende 
Behauptung des Kl. einen Übergabeerſatz nach 83 930, 868 BGB. feſt⸗ 
19 85 und dadurch gegen den Verhandlungsgrundſatz der ZPO. ver⸗ 
toben. 

In JW. 1916, 575 wird feſtgeſtellt, daß das OLG. zu Unrecht 
den § 1614 Abſ. 1 BGB., wonach auf Unterhaltsanſprüche für die 
Zukunft nicht verzichtet werden kann, auch auf den geſetzlichen Au⸗ 
ſüruch des geschiedenen Ehegatten angewendet hat, obſchon im 8 1580 
Abſ. 3 BGB. der § 1614 auf dieſen Fall nicht für mitanwendbar 
erklärt iſt. 

JW. 1921, 1548 iſt ein Urteil wegen Nichtausübung der Frage⸗ 
pflicht nach 8 139 ZPO. aufgehoben worden. Prof. Stein bemerkt 
dazu: „Bemerkenswert iſt alſo nur die Tatſache .., daß es noch 
dentſche Gerichte gibt, die ſich der im $ 139 aufgeſtellten Fragepflicht 
im kritiſchen Augenblick nicht bewußt ſind. ... Es iſt beſchämend, daß 
dieſe Erwartung (sc. daß derartiges nicht mehr vorkommen könne) 
geläuſcht wird. 

In einer in der Hang. 1921 Sy. 815 mitgeteilten Entſch. 
wird feſtgeſtellt, daß das OLG. die den Fall entſcheidende BRNO. 
über Veräußerungen von Kauffahrteiſchiffen ins Ausland überſehen hat. 

JW. 1922, 13928 iſt eine Entſch. mitgeteilt, laut welcher auf 
Anregung des Berufungsgerichtes der Beklagte perſönlich (nicht 
durch einen Rechtsanwalt) Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 
beantragt und erhalten hat. Trotzdem war die Berufung dann man⸗ 
gels eines ſormrichtigen Wiedereinſezungsantrages als unzulaſſig 
verworfen worden. In den Gründen des RG. heißt es: „Das BG. 
hat richtig erkannt, daß der Beſchluß v. 4. Sept. 1920, ſoweit er 
die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gewährt, auf einer Anzahl 
von Verfahrensverſtößen beruht. — Das Verfahren des BG. bewegt 
ſich außerhalb der Vorſchriften der ZPO.“ — 

RG. 102, 242 wird feſtgeſtellt, daß das OLG. den in der 
Rechtſprechung des RG. feſtſtehenden Begriff der mitwirkenden Urſache 
überjehen und die Klage eines entlaſſenen Beamten auf Grund Be⸗ 
triebsunfalles deshalb abgewieſen hat, weil der Betriebsunfall nicht 
die alleinige Urſache der erlittenen Verletzung geweſen fei. 

JW. 1924, 325 hat der Gläubiger, der Schadenserſatz verlangt, 
Triſt nach 8 250 BGB. geſetzt, die ohne Erfüllung verſtrichen iſt. 
Trotzdem ermittelt das KG. den zu erſetzenden Schaden unter dem 
Geſichtspunkt, daß nach 8 249 Naturalherſtellung zu leiſten ſei! 
(Vgl. die Bemerkung von Oertmann J. 0.) 

Es bleibt dahingeſtellt, ob, wenn wir ein Oberreichsgericht 
hätten, dieſes auch in Entſch. des RG. zweifellos Rechtsverſtöße feſt⸗ 
ſtellen würde. 

Die hier mitgeteilten Entſcheidungen find nicht etwa in längerer 
Arbeit geſammelt, ſondern ſie haben ſich mir ergeben, als ich kurze 
Zeit beim Leſen der Sammlungen auf dieſen Geſichtspunkt achtete, 
wie ſie ja auch meiſtens zeitlich eng zuſammengehören. Ich habe 
daher keinen Zweifel, daß ſich bei genauer Durchſicht der veröffent⸗ 
lichten Entſcheidungen in den Urteilen der OLG. und vor allen 
Dingen auch der LG. zahlreiche Fälle falſcher Rechtsanwendung 
finden würden. Schon die angeführten Stellen dürften genügen, 
um den Nachweis zu liefern, daß die Entſcheidung nicht ganz ein⸗ 
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facher Rechtsfragen ohne gelegentliche Fehlurteile überhaupt nicht 
möglich iſt. Es iſt dies keineswegs verwunderlich. Bekanntlich ſoll 
ſogar der gute Homer bisweilen geſchlafen haben, und der größte 
Künſtler ſteht nicht immer auf der Höhe ſeiner Leiſtungen. Mit der 
Ausübung wiſſenſchaftlicher Tätigkeit für die Praxis ſteht es nicht 
anders. Körperliches und ſeeliſches Befinden und eine Menge von 
Umftänden, die dem Handelnden ſelbſt im einzelnen gar nicht be⸗ 
wußt ſind, beeinfluſſen die Güte ſeiner Arbeit vielfältig. Welcher 
Anwalt (und für Richter, Arzte, Techniker uſw. gilt nichts anderes) 
muß ſich deun nicht oft geſtehen, eine Arbeit weniger gut erledigt 
zu haben als es ihm in anderen Fällen ſchon gelungen iſt? Es mag 
dahingeſtellt bleiben, ob in allen oben mitgeteilten Fällen nur leichte 
Fahrläſſigkeit vorliegt. Es beſteht keinerlei Veranlaſſung, den An⸗ 
walt von der Haftung für grobe Fahrläſſigkeit freizulaſſen, dar⸗ 
über hinaus aber ſollte die Verantwortung nicht gehen. Jede hoch⸗ 
qualifizierte geiſtige Tätigkeit iſt, wie die Erfahrung auf allen 
Gebieten zeigt, der Gefahr des Mißlingens im einzelnen Fall aus⸗ 
geſetzt. Niemand kann dafür aufkommen, daß er ſtets das leiſtet, 
was er überhaupt unter günſtigen Bedingungen leiſten kann, und 
ein Zurückbleiben hinter der an ſich möglichen Höchſtleiſtung in der 
Art, wie es ſich aus den angeführten Fällen ergibt, wird ja auch 
bei milder Beurteilung mindeſtens als leichtfahrläſſig bezeichnet 
werden müſſen, würde alſo eine fachlich unberechtigte Schadens⸗ 
erſatzpflicht herbeiführen. 

Wenn nun auch die ſtrengere Haftung des Anwalts rechts⸗ 
politiſch unhaltbar ſein mag, ſo bedarf doch die Frage, ob ſie nicht 
dem geltenden Geſetz entſpricht, einer beſonderen Prüfung Für 
das gemeine Recht wurde vereinzelt gelehrt, daß eine Haftung 
des Rechtsanwalts nur im Falle grober Fahrläſſigkeit eintritt, die 
herrſchende Meinung ließ jedoch Haftung für jede Fahrläſſigkeit ein⸗ 
treten. Für das geltende Recht wird, ſoweit ich ſehe, dieſe allgemein 
angenommen. Ich möchte nicht glauben, daß dies zu billigen iſt. 
Nach 8276 BOB. hat allerdings der Schuldner jede Fahrläſſigkeit 
zu vertreten, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. Dieſe „Beſtim⸗ 
mung eines andern“ braucht nicht durch das Geſetz ausdrücklich zu 
erfolgen. Angenommen, es wäre bewieſen — und ich gehe bei 
dieſer Arbeit davon aus, daß es bewieſen iſt —, daß die Beherrſchung 
unſeres Rechtsſtoffes niemandem in dem Maße möglich iſt, daß er 
vor gelegentlichen fehlerhaften Anwendungen gejhüst wäre, fo wäre 
es offenbar reine Unvernunft, wenn das Geſetz irgend jemanden für 
Verſehen haften laſſen wollte, die zu vermeiden nicht in ſeiner 
Macht liegt. 

Oder ein anderes Beiſpiel: es ſei ein neues chirurgiſches Ver⸗ 
fahren erarbeitet, durch das Kranken in bisher ausſichtsloſen Fällen 
geholfen wird, feine Anwendung aber ſo ſchwierig und verwickelt, 
daß erfahrungsgemäß mindeſtens jede zehnte Operation auch dem 
geſchickteſten Arzt infolge irgendeines Verſehens bei mehrſtündiger, 
ununterbrochener Arbeit mißlingt. Soll nun der Arzt, dem die 
Menſchheit einen vielleicht ungewöhnlich großen Fortſchritt verdankt, 
zum Lohne ſeiner ſegensreichen Tätigkeit durch Haftpflichtprozeſſe 
zugrunde gerichtet werden? Man kann nicht einwenden, daß ſolchen⸗ 
falls keine Fahrläſſigkeit vorliege, weil das gelegentliche Mißlingen 
eben unvermeidlich ſei. Eine ſolche Betrachtung iſt für die Recht⸗ 
ſprechung unzuläſſig. Menſchliche Handlungen ſcheinen nur frei, 
ſolange man ſie vereinzelt betrachtet. Wie die Statiſtik eine Geſetz⸗ 
mäßigkeit ſcheinbar willkürlicher menſchlicher Handlungen, als Maſſen⸗ 
erſcheinungen betrachtet, lehrt, ſo ſind auch die Handlungen des 
einzelnen Menſchen, in ihrem Zuſammenhang betrachtet, nicht will⸗ 
kürlich. Der eine Schüler macht durchſchnittlich x, der andere 
y Rechenfehler, und jo bleibt es durch das ganze Leben, auch bei 
anderen Aufgaben. Wollte man alſo den Arzt in obigem Beifpiel 
deshalb von der Haftung für einen verſchuldeten Mißerfolg frei⸗ 
laſſen, weil er kein ſtets gleichmäßig arbeitender Automat, ſondern 
ein Störungen unterworfener, menſchlicher Organismus iſt, ſo müßte 
man nicht nur auf den Anwalt, ſondern auch auf jeden irgendwie 
tätigen Menſchen denſelben Maßſtab anlegen. Das Ergebnis wäre 
ſchon deshalb unannehmbar, weil man dem einzelnen Fall nicht an⸗ 
ſehen kann, ob er einem nach dem Charakter des Handelnden unver⸗ 
meidlichen Verſagen oder einem auch menſchlich tadelnswerten Nicht⸗ 
auſpannen der Aufmerkſamkeit entſpringt. Man muß alſo rechtlich 
jeden Fall für ſich beurteilen, und deshalb kommt man zu wider⸗ 
ſinnigen und ungerechten Ergebniſſen, wenn man bei hochſtehender 
geiſtiger Tätigkeit Haftung für leichte Fahrläſſigkeit annimmt. 

Zu ſolchem Ergebnis darf die Auslegung des Geſetzes niemals 
führen. In den Fällen, wo eine leichte Fahrläſſigkeit erfahrungs⸗ 
gemäß nicht immer vermieden werden kann, iſt eben „beſtimmt“, 
daß für ſolche keine Haftung eintritt, weil ſonſt das Geſetz wider⸗ 
ſinnig und ungerecht wird. 

Ich glaube, daß auch das Gerechtigkeitsgefühl des Richters, 
eine der wichtigſten Stützen der Rechtsordnung, geſtärkt wird, wenn 
die Haftung des Anwalts für leichte Fahrläſſigkeit in Fortfall kommt. 
Wenigſtens kann ich mich nicht von dem Gedanken frei machen, daß 
es für einen gewiſſenhaften Richter niederdrückend ſein muß, einen 
Anwalt wegen eines Kunſtfehlers verurteilen zu müſſen, von dem er 
ſich oft ſagen muß, daß er ihm hätte auch unterlaufen können, 
manchmal vielleicht auch, daß er ihm ſchon unterlaufen iſt. 

Wer daran feſthält, daß nach geltendem Recht der Anwalt 
für jedes Verſehen haftbar ift, ſollte ſich dann wenigſtens der Ein⸗ 
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he nicht verſchließen, daß dieſer Zuſtand dringend der Abänderung 
zung Ur die wohl zunächſt auf dem Wege der Selbſthilfe durch Ver⸗ 
— mit dem Mandanten herbeizuführen wäre. Solche Ver⸗ 
8 ei würde allerdings die Haftung des Anwalts ans unerlaubter 
le ung, ſoweit fie nicht dem Mandanten gegenüber beſteht, unbe⸗ 
1 it laſſen, doch iſt dieſe praktiſch ja von ungleich geringerer 
Uung als die Haftung dem Mandanten gegenüber. 
RA. Dr. Roland Behrend, Hamburg. 


Entgegnungen. 
Das Dreimänner-Kollegium heim Gberlandesgericht ). 
Es iſt kein hübſches Bild, das Heilberg JW. 1924, 449 


1 2 hi \ berg J N 
Ref reimänner⸗Senat beim OLG. entwirft: Vorſitzender und 
een kommen mit „vorgefaßter“ Meinung und haben ſich „taube 


deb gemacht, der dritte Richter wird „als quantité négligeable 
a andelt“, schaltet ſich vielleicht durch Unaufmerkſamkeit ſelbſt aus 
höltn! auch „taube Ohren“. Es kann nicht dazu dienen, das Ver⸗ 
— zwiſchen Gericht und Anwalt zu fördern, wenn in ſo ver⸗ 

der Weiſe den Richtern grobe Pflichtverletzung — denn darauf 


fete die Behauptungen hinaus — vorgeworfen wird, und man 
nie ſich erſtaunt, woher denn jemand, der der Beratung des Gerichts 


Be nögligeable behandelt wird und ſich behandeln läßt. Und 


neferenten? Doch auf ihrer Kenntnis der Akten, d. h. der Kenntnis 


Akten Ohren gemacht“ hätten. Selbſtverſtändlich wird der aus den 


liche Inhalt des Vorgetragenen bekannt iſt, die Ausführungen der 


wird wertreter auf ſich wirken laſſen, und in zweifelhaften Fällen 


des 8 ! . 

Mita davon durchdrungen, daß die Verantwortung für jedes 
Zahl de Kollegiums nur noch größer geworden iſt, ſeitdem die 
Auf 45 Mitglieder vermindert iſt, und demgemäß wird auch die 


zultindrreilic darin wird wohl jeder Richter beim OLG. Heilberg 
laſſen, 155 daß wir hoffen, es werde ſich möglichſt bald ermöglichen 
Verſchlecheſe Erſparnismaßnahme wieder aufzuheben. Denn eine 
Richter no der Rechtſprechung iſt ſie ſicherlich. Das Fünf⸗ 
gut en iſt gerade auch in Zipilſachen ein zahlenmäßig ſehr 
eie umengeſetztes Gericht. Zwei Richter des Od. mehr be⸗ 
N ein erhebliches Mehr an Anregung, an Kenntniſſen und 
ung, und im Intereſſe der oberlandesgerichtlichen Recht⸗ 
nern ware die möglichſt baldige Wiederherſtellung des Finf- 
Kollegiums dringend zu wünſchen. 
SenPräſ. Dr. Matthieſſen, Kiel. 


Rechtskraft des Vorprozeßurteils für den Ent⸗ 
wertungsanſpruch? 
Di 5 A. 

Re nis führungen Heuſchels in JW. 1924, 158 können 
edeutun = angejehen werden. Bei der großen grundſätzlichen 
ae „ behandelten Frage über die Periode der Geldentwer⸗ 
gend geboten W prozeſſualer Hinſicht erſcheint eine Klärung drin⸗ 
Beiſpiel 9 ehr enn — um bei dem als Ausgangspunkt genommenen 
eine Forderun chels zu bleiben — ein rechtskräftiges Urteil über 
ein ſolches en eee aus dem Jahre 1921 ergeht, jo ſtellt 
gut weierlei feit: 
Denn ade, Derehtägung der Forderung dem Grunde nach. — 
v. auf teren, hätte das Urteil auf Klagabweiſung im ganzen 
“weile Kiagabweiſung ergehen muſſen. 
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2 TE r 

Wenge Berechtigung der Forderung zur Höhe des eingeklagten 
ee anders ausgedrückt: 

enthält lebte bellung des Urteils, daß 100 000 geſchuldet werden, 


ſpruch a eichzeitig die zwingend logiſche Feſtſtellung, daß der An⸗ 
— I dem Grunde nach Se 2 
1 2 
) Siehe auch oben S 
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Wäre im gegebenen Falle die Sachlage die, daß zwar die Höhe 
des Anſpruches aus den vorgelegten Belegen ohne weiteres her⸗ 
vorginge, daß aber die Frage, ob überhaupt dem Kläger ein An⸗ 
ſpruch zuſteht, angeſichts des Beſtreitens des Beklagten ungeklärt 
iſt, ſo würde der Richter, der gleichwohl ein Urteil auf Zahlung von 
100 000 erläßt, zweiſellos nicht nur ein unzuläſſiges, ſondern ein 
vollkommen unſinniges Urteil erlaſſen. 

Niemand zweifelt daran, daß, wenn zunächſt ein Urteil über 
den Grund des Anſpruches ergeht und dieſes Urteil Rechtskraft er⸗ 
langt, der Beklagte in dem Verfahren über die Höhe Einwendungen, 
die ſich gegen den Grund des Anſpruches richten, nicht mehr vor⸗ 
bringen kann. F 

Es iſt nicht einzuſehen, warum bezüglich der Rechtskraft gegen- 
über dem Grunde des Anſpruches die Sache anders liegen ſoll, 
wenn in ein und demſelben rechtskräftigen Urteil über den Grund 
und die Höhe des Anſpruches entſchieden iſt. 

Aus dieſem Geſichtspunkt heraus, der m. E. von Henſchel 
überſehen iſt, kann daher der Schuldner, wenn der Gläubiger in 
einem Nachprozeß den ihm durch verſpätete Zahlung erwachſenen 
Geldentwertungsſchaden einklagt, den Grund des Anſpruches nicht 
mehr beſtreiten, denn inſofern liegt res judicata vor. 

Nun heißt es allerdings in Seuffert, Kommentar zur ZPO., 
11. Aufl., S. 497, unter Auführung zahlreicher RGeEntſch.: 

„Iſt das Urteil, welches feſtſtellt, daß der erhobene Anſpruch 
vorbehältlich der Entſcheidung über den Betrag begründet ſei, rechts⸗ 
kräftig, ſo kann zwar der Kläger nach § 269 Nr. 2 ſeinen Antrag 
noch über den urjprünglich genannten Betrag hinaus erweitern; 
aber da ſich die Rechtskraft auf den erhobenen Anſpruch beſchränkt 
(8 322), erſtreckt ſich die Rechtskraft jenes Urteils über den Grund 
nicht auf den erſt durch die Erweiterung erhobenen Anspruch.” 

Dieſe Feſtſtellung mag für Klagerweiterungen zutreffen, die 
tatſächlich auch materiell eine Erweiterung der urſprünglichen Klag⸗ 
forderung ſtellen. Hierzu gehört aber der Anſpruch aus der Geld⸗ 
entwertung nicht, denn er iſt nichts anderes als eine Schaden- 
erſatzforderung auf Grund des Verzuges des Schuld⸗ 
ners, der durch das Urteil im Vorprozeß rechtskräftig feſtgeſtellt 
iſt (vgl. dazu RG. in JW. 1923, 457 hinſichtlich der Verjährung 
des infolge der Geldentwertung erhöhten Anſpruchs). Die Rechtslage 
iſt nicht anders als in dem bei Abraham, JW. 1923, 901, an⸗ 
geführten Urteil des RG. in JW. 1910, 393. In dem dort ent⸗ 
ſchiedenen Falle war im Vorprozeß rechtskräftig feſtgeſtellt worden, 
daß Beklagter zur Lieferung von Aktien verpflichtet war. Im Nach⸗ 
prozeß klagte Kläger auf Erſtattung des Schadens, der ihm durch 
den Verzug des Beklagten entſtanden war. Das RG. ſagt, es könne 
in dieſem Prozeß nicht mehr in Frage geſtellt werden, daß der im 
Vorprozeß geltend gemachte Auſpruch zu Recht beſtehe, weil diefer 
Anſpruch rechtskräftig feſtgeſtellt ſei und der Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verzuges lediglich eine von dem Hauptanſpruch abhängige 
Forderung darſtelle. 

Das entgegengeſetzte Ergebnis, zu dem Henſchel gelangt, iſt 
nicht nur „zunächſt formaliſtiſch“, wie er meint, ſondern würde in 
der Praxis zu ganz unhaltbaren und die Gerichte außerordentlich be⸗ 
laſtenden Folgeerſcheinungen führen. 

Man nehme folgenden Fall: 

Dem Kläger ſteht eine Forderung in Höhe von 1000 GM. zu, 
die er 1921 bei einem Kursſtand von 20 mit 20000 Papiermark 
einklagt. Auf rechtskräftiges Urteil hin wird der Betrag 1922 gezahlt 
bei einem Kursſtande für die Goldmark von 1000. Kläger klagt 
erneut auf Zahlung von 500 000 % in der Annahme, dadurch für die 
noch fehlenden 980 Goldmark gedeckt zu fein. 1923 ergeht ein 
rechtskräftiges Urteil, auf Grund deſſen Beklagter die Forderung bei 
einem Kursſtande von 100000 pro Goldmark (alſo weitere 5 Gold⸗ 
mark) zahlt. 

Jetzt ſieht der Kläger ein, daß es ihm mit der Geldentwertung 
ebenſo geht wie dem Achilles bei dem Wettlauf mit der Schildkröte 
in dem bekannten Gleichnis des Philoſophen Zeno — er kaun fie 
nicht einholen. Er klagt alſo jetzt „wertbeſtändig“ — muß aber 
dafür den dritten Prozeß riskieren. (Manche haben ſich auch nicht 
ſo ſchnell umgeſtellt wie der Kläger in dieſem Beiſpiel.) 

Soll nun der Beklagte in allen drei Prozeſſen das Recht haben, 
den Grund des Anſpruches jedesmal von neuem und mit neuen Ein⸗ 
wendungen und Beweisautretungen zu bekämpfen? Die Frage ſtellen, 
heißt fie verneinen. Ihre Bejahung iſt aber die logiſche Folgerung 
aus der von Henſchel vertretenen Rechtsauffaſſung. 

Gewiß kann es in einzelnen Fallen für den Schuldner unange⸗ 
nehm und folgeſchwer ſein, wenn die über die Papiermark ſautende 
Entſcheidung des Vorprozeſſes infolge Geldentwertung und Ent⸗ 
laſtungsverordnungen reviſious⸗ und ſogar berufungsunfähig wird, 
und ihm dadurch das Mittel genommen iſt, ein offenbar unrichtiges 
Urteil der Nachprüfung der höchſten Inſtanz zu unterbreiten. Aber 
dagegen gibt es, wie auch Henſchel nicht verkennt, das Mittel der 
negativen Feſtſtelluugsklage bzw. der Widerklage, wie ſie Abra⸗ 
ham a. a. O. empfiehlt. 

„Die praktiſchen Bedenken, die nach Henſchel der Anwendbar⸗ 
keit der negativen Feſtſtellungsklage entgegenſtehen ſollen, liegen wohl 
lediglich auf dem Gebiete des Prozeßkoſtenriſikos. Naturgemäß aber 
kann eine ſolche Widerklage nur in allen den Fällen erhoben werden, 
wo ſich der Kläger Geldentwertung bereits vorbehalten, oder zum 
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mindeſten ſich ſolcher Anſprüche berühmt hat. Das iſt aber m. E., 
ſoweit es ſich um Zeiten handelt, in denen die Geldentwertung von 
Tag zu Tag weiter fortſchritt, die Pflicht des Klägers. 
Unterläßt er im Vorprozeß bereits einen Vorbehalt bezüglich der 
Geldentwertung zu machen — entzieht er alſo dem Gegner die Mög⸗ 
lichkeit, eine Feſtſtellungsgegenklage bzw. Widerklage über dieſen 
Punkt zu erheben —, ſo muß er, falls er in einem neuen Prozeß 
die Geldentwertung einklagt, damit rechnen, daß das Gericht ſeinen 
Anſpruch aus dem Geſichtspunkt der res judicata abweiſt. Es mag 
in dieſer Beziehung auf die zutreffenden Ausführungen des HanſoG. 
in einem Urteil v. 2. Okt. 1923 (Bf VIII 273/23) verwieſen werden, 
in dem es heißt: 

„In einer wirtſchaftlich ſo geſpannten Lage, wie ſie bereits 
im November 1923 beſtand, pflegte ſich der Geſchäftsmann gegenüber 
Anſprüchen, wie den hier erhobenen, deren Höhe mit dem Stande 
ausländiſcher Währungen zuſammenhingen, durch geſchäftliche Maß⸗ 
nahmen zu ſichern. Die Klägerin mußte davon ausgehen, daß es 
auch für den Beklagten (in dieſem Falle den Eiſenbahnfiskus) wichtig 
ſei, zu erfahren, ob weitere, nach dem Stande ausländiſcher Wäh⸗ 
rungen veränderliche Anſprüche an ihn geſtellt werden würden. Die 
notwendige Rückſicht auf den Vertragsgegner erforderte daher unver⸗ 
zügliches Hervortreten mit ſolchen Ansprüchen.“ 

Aus dieſem Geſichtspunkt heraus hat das OLG. die Schadens⸗ 
erſatzklage wegen verzögerter Zahlung aus einem rechtskräftigen 
Urteil abgewieſen, weil die Klägerin erſt mit Schadenserſatzanſprüchen 
hervorgetreten war, als die Eiſenbahn, nachdem der Vorprozeß durch 
drei Inſtanzen gegangen war, die urſprüngliche Klagforderung nebſt 
Zinſen bezahlt hatte. 

Alſo in dieſer Beziehung dürften die Intereſſen des Schuldners 
auch dann gewahrt ſein, wenn man bezüglich der Rechtskraft des 
Vorprozeſſes die von Henſchel vertretene Auffaſſung nicht teilt. 

RA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 


B. 

Bei dieſem von Abraham, ZW. 1923, 901, aufgeworfenen, 
von Henſchel, JW. 1924, 158, beſprochenen Thema handelt es 
ſich um eine Frage, wie ſie heute den Gerichten täglich zur Entſchei⸗ 
dung vorliegt. Es darf deshalb das Ergebnis der Henſchelſchen 
Unterſuchungen, das zu lebhaften Bedenken Anlaß gibt, nicht un⸗ 
widerſprochen bleiben. 

Henſchel geht von dem Falle aus, daß jemand heute den 
Geldentwertungsſchaden für einen im Jahre 1921 entſtandenen 
und eingeklagten, im Jahre 1923 rechtskräftig entſchiedenen An⸗ 
ſpruch auf Zahlung von 100 000 % (Papiermark) einklagt. Er 
kommt zu dem Ergebnis, daß das im erſten Prozeß ergangene 
rechtskräftige Urteil auf den Anſpruch des zweiten Prozeſſes über⸗ 
haupt keine Wirkungen äußert, daß zur Begründung der neuen 
Klage vielmehr abermals der Nachweis gehört, 

1. daß der Hauptanſpruch überhaupt beſtanden habe, 

2. daß er 1921 fällig geweſen ſei. 

Dieſes Ergebnis kann für zutreffend nicht erachtet werden, 
vielmehr iſt der von Abraham a. a. O. angedeuteten bejahenden 
Beantwortung der geſtellten Frage zuzuſtimmen. 

Die aufgeworfene Frage bedarf zunächſt, wie wohl auch Hen⸗ 
ſchel will, inſofern einer Begrenzung, als mit der erſten Klage 
ein zur Zeit der Klagerhebung das zugrunde liegende Rechtsver⸗ 
hältnis bögl. der Hauptforderung erſchöpfender Anſpruch (nicht 
ein Teilanſpruch) geltend gemacht iſt, und weiterhin ein Anſpruch, 
der nicht im eigentlichen Siune des Wortes „aufwertbar“ (etwa 
auf Grund der §s 157, 242, 607 Abſ. 1 BGB.) iſt, d. h. kein An⸗ 
ſpruch, der ſchon zur Zeit der Klagerhebung infolge einer zwiſchen 
Entſtehung und Fälligkeit eingetretenen Geldentwertung entwertet 
iſt. Demgemäß handelt es ſich in dem zweiten Prozeß auch nicht 
etwa um einen Aufwertungsanſpruch im eigentlichen Sinne, ſondern 
um einen Schadenserſatzanſpruch, der ſich darauf gründet, daß 
durch den Verzug des Beklagten in der Erfüllung des im Vor⸗ 
prozeß eingeklagten Anſpruchs dem Kläger infolge der inzwiſchen 
eingetretenen Geldentwertung ein Schaden entſtanden iſt (SS 286, 
288 Abſ. 2 BGB.). 

1. Wenn Henſchel bei Prüfung der von ihm in vorſtehender 
Begrenzung aufgeworfenen Frage lediglich einen „Geldanſpruch von 
100 000 /“ als Gegenſtand der erſten Klage und des erſten Urteils 
nennt, jo liegt anſcheinend in dieſer farbloſen Bezeichnung der 
Grund für den unzutreffenden Schluß, zu welchem er kommt. Nicht 
ein Geldanſpruch von 100 000 % ſchlechthin iſt eingeklagt und zur 
Aburteilung gekommen, ſondern Gegenſtand des Vorprozeſſes waren 
100 000 % Kaufpreis⸗, Werklohn⸗, Darlehens⸗, Schadenserſatz⸗ njw. 
Forderung aus einem beſtimmten Vertragsverhältnis. Nun ſind 
nach § 322 ZPO. Urteile der Rechtskraft allerdings nur inſoweit 
fähig, als über den durch die Klage erhobenen Anſpruch entſchieden 
iſt, d. h. aber nach herrſchender Lehre, daß Gegenſtand der Rechts⸗ 
kraft, d. h. der Bindung des Richters im zweiten Prozeß die Ent⸗ 
ſcheidung iſt, daß ein beſtimmter Tatbeſtand die im Vorurteil be⸗ 
jahte oder verneinte materielle oder prozeſſuale Rechtsfolge hat oder 
nicht, daß alſo im erſten Prozeſſe auch der Rechtsgrund des im 
Urteilstenor enthaltenen Auſpruchs rechtskräftig feſtgeſtellt wird (vgl. 
Stein, ZPO. Aum. V zu § 322). Mit Recht weiſt Stein a. a. O. 
darauf hin, daß ein Anſpruch auf Jahlung ſchlechthin und ein Aus⸗ 


ſpruch über einen ſolchen Anſpruch ohne Angabe des Rechtsgrundes 
mehrdeutig und unbeſtimmt iſt, und daß erſt durch die (aus den 
Urteilsgründen zu entnehmende) Hinzufügung, daß Zahlung aus einem 
beſtimmten Rechtsverhältnis geſchuldet wird, die Rechtsfolge taug⸗ 
licher Gegenſtand der Rechtskraft wird. Den gleichen Standpunkt 
vertritt das RG. (vgl. RG. 50, 416; 80, 323, ſowie beſonders 
die auch ſchon von Abraham zitierte Entſch. JW. 1910, 393): „Es 
wird durch die rechtskräftige Verurteilung zur Leiſtung eben nicht 
ein abſtrakter Anſpruch, ſondern der konkrete, durch Klage oder Wider⸗ 
klage erhobene Anſpruch unbeſtreitbar feſtgeſtellt.“ Danach ſteht alſo 
im geſetzten Falle rechtskräftig feſt, daß der Beklagte 100 000 % 
aus einem beſtimmten, im Jahre 1921 begründeten Rechtsverhältnis 
ſchuldet. Verlangt der Gläubiger in einer zweiten Klage 1923 den 
Schaden erſetzt, der ihm infolge der inzwiſchen eingetretenen Geld⸗ 
entwertung dadurch entſtanden iſt, daß der Beklagte die durch das 
Vorurteil zuerkannte Hauptforderung aus dem Jahre 1921 nicht 
bezahlt hat, ſo iſt der unmittelbare Klagegrund der zweiten Klage 
zwar ein anderer als der des Vorprozeſſes, nämlich Verzug; Voraus⸗ 
ſetzung des nunmehr geltend gemachten Anſpruchs iſt jedoch, daß 
der Anſpruch auf die Hauptforderung überhaupt beſtand. Das Be⸗ 
ſtehen dieſer Vorausſetzung iſt aber im Vorprozeſſe rechtskräftig feſt⸗ 
geſtellt. Es braucht alſo weder der Kläger, wie Henſchel meint, 
nochmals den Nachweis des Beſtehens der Hauptforderung zu führen, 
noch kann Beklagter dieſe Grundlage der zweiten Klage angreifen. 
Das gilt natürlich analog, wenn die Klage wegen der Hauptforde⸗ 
rung im Vorprozeſſe abgewieſen iſt. Anders liegt die Sache, wenn 
im zweiten Prozeß nicht ein reiner Verzugsſchaden, ſondern ein 
Aufwertungsauſpruch im eigentlichen Sinne erhoben wird. 
Iſt z. B. ein im Jahre 1914 gegebenes Darlehen von 100 000 % 
im Jahre 1921, nach eben eingetretener Fälligkeit eingeklagt und 
Verurteilung auf 100 000 % ergangen und wird im zweiten Prozeß 
über die ausgeurteilten 100 000 % hinaus derjenige Betrag ver⸗ 
langt, welcher zur Zeit der Fälligkeit im Jahre 1921 dem Werte 
von 100 000 % im Jahre 1914 entſprach (Aufwertung im eigent⸗ 
lichen Sinne), fo find beide Anſprüche Teile eines Geſamtauſpruchs, 
d. i. desjenigen Auſpruchs, den Kläger auf Grund des Darlehns⸗ 
vertrages in Anwendung des 8 607 Abſ. 1 BGB. zu fordern hat. 
Es kann daher das erſte Urteil Rechtskraft hinſichtlich des Grundes 
des im zweiten Prozeſſe geltend gemachten Anſpruchs nicht ſchaffen, 
ebenſowenig, wie dieſes ſonſt bei einem über einen Teilanſpruch er⸗ 
gangenen Urteil der Fall iſt. (Ob und inwieweit etwa der Ein⸗ 
wand, das bisherige Verhalten des Klägers involviere einen Ver⸗ 
zicht auf den Aufwertungsanſpruch, u. U. durchgreift, iſt hier nicht 
zu erörtern.) Soweit aber in der zweiten Klage neben der eigent⸗ 
lichen Aufwertung der im Vorprozeß eingeklagten Forderung von 
400 000% ein auf Verzug geſtützter Geldentwertungsſchaden bez. 
dieſer 100 000 Papiermark geltend gemacht iſt, gilt das oben über 
die Rechtskraft des Vorprozeſſes Gejagte. 

2. Steht nach den bisherigen Unterſuchungen die Rechtskraft 
bzgl. des Beſtehens des Anſpruchs feſt, ſo iſt damit noch nicht ohne 
weiteres die Frage bejaht, ob auch der Zeitpunkt der Fallig⸗ 
keit der Hauptforderung, wie er im erſten Urteil ſich durch die 
Feſtlegung des Anfangsdatums der Verzugszinſen ausdrückt, für den 
zweiten Prozeß rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. Man könnte ſagen, im 
Hauptprozeſſe ſei durch das Verlangen der Zahlung von Verzugs⸗ 
zinſen nur ein Teil des Verzugsſchadens geltend gemacht, deſſen 
anderer Teil in Form von Geldentwertungsſchaden im zweiten Pro⸗ 
zeſſe eingeklagt werde. Das würde daun zur Verneinung der Frage 
bögl. der Rechtskraft des erſten Urteils in Anſehung der Fälligkeit 
für den im zweiten Prozeſſe erhobenen Anſpruch führen. Dem iſt 
jedoch nicht zu folgen. Man wird ſich vielmehr mit dein RC. (JW. 
1910, 393) auf den Standpunkt ſtellen können, daß die Rechtskraft 
des erſten Urteils auch die Fälligkeit und die durch die Erhebung 
der erſten Klage erfolgte Inverzugſetzung umfaßt, ohne damit den 
herrſchenden Grundſätzen über die Rechtskraft Zwang anzutun. 

Praktiſch würde es allerdings ziemlich bedeutungslos ſein, 
ob man zu dem einen oder dem anderen Ergebnis kommt, weil in 
der Mehrzahl der Fälle es dem Beklagten kaum darauf ankommen 
wird, den Fälligkeitszeitpunkt und die Inverzugſetzung an ſich zu 
beſtreiten, als vielmehr das Beſtehen des Hauptanſpruches ſelbſt, was 
aber nach dem zu 1. Geſagten ausgeſchloſſen iſt. 

RA. Dr. Schlemm, Danzig. 


Zur Reform des Gheſcheldungsrechts. 


Die Entgegnung von v. Karger JW. 1924, 400 f. erſcheint mir 
nicht überzeugend. 

v. Karger ſcheint unterlaſſen zu haben, die in meinen Aus⸗ 
führungen ausdrücklich in Bezug genommene Abhandlung ſelbſt zur 
Kenntnis zu nehmen. Andernfalls hätte er ſchwerlich bei der Zu⸗ 
ſtimmung, deren Weſen ſich in einer Erklärung erſchöpft, auf ein 
Verſagen „aus überzeugtem Herzen“ kommen können und noch weniger 
auf eine Zuſtimmung „im innerſten Herzen“. Wie v. Karger 
ſeinerſeits ſich Fälle denken kann, in denen Menſcheu etwas gleich⸗ 
zeitig wünſchen und ihm dennoch nicht „im innerſten Herzen zu⸗ 
ſtimmen“, iſt nicht zu verſtehen. Ferner würde v. Karger auf Grund 
der Darlegungen der Abhandlung über die Bereitſchaft zur Wieder⸗ 
aufnahme ſchwerlich haben, verkennen können, daß eine Bereitſchaft zu 
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Singen, die man nicht wünſcht, etwas Alltägliches iſt. Während des 
M eges gab es leider manche Ehefrau, die das Wiederkommen ihres 
„mes nicht wünſchte, aber dennoch nicht daran dachte noch denken 
unte, ihm bei ſeiner Rückkehr die Wiederaufnahme zu verſagen. 
Fändias Karger betont, daß einfach das Reinlichkeitsgefühl den an⸗ 
er zn Menſchen hindern könne, feine Ehe nach außen durch einen 
fön, ruch bloßzuſtellen. In meiner Abhandlung hätte er finden 
. daß ich vor dem Ehebruche als Scheidungsmittel nachdrück⸗ 
Ang gewarnt habe. Wohl aber kann nach der von mir entwickelten 
0 e eine Ehe ohne jegliche Heuchelei dadurch beendet werden, 
en Teil von ſich aus die Trennung vollzieht und der andere 
Ya nach Ablauf eines Jahres ſeit rechtskräftigem Herſtellungsurteil 
8 Scheidung erwirkt. Auch dem „wertvollen Menſchen“ kann man 
= um einen ſeitens v. Karger nicht erhobenen Einwand vorweg 
0 — zumuten, daß er dieſes Jahr hindurch warte, bevor er 
fein "weit fein Glück ſucht; der Wechſel des Lebensgefährten iſt ja 
1 Wohnungstausch. Wenn aber etwa ein Menſch ſo wertvoll iſt, 
1 55 ohne Zuſtimmung des anderen Ehegatten ſelbſt eine Trennung 
— durchſetzen mag, dann wird er auch darüber hinaus ſo wertvoll 
ehe ſeine Wünſche der Erkenntnis unterzuordnen, daß eine weiter⸗ 
5 ae Erleichterung der Eheſcheidung ohne Förderung des bei 
mz Atger mit gar zu leichter Hand geſtreiften anderen Extrems un» 
möglich iſt. 
waß.⸗Wenn endlich v. Karger das geltende Recht „innerlich un⸗ 
% nennt, ſolange „Fälle nicht unmöglich“ find, in denen das 
v 1 hintergangen wird, ſo trägt dieſe Argumentation weiter, als 
halb arger billigen wird. Das Verbot der Doppelehe darf nicht des⸗ 
Bi Zufgehoben werden, weil Fälle nicht unmöglich find, in denen 
beſ. Standesbeamte hintergangen und eine zweite Ehe trotz Weiter⸗ 
ehens der erſten geſchloſſen wird. Prof. Dr. Henle, Roſtock. 


echt und Geſetz. 
und Koſenthal hat in ſeinem Aufſatze „Methodiſche Jurisprudenz 
ſönlichtes richtertum deutſche und engliſche Auffaſſung“ auf die Per⸗ 
1 — elt des Richters als den Kernpunkt der Juſtizreform ver⸗ 
und 9 BE. der Tat hätte die Spannung zwiſchen Rechtſprechung 
verwalt en niemals jo groß werden können, weun nicht die Juſtiz⸗ 
rückt ung jahrelang jede ſchöpferiſche Eigenarbeit des Richters unter⸗ 
a wenn nicht die Rechtſprechung durch übertriebenen For⸗ 
Leiten der Vorſchriftsmäßigkeit zum Schaden der praktiſchen 
trag ze Bahn geebnet hätte. Mügel verlangt in einem Nach⸗ 
Will dem Roſenthalſchen Aufſatz als notwendige Gewähr gegen 
N * eine wiſſenſchaftliche Methode. Auch damit iſt der Kern⸗ 
ſprechu offen. Denn alles, was Roſenthal der zeitigen Recht⸗ 
Ei Ren vorwirft, das Typenhafte der Perſonen, die Überſchätzung 
der Nied gegenüber der individuellen Geſtaltung des Falles iſt nur 
1 ſich erſchlag des dogmatiſchen Charakters unſerer Wiſſenſchaft, 
lichen Dehläſſentlich gegen den Einfluß des erfahrungswiſſenſchaft⸗ 
ſtellung „ns abſchließt und die daher den großen Schritt zur Auf⸗ 
i eigener Geſetze des Geſchehens noch nicht getan hat. 

die Mita Fragen ſind nun dadurch beſonders akut geworden, daß 
zu der glieder des höchſten Gerichtshofes mit ihrer Stellungnahme 

eſchränkung der Hypothekenaufwertung ein Problem auf⸗ 
Wiſſenſchaft u, das für die Rechtswiſſenſchaft als rein dogmatiſche 
Geſet. Dan gar nicht beſtehen kann, das Verhältnis von Recht und 
wiſſe schaftlich {ft jetzt die Frage geſtellt, wie wir uns erfahrungs⸗ 
und wie den die Entſtehung von Recht und Geſetz vorzuſtellen haben 
obgleich rd Geſezesinhalt mit dem Rechte identifiziert werden konnte, 
einander e de uns immer wieder zeigt, wie beide von⸗ 


Ct man dab i i 
no avon aus, daß ſchon die erſten Menſchen ebenſo wie 
ſo Hanf e abireidhe höhere Tiere geſellig und in Gruppen lebten, 
ſchaftswidri a annehmen, daß ebenſo wie hier auch dort geſell⸗ 
er Geſamſz eit Verhalten einzelner automatiſch eine Gegenreaktion 
0 vielleicht d auslöſte: Wer ſich von der Gruppe entfernte und 
brachte, der 3 Anlockung von Feinden die Genoſſen in Gefahr 
ur die Reihen urde gewiß von den ausgeſtellten Wachen ſehr unſauft 
vögel getötet Dan gestoßen oder gar wie die zurückbleibenden Zug⸗ 
die Menſchheit as geſchah, wie geſagt, ganz automatiſch; als aber 

ewußtſein auffeim ihrem Urzuſtande heraustrat und als damit das 
er fie erlitt 3 da wurden jene Übel zu Folgen des Verhaltens. 
ihm bevorſtand r wer ſah, wie fie andere erlitten, der wußte, was 
s waren Vert, amit war die Sollvorſchrift ohne weiteres gegeben. 
ration vererben kungsvorſchriften, die ſich von Generation zu Gene⸗ 
bei allen n begann die gewohnheitsrechtliche Periode, die 

08 Gewol (lern bereits in die hiſtoriſche Zeit hineinfällt. 

Zuſtänden FA huheitsrecht bildete ſich ſelbſtändig mit den jeweiligen 
ermeidlich. e Andererſeits waren Zweifel über feinen Inhalt un⸗ 
v ud man darauf, es aufzuzeichnen. Das auf⸗ 
jetzt „lebende Recht, de; natürlich nur das wirkliche, ohnehin geltende, 
Jetzt undermeiplih ein, aber dennoch waren Konflikte mit dieſem 
ee nunmenz A das Geſetzesrecht nach dem Recht geſprochen 
1 8 hen blieb, während das leitende Recht ſich weiter 
f 5 arbeitete nung wurde um ſo größer, je langſamer der 
urch den on = Die Römer haben fie bekanntlich lange Zeit 
\ölerenden Prätor ausgeglichen. 
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Es kam noch ein anderes hinzu, daß nämlich die Machthaber 
die Geſetzgebung benutzten, um den Untertanen ihren Willen auf⸗ 
zuzwingen, indem ſie Geſetze erließen, ohne ſich dabei um die Über⸗ 
einſtimmung ihres Inhaltes mit dem lebenden Rechte zu kümmern. 


Damit entwickelte ſich für das Geſetz die Vorſtellung einer Willens⸗ 


äußerung des Trägers der Geſetzesmacht. Über die grundſätzliche Be⸗ 
deutung dieſer Vorgänge war man fi natürlich nicht klar. So 
konnte die neue Geſetzesvorſtellung auch auf die Naturgeſetze über⸗ 
greifen, in denen man ebenfalls Willensäußerungen eines überwelt⸗ 
lichen Geſetzgebers erblickte. 

Was hier über die Entſtehung des Geſetzes aus dem Rechte aus⸗ 
geführt iſt, iſt natürlich nur Hypotheſe, aber ſie wird durch reich⸗ 
liches Tatſachenmaterial beſtätigt. Jedenfalls liegt ihre Bedeutung 
darin, daß ſie zunächſt den Konflikt zwiſchen Recht und Geſetz ver⸗ 
ſtändlich macht und daß ſie in der Löſung der Probleme zu prak⸗ 
tiſchen Ergebniſſen führt, die weſentlich mit dem übereinſtimmen, 
was Roſenthal pſychologiſch aus dem Perſönlichkeitsbegriffe 
herausſchält. 

Die Vorſtellung, daß das Geſetz feinen Weſen nach nur tat» 
ſächliche Zuſtände formuliert, führt zu einer Geſetzesvorſtellung, die 
im weſenklichen mit dem modernen Naturgeſetz übereinſtimmt. Die 
Einwände, die gegen dieſe Verſchiebung der Geſetzesvorſtellung aus 
der angeblichen Weſenseigentümlichkeit der Rechtswiſſenſchaſt als einer 
Kulturwiſſenſchaft erhoben werden, ſcheitern zunächſt daran, daß bis 
in die naturwiſſenſchaftliche Renaiſſance hinein auch die Naturgeſetze, 
wie geſagt, durchaus als Zwangsvorſchriften aufgefaßt wurden und 
daß es genau dieſelben Einwände waren, die man aus der ariſtoteliſch⸗ 
ſcholaſtiſchen Weltanſchauung heraus der neuen Methode entgegen⸗ 
hielt. Des weiteren find anch die Naturgeſetze bloße Formeln des 
Geſchehens nur für die theoretiſche Naturwiſſenſchaft; für die an⸗ 
gewandten Naturwiſſenſchaften werden ſie von ſelbſt zu Ordnungs⸗ 
vorſchriften. Der Techniker hat ſich den ſtatiſchen Geſetzen, der An⸗ 
nalitiker den chemiſchen Formeln durchaus als Vorſchriften zu unter⸗ 
werfen, ſofern er nicht den Zuſammenbruch ſeines Gebäudes oder 
das Verſagen der Reaktionen erleben will. Endlich kann die Rechts⸗ 
wiſſenſchaft ſich auch nicht auf die Übertretbarkeit ihrer Geſetze als 
etwas dieſem Eigentümliches berufen. Denn die Naturgeſetze treten 
vielfach gerade darin in die Erſcheinung, daß ihnen widerſtrebende 
Gebilde zugrunde gehen, wie beiſpielsweiſe Lebeweſen, die ſich dem 
Geſetze der Stetigkeit zuwider ſprungweiſe entwickelt haben. 

Das weſentliche iſt nun aber, daß mit dem Rechtsgeſetz i. S. 
einer das tatſächliche geſellſchaftliche Verhalten der Geſellſchafts⸗ 
glieder zueinander und zu der Geſamtheit feſtlegenden Formel eine 
Geſetzesvorſtellung gewonnen iſt, welche der ſchöpferiſchen Tätigkeit 
des Richters freies Betätigungsfeld eröffnet, ohne ſie aber der 
Willkür auszuliefern. 

Der Richter, der mit dem Geſetze i. S. einer Willensäußerung 
des Geſetzgebers arbeitet, hat ſich überall in Raum und Zeit des 
Geſetzgebers zurückzuverſetzen (Auslegung ex tunc); er hat in Zwei⸗ 
felsfällen den Willen des Geſetzgebers aus den Geſetzesmaterialien uſw. 
zu erforſchen. Zeigen ſich Lücken, ſo hat er die für beſtimmte Fälle 
gegebenen Vorſchriften auf andere gleichliegende Fälle zu übertragen 
(Analogie). Wer nach Beiſpielen dafür ſucht, was die Gerichte hier⸗ 
bei zutage förderten, der wird fie in des Verfaſſers Buch „Die Welt⸗ 
anſchauung der Jurisprudenz“ genugſam finden. Sollte das Geſetz 
aber auch nur notdürftig den Verhältniſſen angepaßt werden, ſo waren 
die Richter bei dem allen dennoch gezwungen, unter dem Deckmantel 
der „Auslegung“ dem Geſetzgeber alle möglichen modernen Er- 
wägungen in den Mund zu legen, die er in ſeiner Zeit unmöglich 
angeſtellt haben konnte. Die ganze Auslegungsmethode zwang den 
Richter damit zu einer inneren Unwahrheit, die Fuchs trefſend als 
„kryptoſoziologiſch“ bezeichnet. 

Von dieſer läſtigen Feſſel wird die neue Geſetzesvorſtellung den 
Richter befreien. Denn das Geſetz gibt jetzt zwar das wahre Recht 
wieder, aber nur für die Zeit ſeines Erlaſſes. Inſoweit bleibt der 
Richter an das Geſetz gebunden. Im übrigen iſt es aber fir den 
Richter nicht mehr Rechtsquelle, ſondern Rechtserkenntnisquelle. Hat 
der Geſetzgeber längere Zeit geſchwiegen, haben ſich inzwiſchen die 
wirtſchaftlichen und ſozialen Zuſtände gewandelt, ſo hat der Richter 
durch Beobachtung des praktiſchen Lebens ſelbſttätig die Rechtskurve 
bis in die Gegenwart fortzuführen. Dabei ſteht ihm die Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft helfend zur Seite, bie als Rechtsforſchung dazu berufen iſt, 
in Rechtsſätzen das jeweilige wahre Recht zu formulieren. Daneben 
mögen die juriſtiſchen Fakultäten ſich der Ausbildung der angehenden 
Juriſten widmen. Aber ſie werden auch dieſe zu ſelbſtändigen Perſön⸗ 
lichkeiten ausbilden, die mit dem Geſetzbuch künftig nicht mehr 
arbeiten wie mit einer Summe von Regeln, ſondern wie mit Karte 
und Kompaß, die ihnen auch unbekanntem Neuland die Wege weiſen. 

Daß endlich der höchſte Gerichtshof auch in ſeinen Urteilen zu 
einer Unterſcheidung von Recht und Geſetz und zu eigener Schöpfung 
des Rechts aus den Rechtsvorgängen ſich durchringt, dafür berufe 
ich mich ſchon auf RG. 79, 310, wo von dem „Zuge der Rechtsentwick⸗ 
lung“ die Rede iſt. RG. 99, 234 heißt es, der Richter habe bei der 
juriſtiſchen Konſtruktion „die Wirklichkeit des Lebens und die Macht 
der Tatſachen zu berückſichtigen“; RG. 100, 132, die vornehmſte Auf⸗ 
gabe des Richters gehe dahin, in ſeiner Rechtſprechung „den unab⸗ 
anderfihen Bedürfniſſen des Lebens gerecht zu werden“ und „ſich in 
dieſer Beziehung von den Erfahrungen des Lebens leiten zu laſſen“. 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Nach RG. 104, 61 „wurzeln“ die geſetzlichen Beſtimmungen „in dem 
Boden der gegebenen Verhältniſſe“, S. 397 daf, wird dem Richter 
geradezu die Aufgabe geſtellt, im Rahmen der Geſetzesbeſtimmungen 
„ſelbſtſchöpferiſch die Entſcheidung zu treffen“ und NS. 106, 277 
dem Inſtanzrichter zum Vorwurf gemacht, daß „den Vorſchriften des 
BEB. zu viel und den ſozialen Verhältniſſen, wie fie ſich inziwiſchen 
entwickelt haben, zu wenig Bedeutung beigemeſſen worden iſt“. 
Wer beachtet, daß bei allen geiſtigen Reformationen die Um⸗ 
ſtellung des Grundſatzes nicht, wovon die Geiſteswiſſenſchaften ſo 
vielfach ausgehen, den erſten, ſondern den lezten Schritt der Ent⸗ 
wicklung darſtellen, der wird in jenen und ähnlichen Ausſprüchen des 
NS. ſchr bedeutſame Symptome dafür erkennen, daß eine ſolche 
Reformbewegung in der Rechtswiſſenſchaft tatſächlich eingefest hat. 
Es iſt ja auch im Grunde nur dasſelbe, was die Römer bereits er⸗ 
kannten, daß nämlich Regula rem, quae est, breviter enarrat. „Non 
est, ut ex regula jus sumatur, sed ut ex jure, quod est, re- 
gula fiat.“ Richter a. D. Alfreb Bozi, Bielefeld. 


Dürfen die ordentlichen Gerichte bei rechtskräftigen 
Gutfcheidungen der Aufwertungsſtelle deren Zuſtandig⸗ 
keit nachprufen? 

Die Frage iſt von mir in JW. 1924, 491 unter Hinweis auf 
die Rechtſprechung des Roh. über Nachprüfung der Entſch. des MEA. 
(NE. 101, 115; 104, 155 u. a.) bejaht worden. In der Besprechung 
des Schlegelberger ſchen Buches „Die Aufwertung“ erklärt Sen.- 
Präſ. Leonhard meine Anſicht (die von Schäffer⸗Keidel, Die 
Haupifragen der Aufwertung, Ergheft S. 29 ob n, gebilligt wird) für 
unrichtig, weil die Entſch. der Aufwertungsſtelle „auf Grund frer⸗ 
williger Gerichtsbarkeit“ ergangen ſei (8 9 Abſ. 3 Satz 2 der 3. Steuer⸗ 
Not VO.) und die Zuftändigteit der Behörden ber freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit der Nachprüfung des Richters der ſtreitigen Rechtspflege nicht 
unterliege. 

Die Frage, zu der übrigens Schlegelberger ſelbſt in ſeinem 
Buche über die Aufwertung, ſoviel ich ſehe, keine Stellung nimmt, 
iſt von ſo großer praktiſcher Wichtigkeit, daß ich die Ausführungen. 
Leonhards nicht unerwidert laſſen möchte. Seine Begründung iſt 
nicht ſtichhaltig. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob durch die Beſtim⸗ 
mung, daß die Vorſchriften des FG. auf das Verfahren vor 
der Aufwertungsſtelle ſinngemüß Anwendung finden, auch die Rechts⸗ 
kraftwirkungen der Entſch. dieſer Stelle berührt werden. Deun nach 
richtiger Anſicht iſt auch den Behörden der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
nicht die Macht verliehen, durch ihre Entſch. in den Wirkungsbereich 
der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbarkeit einzugreifen, ſelbſt über die 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu entſcheiden und die Zivilſtreitgerichte 
urch ſolche Erkenntniſſe zu binden. Die ſog. Kompetenz⸗Kompetenz 
iſt vielmehr durch 8 17 Abf. 1 GVG. grundſätzlich den ordentlichen 
Streitgerichten übertragen; ſie entſcheiden über die Zulaſſigleit des 
Rechtsweges; unter dieſen Begriff (i. S. des 817 Abſ. 1 OB.) fällt 
aber nicht nur die Abgrenzung der ordentlichen ſtreitigen Gerichtsbar⸗ 
keit gegenüber der Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege, ſondern 
auch gegenüber der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Stein, ZED. Vor 
bem zu § 1 Aum. V a. E.; RG. 106, 408). Daraus folgt, daß ein 
Eingriff der Verwaltung oder freiwilligen Gerichtsbarkeit in den Zu⸗ 
ſtändigkeitsbereich der ordentlichen ſtreitigen Rechtspflege dieſe nicht 
bindet. Hierzu kommt noch, daß das FGG. ſelbſt zwei Beſtimmungen 
enthält, aus welchen ſchon bei ſachlicher Unzuſtändigkeit des Gerichts 


die Unwirkſamkeit der gerichtlichen Verfügungen und Entſch folgt. 


Dieſe Beſtimmungen ſind in den 887 und 32 enthalten (vgl. z. B. 
Keidel, FGG. 2 87 Anm. 8). Hat ſchon die ſachliche Unzuſtändig⸗ 
keit eine ſo weitgehende Wirkung, wieviel mehr muß dies der Fall 
fein, wenn das Gericht die Zuſtändigkeitsgrenzen der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit überhaupt überſchreitet, wenn es in das Gebiet der ſtrei⸗ 
tigen Rechtspflege übergreift! Solche Entſch. ſind nach der im Schrift⸗ 
tum über die freiwillige Gerichtsbarkeit herrſchenden Meinung abſolut 
nichlig, und gerade Schlegelberger vertritt in ſeinem großen 
Kommentar zum FGG. (1914) entſchieden dieſe Anſicht. Er beginnt 
die von Leonhard angeführte Stelle (8 16 Anm. 10) mit den. 
Worten: „Iſt die Verfügung gültig und wirkſam (Anm. 2 
zu 87), jo iſt fie für alle anderen Behörden bindend.“ In 87 
Anm. 2 ff. aber wird ausführlich dargetan, daß es unheilbar nichtige 
Entſch. gebe, und unter den Nichtigkeitsgründen it (87 Anm. 12) 
auch der erwähnt, daß „die Angelegenheit überhaupt nicht zur frei⸗ 
willigen, ſondern zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit gehört“. Der Entwurf 
von 1881 habe dies beſonders betont, der von 1888 habe aber die 
Vorſchrift als ſelbſtverſtändlich fortgelaſſen. In 87 Anm. 14 iſt als 
Folge der Nichtigkeit bezeichnet, daß die gerichtliche Handlung als nicht 
geſchehen gelte und auch ohne formelle Aufhebung nicht zu beachten 
ſei. Ebenſo: Unger, Buſchsgtſchr. 34, 329; Gläßing, HVED. 
1, 837; Aron, Gruch Beitr. 45, 606 u. v. a. 

Nun könnte man noch meinen, daß die ſpezielle Vorſchrift des 
89 Abſ. 5 der 3. Steuer Not O.: „Die rechtskräftige Entſch. der Auf⸗ 
wertungsſtelle ift... für die Gerichte bindend“, die Nachprüfung der 


Zuständigkeit durch den Streitrichter ausſchließe. Aber anch dies iſt 
nicht der Fall. 8 9 Abſ. 5 ſagt nichts darüber, ob die Aufwertungs⸗ 
ſtelle auch über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges mit bindender Kraft 
für die Gerichte entſcheide; die Zuständigkeit dieſer Stelle iſt in dem⸗ 
ſelben 89 eng begrenzt, und ſolange ihr nicht die Kompetenz⸗Kompe⸗ 
tenz mit klaren Worten verliehen wird, verbleibt es bei dem Grund⸗ 
ſatz des 817 Abs. 1 GBG. Das, was die einſchlägigen RSEntid. über 
die bindende Kraft der Beſchlüſſe des MEN. ſageu, deckt ſich dent 
Wortlaut nach genau mit dem Inhalt des SI Abſ. 5 (die Beſchlüſſe 
find „für die Gerichte bindend“; vgl. Naß. 104, 154; 101. 116) 
dennoch hat das RG. mit Recht die Einſchränkung gemacht. daß das 
Mel. innerhalb feiner Zuſtändigkeit gehandelt haben müſſe. 
RA. Dr. Friedlaender, München. 


Rechtskraft des Vorprozeſßurteils für den 
Gutwertungsanſpruch!? 


Die Ausführungen von Henſchel (JW. 1924, 158) ſcheinen 
mir unzutreffend, weil ſie einen weſentlichen Punkt unberückſichtigt 
laſſen. 

über den im Vorprozeß geltend gemachten Anſpruch iſt tat⸗ 
ſächlich in ſeiner ganzen Hohe entſchieden worden. Der in 
dem zweiten Verfahren begehrte Geldentwertungserſatz iſt Verzugs⸗ 
ſchaden, der entjtanden iſt, weil die zur Zeit der Fälligkeit in be⸗ 
ſtimmter Höhe beſtehende und auch in dieſer Höhe zuerkannte Forde⸗ 
rung des Vorprozeſſes troßz Mahnung nicht rechtzeitig erfüllt worden 
iſt. Es handelt ſich alſo um einen nach Juhalt und Vorausſetzung 
im weſentlichen verſchiedenen Auſpruch. Das einzig Gemeinſame der 
beiden Anſprüche iſt, daß der erſte die Vorausſetzung des zweiten iſt. 
Iſt der erſte nicht vorhanden, ſo kann auch durch ſeine verſpätete Er⸗ 
füllung kein Schaden entſtanden ſein. Der Anſpruch des Nachverfah⸗ 
tens iſt alſo nicht ein weiterer Teil des ſchon im Vorverfahren ver⸗ 
folgten Anſpruchs, ſondern ein neuer, ſelbſtändiger Anſpruch. Es 
wird dies beſonders klar, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß der 
Anſpruch des Vorprozeſſes ſehr wohl gegeben ſein kann, der Schuldner 
jedoch deshalb nicht in Verzug geraten iſt, weil er das Ausbleiben der 
Leiſtung nicht zu vertreten hat (8 285 BGB.), oder daß die Gerichte 
lange Zeit dem inländiſchen Gläubiger die Geldentwertung als Ver⸗ 
zugsſchaden nicht zubilligten. Alles das berührt und berührte den 
eigentlichen Geldanſpruch, mag er nun aus Vertrag oder unerlaubter 
Handlung oder ſonſtwie entftanden ſein, gar nicht. Sind aber die 
Vorausſetzungen zweier Anſprüche ſo verſchieden, ſo können ſie nicht 
Teile desſelben Anſpruchs ſein. 

Es iſt daher nicht richtig, daß das Urteil im erſten Verfahren 
nur nach Grund und Fälligkeit entſcheide. Es eutſcheidet auch der 
Hohe nach. Es ift nicht mehr nachzuprüfen, ob der Anſpruch von 
100 000 % zu Recht oder zu Unrecht ausgeſprochen iſt. Sein Be⸗ 
ſtehen iſt vielmehr rechtskräftig feſtgeſtellt. Dieſe Entſcheidung bindet 
den Richter in dem Verfahren über den durch die Geldentwertung ent⸗ 
ſtandenen Verzugsſchaden, als rechtskräftig zuerkaunte Vorausſetzung 
dieſes Anſpruchs (ogl. Sydow⸗Buſch, Anm 3 zu § 322 YED.). 

Auch der Hinweis auf das rechtskräftige Zwiſchenurtetl über den 
Grund im Verfahren gemäß 8 304 AED. überzeugt nicht. Nach der 
Rechtſprechung des RG. bindet es nur in Hohe des eingeklagten Be⸗ 
trages. Eine Klagerweiterung bedingt eine nochmalige Entſcheidung 
über den Grund. Abgeſehen davon, daß dieſer Satz in ſeiner All⸗ 
gemeinheit anfechtbar iſt und das RG. ihn auch in mehreren Ent⸗ 
ſcheidungen nur anläßlich ſolcher Klagerweiterungen angewandt hat, 
die auch dem Grunde nach neues Vorbringen enthielten, ſo iſt vor 
allem ein über Grund und volle Höhe eines Anſpruchs ergehendes 
Urteil nicht mit dem auf eine Teilklage ergebenden Urteil dem Grunde 
nach zu vergleichen. 

Auch der Einwand, daß die negative Feſtſtellungswiderklage 
gegenüber Anſprüchen, deren rechtskrüftige Feſtſtellung die Grundlage 
für viel weiter tragende Auſprüche abzugeben geeignet iſt, erheblichen 
praktiſchen Bedenken unterliege, ſchlägt nicht durch. Ich wüßte nicht, 
welches dieſe praktiſchen Bedenken waren. Man hat auch früher 
ſchon den mit Klagerhöhungen drohenden Gegner durch Feſtſtellungs⸗ 
widerklagen aus feiner Reſerve herauszuholen verſucht. 

Das Bedenken, daß die Parteien die Folgen des Urteils im 
Vorprozeß nicht überſehen, und wegen Geringfügigkeit der Streit⸗ 
ſumme ihre Rechte nicht ſo gewahrt haben, wie ſie es getan hätten, 
wenn die Geldentwertung mit im Streit geweſen ware, iſt zum 
Teil unbeachtlich, weil viele Schuldner aus der Geldentwertung 
Nutzen ziehen wollten, und es erſt auf den Prozeß aukommen ließen, 
um ſich endlich mit einem Nichts au Wert ihrer Verpflichtung zu 
entledigen. Zum andern Teil läßt ſich ihm dadurch begegnen, daß 
aus dem Verhalten beider Parteien ein Verzichtwille auf weiter⸗ 
gehende Anſprüche zu folgern iſt. Der Gläubiger, der erkennen muß, 
daß der den Auſpruch an und für ſich ernſtlich beſtreitende Schuldner 
die Durchführung des Streits nur deshalb aufgibt, weil der Gegen⸗ 
ſtand den Streit nicht mehr lohnt, und ſich mit entwerteter Zahlung 
zufrieden gibt, erläßt dem Schuldner die Erſtattung des Geldent⸗ 
wertungsſchadens. RA. Dr. Lüttger, Trier. 


— ——— 
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Rechtſprechung. 


Nachdruck der, Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachduck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Gerichte. 
Reichsgericht. 
5 a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs“ 
gerichts abgedruckt. — 7 Anmerkung.] 
Reichsrecht. Bürgerliches Geſetzbuch. 
8 Zum Umfang der Vollmacht. Iſt dem Be⸗ 
räumtackigten ein gewiſſer Spielraum einge- 
ſchelde⸗ fo ift fein pflichtgemäßes Ermeſſen ent⸗ 
9 end und für den Machtgeber bindend.] f) 
18 5 den Gründen: Die Anſicht des B., daß es am 
Part ug. 1920 noch nicht zum feſten Kaufabſchluß zwiſchen den 
en gekommen ſei, weil die Firma W. & W. bei Feſt⸗ 
habe 9 der Zahlungsbedingungen ihre Vollmacht überſchritten 
8 G. dietet in rechtlicher Hinſicht Anlaß zu Bedenken. Das 
ſchei legt die Briefe der Bekl. an die Firma W. & W. an⸗ 
| > dahin aus, daß dieſe nicht nur zur Vermittelung von 
Kaufgeſchaften berufen, ſondern ermächtigt war, für die Bekl. 
ſchliehec ate über Weine der in Rede ſtehenden Art abzu⸗ 
Feſtſtelkr Hatte ſie aber Abſchlußvollmacht, ſo reichen die 
Vollm on des BG. nicht aus, um eine Überfchreitung der 
d 5 ht annehmen zu können. Im Schreiben vom 10. Aug. 
tätigender der Bekl. die Zahlungsbedingungen für die zu 
bar Kaffe Abſchlüſſe dahin zuſammengefaßt worden: „Zahl⸗ 
eiyag An bei Empfang der Sendung oder gegen Stellung 
wirflich kreditivs bei unſerer Bank. Ausnahmsweiſe kann bei 
dung ) Prima Kunden Zahlung bis zum Empfang der Sen⸗ 
handelt, kundet werden.“ Im Rahmen dieſer letzteren Bedingung 
Erhalt die Firma W. & W., als ſie der Kl. Zahlung „nach 
fie ge der Ware“ bewilligte. Dieſe Vergünstigung begründete 
daß a: der Bekl. im Schreiben vom 18. Auguſt damit, 
rende € . unter den Berliner Weingroßhändlern eine füh⸗ 
on ung einnehme, nur ganz große Mengen einkaufe, 
auftrag Rede ſtehenden Beſtellung nur einen kleinen Probe⸗ 
ie ee kenn, habe, „prima, prima ſei“ und von ibren alten 
Anarh en bie gleichen Bedingungen gern eingeräumt erhalte. 
der ar bat die Firma M.&M. beim Gefchäftsabfehtuh mit 
10, Au ust 85 Ausnahmefall im Sinne der Anweiſung vom 
Zaun uſt für vorliegend und ſich zur Bewilligung eines 
gehalten. ſchubs bis nach Empfang der Ware für ermächtigt 
teil behaupte. iſt auch, zumal die Beil. ſelbſt nicht das Gegen⸗ 
W. & W 7 hat, ohne weiteres anzunehmen, daß die Firma 
Kundin“ a eim Ermeſſen, ob die Kl. als „wirklich prima 
Treu und Glauben ſei, ihrer wahren Überzeugung gemäß nach 
wird der en gehandelt hat. Iſt dies aber der Fall, ſo 
durch die in dabſchluß auch hinſichtlich der Zahlungsbedingung 
haltene Born Schreiben v 28 Juli und 10. Ang 1920 ent- 
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mi * f 
einer ee Willen, der den Geſchäftsherrn bei Erteilung 
e muß vielm 5 geleitet hat, genaue Ermittelungen anzuſtellen; 
halt der Fort als genügend angeſehen werden, daß der In⸗ 
non eine 
ben 200, 40 g a 
ben erfordern — Wie Verkehrsſicherheit ſowie Treu und Glau⸗ 
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Bu 1. B 
ie je enenfap zum Baß, legt das RG. die Erklärung, 
einen anderen bevollmächtigt, nur gegen Bar⸗ 
n — 9 ihm aber bei „prima Kunden“ zu ſtunden 
gewo h über die Primaqualität der Kunden nicht 
nne ler age, ſondern die auf Grund ſorgfältiger Prüfung 
ieſe A „Überzeugung des Empfängers der Vollmacht 
Be Auslegun uffaſſung entſpricht dem Verkehrsbedürfnis und 
Treu und un von Willenserklärungen beherrſchenden Prinzip 
lauben. Sie iſt darum beifallswert. 
Prof. Dr. Titze, Berlin. 


auszuüben iſt, dies allein Sache des Bevollmächtigten iſt, dem 
der Auftraggeber durch die Erteilung der Vollmacht ſein Ver⸗ 
trauen bekundet hat. Es kommt daher nicht darauf an, ob der 
Machtgeber ſpäter Tatſachen in Erfahrung bringt, die bei ihm 
Zweifel an der unbedingten Zahlungsfähigkeit begründen kön⸗ 
nen; vielmehr iſt die redliche Überzeugung des Bevollmäch⸗ 
tigten allein entſcheidend. Da die Firma W. & W. die Kl., 
wie ihr Brief vom 18. Auguſt ergibt, als „wirklich prima 
Kundin“ im Sinne des Schreibens vom 10. Auguſt angeſehen 
hat, ſo war ſie nach deſſen Inhalt ermächtigt, der Kl. „Zah⸗ 
lung nach Erhalt der Ware“ zuzubilligen und mit dieſer Zah⸗ 
lungsbedingung das auch im übrigen nicht zu beanſtandende 
Kaufgeſchäft, wie ſie es getan hat, namens der Bekl. mit der 
Kl. abzuſchließen. 
(U. v. 16. Jan. 1924; 147/23 I. — Karlsruhe.) 


2. 81006 BGB. gewährt eine Vermutung 
zugunſten des Beſitzers nur für die Zeit des 
Beſitzes ſelbſt.J 7) 

Das BG. nimmt an, daß der Kl. gemäß der den Bekl. 
nach § 1006 BGB. zur Seite ſtehenden Vermutung die 
Behauptung der Bekl., der Vater der Frau des Kl. habe das 
im Streit befindliche Klavier von ihr zu Eigentum er⸗ 
worben, widerlegen müſſe. Dieſe Auffaſſung iſt rechtsirrtüm⸗ 
lich. Die Vermutung des § 1006 Abſ. 1 gilt nur für die 
Zeit, während welcher der Beſitz des Eigentumsprätendenten 
an der Sache beſteht, ſie wird nicht darüber hinaus auch für 
die Zeit aufgeſtellt, in der der Prätendent noch nicht Beſitzer 
war. Dieſer Satz ergibt ſich aus § 1006 Abſ. 2; das Geſetz 
hat für die vor dem Beſitzerwerb des Eigentumsprätendenten 
liegende Zeit nur den damaligen Beſitzer, nicht auch den. 
gegenwärtigen, durch eine Eigentumsvermutung ſchützen wol⸗ 
len. Aus der Tatſache, daß die Bekl. ſeit 1919 Beſitzer des 
Klaviers geweſen ſind, kann alſo im Wege der Anwendung des 
81006 BGB. nichts für die Eigentumsverhältniſſe in der 
früheren Zeit entnommen werden. Nach den Feſtſtellungen 
des BG. war die Ehefrau des Kl. als Alleinerbin Eigen⸗ 
tümerin des Klaviers geworden. Ihr ſtand damit auch der 
Beſitz daran zu (8857 BGB.). Der Vater übte dieſen Be⸗ 
ſitz während der Minderjährigkeit der Tochter als ihr geſetz⸗ 
licher Vertreter aus, ſie war mittelbare Beſitzerin, die Ver⸗ 
mutung des Eigentums ftand ihr, nicht dem Vater zur 
Seite (§ 1006 Abſ. 3). Der Beſitz der Frau des Kl. und die 
zu ihren Gunſten beſtehende Eigentumsvermutung fanden, 
wenn die Behauptung der Bekl. über die Veräußerung des 
Klaviers zutrifft, ihr Ende, Beſitz und Eigentumsvermutung 
gingen damit auf den Vater über, deſſen Fremdbeſitz ſich in 
Eigenbeſitz verwandelte. Danach hängt die Frage, wem die 
Eigentumsvermutung des § 1006 zur Seite ſtand, davon ab, 
ob die Veräußerung erfolgt iſt, oder nicht, und hieraus ergibt 
ſich, daß die Entſch. der Frage, wer in Anſehung der Ver⸗ 
äußerung die Beweislaſt zu tragen hat, in ſolchen Fällen 


Zu 2. Von der Richtigkeit dieſer Entſch. bin ich nicht über⸗ 
zeugt. Der vindizierende Kl. muß die den Bekl. nach 81006 zur 
Seite ſtehende Eigentumsvermutung widerlegen. Er hat bewieſen, 
daß ſeine Frau früher Eigentum am Klavier und mittelbaren Beſitz 
gehabt hat, während ihr Vater als geſetzlicher Vertreter den un⸗ 
mittelbaren Beſitz ausübte. Kl. muß aber m. E. noch weiter beweiſen, 
daß die Bekl. durch ihren im Jahre 1919 erworbenen Beſitz nicht 
auch das Eigentum erworben haben. Wenn der Eigentumserwerb der 
Bekl., wie aus dem ſehr Trapp wiedergegebenen Tatbeſtand hervor⸗ 
zugehen ſcheint, davon abhängt, daß die Frau des Kl. ſeinerzeit das 
Klavier an ihren Vater veräußert hat, ſo muß Kl. beweiſen, daß 
dieſe von den Bekl. behauptete Veräußerung nicht ſtattgefunden hat 
oder daß die Bekl. trotz dieſer Veräußerung kein Eigentum erworben 
haben. Dieſer Beweis fällt dem Kl. zur Laſt, nicht weil, wie das 
RG. richtig ausführt, die Vermutung des § 1006 Abf. 2 den Bekl. 
zugnte käme, ſondern weil fie nach 8 1006 Abſ. 1 fo lange als Eigen⸗ 
tümer zu betrachten ſind, bis nachgewieſen wird, daß ſie nicht Eigen⸗ 
tümer geworden ſind. Wenn das NG. von den Bekl. den Beweis 
verlangt, daß eine der Vorausſetzungen ihres Eigentums (bie Ver 
äußerung des Klaviers durch die Frau des Kl. an ihren Vater) 
vorliegt, fo wird dadurch die Vermutung des 81006 jo ſehr ab⸗ 
geſchwächt, daß man wieder auf dem Boden des gemeinen Rechts 
zu ſtehen glaubt. Geh. Hat Prof. Dr. A. v. Tuhr, Zurich. 
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nicht aus 81006 entnommen werden kann. (Vgl. auch die 
zum Abdruck beſtimmte RchEntſch. v. 18. März 1924 VII 
340/23.) Nach allgemeinen Grundſätzen ſind aber die Bekl. 
beweispflichtig, da ſie die aus dem Eigentum der Frau des 
Kl. als einem Dauerzustand ſich ergebende Vermutung für den 
Fortbeſtand dieſes Rechtes widerlegen müſſen. 

(U. v. 28. März 1924; 409/23 VII. — Stuttgart.) 


** 3. 8 256 ZPO. verlangt neben dem Feſt⸗ 
ſtellungsintereſſe ein konkretes Rechtsver⸗ 
hältnis.] 

Die Kl. verſendet regelmäßig mit der Eiſenbahn Tabak⸗ 
waren und benützte zu deren Verpackung doppelwandige Papp⸗ 
kartons mit plombierter Verſchnürung. Als ſie im Jahre 1921 
ſo verpackte Tabakwaren wieder auf der Güterabfertigungs⸗ 
ſtelle in B. aufliefern wollte, machte dieſe die Annahme da⸗ 
von abhängig, daß auf den Frachtbrief der Vermerk geſetzt 
werde: „In Pappkartons verpackt, mangelhaft.“ Eine Be⸗ 
ſchwerde der Kl. hiergegen wurde von der Eiſenbahndirektion 
Hannover zurückgewieſen. Mit der gegen den Reichseiſenbahn⸗ 
fiskus erhobenen Klage beantragt Kl. feſtzuſtellen, daß der 
Bekl. nicht berechtigt iſt, die von ihr in doppelwändigen, leder⸗ 
artigen Pappkartons mit plombierter Verſchnürung verpackten 
Tabakſendungen bei Auflieferung abzulehnen oder zu ver⸗ 
langen, daß die Kl. bei Abſendung der fraglichen Sendungen 
den Vermerk ſetzt: „In Pappkartons verpackt, mangelhaft, 
mit Bindfaden verſchnürt und plombiert“, wofern das von 
der Kl. angewandte Packmaterial an ſich mangelfrei iſt, even⸗ 
tuell, den Bekl. zu verurteilen, derartige Sendungen unbe⸗ 
anſtandet zu befördern. Später hat ſie den Hilfsantrag ge⸗ 
ſtellt, feſtzuſtellen, daß der Bekl. nicht berechtigt geweſen ſei, 
bei der Annahme beſtimmter in den Jahren 1920 und 1921 
von der Kl. aufgegebenen Sendungen mit Rückſicht auf ihre 
Kartonverpackung das Anerkenntnis mangelhafter Verpackung 
zu verlangen. Das BG. hatte die Klagabweiſung auf $ 62 
Eiſenbahnverkehrsordnung geſtützt, das OLG. dagegen, ohne 
auf die materielle Prüfung des Sachverhalts einzugehen, die 
geſtellten Anträge verfahrensrechtlich für unzuläſſig erklärt. 
Letzterer Anſchauung iſt beizutreten. Der Rechtsſchutz, der 
auf dem Wege der Feſtſtellungsklage gewährt wird, iſt kein 
beliebiger, ſondern im 8 256 ZPO. genau umſchrieben. Vor⸗ 
ausſetzung iſt hiernach das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes, 
das den Gegenſtand des Streits der Parteien abgibt. Unter 
Rechtsverhältnis im Sinne der genannten Geſetzesvorſchrift 
ſind die Beziehungen von einer Perſon zu einer anderen zu 
verſtehen, die als Rechtsfolge aus einem konkreten Tat⸗ 
beſtand erfließen. Die allgemeine Verpflichtung der Eiſenbahn, 
Güter anzunehmen und zu befördern, ſtellt kein ſolches kon⸗ 
kretes Rechtsverhältnis zwiſchen ihr und denjenigen Perſonen 
dar, welche in Zukunft einmal Güter der Bahn zu übergeben 
Beabfichtigen; dieſe Verpflichtung bildet vielmehr nur die 
Grundlage zu künftigen Rechtsverhältniſſen, und iſt rein ab⸗ 
ſtrakter Natur. Erſt wenn es zu einer beſtimmten Güter- 
auffieferung kommt, erhält die abſtrakte Verpflichtung der 
Bahn eine konkrete Geſtaltung. Je nachdem ſich dieſe anläßt 
oder die Verhältniſſe liegen, kann und muß ſich die Bahn 
ſchlüſſig machen, ob und unter welchen Vorausſetzungen ſie 
ihrer in 8 453 HB. feſtgeſetzten Verpflichtung nachzukommen 
hat. Wenn es hierzu im Einzelfall gekommen iſt, kann von 
einem konkreten Rechtsverhältnis geſprochen werden. Es iſt 
demnach zutreffend, wenn das OLG. das Begehren der Kl. 
als ein Verlangen nach einer allgemeinen Entſcheidung einer 
Rechtsfrage auffaßt. Ob für ein ſolches Begehren ein recht⸗ 
liches Intereſſe beſteht, iſt gleichgültig. Soweit alſo der 
Hauptklagantrag in Frage ſteht, iſt ebenſo wie für den dazu 
gehörigen Eventualantrag die Zuläſſigkeit mangels Beſtehens 
eines Rechtsverhältniſſes zu verneinen. Inſoweit der Hilfs⸗ 
antrag auf beſtimmte Auflieferungen aus den Jahren 1920 
und 1921 ſich ſtützt, würde es ſich um konkrete Rechtsverhält⸗ 
niſſe an ſich handeln. Hier maugelt es aber an dem Er⸗ 
fordernis des rechtlichen Intereſſes an alsbaldiger Feſtſtellung. 
Die rechtlichen Beziehungen gehören in dieſen Fällen durch⸗ 
aus der Vergangenheit an. Nun kann zwar ein der Ver⸗ 
gangenheit angehöriges Rechtsverhältnis Gegenſtand einer 
einer Feſtſtellung ſein, aber nur dann, wenn es als Element 
eines darauf geſtützten Anſpruchs in Betracht kommt, oder 
der Anſpruch darauf geſtützt werden könnte (vgl. Entſch. des 
RG. 1 16/00, 1 92/04, 110/04). Das iſt hier wiederum nicht 
der Fall. Die Kl. hat nicht dargelegt, inwiefern aus der 
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Ablehnung der Annahme in den Jahren 1920 und 1921 ihr 
Rechte noch zuſtehen ſollen. Die Tatſache einer möglichen Ge⸗ 
fahr, bei künftigen ähnlichen Auflieferungen auch wieder Zu⸗ 
rückweiſung gewärtigen zu müſſen, kann aber nicht dazu 
dienen, das frühere Rechtsverhältnis als Element eines darauf 
geſtützten Anſpruchs erſcheinen zu laſſen oder den Anſpruch 
darauf zu ſtützen. Denn in Wirklichkeit handelt es ſich um 
zwei verſchiedene Rechtsverhältniſſe, von denen das eine, kon⸗ 
krete, der Vergangenheit angehört, und das andere erſt in Zu⸗ 
kunft entſtehen ſoll, ohne das innere rechtliche Beziehungen 
zwiſchen beiden obwalten. 
(U. v. 5. Dez. 1923; 842/22 1. — Celle.) 


4. 8 198 8 PO. Sorgfaltspflicht des Rechts⸗ 
anwaltes für Wahrung der Rechtsmittelfriſt 
bei Urteils zuſtellung von Anwalt zu Anwalt.) 

Aus den Gründen: Die Zuſtellung iſt von Anwalt 
zu Anwalt geſchehen. Das im 8198 Abf. 2 Satz 1 ZPO. 
vorgeſehene Empfangsbekenntnis hat der erſtinſtanzliche An⸗ 
walt der Kl., RA. T., unterm 10. Juli 1922 ausgeſtellt. Es 
iſt auch nicht beſtritten, daß die vom Gegenanwalt RA. M. 
zugeſtellte Urteilsausfertigung in das Büro, alſo in die 
Verfügungsgewalt des RA. T. gelangt iſt. Hiernach iſt 
alles geſchehen, was zur ordnungsmäßigen Zuſtellung nach 
8198 ABO. erforderlich iſt. Da 8 198 eine Erſatzzuſtel⸗ 
lung nicht zuläßt, ſo gilt, wenn ſeine Vorausſetzungen er⸗ 
füllt ſind, der RA. perſönlich als Empfänger des zugeſtellten 
Schriftſtückes. Er kann ſich dann nicht darauf berufen, daß 
er von der Zuſtellung keine Kenntnis erlangt habe. Hat 
RA. T. die ihm von RA. M. zugegangene Zuſtellungskarte 
über den Empfang des Urteils achtlos unterzeichnet, ohne 
ſich die in ſeinem Büro abgegebene Urteilsausfertigung vor⸗ 
zeigen zu laſſen, ſo trifft ihn hierfür die Verantwortung. 
Das gilt um fo mehr, wenn T. die von M. beglaubigte 
und mit Zuſtellungsvermerk verſehene (8 198 Schlußſatz) Ur⸗ 
teilsausferligung zwar perſönlich geſehen, aber in der Eile 
des Geſchäftsganges irrtümlich für eine ihm vom Gericht 
zugegangene Ausfertigung gehalten, mithin nicht erkannt hat, 
daß es ſich um eine Zuſtellung handelte. Die weitere Feſt⸗ 
ſtellung des BG., daß T. nicht die genügende Vorſorge zur 
Einhaltung der Berufungsfriſt getroffen habe, iſt im Er⸗ 
gebnis richtig. Ein Verſehen ſeiner Büroangeſtellten, das 
den T. entlaſten könnte, iſt nicht ausdrücklich behauptet. Es 
hätte dazu der näheren Darlegung bedurft, daß T. zuverläſ⸗ 
ſiges Perſonal angeſtellt, auch Anordnungen und Einrich⸗ 
tungen getroffen und deren Befolgung nach Möglichkeit über⸗ 
wacht habe, wodurch die Friſtverſäumnis, ſoweit es in menſch⸗ 
lichen Kräften ſteht, ausgeſchloſſen wurde (RG. 96, 322). 
Hieran fehlt es, und es iſt insbeſondere nicht aufgeklärt, 
wie es zugegangen iſt, daß der Lauf der Berufungsfriſt nicht 
in irgendeiner Weiſe vermerkt iſt, obwohl die zugeſtellte 
Urteilsausfertigung und die zur Unterſchrift beigefügte Zu⸗ 
ſtellungskarte das Büro des T. durchlaufen haben müſſen. 
Demnach iſt das Vorliegen eines unabwendbaren Zufalls 
nicht genügend begründet. 

(U. v. 24. März 1924; V 837/23. — Berlin.) 


5. Privatgutachten können im Wege des Ur⸗ 
kundenbeweiſes nur bei beiderſeitigem Partei⸗ 
einverſtändnis benutzt werden. Auch noch in 
zweiter Inſtanz kann gegen die Verwertung 
widerſprochen werden.] 

Aus den Gründen: Privatgutachten, die Gegenſtand 
der mündlichen Verhandlung geweſen ſind, können allerdings 
im Wege des Urkundenbeweiſes verwertet werden, aber — 
abgeſehen von den Gutachten von Fachbehörden und von 
dem Falle, daß die Gutachten nur zur Unterſtützung der 
eigenen Sachkunde des Gerichts dienen, — nur dann, wenn 
beide Streitteile damit einverſtanden ſind; ihre Verwertung 

Zu 4. Der NA., der das Empfangsbekenntnis über die Zur 
ſtellung von Anwalt zu Anwalt unterſchreibt, kann ſich natürlich 
nicht darauf berufen, daß er das zugeſtellte Schriftſtück nicht perſön⸗ 
lich erhalten habe. Trotzdem iſt es denkbar, daß in einem Fall wie 
dent oben eutſchiedenen ein Wiedereinſetzungsfall vorliegt: wenn der 
Anwalt Einrichtungen getroffen hat, welche auch bei ſolchen Zuſtel⸗ 
lungen die Vormerkung im Kalender ſicherzuſtellen geeignet ſind, 
und wenn das damit betraute Perſonal erprobt und zuverläſſig ift- 
Aber das Vorliegen dieſer Vorausſetzungen muß der Anwalt bee 
haupten und dartun. RA. Dr. Friedlaender, München. 


53. Jahrg. 1924 Heſt 13) 


5 Bat Umfange zuzulaſſen, erſcheint unvereinbar mit 
— e ee der 88 402 ff. ZPO., da alsdann die hier 
mögl em Geſetze für notwendig erachtete Gewähr für die 
5 1 ichſte Ermittelung der Wahrheit beſeitigt werden würde 
gl. z. B. Ri. 9, 380; 44, 151; 46, 412, 54, 269f.; 
85 1900, 828, Nr. 4; 1910, 191, Nr. 17; 1912, 200, 
— 80 Hier liegt nun ein ſolches Einverſtändnis jedenfalls 
daß 5 Rechtszuge nicht vor, und der Anſicht des BG., 
1 5 ie Bekl. das Rügerecht gemäß 88 295, 530 ZPO. ver- 
5 habe, kann nicht zugeſtimmt werden. Für den Fall 
Fuge e in A Er Rechtsſtreite gemachter 
nend a n im Wege des Ur undenbeweiſes hat der er⸗ 
(HIT nr senat ſchon in einem Urteil v. 11. Juli 1913 
führe Sk ausgeſprochen, daß der Gegner des Beweis⸗ 
A noch im Berufungsverfahren den im erſten Rechts⸗ 
95 280 aſſenen Widerſpruch erheben kann (abweichend RG. 
5 15) v. 18. Nov. 1915, Warneyer Bd. 9 S. 144, für 
Wersten n gegebenen Fall eines ausdrücklichen Ein⸗ 
95 0 niſſes im erſten Rechtszuge), und dies damit begrün⸗ 
A in es ſich nicht um „die Verletzung einer das Verfahren 
Vorſchrielondere die Form einer Prozeßhandlung betreffende 
früheren handele, wenn die Ausſage eines Zeugen in einem 
in — Rechtsſtreite zum Gegenſtande des Urkundenbeweiſes 
eineg = ſpäteren Prozeſſe gemacht werde. Denn mangels 
SE iderſpruchs ſei eine ſolche Art der Beweiserhebung 
EN De zuläſſig und verletze an ſich keine Vorſchrift der 
guta 0 t Nichts anderes kann von der Verwertung von Privat⸗ 
nehmn en gelten. Außerdem handelt es ſich hier bei der Ver⸗ 

ich ng „der zur Prüfung der Güte des Heus zugezogenen 
bern ſtändigen nicht nur um einen Sachverſtändigenbeweis, 
bei der e um einen Zeugenbeweis, da ſie über die von ihnen 
heit des eſichtigung vor dem Rechtsſtreite feſtgeſtellte Beſchaffen⸗ 
deſſen us Auskunft geben und darauf ihr Gutachten über 
der Ben ertragsmäßigkeit gründen ſollen. Der Widerſpruch 
ten m... gegen die Verwertung der von der Kl. beigebrach⸗ 
55 Bell agntachten iſt auch nicht deshalb unbeachtlich, weil 
5 nicht die Vernehmung der von der Kl. zugezogenen 
gema cht nan igen beantragt hat, wie die Reviſionsbekl. geltend 
orteiſſch ar Von der Bell., die dieſe Sachverſtändigen als 
De 155 und ihre Gutachten als nicht beweiskräftig bekämpft, 
antra dan nicht verlangen, daß ſie deren Vernehmung be⸗ 
185 ar In einem ſolchen Falle muß der einfache Wider⸗ 
der — gen die Verwertung der Privatgutachten genügen, wie 
teile v 1 Senat ebenfalls in dem oben erwähnten Ur⸗ 
auch un Juli 1913 bereits ausgeſprochen hat, wenn man 
Antrags 5 5 0 den pi an die Form des 

erne efnii 3. B. ! 

25 Warn l, as geknüpft hat (vgl. z. B. RG. 46, 


U. v. 28. März 1922; 428/21 III. — Jena.) 
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näch ts 496 SPD. Wann iſt die Zuſtellung „dem⸗ 
bers ber folgr⸗ Amtspflicht des Gerichtsſchrei⸗ 
wach un ganfellungen von Amts wegen zur Über⸗ 


. Wandlungsprozeß der Käuferin des Pferdes 
hat & i Kl., in dem dieſer rechtskräftig unterlag, 
n, 3 M, ſeinem Verkäufer, den Streit zu ver⸗ 
eingereicht ine den Streitverkündungsſchriftſatz beim AG. 
wegen Wera feinem Regreßprozeß gegen M. wurde er 
ſtellung 8 rechtskräftig abgewieſen, da ſich die Zu⸗ 
egen Amts treitverkündungsſchriftſatzes nicht feſtſtellen ließ. 

Kl entspflichtverletzung des Gerichtsſchreibers K. macht 


den Vo nunmehr den Staat verantwortlich, wurde aber in 


den 80 abgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 
den Wandlun unden: Das BG. ſtellt feſt, daß der Kl. 


enn igsprozeß gegen M. gewonnen haben würde, 
$ 496 120 len Berjährungseinwand mit der Berufung auf 
geht es weit IPOD. hätte entkräften können. Mit Recht 
dom Kl. 155 Dr aus, daß der dem Gerichtsſekretär K. 
gründet ir K. — Vorwurf einer Amtspflichtverletzung be⸗ 
>. 3. Okt He die Zuſtellungsbedürftigkeit des Schrift⸗ 
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der Gerichtsſchreiber alle Akten, in welchen eine nicht durch 
Aufgabe zur Poſt zu bewirkende Zuſtellung zu veranlaſſen 
iſt, und bei anderweiten Gebrauche der Akten an ihrer Stelle 
einen Notizbogen bis zur Rückkehr der Zuſtellungsurkunden 
in beſonderen Fächern aufzubewahren, dieſe Fächer täglich 
nachzuſehen und wegen etwaiger Herbeiſchaffung der Urkunden 
das Nötige zu veranlaſſen habe“. Dieſe Kontrollpflicht lag 
dem Gerichtsſchreiber nicht nur dem Staate, ſondern auch 
dem jetzigen Kl. gegenüber ob, in deſſen Intereſſe der Staat 
die Zuſtellung übernommen hatte. Gegen ſie hat K. gröb⸗ 
lich verſtoßen; denn er hat das Fehlen der Zuſtellungsurkunde 
bis zur Beendigung des Prozeſſes Me. wider den Kl. über⸗ 
haupt nicht bemerkt. Gleichwohl hat das BG. die Klage 
abgewieſen, weil es den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
der Pflichtwidrigkeit des K. und dem Schaden des Kl. ver⸗ 
neint. Unter Bezugnahme auf Skonietzki⸗Gelpcke (An⸗ 
merkung 11 zu § 496 ZPO.), Sydow-⸗Buſch (Anm. 7 zu 
8 496 3PO.), Levin (JW. 1912, 449) führt es aus, „daß 
nach § 496 Abſ. 3 ZPO. der Zuſtellungsantrag, auf Grund 
deſſen die Zuſtellung demnächſt tatſächlich erfolge, noch vor 
Ablauf der Verjährungsfriſt, d. h. im gegebenen Falle alſo 
vor Ablauf des 9. Okt. 1916 bei dem Amtsgericht hätte ein⸗ 
gehen müſſen“. Das ſei aber — ſo meint das BG. — un⸗ 
möglich geweſen. Denn die Zuſtellung hätte unter der von 
dem Kl. angegebenen Adreſſe nicht erfolgen dürfen, da M. 
damals als Soldat in M. gedient habe und die Zuſtellung 
an ihn daher auf dem im $ 172 ZPO. gewieſenen Wege zu 
bewirken geweſen ſei. Wenn daher K. auch bereits am 7. Okt. 
Ermittlungen nach dem Verbleibe der Zuſtellungsurkunde an⸗ 
geſtellt hätte, wäre eine Antwort der Poſtbehörde vor dem 
9. Okt. nicht zu erwarten geweſen. Dann aber hätte die Zeit 
bis zum Ablaufe des Tages für eine Benachrichtigung des 
Prozeßbevollmächtigten des damaligen Bekl. und die Ein⸗ 
reichung eines neuen Zuſtellungsantrages mit der von ihm erſt 
noch zu ermittelnden richtigen Adreſſe des M. nicht mehr 
ausgereicht. Das BG. will alſo die Streitverkündigung vom 
3. Okt. wegen der unrichtigen Adreſſenangabe als rechtlich 
nicht vorhanden und deren Berichtigung als eine neue Streit⸗ 
verkündigung angeſehen wiſſen, die mit der früheren nichts 
zu tun habe. Gegen dieſe Auffaſſung wendet ſich die Reviſion 
mit der Behauptung, daß dem 8 496 Abſ. 3 a. a. O. auch 
Genüge geſchehen wäre, wenn der Schriftſatz v. 3. Okt. nach 
Ablauf der Verjährung unter der vom Kl. zu erfordernden 
richtigen Adreſſe zugeſtellt wäre. Die Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreites hängt alſo von der Auslegung und der rechtlichen 
Tragweite des 8 496 Abſ. 3 ZPO. ab. Der durch das Er⸗ 
gänzungsgeſetz v. 1. Juni 1909 neu geſchaffene $ 496 führte 
durch die Abſ. 1 und 2 für den Amtsgerichtsprozeß hinſicht⸗ 
lich des Zuſtellungsweſens an Stelle des Parteibetriebs den 
Amtsbetrieb ein. Bis zu dem Zeitpunkte des Urteilserlaſſes 
($ 317 Abſ. 1 3PO.) ſollen alle Zuſtellungen von Amts 
wegen vorgenommen werden. Im Anſchluß daran beſtimmt 
Abſ. 3, daß die Wirkungen der Zuſtellung einer Partei⸗ 
erklärung, durch die eine Friſt gewahrt oder die Verjährung 
unterbrochen werden ſoll, bereits mit deren Einreichung oder 
Anbringung bei Gericht eintreten, „ſofern ihre Zuſtellung 
dem nächſt erfolgt“. Denn da infolge des Amtsbetriebs die 
Zuſtellung jeder Einwirkung, insbeſondere der Beſchleunigung 
ſeitens der Partei entzogen iſt, ſoll und darf ihr die Zeit, 
welche die Gerichtsſchreiberei zur Durchführung der Zuſtellung 
gebraucht, nicht zum Nachteile gereichen (Begr. S. 32). Im 
Schrifttum herrſcht nun Streit darüber, welchen Sinn der 
Geſetzgeber mit dem Begriffe „der demnächſtigen Zuſtellung“ 
verbunden hat. Dieſelbe Wendung findet ſich noch in dem 
§ 207 Abſ. 1 3PO. Schon aus dieſem ergibt ſich, daß der 
Geſetzgeber die „demnächſtige“ Zuſtellung nicht einer als⸗ 
baldigen gleichſtellen wollte. Denn daß die in dem $ 207 
Abſ. 1 a. a. O. behandelten Auslandszuſtellungen namentlich 
bei Beurlaubung oder häufigen Aufenthaltswechſel des Zu⸗ 
ſtellungsempfängers eine geraume Zeit in Anſpruch nehmen 
oder wenigſtens in Auſpruch nehmen können, liegt auf der 
Hand. Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung wird aber auch durch 
die Entſtehungsgeſchichte des 8 496 ZPO. beſtätigt. Der erſte 
in der Beil. 1 des RAnz. v. 5. Okt. 1907 (Nr. 238) ver⸗ 
öffentlichte Entwurf eines Geſetzes betr. die Anderung des 
GV., der ZPO. uſw. hatte nämlich nach dem Vorbilde des 
§ 207 Abſ. 2 ZPO. für den Eintritt der Rechtsfolgen des 
5 496 Abf. 3 daſelbſt verlangt, „daß die Zuſtellung Binnen 
einer Friſt von 2 Wochen, bei Zuſtellungen mittels Erſuchens 
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anderer Behörden oder Beamten (im Auslande) oder mittels 
öffentlicher Zustellung binnen einer Friſt von 6 Monaten 
durchgeführt ſein müſſe“. Dies Zeiterfordernis, das von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten bekämpft wurde, hat man jedoch ſpäter wie⸗ 
der fallen laſſen. Bereits in dem dem Reichstage vorgelegten 
zweiten Entwurfe war dem Abſ. 3 a. a. O. in Anlehnung an 
den 8 207 Abſ. 1 ZPO. diejenige Faſſung gegeben, in der 
er ſchließlich Geſetz geworden iſt. Damit hat der Geſetzgeber 
zu erkennen gegeben, daß der Weg der geſetzlichen Feſtlegung 
eines äußerſten Zuſtellungstermins nicht gangbar jet, jeden⸗ 
falls im Intereſſe der Parteien nicht eingeſchlagen werden 
ſolle. Dieſer Umſtand ſpricht aber zugleich auch gegen die 
Anſicht des BR. und derjenigen Schriftſteller, welche wie 
Skonietzki⸗Gelpke und Krämer (DII- 1911 Sp. 336) 
eine „demnächſtige“ Zuſtellung nicht mehr für gegeben er⸗ 
achten, wenn deren Verzögerung auf die Partei, welche ſie 
veranlaßt hat, zurückzuführen iſt. Sie und Levin wollen 
den Erklärenden trotz rechtzeitiger Einreichung ſeiner Er⸗ 
klärung bei Gericht der Wohltat des 8 496 Abf. 3 a. a. O. 
immer dann verluſtig gehen laſſen, wenn es ihm nicht gelingt, 
die — ſelbſt ohne Verſchulden — falſch angegebene Adreſſe 
des Zuſtellungsempfängers innerhalb der zu wahrenden oder 
zu unterbrechenden Friſt richtig zu ſtellen. Das kann jedoch 
im Einzelfalle zu höchſt unbilligen, vom Geſetzgeber ſicher nicht 
gewollten Ergebniſſen führen und ſteht auch nicht im Ein⸗ 
klange mit dem in der Rechtſprechung allgemein anerkannten 
Grundſatze, daß es zuläſſig ſei, Ungenauigkeiten der in der 
Klageſchrift notwendigerweiſe (vgl. 8 255 Abſ. 2 Nr. 1 ZPO.) 
enthaltenen Bezeichnung der Parteien, vorausgeſetzt, daß hin⸗ 
ſichtlich ihrer Perſönlichkeit keine Zweifel obwalten und nicht 
die Unterſchiebung einer neuen Partei beabſichtigt wird, auf 
Grund des § 268 Nr. 1 3 O. nachträglich zu beheben (JW. 
1906, 394 26; 1907, 8110. Der Ausdruck „demnächſt“ iſt 
ſo farblos, daß aus ihm und aus dem Umſtande, daß er in 
der amtlichen Begründung S. 32 in Gänſefüßchen geſetzt iſt, 
für die Notwendigkeit einer möglichſt ſchnellen, ſelbſt eine 
mäßige Verzögerung nicht duldenden Zuſtellung, die, wie 
gezeigt, in den Fällen des 8 207 Abſ. 1 ZPO. häufig gar 
nicht möglich fein wird, nichts gefolgert werden darf. Für ſie 
laſſen ſich auch nicht die Vorgänge in der Kommiſſion bei 
Beratung des 8496 Abſ. 3 ZPO., verwerten. Dort war 
nämlich beantragt worden, die Worte „ſofern die Zuſtellung 
demnächſt erfolgt“ zu ſtreichen. Es ſollte alſo künftig bereits 
mit dem Eingange der Unterbrechungserklärung bei Gericht 
ohne Rückſicht auf deren künftige Zuſtellung die Verjährungs⸗ 
unterbrechung eintreten und ſomit für ſie derſelbe Grundſatz 
gelten, welchen die 88 518 und 553 BD. hinſichtlich der 
Berufungs⸗ und Reviſionseinlegung aufgeſtellt haben. Der 
Streichungsantrag wurde jedoch abgelehnt, nachdem ein Re⸗ 
gierungsvertreter ausgeführt hatte, daß die im § 496 Abi. 3 
3 O. vorgeſehene Wirkung nicht eintreten dürfe, „wenn die 
Erklärung dem anderen Teile micht zugeſtellt werden könne, 
weil z. B. der Antragſteller eine falſche oder überhaupt keine 
Adreſſe angegeben habe“ (KommBer. S. 56). Dieſe Bemer⸗ 
kung enthält aber ſachlich nichts weiter als eine Verwahrung 
gegen die von dem Antragſteller beabſichtigte Wirkſamkeit der 
bloßen Einreichung einer Erklärung, die dem Erklärungs⸗ 
empfänger überhaupt nicht zugeſtellt wird und nicht zu⸗ 
geſtellt werden kann, beſchäftigt ſich aber nicht mit der 
rechtlichen Bedeutung, die der demnächſtigen Beſeitigung des 
Zuſtellungsbinderniſſes und der auf dieſe Weiſe ermöglichten 
Nachholung der Zuſtellung zukommt. Dieſe Frage, die auch 
von Sydow-Buſch a. a. O. weder aufgeworfen noch be⸗ 
antwortet worden iſt, muß nach anderen Geſichtspuntten ent⸗ 
ſchieden werden. In der Begründung des Geſetzentwurfes, der 
dem 8 207 3PO. den zweiten Abſatz hinzufügte, wird aus⸗ 
drücklich auf die weſentlichen Vorteile hingewieſen, welche dieſe 
Vorſchrift den Parteien inſofern gewähre, als ſie ihnen ge⸗ 
nügend Zeit laſſe, „um Verbeſſerungen etwa vorgekommener 
Verſtöße im Wege rechtzeitiger Wiederholung der Zuſtellung 
zu geſtatten“ (vgl. Druckſ. des RT. 1897/8 Nr. 61 S. 56). 
Demgemäß haben der 2., 4. und 6. 3. übereinſtimmend aus⸗ 
geſprochen, daß bei Inanſpruchnahme der Zuſtellungstätigkeit 
des Gerichtsſchreibers die zu wahrende Notfriſt — ohne Rück⸗ 
ſicht auf anfängliche erfolgloſe Zuſtellungsverſuche — im 
Sinne des § 207 Abſ. 2 3PO. immer dann als gewahrt an⸗ 
zuſehen iſt, wenn zwar nach deren Ablauf, aber innerhalb der 
in ihm vorgeſehenen zweiwöchigen Friſt überhaupt ein ord⸗ 
nungsmäßiger vom Geſetze anerkannter Zuſtellungsakt erfolgt 


(Gruch. 45, 1099 ff.; RG. 46, 390; JW. 1905, 37319). 
Dem iſt beizutreten. Derſelbe Vorteil, d. h. die Möglichkeit, 
auch nach Ablauf der Verjährung oder der zu wahrenden 
Friſt einen der Zuſtellung des rechtzeitig eingereichten Schrift⸗ 
ſatzes entgegenſtehenden Anſchriftsmangel zu beſeitigen, muß 
aber für den Erklärenden erſt recht in Fällen des § 496 Abſ. 3 
3PO., der ebenſo wie $ 207 Abf. 1 daſelbſt eine Zuſtellungs⸗ 
friſt nicht kennt, gegeben ſein. Das hat auch der 1. ZS. für 
das Anwendungsgebiet des § 207 Abſ. 1 ZPO. anerkannt. 
Nach feinem Urteile in NG. 70, 291 ff. liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen dieſer Vorſchrift auch dann vor, wenn vor Erledi⸗ 
gung des Zuſtellungserſuchens ſich Gelegenheit zu einer ande⸗ 
ren rechtsgültigen Zuſtellung unter einer von, der des Er⸗ 
ſuchens abweichenden Adreſſe bietet und erfolgreich benutzt 
wird. Tritt man auf Grund der ſo gewonnenen Ergebniſſe 
an die Auslegung des § 496 ZPO. heran, ſo muß ſie von 
dem Gedanken geleitet werden, daß die Beſtimmungen der 
ABD. nicht die Rechtsverfolgung erſchweren, nicht Hinderniſſe 
ſchaffen wollen, an denen die materiellen Rechte der einen 
oder anderen Partei zum Scheitern gebracht werden, ſondern 
im Gegenteil den Verfahrensweg weiſen, auf welchem in 
zweckmäßigſter und ſchnellſter Weiſe ein Rechtsſtreit ſeiner 
ſachlichen Entſcheidung zugeführt wird. Das materielle Recht 
ſoll und darf unter der Herrſchaft der Prozeßvorſchriften nicht 
oder doch möglichſt wenig leiden. Dieſe Erwägung trifft auch 
auf den 8 496 ABO. zu, der in allen ſeinen Teilen lediglich 
den Intereſſen der Parteien dienen und die Prozeßführung 
vereinfachen, verbilligen und erleichtern ſoll (Begr. S. 31). 
Eine Anſchriftsberichtigung iſt an ſich etwas ganz Neben⸗ 
ſächliches. Sie berührt den materiellen Inhalt des zuzuſtel⸗ 
lenden Schriftſtücks nicht und vermag deſſen rechtliche Be⸗ 
deutung nicht zu ändern oder abzuſchwächen. Sie kann daher 
die Anwendung des 8 496 Abſ. 3 3 PO. zugunſten der die 
Zuſtellung veranlaſſenden Partei nicht hindern, da unter der 
neuen Adreſſe dem Erklärungsempfänger dieſelbe ſachliche 
Erklärung zugeſtellt wird, die, wenn auch mit falſcher Adreſſe 
verſehen, rechtzeitig bei Gericht eingegangen iſt. Dem Geifte, 
Sinne und Zwecke des § 496 Abſ. 3 a. a. O. entſpricht aber 
auch allein die weitere Annahme, daß der Geſetzgeber — 
worauf insbeſondere der Wegfall der im Vorentwurfe vor⸗ 
geſehenen Zuſtellungsfriſt deutet — mit dem Ausdrucke „dem⸗ 
nächſt“ dem pflichtgemäßen Ermeſſen des Richters die Ent⸗ 
ſcheidung darüber überlaſſen wollte, welche Zuſtellung im 
Einzelfalle noch unter 8 496 Abſ. 3 falle. Etwaige erfolgloſe 
Zuſtellungsverſuche ſind deshalb unerheblich, wenn nur die 
Angabe der richtigen Adreſſe des Erklärungsempfängers und 
die Zustellung der ſachlich unverändert gebliebenen Erklärung 
an ihr innerhalb einer nach den jedesmaligen Umftänden zu 
beſtimmenden angemeſſenen Friſt erfolgen. — Bei dieſer Auf⸗ 
faſſung wird auch der von Levin (a. a. O. S. 450) be⸗ 
fürchtete Umſtand vermieden, daß der Gläubiger es in der 
Hand habe, durch einen einſeitigen Akt die Verjährung auf 
beliebige Zeit zu unterbrechen. Würde es nun gelungen 
ſein, die Zuſtellung des Schriftſatzes v. 3. Okt. 1916 bis zur 
Beendigung des amtsgerichtlichen Verfahrens d. h. bis zum 
10. April 1917 durchzuführen, ſo wäre fie im Sinne des $ 496 
Abs. 3 ARD. als innerhalb einer nach Lage des Falles an⸗ 
gemeſſenen Friſt bewirkt anzuſehen. — Bis dahin wäre aber 
nach menſchlichem Ermeſſen die Zuſtellung nachgeholt worden, 
wenn der Gerichtsſchreiber ſeine Pflicht erfüllt und rechtzeitig 
nach dem Grunde des Ausbleibens der Zuſtellungsurkunde ge⸗ 
forscht hätte. (Wird näher dargetan.) Der Kl. hätte daher 
bei ſachgemäßem Verhalten des K. ſeine Rechte gewahrt, die 
Verjährung unterbrochen und nach dem Obſiegen der Frau 
Me. ſich an M. halten können. Für den ihm aus der unter⸗ 
laſſenen Zuſtellung der Streitverkündung erwachſenen Schaden 
haftet nach 81 des preußiſchen Geſetzes v. 1. Aug. 1909 an 
Stelle des ſchuldigen Beamten der preußiſche Staat. Daß 
dies Ergebnis richtig und der entgegengeſetzte Standpunkt des 
BR. rechtsirrig iſt, zeigt auch folgende Erwägung Wäre eine 
Zuſtellung des Schriftſatzes v. 3. Okt. 1916 im Parteibetriebe 
zuläſſig geweſen, ſo hätte bei ordnungsmäßigem Verhalten 
aller Beteiligten ſich nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge 
bereits am 5. oder 6. Okt. die Undurchführbarkeit der Zu⸗ 
ſtellung in der Privatwohnung des M. heransgeſtellt und der 
Kl. hinreichend Zeit gehabt, bis zum Ablaufe des 9. Okt. 
eine neue Zuſtellung unter der richtigen Adreſſe herbei⸗ 
zuführen. Der Amtsbetrieb im Zuſtellungsweſen ſollte aber, 
wie gezeigt, denjenigen, der zur Wahrung einer Friſt oder 
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ar Anterbrerhung der Verjährung eine Erklärung abzugeben 
. ſtellen, als er bei dem Parteibetriebe ge⸗ 
i En hätte, ſondern ihm die Friſtwahrung und die Ver⸗ 
ferti e erleichtern, ſo daß es ein nicht zu recht⸗ 
des 5 490 Formalismus wäre, den Kl. von den Vorteilen 
reich 96 Abs. 3 ZPO. auszuſchließen, weil er bei Ein⸗ 
eigenſche der Streitverkündung die vorübergehende Soldaten⸗ 
Zwil chaft des M. nicht gekannt und deshalb zunächſt deſſen 
ll ſtatt der Militäradreſſe angegeben hat. 
v. 8. Dez. 1922; 120/22 III. — Hamm.) 


e 8 561 ZPO. Die Behauptung eines nach 
et des Berufungsurteils geſchloſſenen 
1 uiabliden Vergleiches kann in der Revi⸗ 
x inſtanz keine Berückſichtigung finden] 
1 den Gründen: Darüber, ob die Behauptung 
Revisions Erlaß des Bu. geſchloſſenen Vergleiches in der 
ſprec 0 Berücksichtigung finden könne, hat die Recht⸗ 
telle 11 8 des RG. geſchwankt, allerdings nur in älteren Ur⸗ 
. 15 I iſt namentlich in der von der Reviſion angeführten 
Über di 191/04, Urteil v. 28. April 1904 zunächſt Beweis 
e Behauptung eines außergerichtlichen Vergleichs an⸗ 
in et und erhoben, in dem Urteile ſelbſt freilich die Frage 
pe 1 gelaſſen worden, da der Beweis nicht als er⸗ 
1909 III en wurde. Ferner iſt in dem Urteile v. 17. Dez. 
Reviſt 1 628/08 ohne Erörterung der Rechtsfrage der in der 
e erhobene Beweis eines außergerichtlichen Ver⸗ 
1 Abe Inhalts, daß Urteil nicht genommen werden ſolle, 
nb a angeſehen und daraufhin der Antrag des Revi⸗ 
In # lagten, die Reviſion zurückzuweiſen, abgelehnt worden. 
8 21 1 Weiſe iſt in der Sache II 62/89, Zwiſchenurteil 
aber Mai 1889, in der das zeitweilige Ruhen der Sache 
den Arabtlich vereinbart worden ſein ſollte, verfahren wor⸗ 
ua 14979 rerseits iſt aber bereits in den Urteilen II 350/98 
8524 (legt abgedruckt in RG. 44, 354, unter Hinweis auf 
ein Verben 561) BED, ausgeſprochen worden, daß weder 
gerichtli prechen einer Zurücknahme der Klage noch ein (außer⸗ 
Toni.) Verzicht auf den Klageanſpruch in der Revi⸗ 
geltend anz zum Zwecke der Aufhebung des Berufungsurteils 
A an SE werden kann, und ſeitdem iſt der Standpunkt, 
Rechtsſt ergerichtliche Vergleiche, welche die Erledigung des 
lichtigt 1127 bezwecken, in der Reviſionsinſtanz nicht berück⸗ 
N. 191 sn können, von RO. feſtgehalten worden (vgl. 
ſonders abe 51%; 1912, 802 21; ferner Gruch. 55, 1051; be⸗ 
ungen 0 85 mit eingehender Begründung Gruch. 60, 511), 
Einwendi er von Erythropel (JW. 1912, 991) erhobenen 
peozeſſualen e im übrigen aber unter Villigung des zivil⸗ 
Stein en Schrifttums (Hellwig in D. 1903, 284; 
ſachen 970 $ 561 ZPO. II 5), und zwar auch für Ehe⸗ 
aber — — 70 für dieſe nach der herrſchenden Meinung (vgl. 
Vergleiche wig a. a. O.) eine Geltendmachung des aus dem 
des 5 707 ſich ergebenden materiellen Einwandes im Wege 
abzuweühen 5 ausgeſchloſſen iſt. Von dieſer Rechtſprechung 
die jezt un eſteht keine Veranlaſſung, um ſo weniger als 
8 561 8 88.50 der Novelle von 1910 geltende Faſſung des 
klarer als die ausgeſprochenermaßen (vgl. Begr. S. 18) noch 
bringt, daß d. frühere Faſſung zum Ausdruck bringen ſoll und 
inſtanz 5 Br Vorbringen neuer Tatfachen in der Reviſions⸗ 
ühnten ahne der in § 554 Abſ. 3 Nr. 2b er⸗ 
dieſem Re 925 zu berückſichtigen iſt. Keine Ausnahme von 
die ſich in Sſatze bildet es, daß prozeſſuale Vorgänge, 
erfolgende r Reviſionsinſtanz ereignen, wie die gemäß § 271 
erhandlenn urücknahme der Klage oder der bei der mündlichen 
.) au g 0 Verzicht auf den Klageanſpruch (8306 
Daß aber ein auf Reviſionsgerichte zu berückſichtigen find. 
zunehmen, der ußergerichtliches Verſprechen, die Klage zurück⸗ 
olgenden Kla in der vorgeſchriebenen prozeſſualen Form er⸗ 
ein ſolches B gezurücknahme nicht gleichſteht, iſt anerkannt; 
in dem in mn 10 begründet, wie der erkennende Senat 
a „nur einen 02, 217 abgedruckten Urteile ausgeſprochen 
Einwand, der Si materiellen Vertragsrechte entſpringenden 
inſtanzen anhä⸗ war, ſolange der Rechtsſtreit in den Tatſachen⸗ 
gehalten, in angig iſt, der Fortſetzung des Prozeſſes entgegen⸗ 
neue Tatſache Reviſionsinſtanz aber, da er ſich auf eine 
vielmehr — 8 keine Berückſichtigung finden kann, 
Boah 8 787 8 0. f in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
& ung der Entf cheid 10 ele bleiben muß. Zu einer Ein⸗ 
) wegen der f ng der Vereinigten Zivilſenate ($ 137 
früheren Rechtſprechung hat bereits der 


F 


965 


4. 3. in dem oben angeführten Urteile v. 11. Dez. 1915 
ausdrücklich abgelehnt und zwar mit Recht, da fie nicht rechts⸗ 
grundſätzlich begründet war und zudem auf einer durch die 
neuere Geſetzgebung veränderten geſetzlichen Grundlage beruhte. 

(H. w. H., U. v. 17. Mai 1922; 456/21 V. — Kiel.) 


8. 8565 3PO Verweiſt das RG. eine Sache 
nicht an einen beſtimmten Senat zurück, ſo rich⸗ 
tet ſich die Zuſtändigkeit nach der Geſchäfts⸗ 
ordnung des OL G.] 

Die Rev. macht geltend, das frühere Berufungsurteil 
ſei vom I. 38S. des OLG. erlaſſen worden. Da das RG., 
ohne einen anderen Sen. zu beſtimmen, die Sache an das 
BG. zurückverwieſen habe, ſei der I. 3©. zur weiteren Ver⸗ 
handlung und Entſch. zuſtändig geweſen. Statt deſſen habe 
der IV. Sen. das Urteil erlaſſen. Das verſtoße gegen 8 565 
Abſ. 1 ZPO. Die Rüge geht fehl. Nach der Zurückverweiſung 
der Sache an das BG. hat zunächſt der I. Sen. die Bearbei⸗ 
tung wieder übernommen. Zufolge Präſidialbeſchluſſes des 
OLG. v. 8. Juli/5. Okt. 1922 iſt ein neuer IV. 35. (Hilfs⸗ 
ſenat) errichtet worden, dem v. 16. Okt. ab u. a. die Erb⸗ 
ſtreitigkeiten übertragen wurden. Daraufhin hat der I. Sen. 
dieſen Rechtsſtreit an den neuen Sen. abgegeben. Einem 
ſolchen Verfahren ſteht 8 565 Abſ. 1 ZPO. nicht entgegen. 
Hat das RG. gemäß 8565 Abſ. 1 Satz 2 die Zurückverweiſung 
der Sache an einen anderen Sen., als denjenigen, der zum 
erſten Male erkannt hatte, ausgeſprochen, ſo mag es zweifel⸗ 
haft erſcheinen, inwieweit durch eine anderweite Geſchafts⸗ 
verteilung ein anderer Sen. an die Stelle des vom RG. 
beſtimmten geſetzt werden kann. Das RG. hat dies in einem 
Falle für unzuläſſig erklärt, wo der vom NG. beſtimmte 
Sen. beſtehen geblieben und nur die Geſchäftsverteilung ge⸗ 
ändert war (RG. 89, 257), dagegen zugelaſſen in Fällen, 
wo der vom Reg. beſtimmte Sen. aufgehoben war U 39 
2. Juni 1916, VII 105/16; 23. 1916 Sp. 1101, 18. Okt. 
1916 V 23/15; JW. 1917, 45 Nr. 15). Anders iſt die Rechts⸗ 
lage, wenn das RG., wie im vorliegenden Falle, die Sache 
lediglich an das BG. zurückverweiſt. Darin liegt nicht, wie 
die Rev. meint, die Anweiſung, daß der Sen., der das erſte⸗ 
mal erkannt hat, ſich auch jetzt unter allen Umſtänden der 
Bearbeitung der Sache zu unterziehen habe. Gründe, die es 
dem RG., wenn es von der Befugnis des Satz 2 Gebrauch 
macht, angezeigt erſcheinen laſſen, mit der Weiterbearbeitung 
der Sache einen beſtimmten Sen. des OLG. zu betrauen 
(ogl. RG. 53, 4; 89, 256) liegen in ſolchem Falle nicht vor. 
Für die Frage, welcher Sen. zuſtändig iſt, muß dann viel⸗ 
mehr die für das OLG. auf dem geſetzlich vorgeſchriebenen 
Wege feſtgeſetzte Geſchäftsverteilung maßgebend ſein. Es iſt 
deshalb nicht unzuläſſig, daß der Prozeß, wie hier während 
er in zweiter Inſtanz ſchwebt, von den bisher damit befaßten 
Sen. auf einen anderen übergeht. 

(U. v. 24. Jan. 1924; 131/28 IV. — Stettin.) 


9. Der Richter darf für die Entſcheidung 
über die Auferlegung des richterlichen Eides 
Wahrnehmungen verwerten, die nicht in der 
mündlichen Verhandlung gemacht ſin d.] 7) 

Von der Eidesauflage an den Bekl. hat das BG. des⸗ 
halb abgeſehen, weil ihm eine eidliche Bekundung des Bekl. 
mit Rückſicht auf deſſen Geſundheitszuſtand keine Sicherheit 
dafür zu geben ſchien, daß die beſchworenen Tatſachen auch 
wirklich der Wahrheit entſprächen. Gegen dieſe der Nicht⸗ 
zulaſſung des Bekl. zum richterlichen Eid zugrunde lie⸗ 
gende Annahme wendet ſich die Reviſion mit der Rüge: das 
Gericht ſtütze feine Auffaſſung in prozeßordnungswidriger 
Weiſe auf einen erſt nach Schluß der mündlichen Verhandlung 
von ihm wahrgenommenen Vorgang, nämlich auf die Art des 
Auftretens des erſt nach dem Verhandlungstermine an Ge⸗ 


u 9. Gegen dieſes Urteil müſſen erhebliche Bedenken gel⸗ 
tend gemacht werden. Soweit ich ſehe, iſt die hier zur Entſcheidung 
ſtehende Frage bisher weder in der Literatur behandelt noch in 
einem gerichtlichen Urteil entſchieden worden; ſie iſt daher aus den 
allgemeinen Grundſätzen des Prozeſſes zu beantworten, wie ja auch 
das RG. die Analogie mit den ſog. Hilfstatſachen des Beweiſes 
heranzieht. 

Es iſt zutreffend, daß das Gericht bei Auferlegung des richter 
lichen Eides die Wahl unter den beiden Parteien nach freiem (re 
meſſen trifft; es iſt auch richtig, einen Umſtand, wie den Gefund⸗ 
heilszuſtand einer Partei, der für die Wahl beſtimmend iſt, 10 zu 
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richtsſtelle erſchienenen Bekl. Richtig iſt nach dem angefoch⸗ 
tenen Urteil, daß Bekl. erſt „nach dem Verhandlungstermine“ 
vor Gericht erſchienen iſt, und daß ſein damaliges Verhalten 
den oben wiedergegebenen Eindruck beim Vorderrichter hinter⸗ 
laſſen hat. Dieſen Eindruck bei der Frage der Auferlegung 
des richterlichen Eides zu verwerten war aber das Gericht 
nicht gehindert. Darüber, ob eine Partei zum richterlichen 
Eide zugelaffen werden ſoll oder nicht, entſcheidet nach 8 475 
SPD. das freie richterliche Ermeſſen. Bei der Berückſichtigung 
von Umſtänden, die für die Frage der Überzeugungskraft des 
Eides einer Partei von Erheblichkeit ſind, iſt der Richter, 
ebenſo wie bei der Bewertung gerichtskundiger Eigenſchaften 
von Zeugen oder Sachverſtändigen, unabhängig vom Vor⸗ 
bringen der Parteien und auch davon, ob ſein Wiſſen oder 
ſeine Wahrnehmung auf Vorgängen beruhen, die in den 
Rahmen der mündlichen Verhandlung fallen. Das richter⸗ 
liche Ermeſſen iſt auch nicht dadurch eingeengt, daß das Gericht 
derartige ihm bekannt gewordene Hilfstatſachen des Beweiſes 
nur dann ſollte berückſichtigen dürfen, wenn den Partei⸗ 
vertretern Gelegenheit gegeben war, ſich über den etwaigen 
Hinderungsgrund bezüglich der Zulaſſung der Partei zum 
richterlichen Eide zu erklären. Das BG. war deshalb nicht 
gehindert, das Verhalten des Bekl. bei ſeinem nach Schluß 
der mündlichen Verhandlung erfolgten Erſcheinen vor Gericht 
ohne Wiedereröffnung der Verhandlung als Grund für ſeine 
Nichtzulaſſung zum richterlichen Eide heranzuziehen. 
(U. v. 23. Nov. 1923; 11/23 II. — Hamburg.) 


10. Einfluß eines in zweiter Inſtanz ge⸗ 
ſchloſſenen außergerichtlichen Vergleichs auf 
den Fortgang des Berufungsverfahrens. Berück⸗ 
ſichtigung der Geldentwertung bei Leiſtungen 
Zug um Zug, unter Berückſichtigung des Ver⸗ 
zugs einer der Parteien.] 

Mit der Behauptung, daß er dem Bekl. am 10. März 
1920 Kleiderſtoffe geliefert, auf die dieſer 3750 % angezahlt 
habe, verlangte der Kl. Zahlung des Reſtpreiſes von 4430 %. 
Der Bekl. beantragte Klagabweiſung, da er die Stoffe nur 
kommiſſionsweiſe übernommen und die 3750 % nur als 
Sicherheit für die Stoffe gezahlt habe. Das LG. verurteilte 
den Bekl. am 2. Dez. 1920 antragsgemäß. Der Bekl. legte 
Berufung ein und beantragte Klagabweiſung. Nachdem das 
OLG. darüber, ob Kauf oder Kommiſſionsgeſchäft abgeſchloſſen 
ſei, Beweis erhoben hatte, ſchrieb der Prozeßbevollmächtigte 
des Kl. demjenigen des Bekl. am 26. Sept. 1922, daß der 
Kl. ſeinen bisherigen Standpunkt fallen laſſe und Rückgabe 
des dem Bekl. früher überlaſſenen Stoffes verlange. Der 
Prozeß bevollmächtigte des Bekl. antwortete am 10. Okt 1922, 
der Stoff könne gegen Zahlung der ſeinerzeit geleiſteten 
Kaution von dem Kl. während der Geſchäftsſtunden von dort 
abgeholt werden. Im Termin v. 25. Jan. 1923 erklärte der 
Bekl. nunmehr, er nehme die Berufung zurück; der Kl. wider⸗ 


behandeln, wie die Umſtände, die für die Glaubwürdigkeit eines Zeugen 
oder die Zuverläſſigkeit eines Sachverſtändigen ins Gewicht fallen. 

Bezüglich dieſer Hilfstatſachen des Beweiſes iſt anerkannt, 
daß ſie nicht von einer Partei behauptet zu ſein brauchen. Das 
Gericht darf ſie, wenn ſie im Laufe der Verhandlung hervortreten, 
berücksichtigen, ohne daß eine Partei ſich auf fie berufen hat (Stein, 
Privates Wiſſen 89 f., 164 ff. u. Komm. 8 291 U: Kann, ZPO. 
8 291, 3a; JW. 1896, 371 0, gerade ſo wie Indizien, die ebenfalls 
nicht behauptet zu ſein brauchen, wenn nur die unmittelbar erhebliche 
Tatſache in den Prozeß eingeführt iſt (Roſenberg, Beweislaſt, 
2. Aufl. 1923, S. 56 Aum. 4 mit weiterer Literatur). 

Aber bewieſen müſſen die Hilfstatſachen des Beweiſes — 
wiederum wie die Judizien — ſein (Stein, Komm. 8 282 JI 5 u. 
Grundriß 158). Das bedeutet, daß der Richter ſeine außer⸗ 
prozeſſualen (privaten) Wahrnehmungen in bezug auf ſie nicht 
verwerten darf (ſo auch ausdrücklich Stein, Privates Wiſſen S. 90 
Anm. 63 und im allgemeinen Richard Schmidt, Die außergericht⸗ 
lichen Wahrnehmungen des Prozeßrichters, Sächſ Arch. f. bürg. R. 
u. Pr. II, 265 ff.). Nur dann bedürfen fie keines Beweiſes, wenn 
ſie „bei dem Gericht offenkundig ſind“ (3PO. 8 291), d. h. inabe⸗ 
ſondere dem Gericht aus ſeiner amtlichen Tätigkeit bekannt ſind 
(ogl. dazu Stein, Priv. Wiſſen 157 ff. u. Komm. 8291, 12). 
Daher brauchen die Hilfstatſachen des Beweiſes dem Gericht nur 
aus Anlaß der Beweisaufnahme bekannt geworden zu ſein, um be⸗ 
rücksichtigt zu werden. Aber dieſe amtliche Tätigkeit muß dem Prozeß⸗ 
geſetze genugen. Daher bat das RG. in ſtändiger Praxis daran 
feſtgehalten, daß der Eindruck, den ein Zeuge bei ſeiner Vernehmung 
auf den beauftragten oder erſuchten Richter gemacht hat, für die Be⸗ 
arteilung ſeiner Glaubwürdigkeit nicht verwertet werden darf, wenn 
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ſprach der Zurücknahme und ſchloß ſich der Berufung mit 
dem Antrag an, den Bekl. zu verurteilen, Zug um Zug 
gegen Rückgabe von 3750 % die Stoffe zurückzugeben, indem 
er ausführte, ausweislich der bezeichneten Schreiben hätten 
ſich die Parteien dahin geeinigt, daß Kl. die Stoffe und Be⸗ 
klagter die 3750 % zurückerhalten ſolle; Bell. habe jedoch am 
7. Nov. 1922, obwohl ihm die 3750 angeboten ſeien, die 
Herausgabe der Stoffe geweigert. Der Bekl. verharrte bei 
ſeinem Antrag auf Klagabweiſung. Das OLG. wies die Be⸗ 
rufung des Bekl. zurück und verurteilte auf die Anſchluß⸗ 
berufung des Kl. den Bekl. Zug um Zug gegen Zahlung von 
3750 % zur Rückgabe der Stoffe. Mit der Reviſion beantragt 
der Bekl. wiederum Klagabweiſung. Das RG. hob das Bü. 
auf, aus folgenden Gründen: 1. Ohne Rechtsirrtum erblickt 
das OLG. in den gewechſelten Briefen eine außergerichtliche 
Einigung, dahin gehend, daß der Kl. die empfangenen 3750 % 
und Bekl. die erhaltenen Stoffe zurückgeben ſollte, wobei ſich 
von ſelbſt verſtand, daß beide Leiſtungen Zug um Zug er⸗ 
folgen ſollten. Mit Recht führt auch das OLG. aus, daß mit 
dieſer außergerichtlichen Einigung der Rechtsſtreit nicht er⸗ 
ledigt worden iſt, aber es irrt hinſichtlich der Folgen, die ſich 
hieraus für die Berufung des Bett. ergeben. Der Bekl. war 
vom LG. zur Zahlung des Reſtkaufpreiſes verurteilt worden, 
er hatte alſo einen Anſpruch darauf, daß dieſes Urteil, welches 
bei der durch den außergerichtlichen Vergleich geſchaffenen 
Rechtslage ungerechtfertigt war, beſeitigt wurde. Statt deſſen 
hat das OLG. die Berufung des Bekl. zurückgewieſen, da 
ſeiner Berufung durch die außergerichtliche Einigung der 
Parteien die Grundlage entzogen worden ſei. Hierbei über⸗ 
ſieht das OLG., daß es gerade der Kl. geweſen iſt, der die 
Abſicht des Bekl., die Berufung zurückzunehmen, vereitelt 
und ihn zur weiteren Verfolgung der Berufung gezwungen 
hat. Tatſächlich war aber auch der Berufung des Bekl. keines⸗ 
wegs die Grundlage dadurch entzogen, daß nachher eine außer⸗ 
gerichtliche Einigung unter den Parteien ſtattgefunden hatte. 
Denn auch mit dieſer Einigung war die Fortdauer des erſt⸗ 
inſtanzlichen Erkenntniſſes unvereinbar; nach der Stellung, 
welche der Kl. in der zweiten Inſtanz eingenommen hatte, 
war ſein urſprünglich geſtellter, zum erſtinſtanzlichen Urteils⸗ 
tenor erhobener Klaganſpruch zu keiner Zeit begründet ge⸗ 
weſen. 2. Was ſodann die Anſchlußberufung des Kl. betrifft, 
ſo hat ſich dieſer auf den Boden der außergerichtlichen Eini⸗ 
gung geſtellt. Der Umſtand, daß ſich die in der zweiten In⸗ 
ſtanz getroffene Einigung als ein außergerichtlicher Vergleich 
darſtellte, ſtand der Weiterverfolgung der dem Kl. hierdurch 
vergleichsweiſe eingeräumten Rechte in die ſem Ver⸗ 
fahren an ſich keineswegs entgegen. Mit Unrecht beruft ſich 
der Bekl. für ſeine Meinung, daß der BR. auf die Folgen des 
Vergleichs und die dadurch für den Kl. erwachſenen Rechte in 
dieſem Prozeß gar nicht habe eingehen dürfen, auf die Ent⸗ 
ſcheidung des RG. 102, 217; denn hier iſt nur ausgeführt, 
daß der Bekl. der weiteren Verfolgung des urfprüngliden 


dieſer Eindruck nicht in das Vernehmungsprotokoll aufgenommen 
und ſomit gemäß § 285 Abſ. 2 zum Gegenſtand der Verhandlung 
gemacht ift (Ach. 17, 425; RO. v. 17. Marz 1887, JW 1887, 18715 
RG. v. 29. Juni 1906 Gruch Beitr. 51, 193; zuſtimmend Stein, 
Priv. Wiſſen 90 Anm. 62 u. Komm. 8286 zu Note 19, Kann, 
3PO. 8285, 3 a. E.). 

Legt man dieſe Grundſätze zugrunde, ſo kann man die vor⸗ 
liegende Entſch. nicht für zutreffend halten. Das Gericht hat ſeine 
Wahrnehmungen über den Geſundheitszuſtand des Bekl., derentwegen 
es von der Eidesauflage an ihn abſah, erſt nach Schluß des Ver⸗ 
handlungstermins, alſo außerprozeſſual gemacht und hätte 
ſie daher nicht berückſichtigen dürfen. Das darf ſelbſt im Zeitalter 
der Zurückdrängung der mündlichen Verhandlung nicht pedantiſch 
aumuten, jo wenig die genannten Entſch. des RG. über die Nicht⸗ 
berückſichtigung des nicht im Protokoll niedergelegten Eindrucks, 
den ein Zeuge gemacht hat, pedantiſch ſind. Man braucht ſich ja 
nur über die Konſequenzen des vom NG. in der vorliegenden Entſch. 
angewandten Grundſatzes klar zu werden. Denn ſo gut wie der 
Richter einen nach Schluß der Verhandlung, aber noch an Gerichts⸗ 
ſtelle empfangenen Eindruck über den Geſundheitszuſtand einer Partei 
verwerten dürfte, müßte er auch einen ſolchen Eindruck verwerten 
dürfen, den er auf dem Heimwege im Gerichtsgebäude oder ſchon 
auf der Straße bei einem zufälligen Zuſammentreffen mit der Partei 
gewonnen hat, und dann auch die glaubwürdigen privaten Mittei⸗ 
lungen des die Partei behandelnden Arztes oder ſonſtige private Mit⸗ 
teilungen. Wo wäre die Grenze? Alle die wohlerwogenen Gründe, 
die es dem Richter verſagen, ſeine außerprozeſſualen Wahrnehmungen 
zum Prozeßſtoff zu machen, werden zu Bedenken gegen das vor⸗ 
liegende Urteil. Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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füadanſpruchs widerſprechen darf, wenn ſich der Kl. zur Zu⸗ 
auf Mae der Klage außergerichtlich verpflichtet hatte. Die 
Se ie Anſchlußberufung des Kl. getroffene Entſcheidung muß 
en aufgehoben werden, weil der Frage der Auf⸗ 

Obs nicht näher getreten iſt. Wenn ſich die Parteien am 
und Al 1922 dahin geeinigt hatten, daß Bekl. die Stoffe 
8 die gezahlten 3750 % zurückgebe, und daß beide Lei⸗ 
W Zug um Zug erfolgen ſollten, ſo iſt die Papiermark 
0 5 über der Zeit des Vergleichs am Tage der Urteils⸗ 
wärtich auf den 8. Teil herabgeſunken und beträgt gegen⸗ 
enn nur noch den anderthalbmilliardeſten Teil. Auch 
in Aich der Bekl. ſeit dem 7. Nov. 1922 in Annahme⸗ und 
9249 ungöverzug befunden haben ſollte, verſtößt es wider 
zu 2 BGB., wenn dem Bekl. zugemutet wird, ſeine Leiſtung 
wirtſ achen und dafür eine Gegenleiſtung zu erhalten, die 
eh Baftlich in keinem Verhältnis zur früheren Leiſtung 
tand. Wenn auch der Bekl. den durch ſeinen Verzug ent⸗ 
hier 9 — Schaden dem Kl. zu erſetzen hat, ſo handelt es ſich 
95 icht um die Beſeitigung eines ſolchen Schadens, ſondern 
5 auf Koſten des Bekl. eintretende, ungerechtfertigte 
erde tung des Kl. — In welchem Verhältnis aufgewertet 
entſche muß, iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu 

er und dem Ermeſſen des OLG. zu überlaſſen. 
. v. 15. März 1924; 525/23 I. — Dresden.) 


m 2 
Ch Gent ber Rectfpredung des ch davon aus, daß in 
des G 


nicht ung einer Scheidungswiderklage auf Grund eines bisher 
dung geltend gemachten Verhaltens des Kl. eingelegt werden 
derart; verneint aber die Zuläſſigkeit der Erhebung einer 
ein gen W 

in 
Endurte 
ü 
dent des göverfahrens auf Scheidung der Ehe aus Verſchul⸗ 


genden N 4 0 
ſchriften Erwägungen leiten: 


0 118 "gen ſei, und daß mithin in dem Läuterungsverfahren, 


ber tigkeit des Gerichts ſich ausschließlich auf die Prüfung 
owi 


T 24 
derſaher ſtimmung, die die Prüfung einer erſt im Läuterungs⸗ 
9614 Jusbeſondere 
Zulaſſun O. zu entnehmen. Wenn dort für Eheſachen die 
Er I Klage⸗ und Widerklagegründe bis zum Schluß 
geſchriehen den Verhandlung, auf die das Urteil ergehe, vor⸗ 
ung gem 5 ſei, ſo könne damit nur eine mündliche Verhand⸗ 
Erörterun int ſein, die ihrer prozeſſualen Beſtimmung nach der 
in feinen. und Entſcheidung des materiellen Prozeßſtoffs 
dienen ſoll geſamten tatſächlichen und rechtlichen Beſtande 
lung vor den alſo im vorliegenden Falle die letzte Verhand⸗ 
müßte huge Erlaß des bedingten Endurteils. Anderenfalls 
Plicht enen 51614 BRD. auch für das Reviſſonsgericht die 
inſtanz Ei ommen werden, in Eheſachen in der Reviſions⸗ 
llagegründtendene oder neu vorgebrachte Klage- und Wider⸗ 
en. re vaHächtich und rechtlich zur Entſcheidung zu brin⸗ 
lung der 0 erartig grundlegend verſchiedene Sonderbehand⸗ 
fahrensgeu elachen im Widerſpruch mit den ſonſtigen Ver⸗ 
ertigen SE tagen laſſe ſich aber aus 8 614 ZRD. nur recht⸗ 
leg. enn 8 614 feiner Faſſung nach eine beſchränktere 
85 19 ausſchließe. Das ſei nicht der Fall, die Vorſchrift 
Eheſachen denthalte auch ſchon bei der Auslegung, daß in 
von der En Zulaſſung neuer Klage⸗ und Widerklagegründe 
abhängig ie Grforderlichen Zuſtimmung des Gegners un⸗ 
rung der Zulaſfunderden olle eine ſehr erhebliche Exweite- 
ergebe ſich ala neuer Anſprüche. Bei diefer Auslegung 
) allerdings die Folge, daß, wenn das Läuterungs⸗ 


nme 


urteil auf Scheidung laute, der nach dieſem Urteil unſchuldige 
Ehegatte nach Rechtskraft des bedingten Endurteils ungeſtört 
Eheverfehlungen begehen könne, ohne daß der andere Ehe⸗ 
gatte in der Lage ſei, darauf einen Scheidungsanſpruch zu 
ſtützen. Dasſelbe Ergebnis trete aber auch ein, wenn erſt 
während des Reviſionsverfahrens ein Ehegatte eine Ehe⸗ 
verfehlung begehe. Das Geſetz habe offenbar die Notwendig⸗ 
keit, im Intereſſe der endlichen Erledigung einer Rechtsſache 
die materielle Erörterung von einem beſtimmten Zeitpunkt an 
auf gewiſſe Entſcheidungselemente zu beſchränken, über die 
Erwägungen geſtellt, die eine Berückſichtigung aller neuen 
Vorgaͤnge und materiellen Rechtsveränderungen bis zur 
Rechtskraft des letzten Urteils angezeigt erſcheinen laſſen könn⸗ 
ten. Dieſen Erwägungen iſt ſowohl in ihrem den Regelfall 
des 8 462 3PO. betreffenden Ausgangspunkt als auch bezüg⸗ 
lich der Auslegung des 8 614 ZPO. beizuſtimmen. Das Läu⸗ 
terungsverfahren findet nach § 460 Abſ. 2 ZPO. erſt nach 
Eintritt der Rechtskraft des bedingten Endurteils ſtatt. Die 
Rechtskraft des bedingten Endurteils hat aber die Wirkung, 
daß das Gericht an die in dem Urteil getroffene bedingte Ent⸗ 
ſcheidung gebunden und zu deren ſachlicher Nachprüfung, ab⸗ 
geſehen von den in den 88 469—471 3PO. geregelten Aus⸗ 
nahmefällen, nicht mehr befugt iſt. Demgemäß iſt das nach 
§ 462 Abſ. 2 ZPO. zur Erledigung des bedingten End⸗ 
urteils notwendige Verfahren ſo begrenzt, daß ein neues 
Parteivorbringen, insbeſondere Einreden, die den durch das 
bedingte Endurteil feſtgeſtellten Anſpruch betreffen, nicht mehr 
berückſichtigt werden kann (RG. 17, 341; 13, 379; JW. 1892, 
1254; Seuff Arch. 38 Nr. 72; 40 Nr. 268; 46 Nr. 232). Daß 
die Rechtskraftwirkung des bedingten Endurteils auch in Ehe⸗ 
ſachen die Geltendmachung eines neuen ſachlichen Vorbringens 
im Läuterungsverfahren ausſchließen muß, kann mangels einer 
entgegenſtehenden ausdrücklichen Geſetzesbeſtimmung nicht 
zweifelhaft ſein und iſt auch in ſtändiger Rechtſprechung an⸗ 
genommen worden (RG. 42, 372, 378; 58, 318; JW. 
1883, 38 28; 1904, 261°; 1916, 424; Seuff Arch. 40 
Nr. 321). Die Vorſchrift des $ 614 ZPO. enthält lediglich 
eine Beſeitigung der Beſchränkungen, die ſich aus den SS 264, 
268, 527, 529 ZPO. hinſichtlich der Zuläſſigkeit neuen Partei⸗ 
vorbringens und der Erhebung neuer Anſprüche ergeben, für 
das Verfahren in Eheſachen, läßt aber die nachträgliche Be⸗ 
ſeitigung der eingetretenen Rechtskraft eines bedingten End⸗ 
urteils nicht zu. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob im Regel⸗ 
falle etwa mit Stein, Anm. III, 3 zu § 462 ZPO. die Zu⸗ 
läſſigkeit der Erhebung einer Widerklage durch die Rechtskraft 
eines auf die Klage ergangenen bedingten Endurteils als 
nicht ausgeſchloſſen anzuſehen wäre, weil die Geltendmachung 
des Widerklageanſpruchs die Entſcheidung über die Klage nicht 
berühre. Denn dieſer für die Zulaſſung einer Widerklage 
angegebene Grund muß in Eheſachen jedenfalls in einem 
Falle, wie dem gegenwärtig zur Entſcheidung ſtehenden ver⸗ 
ſagen. Das bedingte Urteil des LG. ſpricht aus, daß für 
den Fall der Leiſtung des dem Kl. auferlegten Eides die Ehe 
der Parteien aus Verſchulden der Bekl. zu ſcheiden iſt. Die 
Rechtskraft dieſer Entſcheidung muß den Ausſchluß einer 
Scheidungswiderklage zur notwendigen Folge haben. Denn 
wird die Ehe aus Verſchulden der Bekl. geſchieden, ſo bleibt 
für einen erneuten Scheidungsausſpruch auf die Widerklage 
und bei dem für Eheſachen beſtehenden Grundſatz der Ein⸗ 
heitlichkeit der Entſcheidung auch für einen nachträglichen 
Ausſpruch der Mitſchuld des Kl. kein Raum. Dieſes Be⸗ 
denken läßt ſich auch nicht auf dem Wege ausräumen, daß 
das Läuterungsurteil auf die Klage zugleich mit der Ent⸗ 
ſcheidung auf die Widerklage erlaſſen wird. Denn wenn die 
Widerklage für begründet erachtet werden ſollte, müßte das 
Urteil dahin ergehen, daß die Ehe aus beiderſeitigem Ver⸗ 
ſchulden geſchieden würde. Ein dahin lautendes Urteil würde 
aber mit der Rechtskraft des bedingten Endurteils, nach dem 
die Scheidung lediglich aus Verſchulden der Bekl. ausge⸗ 
ſprochen werden ſoll, im Widerſpruch ſtehen. Da ſowohl Klage 
als auch Widerklage denſelben Gegenſtand, nämlich die Schei⸗ 
dung der Ehe betreffen und deshalb die Widerklage auch die 
Entſcheidung über die Klage berührt, kann nach der rechts⸗ 
kräftigen bedingten Entſcheidung über die Klage die Er⸗ 
hebung der Widerklage nicht mehr zugelaſſen werden. Gerade 
der von der Reviſion betonte Grundſatz der Einheitlichkeit 
der Entſcheidung in Eheſachen muß zu dieſem Ergebnis führen. 
Daß dadurch dem beklagten Ehegatten für den Fall, daß das 
Läuterungsurteil auf Scheidung der Ehe ergeht, die Geltend⸗ 
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machung von Scheidungsgründen verſchloſſen wird, die erſt 
nach Eintritt der Rechtskraft des bedingten Endurteils eut⸗ 
ſtanden oder zu ſeiner Kenntnis gelangt ſind, iſt richtig, muß 
aber als eine unvermeidliche Folge der Rechtskraftwirkung 
des bedingten Endurteils hingenommen werden. 

(K. w. K., U. v. 22. Jan. 1923; 205/22 IV. — Berlin.) 


** 12. 8 615 3 PO. Verbindung der Anfechtungs⸗ 
klage wegen argliſtiger Täuſchung, der Schei⸗ 
dungsklage und der Anfechtungsklage wegen 
Irrtums von ſeiten des Kl. ſowohl, als auch, 
in anderer Reihenfolge, von ſeiten der Wider⸗ 
klägerin. Zur Frage, in welcher Reihenfolge 
über die Anträge zu entſcheiden und wie das Ver⸗ 
hältnis der Klage⸗ und Widerklageanträge zu⸗ 
einander zu beurteilen ift.] 

Gründe: Jede der beiden klagend und widerklagend 
aufgetretenen Parteien hat nicht nur gemäß 8 615 Abſ. 1 
3PO. die Anfechtungs⸗ und die Scheidungsklage miteinander 
verbunden, ſondern auch für den Anfechtungsanſpruch die 
beiden in ihren Vorausſetzungen und in ihren Wirkungen 
verſchiedenen Anfechtungsgründe der argliſtigen Täuſchung 
durch den anderen Ehegatten (§ 1334, § 1345 Abſ. 1 mit 
§ 1343 Abſ. 1 Satz 2) und des Irrtums über perſönliche 
Eigenſchaften dieſes Ehegatten ($ 1333, § 1346 Satz 2 BGB.) 
geltend gemacht. Die Reihenfolge, in der über die drei Klage⸗ 
anträge entſchieden werden ſollte, unterlag der — gemäß 
Ss 614 Abſ. 1 3PO. (Warngſpr. 1914 Nr. 62) noch im 
zweiten Rechtszug abänderlichen — Beſtimmung der Partei. 
Dieſe konnte nicht nur, wie es die Widerklägerin getan hat, 


die Scheidungsklage der Anfechtungsklage ſchlechthin voran⸗ 


ſtellen (RG. 68, 340), ſondern auch beſtimmen, daß zunächſt 
nur über die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung (vgl. 
Warngſpr. 1909 Nr. 431; 1912 Nr. 168), für den Fall, daß 
dieſer Anfechtungsgrund nicht durchgreife, über die Schei⸗ 
dungsklage und in letzter Linie über die Anfechtung wegen 

rrtums entſchieden werde. Daß ſo für das Verhältnis der 
mehreren von einer Partei geſtellten Anträge zueinander 
lediglich der Wille der Partei maßgebend war, läßt auch die 
Reviſion gelten. Sie macht dem BG. aber zum Vorwurfe, 
daß es das Verhältnis der Klage⸗ und Widerklage⸗ 
anträge zueinander nicht richtig beurteilt habe. Das BG. 
iſt, nachdem es die von ihm in erſter und zweiter Linie 
geprüften Klageanträge auf Nichtigerklärung wegen argliſtiger 
Täuſchung und auf Scheidung für unbegründet befunden hatte, 
auf den dritten Antrag des Kl. eingegangen und erſt, nach⸗ 
dem es dieſen Antrag für begründet befunden hatte, an die 
Anträge der Widerklägerin herangetreten. Es erwägt mit 
Bezug auf den erſten dieſer Anträge, eine Scheidung der Ehe 
wegen Verſchuldens des Kl. ſei logiſch nicht mehr möglich, 
da die Ehe vom Kl. mit Erfolg angefochten und daher gemäß 
81343 Abſ. 1 BGB. als von Anfang an nichtig anzuſehen 
ſei. Die beiden anderen Widerklageanträge erachtet es für 
ſachlich unbegründet. Die Reviſion erklärt es für verfehlt, 
daß ſich das BG. mit der Scheidungswiderklage erſt nach 
Erledigung ſämtlicher Anträge des Kl. befaßt habe. Nach 
Abweiſung des Anfechtungsanſpruches des Kl. wegen arg⸗ 
liſtiger Täuſchung ſei die Scheidungsfrage zu prüfen ge⸗ 
weſen. Dazu habe aber auch die auf Scheidung gerichtete 
Widerklage gehört, da eine getrennte Behandlung der Schei⸗ 
dungsklage und der Scheidungswiderklage nicht ſtatthaft ſei. 
Dadurch, daß der Kl. ſeinen Scheidungsauſpruch zur Er⸗ 
örterung geſtellt habe, habe er die gleichzeitige Erörterung 
der Scheidungswiderklage veranlaßt. Das BG. habe auf 
dieſem Wege dahin gelangen müſſen, unter Abweiſung der 
Scheidungsklage auf die Widerklage die Scheidung aus⸗ 
zuſprechen. Dieſe Reviſionsrüge ſcheint darauf abzuzielen, 
daß der vom RG. (NG. 58, 307, 315 und 316; 94, 153); 
Warnſpr. 1913 Nr. 75 und 263; 1914 Nr. 263) für Ehe⸗ 
ſcheidungs⸗ und Eheanfechtungsſachen aus den §8 614—616 
ZPO. entwickelte Grundſatz der Notwendigkeit einheitlicher 
Entſcheidung über Klage und Widerklage verletzt ſei. Aus 
dem Grundſatze folgt, daß alle in der Klage und in der 
Widerklage vorgebrachten Scheidungs⸗ und Anfechtungsgründe 
endgültig erledigt ſein müſſen, bevor ein Urteil erlaſſen 
werden kann. Hiergegen hat das BG. aber nicht gefehlt. 
Denn es hat durch fein Urteil die ſämtlichen Klage⸗ und 
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Widerklageauträge erledigt. Das von ihm eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren verſtößt auch ſonſt weder gegen Prozeß⸗ noch gegen 
Denkgeſetze. Wird in einem Eheſtreite von der einen Seite 
ein Anfechtungs⸗ und von der anderen Seite ein Scheidungs⸗ 
antrag geſtellt, ſo hat das Gericht, unabhängig davon, welcher 
dieſer beiden Anträge als Klage» und welcher als Wider⸗ 
klageantrag geſtellt iſt, zunächſt über den Anfechtungsantrag 
zu befinden. Denn dieſer Antrag hat zufolge der Wirkungen 
einer begründeten Anfechtung einerſeits (§S 1343 Abſ. 1) und 
der Eheſcheidung anderſeits ($ 1564 Satz 3 BGB.) die weiter⸗ 
gehende Bedeutung; eine begründete Anfechtung macht den 
Scheidungsantrag, dagegen ein begründeter Scheidungsantrag 
nicht den Anfechtungsantrag gegenſtandslos. Ein Verfügungs⸗ 
recht der Parteien über den Prozeßſtoff kommt hier, wo es 
ſich nicht um die Verbindung der Anfechtungs⸗ mit der Schei⸗ 
dungsklage durch dieſelbe Partei, ſondern um Klage und 
Widerklage handelt, nur inſofern in Betracht, als ſich die 
anfechtungsberechtigte Partei darauf beſchränken könnte, den 
Aufechtungsantrag widerklagend nur für den Fall zu ſtellen, 
daß dem von der anderen Seite geſtellten Antrage auf Schei⸗ 
dung nicht ſtattgegeben werde. Ein in dieſer Weiſe be⸗ 
dingter Anfechtungsantrag liegt nicht vor. Das BG. ſah ſich 
zunächſt dem von dem Kl. in erſter Linie geſtellten, auf arg⸗ 
liſtige Täuſchung gegründeten Anfechtungsantrage und dem 
mit der Widerklage in erſter Linie geſtellten Scheidungs⸗ 
antrage gegenüber. Von dieſen beiden Anträgen ging aus 
dem angegebenen Grunde der erſte dem zweiten vor. Nach⸗ 
dem er als unbegründet befunden worden war, ſtanden ſich 
der von dem Kl. in zweiter Linie geſtellte Scheidungsantrag 
und der Scheidungsantrag der Widerklägerin gegenüber. Wäre 
der Scheidungsklageantrag für begründet befunden worden, 
ſo hätte auch auf den Scheidungswiderklageantrag eingegangen 
werden müſſen. Der von dem Kl. in dritter Linie geſtellte, 
auf Irrtum gegründete Anfechtungsantrag wäre dann dadurch 
erledigt geweſen, daß dem ihm vorangeſtellten Scheidungs⸗ 
antrag entſprochen wurde. Sobald das Gericht aber dazu 
kam, daß der Scheidungsantrag des Kl. unbegründet ſei, 
ſah es ſich auf der einen Seite dem für dieſen Fall geſtellten 
zweiten Anfechtungsantrage des Kl., und auf der anderen 
Seite dem Scheidungswiderklageantrage gegenüber. Von dieſen 
beiden Anträgen ging der Anfechtungsantrag wiederum dem 
Scheidungsantrage vor. Deshalb rechtfertigt es ſich, daß das 
BG. vor dem Hauptantrage der Widerklage, hinter dem zu⸗ 
folge der von der Widerklägerin beſtimmten Reihenfolge erſt 
auf die beiden Hilfsanträge der Widerklägerin einzugehen 
war, auch den dritten Antrag des Kl. geprüft und mit Rück⸗ 
ſicht auf das für den Kl. günſtige Ergebnis dieſer Prüfung 
eine ſachliche Würdigung des Scheidungsantrages der Wider⸗ 
klägerin abgelehnt und nur die beiden Hilfsanträge der Wider⸗ 
klägerin ſachlich geprüft hat. Die Reviſion wendet hiergegen 
noch ein, ſelbſt bei begründet befundener Anfechtungsklage 
habe auf die Scheidungswiderklage doch um deswillen ſachlich 
eingegangen werden müſſen, weil der Kl. noch in der Lage 
geweſen wäre, die Anfechtungsklage zurückzunehmen, und die 
Widerklägerin für dieſen Fall, bei Begründetheit ihres Schei⸗ 
dungsverlangens, nicht an der Ehe hätte feſtgehalten werden 
dürfen. Auch dieſe Einwendung iſt unbegründet. Bei den 
ſchon hervorgehobenen verſchiedenen Wirkungen der Nichtig⸗ 
erklärung und der Scheidung einer Ehe wäre es ein recht⸗ 
licher Widerſinn, eine Ehe gleichzeitig für nichtig zu erklären 
und zu ſcheiden. Der von der Reviſion als möglich unter⸗ 
ſtellte Fall hätte in Wahrheit auch gar nicht eintreten können. 
Allerdings würde der Kl., wenn er ſich nach der Erlaſſung 
des BU. zur Aufrechterhaltung der Ehe entſchloſſen hätte, 
zu dieſem Zwecke haben Reviſion einlegen und es durch 
Zurücknahme der Anfechtungsklage (8 271 3PO.) oder bei 
Widerſpruch der Bekl. gegen die Klagezurücknahme durch Ver⸗ 
zicht auf den Anfechtungsanſpruch (8 306 ZPO.) haben er⸗ 
reichen können, daß der Anfechtungsanſpruch für erledigt 
erklärt oder die Anfechtungsklage abgewieſen würde (vgl. 
RG. 91, 365; Warngiſpr. 1918 Nr. 148). Aber das 
Reviſionsgericht würde ſich auf einen ſolchen Ausſpruch, 
neben der Aufhebung des BG., nicht beſchrankt haben, ſondern 
würde, da der Grund für die Ablehnung einer ſachlichen 
Prüfung des Scheidungswiderklageantrages, nämlich das 
Durchdringen der Anfechtungsklage, fortgefallen wäre, die 
Sache zur Nachholung jener ſachlichen Prüfung an das BE. 
zurückverwieſen haben ($ 565 ZPO.). In fachlicher Hinſicht 
macht die Reviſion gegen die Zuſprechung der Klage aus 
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a BGB. geltend, daß die Beurteilung der Frage, ob 
1 Kenntnis der perſönlichen Eigenſchaften der Bekl. den 
nic 1 der Eingehung der Ehe abgehalten haben würde, 
Kl. in dem erforderlichen Maße auf die Perſönlichkeit des 
Far abgeſtellt worden ſei. Das BG. hat indeſſen nicht ver⸗ 
tannt, daß jene Frage nicht nur nach dem ſich aus ver- 
Nündiger Würdigung des Weſens der Ehe ergebenden un⸗ 
Voſönlichen, ſondern auch nach einem perſönlichen, aus der 
Ei und Empfindungsweiſe des irrenden Ehegatten zu ent⸗ 
N hmenden Maßſtabe zu entſcheiden iſt, und es hat gerade 
inter dieſen Geſichtspunkt eingehende, weſentlich auf tatſäch⸗ 
e Gebiete liegende Erwägungen angeſtellt. Ein ſachlich⸗ 
echtlicher Irrtum tritt weder hierbei noch bei den ſonſt dem 


evifionsgericht vorgetragenen Teilen der Gründe des BU. 
5 
(W. w. W., U. v. 22. April 1922; 497/21 IV. — 


Stuttgart.) 


Sog 8 945 ZPO. findet auch auf eine gemäß 


Anwend ung.] 


Kl Die Parteien hatten am 6. Sept. 1913 geheiratet. Mit 
In age v. 13. Juni 1914 focht der Bekl. die Ehe wegen Irr⸗ 
Me an. Durch Urteil v. 5. Aug. 1919 wurde die Ehe für 
eig erklärt. Das Urteil iſt rechtskräftig geworden. Mit 
reg gegenwärtigen Klage verlangte die Kl. die Rückgabe ihres 
gebrachten Gutes im Betrage von 9000 %. Der Bekl. 
zahlte an die Kl. 1079,01 % und rechnete im übrigen mit 
onutn forderungen auf. Unter anderem machte er geltend, 
Urte die im Wege der einſtweiligen Verfügung ergangenen 

Dr des LG. v. 3. Okt. 1914 und des OLG. v. 15. April 
1914 ſei er verurteilt worden, an die Kl. ſeit dem 18. Juni 
“x eine Unterhaltsrente von vierteljährlich 300 % zu 


79 05. Auf Grund der Urteile habe er bis zum 18. Sept. 
N an die Kl. im ganzen 6300 % gezahlt. Nach § 1343 
nd! 


in cht 1 BGB. ſei die Ehe der Parteien als von Anfang an 
als ig anzuſehen. Die einſtweilige Verfügung habe ſich alſo 
en Anfang an ungerechtfertigt erwieſen. Er könne des⸗ 
10 1 nach 8 945 ZPO. die Erſtattung der gezahlten Beträge 
rlangen. Das OLG. hat dem Bekl. den Anſpruch aus 8 945 
Er zuerkannt und die Klage durch Teilurteil in Höhe 
Grö 6760,44 % abgewieſen. Die Reviſion hatte Erfolg. 
teien nde: Das BG. führt aus, das Verhältnis der Par⸗ 
ei zueinander fei, nachdem ihre Ehe rechtskräftig für nichtig 
die art ſei, gemäß § 1343 BGB. fo zu beurteilen, als wenn 
NE nicht geſchloſſen wäre. Eine Pflicht zur Unterhalt3- 
ſicht rung habe alſo rechtlich gar nicht beſtanden. Der An⸗ 
* RG. 63, 38, daß § 945 ZPO. auf eine nach 8 627 
tönt - erlaffene einſtweilige Verfügung nicht anwendbar ſei, 
Anfr. nicht beigetreten werden. Die Aufrechnung mit dem 
fi 3 auf Erſtattung der zufolge der einſtweiligen Ver⸗ 
Ani gezahlten Unterhaltsgelder ſei alſo begründet. 1. Die 
nal des BG. daß mit der Nichtigkeitserklärung der Ehe 
ya nterhaltspflicht mit rückwirkender Kraft wegfällt und 
iſt zum Unterhalt Gegebene zurückgefordert werden kann, 
Beh undſätlich zutreffend. Das hat das RG. in dem vom 
59 angeführten Urteil v. 2. Juli 1903 IV 85/05 SeuffArch. 
* 5 eingehend dargelegt. Es fragt ſich aber, ob im vor⸗ 
— men Falle nicht wie die Revifion meint, die 88 1345 ff. 
De: nwendung kommen und deshalb der Erſtattungsanſpruch 
t iſt. Die Ehe iſt auf Klage des Mannes wegen 
Er ums für nichtig erklärt. Nach 8 1346 Satz 2 ſteht daher 
2 Rech als dem zur Anfechtung nicht berechtigten Teil, 
Be echt aus 8 1345 Abſ. 1 zu, es ſei denn, daß fie den 
rifft bei Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte. 
erla etztere Vorausſetzung nicht zu, ſo würde alſo die Kl. 
17 können, daß ihr Verhältnis in vermögensrechtlicher 
pflichtung, insbeſondere auch in Anſehung der Unterhalts⸗ 
Nich behandelt werde, wie wenn die Ehe zur Zeit der 
ſchieden deits erklärung aus Verſchulden des Bekl. ge⸗ 
Leſun 1 8 (Protokolle der Kommiſſion für die zweite 
369. g des Entwurfes des BED. Bd. 4 S. 92 zu IX; NG. 78, 
Befl . 1912, 393 4). In dieſem Falle würde alſo der 
keitzarteiigl iet geweſen ſein, bis zur Rechtskraft des Nichtig⸗ 
= eils der Kl. den Unterhalt nach 88 1360, 1361 und 
währen den Unterhalt nach SS 1578, 1579 BOB. zu ge⸗ 
99 Es fragt ſich, ob die Kl. das Verlangen, nach § 1345 

ir ehandelt zu werden, geſtellt hat. Daraus, daß ſie 
ingebrachtes herausverlangt, können gegen ſie Schlüſſe 
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nicht gezogen werden. Denn dieſen Anſpruch hat ſie auch 
nach Auflöſung der Ehe durch Scheidung. Ausdrücklich hat 
die Kl. das Verlangen nicht geſtellt. Aber auch eine ſtill⸗ 
ſchweigende Berufung der Kl. auf ihr Recht aus 88 1345 ff. 
wäre zuläſſig. Ob eine ſolche erfolgt iſt, hat das BO. nicht 
feſtgeſtellt. Es kommt dabei in Betracht, daß die Kl. den 
Anſpruch des Bekl. von vornherein beſtritten und ſich ſchon 
in der Klage auf den Standpunkt geſtellt hatte, daß die Ehe 
geſchieden ſei. Jedenfalls hätte über dieſen Punkt Klarheit 
geſchaffen werden müſſen. Aus dieſem Grunde iſt die Auf⸗ 
hebung des Urteils und die Zurückverweiſung der Sache in 
die Vorinſtanz geboten. Dadurch wird die Kl. in die Lage 
verſetzt, die Erklärung noch jetzt abzugeben und der Bekl. 
kann fie dazu auf dem im § 13472 angegebenen Wege an⸗ 
halten. 2. Dagegen iſt der von der Reviſion bekämpften 
Anſicht des BG., daß 8 945 auch auf eine nach 8 627 35D. 
erlaſſene einſtweilige Verfügung Anwendung finde, bei⸗ 
zutreten. Die im Urteil des Senats RG. 63, 38 vertretene 
gegenteilige Meinung läßt ſich nicht aufrechterhalten. Die 
Geſetzesmaterialien geben keinerlei Anhalt dafür, daß 8945 
im 8 627 Abf. 4 mit Abſicht fortgelaſſen ſei, um damit zum 
Ausdruck zu bringen, daß er von der Anwendung auf einſt⸗ 
weilige Verfügungen in Eheſachen grundſätzlich ausgeſchloſſen 
ſein ſollte. Die Fortlaſſung ſcheint vielmehr auf einem Ver⸗ 
ſehen zu beruhen. Der 8 627 (a. F. 5 584) verdankt feine 
jetzige Faſſung, und der 8 945 ſeine Entſtehung den Be⸗ 
ratungen der Kommiſſion für die zweite Leſung des Ent⸗ 
wurfes des BGB. (Prot. Bd. 6 S. 180 XVIII, 730 XXV; 
vgl. Entwurf der Novelle zur ZPO. von 1898; Hahn, 
Mat. Bd. 8 S. 33, 66, Begr. S. 123, 173). In dem ur⸗ 
ſprünglichen 8 584 war beſtimmt, daß in betreff einſtweiliger 
Verfügungen in Eheſachen die 88 815—822 zur Anwendung 
kommen ſollten. Die gleiche Beſtimmung wurde in 8 584 
Abſ. 4 des Entwurfes aufgenommen, und es ſcheint nicht be⸗ 
achtet zu ſein, daß inzwiſchen der § 822 a, das iſt der jetzige 
8 945, in den Entwurf neu eingefügt war. Sollte aber ſelbſt 
die Fortlaſſung beabſichtigt ſein, ſo würde daraus doch nicht 
gefolgert werden können, daß 8 945 im Falle des 8 627 un⸗ 
anwendbar ſein ſollte. Die Fortlaſſung ließe ſich vielmehr — 
wie in RG. 63, 39 anerkannt iſt — dahin erklären, daß Abſ. 4 
nur die prozeſſualen Vorſchriften über das Verfahren bei 
einſtweiligen Verfügungen für anwendbar erklären ſollte und 
ein Anlaß, die materiellrechtliche Vorſchrift des § 945 hier 
zu erwähnen, nicht für vorliegend erachtet wurde. Es iſt 
auch, wie das BG. mit Recht bemerkt, kein innerer Grund 
erſichtlich, weshalb 8 945 im Falle des § 627 ausgeſchloſſen 
fein ſollte. Der § 945 iſt dem $ 717 nachgebildet und be⸗ 
ruht, wie er, auf dem Gedanken, daß derjenige, der von 
einem außerordentlichen Rechtsbehelfe Gebrauch macht, dem 
Gegner für den daraus entſtehenden Schaden auch dann ver⸗ 
antwortlich iſt, wenn ihm ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt 
(Begr. bei Hahn a. a. O. S. 173; JW. 1913, 43817). Hätte 
aber die Kl., wie es zuläſſig iſt (RG. 47, 384 = JW. 1912, 
502 8), den Unterhaltsanſpruch während des Eheprozeſſes in 
einem anderen ordentlichen Prozeß geltend gemacht und ein 
vorläufig vollſtreckbares Urteil erſtritten, jo hätte der Bekl. 
unbedenklich den Schadenserſatzanſpruch aus § 7172 3D. 
erheben können, und zwar ſelbſt dann, wenn die Vollſtreckbar⸗ 
keit nicht auf Antrag der Kl., ſondern nach Maßgabe des 
8 708 Nr. 6 oder 7 von Amts wegen ausgeſprochen wäre. 
Das hat das BG. in dem oben erwähnten Urteil Seuff Arch. 
59, 159 bereits ausgeſprochen. Es iſt nicht erſichtlich, wes⸗ 
halb der Anſpruch ausgeſchloſſen ſein ſollte, wenn die Ver⸗ 
urteilung auf Antrag ber Kl. im ſummariſchen Verfahren, 
das weniger Garantien bietet, als der ordentliche Prozeß, 
erfolgt iſt. Die grundſätzliche Anwendbarkeit des 8 945 auf 
einſtweilige Verfügungen in Eheſachen war übrigens im Urteil 
des Reviſionsgerichts v. 10. Febr. 1902 IV 345/01 RG. 50, 
406 bereits anerkannt worden. Die im Urteil RG. 63, 38 
angeführten Gründe können die gegenteilige Meinung nicht 
rechtfertigen. Es handelte ſich damals um einen Fall, der 
anders geartet war wie der jetzige. Der Ehemann hatte der 
Frau während des Scheidungsprozeſſes zufolge einſtweiliger 
Verfügung nach § 627 den ſtandesmäßigen Unterhalt ge 
währt. Die Ehe wurde auf die Klage der Frau geſchieden, 
dieſe aber für mitſchuldig erklärt. Nunmehr verlangte der 
Mann Erſtattung der gezahlten Beträge mit der Begründung, 
daß die Frau nach SS 611 Abſ. 2, 2335 BB. nur den 
notdürftigen Unterhalt hätte beanſpruchen, dieſen aber aus 
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den Einkünften ihres Vermögens hätte beſtreiten können. Das 
RG. erkennt — wie ſchon erwähnt — an, daß aus der Fort⸗ 
laſſung des § 945 in 8 627 Abſ. 4 noch nicht ohne weiteres 
gefolgert werden könne, ſeine Geltung habe dadurch aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen. Es meint aber, daß für die Aus⸗ 
ſchließung auch innere Gründe ſprächen und nimmt deshalb 
an, daß die Faſſung des § 627 Abſ. 4 mit Vorbedacht ge⸗ 
wählt ſei und alſo die Vorſchriften des 8 945 gegenüber 
den gemäß 8 627 getroffenen Anordnungen niemals geltend 
gemacht werden könnten. Von Nebenſächlichem abgeſehen gibt 
das RG. drei Gründe. Zunächſt ſagt es, daß die Geltend⸗ 
machung des 8 945 wohl nur höchſt ſelten dazu führen würde, 
daß ein Gatte ſchuldig erkannt würde, die von dem anderen 
empfangenen Unterhaltsgelder zu erſtatten. Denn ſolche Gelder 
würden der Regel nach im guten Glauben, ſie beanſpruchen 
zu können, empfangen; auch würden ſie ihrer Beſtimmung 
gemäß verbraucht werden, und bei ſolcher Sachlage wäre 
die Verpflichtung zur Herausgabe ſchon durch § 818 Abſ. 3 
BGB. ausgeſchloſſen. Der Grund verſagt. Das RG. hat 
hier, wie das BG. zutreffend bemerkt, überſehen, daß der 
Anſpruch aus 8 945 BGB. nicht die Natur eines Bereiche⸗ 
rungsanſpruches hat, ſondern einen Schadenserſatzanſpruch 
aus unerlaubter Handlung darſtellt, der auf der ſog. Gefähr⸗ 
dungshaftung beruht (RG. 74, 249; JW. 1911, 15310; 1913, 
43817; Stein Anm. 41 zu § 627 ZPO.). Weiter wird 
ausgeführt, daß eine Rückforderung der gezahlten Unterhalts⸗ 
beiträge mit den Verhältniſſen, die durch die Eingehung einer 
Ehe geſchaffen würden, nicht im Einklang ſtehe. Habe der 
Mann in dem Verfahren betreffend Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung den Einwand, daß die Frau nur den notdürftigen 
Unterhalt verlangen könne, trotz Kenntnis der Tatumſtände, 
die zufolge § 1611 Abſ. 2 die Beſchränkung rechtfertigen 
würden, nicht erhoben, ſo werde einer Rückforderung des 
Mannes regelmäßig auch noch der $ 814 BGB. im Wege 
ſtehen, da ihm entgegengehalten werden könnte, daß die Rente 
ſeines Schweigens wegen ſo, daß ſie den ſtandesmäßigen 
Unterhalt der Frau deckte, bemeſſen worden ſei, ſein Schweigen 
aber lediglich der von ihm auf den Anſtand zu nehmenden 
Rückſicht entſprochen habe. Die Rückforderung von Renten⸗ 
beträgen, die ein Gatte von dem anderen empfangen habe, 
würde mithin häufig unerwünſchte, ja ſogar anſtößige Er⸗ 
örterungen zur Folge haben und doch nur ſelten zu einem 
für den Kl. günſtigen Ergebnis führen. Auch dieſe Aus⸗ 
führungen ſind nicht geeignet, den Beweis zu erbringen, daß 
es die Abſicht des Geſetzes geweſen fein müſſe, die An⸗ 
wendung des 8 945 auszuſchließen. Abgeſehen davon, daß 
die letzteren Erwägungen wenig überzeugend ſind, kann auch 
der 8 814 BGB. hier ſchon deshalb keine Anwendung finden, 
weil es ſich nicht um einen Anſpruch aus ungerechtfertigter 
Bereicherung handelt. Er paßt aber auch ohnedies nicht auf 
den vom RG. unterſtellten Sachverhalt. Denn er ſetzt eine 
freiwillige Leiſtung voraus. Von einer ſolchen kann aber 
nicht die Rede ſein, wenn ſie durch einſtweilige Verfügung 
auferlegt iſt und der Ehegatte Zahlung leiſtet, um der 
Zwangsvollſtreckung zu entgehen. Hat er dem Erlaß der 
einſtweiligen Verfügung widerſprochen, ſo kann der Umſtand, 
daß er ſich nicht ausdrücklich auf $ 1611? berufen hat, die 
Leiſtung, ſoweit ſie über das zum notdürftigen Unterhalt 
erforderliche Maß hinausgeht, nicht zu einer freiwilligen 
machen. Mit Recht weiſt ferner das BG. darauf hin, daß 
dieſe Begründung des RG. nur auf das Vorliegen einer 
gültigen und demnächſt geſchiedenen Ehe eingeſtellt ſei und 
daß das RG. den Fall, daß die einſtweilige Verfügung im 
Eheanfechtungsprozeß ergangen und die Ehe ſpäter für nichtig 
erklärt, der Unterhaltsanſpruch alſo völlig hinfällig geworden 
ſei, gar nicht in Betracht gezogen habe. Das RG. meint 
ſchließlich, für die Auslegung des § 627 Abſ. 4 ſei auch die 
damals zwar nicht zur Frage ſtehende, aber nach § 627 eben⸗ 
falls zuläſſige Regelung der Unterhaltspflicht der Ehegatten 
den Kindern gegenüber im Verhältnis der Ehegatten zu⸗ 
einander in Betracht zu ziehen. Inſoweit ſei für eine Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatz gemäß $ 945 kein Bedürfnis, 
da jene Regelung nur eine einſtweilige ſei und die etwa 
erforderliche Ausgleichung auch ohne Heranziehung des 8945 
bei Gelegenheit der endgültigen vermögensrechtlichen Aus⸗ 
einanderſetzung der Ehegatten erfolgen könne. Dieſe Be⸗ 
gründung beruht auf einer Verkennung der Rechtslage. Der 
8945 gibt der Partei, die auf Grund einer ſich als un⸗ 
gerechtfertigt herausſtellenden einſtweiligen Verfügung eine 
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Leiſtung gemacht hat, wie oben ſchon erörtert, neben etwaigen 
ſonſtigen, z. B. aus ungerechtfertigter Bereicherung er⸗ 
wachſenen Anſprüchen (vgl. NEARKomm. Bem. vor $ 1418) 
einen neuen davon unabhängigen und umfaſſenderen An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz. In dem Auseinanderſetzungs⸗ 
verfahren können aber nur beſtehende Anſprüche geltend 
gemacht werden. Es kann daher einen angeblich beſtehenden 
Schadenserſatzanſpruch aus 8 945 ZPO. nicht erſetzen. Zudem 
hilft das Auseinanderſetzungsverfahren nichts, wenn der An⸗ 
ſpruch beſtritten wird. Er kann dann nur im Wege des 
Prozeſſes zur Anerkennung gebracht werden. Im vorliegen⸗ 
den Rechtsſtreit erſtreben die Eheleute gerade die Auseinander⸗ 
ſetzung. Die Kl. verlangt Herausgabe des Eingebrachten, und 
dieſem Anſpruche gegenüber hat der Bekl. ſeine Gegenanſprüche 
u. a. denjenigen aus 8 945 zur Aufrechnung geſtellt. Nach 
alledem muß die Entſcheidung des BG. in dieſem Punkte 
für zutreffend erachtet werden. 

(W. w. K., U. v. 3. April 1922; 693/21 IV. — Marien⸗ 
werder.) 


14. Amtsbereich 
ſtreckers.] 

Die Parteien ſind die Kinder der Eheleute K. Dieſe 
hatten in einem Erbvertrage v. 8. Juni 1915 die Anord⸗ 
nung getroffen, daß die beiden Söhne H. u. M. (die Bell.) 
das Recht haben ſollten, nach dem Tod des längſtlebenden 
Elternteils das zum Nachlaß gehörige Geſchäft zu über⸗ 
nehmen. Wegen der Ausübung des Übernahmerechts war be⸗ 
ſtimmt, daß die Söhne „dies innerhalb ſechs Wochen nach der 
auf den Tod des Längſtlebenden erfolgenden Eröffnung des 
Erbvertrags den Miterben ſchriftlich zu erklären“ hatten. 
Der überlebende Vater iſt 1921 geſtorben. Seine Erben ſind 
nach dem Vertrag die Parteien. Der Erbvertrag iſt am 
10. Nov. 1921 eröffnet worden. Die Parteien als Erben 
haben die darin vorgeſehene Übernahmefrift bis zum 31. Jan. 
1922 verlängert. An dieſem Tage haben die Bekl. dem im 
Vertrag ernannten Teſtamentsvollſtrecker R. gegenüber die 
Übernahmeerklärung abgegeben. Die Kl., denen eine ſolche 
Erklärung innerhalb der verlängerten Friſt nicht zugegangen 
iſt, begehren Feſtſtellung, daß das Übernahmerecht der Bekl. 
erloſchen ſei. Das OLG. hat der Klage ſtattgegeben. Auf die 
Rev. der Bekl. hat jedoch das RG. die Klage abgewieſen 
aus folgenden Gründen: Das im Erbvertrag den Bekl. ein⸗ 
geräumte Recht der Übernahme war bedingt durch rechtzeitige 
Annahmeerklärung und erloſch, wenn es bis zum Ablauf des 
31. Jan. 1922 nicht wirkſam ausgeübt war. Das BGB. 
verneint die Wirkſamkeit der Annahmeerklärung v. 31. Jan. 
1922, weil ſie entgegen der Beſtimmung des Erbvertrags 
nicht den Miterben, ſondern dem Teſtamentsvollſtrecker gegen⸗ 
über abgegeben worden ſei. Mit Recht rügt die Rev. Ver⸗ 
letzung der 88133, 2084 BGB. Die Anſicht des BG. würde 
zutreffen, wenn in dem Erbvertrag geſagt wäre, daß die 
Übernahme nur oder ausſchließlich den Miterben oder daß ſie 
ihnen perſönlich zu erklären ſei. Die allgemeine Faſſung: 
„den Miterben“ gibt dagegen der Auslegung Raum, ob nach 
dem Willen der Erblaſſer die Erklärung nicht auch gegenüber 
dem in der letztwilligen Verfügung ernannten Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, obwohl er nicht Vertreter der Erben iſt, wirkſam 
abgegeben werden konnte. In dieſer Beziehung gewinnt die 
Frage Bedeutung, ob die Entgegennahme einer ſolchen Er⸗ 
klärung geſetzlich in den Amtsbereich des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers fällt. Iſt das der Fall, ſo bedarf eine entgegen⸗ 
ſtehende Willensabſicht der Erblaſſer beſonderer Feſtſtellung 
(82208 BGB.). Nach 88 2204, 2205 BGB. hat der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker die Auseinanderſetzung unter den Miterben 
zu bewirken und zu dieſem Zweck den Nachlaß zu verwalten. 
Als Akt der Verwaltung iſt regelmäßig die Entgegennahme 
empfangsbedürftiger Willenserklärungen anzuſehen, die zu der 
Auseinanderſetzung in unmittelbarer Beziehung ſtehen. Das 
BG. lehnt jedoch eine ſolche geſetzliche Befugnis des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers ab, weil es nicht ſeines Amtes ſei, bei 
Erfüllung der einer Teilungsanordnung beigefügten Bedin⸗ 
gung mitzuwirken und damit die Anordnung überhaupt erſt 
zur Entſtehung zu bringen. Dabei wird überſehen, daß die 
Teilungsanordnung ſelbſt mit der Eröffnung des Erbvertrags 
trotz der aufſchiebenden Bedingung bereits beſtand und nur 
ihre Wirkung (die Begründung des Übernahmerechts) hinaus⸗ 
geſchoben wurde. Es ſtand nichts im Wege, daß der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker als bloßer Erklärungsempfänger bei dieſer 


des Teſtamentsvoll⸗ 
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gegeitudung mitwirkte. Er verfügte damit nicht über ein 
Recht ke Erben, ſondern trug nur zur Klarſtellung eines 
h sverhältniſſes bei, das für die Einleitung und Durch⸗ 
lter © der ihm obliegenden Auseinanderſetzung von weſent⸗ 
aft Bedeutung war. — War aber der Teſtamentsvollſtrecker 
ertiä ſeiner Amtsſtellung zum Empfange der Übernahme⸗ 
N befugt, ſo konnte dieſe geſetzliche Befugnis nur 
a entgegenſtehenden Willen der Erblaſſer beſchränkt 
(U. v. 28. Jan. 1924; 283/23 J. — Düffeldorf.) 


19231 99 Ab ſ 2 G K. in der Faſſung v. 18. Aug. 
et Die mit Einlegung des Rechtsmittels ent⸗ 
; ene und entrichtete Prozeßgebühr erhöht 
WE micht nach dem am Ende der Inſtanz infolge 
7 Geldentwertung erhöht berechneten Streit⸗ 
erte.] 10 
Kl. Ain 5. Nov. 1923 wurde vom VI. 388 über die Rev. des 
e durch Zurückweiſung des Rechtsmittels, teils durch 
5 er be weiſung der Sache an das BG. erkannt. Die Entſch. 
behalt te Koſten der Reviſionsinſtanz blieb dem Endurteil vor⸗ 
77 ot Damit war die Inſtanz für das RG. beendigt (88 75, 
28 G.). In der Koſtenrechnung des Gerichtsſchreibers v. 
ſchluß s 1923 wurde dem Kl. aus einem vom Sen. durch Be⸗ 
Ste b. 5. Nov. 1923 auf 1000 Billionen Mark feſtgeſetzten 
recheitwert eine Prozeßgebühr von 40 000 000 144000 % be⸗ 
guet: Dagegen wurde ihm ein „Vorſchuß“ von 888 800% 
traceſchrieben. Nach dem Inhalt der Akten war dieſer Be⸗ 
hole indeſſen nicht als „Vorſchuß“ (§ 81 des alten GKG.) er⸗ 
Nr 1 ſondern am 28. März 1923 als Prozeßgebühr (8 20 
glei ch .) unter Zugrundelegung eines vom Sen. am 
8 Tage auf 20 Millionen Mark feſtgeſetzten Streit⸗ 
zal beim Kl. angefordert und am 19. April 1923 von ihm 
1 worden. Die am 5. Nov. erfolgte Abänderung des 
f K werts beruhte auf der fortgeſchrittenen Geldentwertung, 
Der Fr einer ſonſtigen Anderung des Beſchwerdegegenſtands. 
5 10 10 beſchwert ſich jetzt darüber, daß ihm ſeine Zahlung 
März April 1923 nicht zu ihrem damaligen — ſeit Ende 
a nicht weſentlich veränderten — Kurswert gutgeſchrieben 
Sehr In dieſer Form findet feine Erinnerung gegen den 
Gleiche anſal des Gerichtsſchreibers im Geſetz keine Stütze. 
Am. A erſcheint fein Berichtigungsverlangen begründet. 
nach 0 Nov. 1923 galt für 8I Abſ. 2 GKG. noch die Faſſung 
Die 9; rt. IV Nr. 1 der Nov. v. 18. Aug. 1923 (RGBl. 814). 
rast ov. v. 30. Okt. 1923 (RGBl. 1040) war noch nicht in 
70 en, Auch die Nov. v. 13. Dez. 1923 (RG Bl. 1186) 
Nach 8 keine einſchlägige Beſtimmung mit rückwirkender Kraft. 
bis 9 50, Abs. 1 ORG. find für die Wertberechnung die 98 3 
beſtim J P. maßgebend. Abſ. 2 der Faſſung v. 18. Aug. 1923 
0 allerdings, daß den in der Inſtanz entſtandenen Ge⸗ 
es St der höhere Wert zugrunde zu legen ſei, wenn der Wert 
7 erwelztgegenſtands bei dem Erlaſſe des Urteils oder der 
punkt tigen Beendigung der Inſtanz höher ſei, als im Zeit⸗ 
mittels 2 Erhebung der Klage oder der Einlegung des Rechts⸗ 
74 U Aber dieſe Beſtimmung kann ſich nicht auf die nach 
allig 1 GG. ſchon mit der Einlegung des Rechtsmittels 
ganzen norbene Prozeßgebühr beziehen, wenn dieſe für den 
Schuld Beſchwerdegegenfand alsbald richtig berechnet, beim 
iſt. (N * angefordert und von ihm rechtzeitig bezahlt worden 
nun 0. 8 352 Abſ. 1 BGH B.). Denn eine Gebühren berech- 
wäre 5 für die der Streitwert nach §9 GKG. zu ermitteln 
ſehun I dann zur Zeit der Erlaſſung des Urteils in An⸗ 
in Fra er durch Zahlung getilgten Prozeßgebühr nicht mehr 
diente ge kommen. Art. IV Nr. 1 der Nov. v. 18. Aug. 1923 
— OL ben Zwecke, die jällige und vom Schuldner be⸗ 


9. 


5 Entſch. zieht aus der Anderung des Deutſchen 


Gericht 15.5 
mehr, M geſetzes, wonach der Kl. oder Rechtsmittelkläger nicht 
die Inſta ſrüher, einen Vorſchuß in Höhe einer Prozeßgebühr für 
Beginn des Ju entrichten hat, ſondern die Prozeßgebühr mit dem 
daß ae Gen als ſolche fällig wird, den folgerichtigen Schluß, 
nur dann erhöhung des Streitwertes nach Beginn der Inſtanz 
wenn ſie a Erhöhung der Prozeßgebühr zur Folge haben kann, 
ſtanz, nt che dur iſt durch eine Anderung des Streitwertes der In⸗ 
im Laufe de urch die fortſchreitende Geldentwertung. Findet alſo 
er Partei en keinerlei Anderung des ſachlichen Begehrens 
9 Abs. 2 68 ſo kann auch eine Streitwertveränderung, die nach 
anderweite 0 A. in der Faſſung des Geſetzes v. 18. Aug. 1923 eine 
keine Erhzy erlfeſtſetzung für den Schluß der Inſtanz zur Folge hat, 
ozeſigeb zung der bei Beginn der Inſtanz durch Zahlung getilgten 
gebühr zur Folge haben. Mal. Dr. Kraemer, Berlin. 


un 


Rechtſprechung 


971 


zahlte Prozeßgebühr gegen eine ſpätere Entwertung des in die 

Hand des Fiskus übergegangenen Geldbetrags zu ſchützen. Das 

iſt in der Abänderung dieſer Beſtimmung durch Art. III Abſ. 3 

der Nov. v. 30. Okt. 1923 deutlich zum Ausdruck gelangt. 
(Beſchl. v. 28. Dez 1923. VI 1214/22.) 


16. Zu Art. II Abſ. 5 VO. v. 15. Jan. 1924.1) 
Die mit der Beſtimmung des Art. II Abſ. 5 der VO. 
v. 15. Jan. 1924 bezweckte Befreiung der Parteien von der 
Erſtattung der durch die Reviſion entſtandenen notwendigen 
Anwaltskoſten erfordert, daß bei einer nach 8.7 EOZPD. 
gebotenen Einlegung der Reviſion beim ObLG. in München 
die der Reichskaſſe auferlegte Erſatzpflicht ſich auch auf die 
bei dem genannten Gericht erwachſenen Anwaltskoſten erſtreckt. 
(Beſchl. v. 15. Mai 1924; 227/24 IV.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und Rechtsanwalt 
Dr. Alsberg, Berlin. 


1. [88 156, 163 StGB. Die bayriſchen Notare 
ſind keine ſtaatliche Behörden. Sie ſind nicht zu⸗ 
ſtändig zur Abnahme eidesſtattlicher Verſiche⸗ 
rungen. Können ſolche Verſicherungen auch vor 
ihnen abgegeben werden?] f) 

Zwiſchen dem Beſchwerdeführer Georg S. und der Zeu⸗ 
gin D. waren Rechtsſtreitigkeiten entſtanden, weil letztere be⸗ 
hauptete, eine dem S. zur Verwahrung übergebene Kaſſette 
mit Schmuck nicht zurückerhalten zu haben, während S. gel⸗ 
tend machte, er habe der Zeugin die verwahrte Sache auf ihr 
Verlangen perſönlich wieder ausgehändigt. Um einer Preſſe⸗ 
nachricht über einen in dem S.ſchen Baukgeſchäft angeblich 
vorgekommenen Diebſtahl entgegentreten zu können, hielt der 
Prozeßbevollmächtigte des S. die Erwirkung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung auf Unterlaſſung für geboten und zu 
deren Herbeiführung eine eidesſtattliche Verſicherung über 
die Rückgabe der Kaſſette an die Zeugin D. für notwendig. 
Der Prozeßbevollmächtigte veranlaßte daher, daß die drei 
Beſchwerdeführer vor dem Notariate II in W. dahingehende 
eidesſtattliche Verſicherungen beurkunden ließen, von denen 
jedoch, nach der ausdrücklichen Feſtſtellung des angefochtenen 
Urteils kein Gebrauch gemacht wurde. Die St. hat als 
erwieſen angenommen, daß dieſe Verſicherungen an Eides⸗ 
ſtatt von Georg S. wiſſentlich, von den beiden anderen Be⸗ 
ſchwerdeführerg aus Fahrläſſigkeit falſch abgegeben worden 
ſeien, und hat den erſteren aus 8 156 StGB., die letzteren 
aus § 163 in Verbindung mit $ 156 StGB. beſtraft. Die 
hiergegen gerichtete Reviſion iſt begründet. Nach Art. 6 des 
bayr. NotariatsG. v. 9. Juni 1899 find in Bayern die No⸗ 
tariate — im Gegenſatz zu denen anderer Länder (vgl. RGSt. 
18, 264) — ſtaatliche Behörden, und die bayr. Notare ſind 
nach Art. 3 Abſ. 1 desſelben Geſetzes zuſtändig für die Ab⸗ 
nahme von Verſicherungen an Eidesſtatt (vgl. auch 8 249 
der Geſchäftsordnung für die Notariate — Bahr JMinBl. 
1913, 232 [331]). Allein damit iſt die Frage nicht ent⸗ 


Zu 16. Die VO. zur Entl. des RO. v. 15. Jan. 1924 hat 
in Ark. II Abſ. 5 beſtimmt, daß in gewiſſen Fällen auch anhängige 
Reviſionen in Eheſachen ohne ſachliche Nachprüfung als unzuläfjig 
zu erklären und die „den Parteien beim Reichsgericht er⸗ 
wachſenen Anwaltskoſten, ſoweit ſie infolge Obſiegens von dem 
Gegner zu erſtatten wären, den Parteien von der Reichskaſſe“ zu 
erſetzen ſeien. Wörtlich dieſelbe Beſtimmung fand ſich in Art. V 
Abſ. 4 des zweiten Geſ. zur weiteren Entlaſtung der Gerichte v. 
27. März 1923 (RGBl. L. 218). Schon damals hatte ich in dem 
Aufſatz „Der Abbau des Zivilprozeſſes“, LZ. 1923, 246 (zu 1 und 
5), darauf hingewieſen, daß der Geſetzgeber offenbar die bayeriſchen 
Verhältniſſe ganz überſehen habe und daß unter „den beim Rc. 
erwachſenen Anwaltskoſten“ vernünſtigerweiſe alle in der Reviſions⸗ 
inſtanz, alſo auch die beim BayObsch. erwachſenen Anwaltskoſten 
verſtanden werden müſſen, wenn die Sache an das NG. verwieſen 
wird. Der Geſetzgeber hat keine Veranlaſſung genommen, bei For⸗ 
mulierung der VO. v. 15. Jan. 1924 den fehlerhaften Text des 
früheren Geſetzes vor ſeiner Übernahme zu ändern. Trotzdem hat 
das RO. in dem oben wiedergegebenen Beſchluſſe mit Recht die 
BO. in demſelben Sinne ausgelegt, in dem der erwähnte Aufſaß 
das ältere Geſetz gedeutet hatte. 

5 RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 1. Das RG. hat durch dieſe Entſch. den Wert der vor 
einem bayer. Notariat abgegebenen Versicherung an Eidesftatt weſent⸗ 
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ſchieden, vor welcher Behörde die eidesſtattliche Verſicherung 
abzugeben iſt. Dieſe Frage wollte auch das bahr. No⸗ 
tariatsgeſetz offenſichtlich nicht entſcheiden, denn es unter⸗ 
ſcheidet ſelbſt zwiſchen der Abnahme und der Abgabe 
der eidesſtattlichen Verſicherungen, indem es in Art. 3 Abſ. 1 
die Notare für zuſtändig erklärt zur Abnahme von Ver⸗ 
ſicherungen an Eidesſtatt, „die abgegeben werden, um einer 
öffentlichen Behörde eine tatſächliche Behauptung oder eine 
Ausſage glaubhaft zu machen“. Zum Erlaß einſtweiliger 
Verfügungen, wie eine ſolche hier in Ausſicht genommen war, 
find die Gerichte zuftändig, ihnen gegenüber kann ſich eine 
Partei zur Glaubhaftmachung tatſächlicher Behauptungen 
eidesſtattlicher Verſicherungen ſowohl eines Dritten als ihrer 
ſelbſt bedienen (88 294, 920, 936 ZPO.; RGSt. 19, 414 
422]; 20, 241; 36, 212; 49, 47). Nach der Rechtſprechung 
des RG. kann von einer Abgabe der eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung i. S. der 88 156, 163 nur gegenüber derjenigen 
Behörde die Rede ſein, der gegenüber durch dieſe Verſicherung 
eine Beweisführung unternommen wird, die eidesſtattliche 
Verſicherung alſo als Beweismittel wirkſam werden ſoll; wer 
— wie im vorliegenden Falle die Angekl. — ſeine Erklä⸗ 
rungen nur durch einen Notar beurkunden läßt und eides⸗ 
ſtattlich verſichert, um auf Grund dieſer Glaubhaftmachung 
bei Gericht eine einſtweilige Verfügung zu erwirken, bedient 
ſich des Notars lediglich als eines Werkzeuges zur Her⸗ 
ſtellung einer als Beweismittel zu verwendenden urkundlichen 
Erklärung. Abgegeben iſt die Verſicherung erſt mit dem 
Eingang bei der zuſtändigen Behörde, hier alſo dem Gericht 
(RGSt. 47, 156; — 3D 837/13 v. 22. Dez. 1913; vgl. 
RGSt. 49, 47). Zu einer derartigen Verwendung iſt es hier 
nicht gekommen; der Verſuch des Vergehens nach $ 156 iſt 
nicht für ſtrafbar erklärt. 

(U. v. 4. März 1924, 1 D 1041/23.) A.] 


2. [8163 StGB. Bezugnahme des Urteils 
auf andere Schriftſtücke. „Rechts nachteil“. 

Ohne Grund beſchwert ſich die Reviſion darüber, daß 
der § 163 Abſ. 2 StGB., wonach unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen Strafloſigkeit des fahrläſſigen Falſcheides im Falle 
eines Widerrufs eintritt, im vorliegenden Falle keine An⸗ 
wendung gefunden hat. Die Begründung, mit der das LG. 
im zweiten Abſchnitt ſeines Urteils die Anwendbarkeit jener 
Vorſchrift verneint, erſcheint zwar durchaus unzureichend und 
verfehlt. In Frage kommt, ob ein Widerruf im Sinne jener 
geſetzlichen Beſtimmung vom Angekl. in einem an das Amts⸗ 
gericht gerichteten Briefe erklärt worden iſt, der ſich Bl. 24 


lich herabgedrückt, indem es das Notariat zu einem Werkzeug zur 
Herſtellung der — ſpäter erſt abzugebenden — urkundlichen Erklärung 
macht. Hierzu hätte es einer beſonderen geſetzlichen Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung nicht bedurft; denn daß die Notare die urkundliche Er⸗ 
klärung herſtellen können, ergibt ſich aus ihrer allgemeinen Zu⸗ 
ſtändigkeit als Urkundsbeamte. 

Die urkundliche Erklärung, welche dazu dient, ſpäter vor einem 
Gerichte abgegeben zu werden, braucht übrigens nicht einmal not⸗ 
wendig von einem Notar aufgenommen zu werden; ſie kann — wie 
dies in der Tat geſchieht — auch von einem Rechtsanwalt oder 
Privaten aufgenommen werden. 

Die Zuſtändigkeitsverordnung des Art. 3 NotG. hat eine ganz 
andere Bedeutung als die, lediglich den Notar ein Feld der Be⸗ 
urkundungstätigkeit zu eröffnen. 

Sie will das Notariat in den von ihr vorausgeſetzten Fällen — 
nämlich dann, wenn die Verſicherung abgegeben wird, um einer öfſent⸗ 
lichen Behörde eine tatſächliche Behauptung oder Ausſage glaubhaft 
zu machen — zu derjenigen Behörde machen, bei welcher in wahl⸗ 
weiſer Zuſtändigkeit neben derjenigen Behörde, bei welcher 
die Erklärung letzten Endes angebracht werden ſoll, die Erklärung 
abgegeben werden kaun. Ausgehend von § 2356 Abſ. 2 BGB. 
hat man die dort geſchaffene ſpezielle Zuständigkeit verallgemeinert, 
um damit den Gerichten Arbeit abzunehmen (Becher, Materialien, 
Bd. VIII, Notariatsgeſetz S. 39). Für dieſe Zuſtändigkeitsbeſtimmung 
war nach den Motiven zum Notariatsgeſetz der durch dieſes Geſetz 
den Notariaten verliehene Behördeucharakter (Art. 6 des Not. aus⸗ 
ſchlaggebend, während vor Erlaſſung des Notariatsgeſetzes von 1899 
dieſe Zuſtändigkeit der Notare verneint werden mußte, „weil man die 
Abgabe der Verſicherung vor einer Behörde für notwendig hielt“ 
(Becher, a. a. O. S. 39). Aus dieſer Stelle der Motive erhellt klar, 
daß der bayer. Geſetzgeber der Meinung war, daß er damit das 
Notariat zu derjenigen Behörde erhebe, vor welcher die eidesſtattliche 
Erklärung abgegeben wird. 

Auch jener 8 249 der bayer. Geſchäftsordunng für die Notariate, 
auf welchen das RG. ſelbſt Bezug nimmt, ſagt wörtlich: „Soll vor 
dem Notar eine Verſicherung an Eidesſtatt abgegeben werden,“ 
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einer Beiakte befinden ſoll. Das LG. verneint dies auf Grund 
einer rechtlichen Würdigung des Inhalts dieſes Briefes, ohne 
aber dieſen Inhalt ſelbſt überhaupt in ſeinem Urteile mit⸗ 
zuteilen; vor allem wäre aber gerade eine ſolche Mitteilung 
und tatſächliche Feſtſtellung des Briefinhalts nach $ 266 
Ab. 1 StPO. geboten geweſen. Eine Ergänzung des Urteils 
durch Bezugnahme auf den Inhalt anderer Schriftſtücke iſt 
— abgeſehen von einer durch das RGeſ. v. 11. März 1921 
(RGBl. 200) Art. III Nr. 4 eingeführten, hier nicht in Be⸗ 
tracht kommenden Ausnahme — nicht zuläſſig; der Inhalt 
ſolcher lediglich in Bezug genommenen Schriftſtücke darf und 
tann daher vom Reviſionsgericht nicht berückſichtigt werden 
(RGSt. 4, 137, 370, 384; 23, 301; 30, 145; 53, 258). Beim 
Fehlen jeder tatſächlichen Feſtſtellung bezüglich des Inhalts 
des in Betracht kommenden Briefes, von dem auch nicht ein⸗ 
mal angegeben iſt, aus welcher Zeit er herrührt, mangelt es 
aber an jeder genügenden Grundlage für eine ſachliche Nach⸗ 
prüfung der Frage, ob der Brief überhaupt einen Widerruf 
i. S. von 8163 a. a. O. enthält und gegebenenfalls ob der 
Widerruf noch rechtzeitig, d. h. vor Erſtattung einer Anzeige, 
erklärt worden iſt. Die Unanwendbarkeit des 8 163 Abſ. 2 
im vorliegenden Falle ergibt ſich indeſſen aus einem anderen 
Grunde. Vorausſetzung für ſeine Anwendbarkeit iſt u. a., daß 
der Widerruf erfolgt, bevor ein Rechtsnachteil für einen 
anderen aus der falſchen Ausſage entſtanden iſt. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es im vorliegenden Falle ſelbſt dann, wenn 
der in Frage kommende Brief des Angekl. einen im übrigen 
den Vorausſetzungen des § 163 Abſ. 2 genügenden Widerruf 
enthalten haben ſollte. Wie der Zuſammenhang der Gründe 
des angefochtenen Urteils in deſſen erſtem Abſchnitt erkennen 
läßt, haben nach der für das Reviſionsgericht bindenden tat⸗ 
ſächlichen Annahme des LO. die in dem beſchworenen unvoll⸗ 
ſtändigen Vermögensverzeichniſſe angegebenen Vermögens⸗ 
gegenſtände des Angekl. dem Gläubiger in keiner Weiſe die 
Möglichkeit gewährt, aus ihnen feine Forderung von 5000 % 
nebſt Koſten ganz oder auch nur teilweiſe beizutreiben; der 
einzige damalige Vermögenspoſten des Angekl., aus dem der 
Gläubiger Befriedigung wegen ſeiner Forderung hatte er⸗ 
langen können, beſtand vielmehr gerade in den vom Angekl. 
verſchwiegenen, ihm gehörigen und auf einem fremden Grund⸗ 
ſtück lagernden Zeitſchriften bzw. in dem ihm zustehenden Eigen⸗ 
tumsanſpruche auf deren Herausgabe. Das Verſchweigen des 
Angekl. hatte daher für den Gläubiger die Folge, daß dieſem 
die Möglichkeit einer ſofortigen Zwangsvollſtreckung in das 
einzige vorhandene Exekutionsobjekt entzogen und ſeine Be⸗ 
friedigung wegen ſeiner Forderung, wenn nicht gänzlich un⸗ 


und beweiſt auch damit, daß das Notariat die Behörde iſt, bei welcher 
die Verſtcherung an Eidesſtatt abgegeben wird. 

Wäre das nicht der Fall, ſo hätte es gar keinen Sinn, daß — 
gleichfalls gemäß dem erwähnten 8 249 — der die Verſicherung an 
Eidesſtatt abnehmende Notar den Beteiligten über die Bedeutung 
dieſer Verſicherung in religiöſer und ſtraftechtlicher Hinſicht zu be⸗ 
lehren hat. 

Aus alldem erhellt, daß der in Art. 3 NotG. zu findende Unter⸗ 
ſchied zwiſchen „Abgabe“ und „Abnahme“ der eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung nicht diejenige Bedeutung hat, die das RG. ihm beilegt. 
Art. 3 gebraucht die beiden Worte lediglich in ihrer allgemeinen 
ſprachlichen Bedeutung und verſteht unter „Abgabe“ die Tätigkeit 
des Erklärenden und unter „Abnahme“ die dieſer Tätigkeit begrifflich 
nachfolgende Tätigkeit des Notars, welche die Abgabe erſt ermöglicht 
und verwirklicht, ähnlich wie man von der Abgabe und Abnahme 
eines Briefes ſpricht. Das NG. aber verſteht unter „Abgabe“ eine 
Tätigkeit, die der „Abnahnte“ erſt nachfolgen ſoll und tut damit m. E. 
dem allgemeinen Sprachgebrauch Gewalt au. a 

Hätte der bayer. Geſetzgeber unter Abnahme dasſelbe verſtanden 
wie Beurkundung, ſo wäre das Wort „Abnahme“ au dieſer Stelle 
nicht gebraucht worden. Zudem wäre daun — wie ſchon oben date 
getan — die ganze Geſetzesbeſtimmung überflüſſig und aus dem 
Notariatsgeſetze zu ſtreichen gemejen. u 

Nur nebenbei jei noch darauf hingewieſen, daß auch nach dem 
bayer. Gebührengeſetz die Abnahme von Verſicherungen an Eidesſtatt 
eine der wenigen Beurkundungen iſt, für welche der Notar keinen 
Urkundsſtempek, ſondern Gebühren nach dem bayer. Koſtengeſetz für 
den Staat erhebt, womit gleichfalls zum Ausdruck gebracht iſt, daß 
es ſich hier um eine Beurkundung handelt, bei welcher der Notar 
in alternativer Zuſtändigkeit die Stelle des Gerichts vertritt. 

Man wird alſo dazu kommen müſſen, daß die reichsgerichtliche 
Eutſch. auf unrichtiger Anwendung von Landesrecht beruht. Den 
Beweis dafür, daß etwa die bayer. Beſtimmung eine nach Reichs⸗ 
recht unzuläſſige Zuſtändigkeit der Notariate ſchaffe, hat die Entſch. 
des NG. nicht geführt, wohl auch nicht führen wollen. 

IR. Dr. Walter, München. 
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möglich gemacht, fo doch mindeſtens bis zu dem angeblichen 
delberrufe verzögert wurde. Dadurch war aber für ihn aus 
— Falſcheide des Angekl. bereits ein Rechtsnachteil im Sinne 
don § 163 Abſ. 2 StGB., d. h. eine materielle üble Folge des 
Su1 Seibes erwachſen (vgl. RGSt. 16, 31, 32; 19, 409; 36, 
“il, 45, 302; auch Goltd Arch. 45, 274). Im Ergebniſſe er⸗ 
wert ſich ſomit die Entſcheidung des LG. als gerechtfertigt. 
„ v. 28. Juni 1923, 3D 423/23.) A. 


**3, 189 57, 222 StPO. Beſchluß über Beeidi⸗ 
gung einer kommiffariſch zu vernehmenden Zeu⸗ 
En vor der Hauptverhandlung. Auslegung des 

rſuchungsſchreibens. f) 

— Das gemäß 8 222 StPO. um Vernehmung der Ehefrau 
Her Angell. erſuchte Amtsgericht hat dieſe Zeugin mit Recht 
Erueidigt. Allerdings war zur Ausübung des richterlichen 
abnneſſens, von dem gemäß § 57 StPO. die Vereidigung 
berg, nicht das erſuchte, ſondern das erſuchende Gericht 
ten (vgl. RGurt. v. 14. Febr. 1902 in AD 5331/01, 
„echt 1902, 157 Nr. 797). Auch beſtand kein geſetzliches Hin. 
1 hierüber bereits vor der Hauptverhandlung Beſchluß 
len. Das hat aber die bafür zuftänbige Sich. getan, 
9 em ſie inhaltlich des von 3 Mitgliedern unterſchriebenen 
fü . v. 15. März 1923 unter Nr. 3 das Amtsgericht er⸗ 
. die Zeugin, „ſoweit die Beeidigung zuläſſig ſei, eidlich 
lediarrnehmene: Eine Auslegung dieſes Erſuchens dahin, daß 
r a der Wortlaut des § 222 Abſ. 1 Satz 2 StpO. wieder⸗ 
lt werden ſollte, erſcheint ausgeſchloſſen. Deun da der 
de bekannt war, daß es ſich um die Ehefrau des Angekl. 
Jandelte, würde es keinen Sinn gehabt haben, das Ach. um 
Gre Vereidigung zu erſuchen, wenn die Entſcheidung auf 
rund des § 57 hätte vorbehalten bleiben ſollen. 
(U. v. 13. Nov. 1923, 4 D 751/23.) A.] 


na 4. [868 StPO. Verzicht auf einen Zeugen 
a Berlefung feiner Ausſage. „Informato⸗ 
Be Vernehmung iftfeine Zeugenvernehmung; 
q her keine Vereidigung der ſo Befragten. Zum 

nrſtändnis der Augenſcheinseinnahme in einem 
hindenſcheinsprotokoll enthaltene Außerungen 
Rindern nicht die Verlesbarkeit des Protokolls.) 
beteili⸗ Nach dem Sitzungsprotokoll erklärten die Prozeß⸗ 
ien übereinftimmend bedingungslos, aus dem nach 


— — 


des Zu 3. Wenn 8 57 StPO. die Vereidigung der Angehörigen 
offenderſchuldigten in das richterliche Ermeſſen ſtellt, ſo ſoll damit 
icht 5 eine individualiſierende Behandlung der Einzelfälle ermög⸗ 
5 Wurden. Eine ſolche kann aber im allgemeinen erſt im Zuge 
zeweisaufnahme zur vollen Entfaltung kommen. Handelt es ſich 
halb einen kommiſſariſch zu vernehmenden Zeugen, ſo würde es des⸗ 
. ſachgemäßeſten erſcheinen, daß das erkennende Gericht den 
* dommissarius zunächſt nur mit uneidlicher Vernehmung be⸗ 

nd ſich die Beſchlußfaſſung über die Vereidigung für jpäter 
e Zeit der hauptverhandlungsmäßigen Beweisaufnahme) vor⸗ 
den fon Dies Verfahren wäre aber ſehr umſtändlich, da der Beſchluß, 
miſſ an Narifch vernommenen Zeugen zu vereidigen, wiederum kom⸗ 
zu — 0 ausgeführt werden müßte, und der durch dieſen Beſchluß 
grundla⸗ enden erſten Hauptverhandlung erſt noch die zur Urteils⸗ 
ient ge zu nehmende Hauptverhandlung nachzufolgen hätte. Es 
ſchyn deshalb der Vereinfachung des Verfahrens, wenn das Gericht 
beſchließt ſeinem aus 8 222 ergehenden Beſchluß die Vereidigung mit⸗ 
önnie es und durch den judex commissarius ausführen läßt. Freilich 
banken Au Rückſicht auf den oben an die Spitze geſtellten Grund⸗ 
Frage iß des 857 zweifelhaft erſcheinen, ob dies zulaſſig ſei. Die 
den 5 gleichwohl mit dem RG. zu bejahen. Denn das Geſetz legt 
zu mach punkt, in dem ſich das Gericht über die Vereidigung ſchlüſſig 
Faſſun, en hat, nicht feſt. Es hätte ja vorſchreiben können, daß die 
ediqun, en Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes erſt nach Er⸗ 
nicht . er Geſamtbeweisaufnahme erfolgen dürfe. Wenn es das 
deufſich an hat, ſo iſt dabei ſicherlich der Gedanke (mehr oder weniger 
eidigung maßgebend geweſen, daß das Gericht mit dem auf Ver⸗ 
führung ‚ber Aichtvereidigung lautenden Beſchluß und deſſen Aus⸗ 
Hand OB Freiheit der künftigen Beweiswürdigung nicht aus der 
als voreili. o daß das Geſchick der Strafſache durch eine ſich ſpäter 
dieſem Sig herausſtellende Vereidigung nicht berührt wird. Und in 
weniger ent bleibt es ſich gleich, ob die Vereidigung mehr oder 
liegt, und fernt von dem Schluß der Geſamtbeweisaufnahme zurück⸗ 
er. scho namentlich, ob ſie im Beginn der letzteren ſelbſt oder 

n vor der Hauptverhandlung erfolgt. 
Prof. Dr. E. v. Beling, München. 


wegen den 8 Zu 1155 1 nimmt die vom NG. erwähnte, aber 
unſer e es konkreten Falles nicht beantwortete Frage 
e in Anſpruch: welche rechtliche Bedeutung ſolche Er⸗ 
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Verleſung der N.ihen Zeugenausſage bemerkten Fehlen der 
Vereidigung des Zeugen „keine Rechte herleiten zu wollen, 
und verzichteten ſchließlich auf dieſe Zeugen“. Welche ver⸗ 
fahrensrechtliche Wirkung dieſen Erklärungen zukommt, ob 
insbeſondere ein Verzicht auf den Zeugen noch möglich war, 
nachdem einmal die Ausſage verleſen worden war, kann hier 
dahingeſtellt bleiben, weil, wenn im gegebenen Falle eine 
Verfahrensvorſchrift verletzt worden ſein ſollte, das Urteil 
auf ſolchem Verſtoß nicht beruhen würde. Denn von der kom⸗ 
miſſariſchen Bekundung Nis, ſoweit darauf der Beſchwerde⸗ 
führer Wert legt, könnte ſichtlich nur in Betracht kommen, 
daß N. den Angekl. von deſſen Tätigkeit her als Führer des 
Motorpflugs für treu und ehrlich gehalten hat. Das aber 
war offenſichtlich für die Beweiswürdigung, insbeſondere die 
Täterſchaft des Angekl. vom Standpunkt des LG. aus nach 
Lage der beſonderen Umſtände des Falles belanglos. 2. Nach 
dem Sitzungsprotokoll iſt der Juſtizwachtmeiſter M. lediglich 
„informatoriſch“ vernommen worden, was nur bedeuten kann, 
er ſei bloß allgemein befragt worden, ob er überhaupt etwas 
zur Sache wiſſe. Eine ſolche allgemeine Befragung ſtellt ſich 
nicht als Vernehmung eines Zeugen zur Sache im Sinne 
der StPO. (zu vgl. 8 68 daſelbſt) dar. Mithin bedurfte es 


klärungen der Prozeßbeteiligten, wie in dem obigen Urteil mitgeteilt, 
haben. Es handelt ſich dabei um dreierlei: Die Parteien haben erſtlich 
auf die Vereidigung des Zeugen verzichtet; ſie haben zweitens auf 
den ſchon kommiſſariſch vernommenen Zeugen überhaupt verzichtet; 
und fie haben aus dem Fehlen der Vereidigung keine Rechte her⸗ 
leiten zu wollen erklärt. Ju allen drei Beziehungen wird rechtliche 
Unwirkſamkeit der Erklärung anzunehmen ſein. Daß die Vereidigung 
der Zeugen im Strafprozeß der Parteidispoſition nicht unterſteht, 
iſt fo gut wie allgemein anerkaunt und keiner weiteren Erörterung 
bedürftig. Aber auch einen wirkſamen Parteiverzicht auf ein Beweis⸗ 
mittel ſelber kann es, nachdem dieſes ſchon in der Hauptverhand⸗ 
lung benutzt worden iſt, nicht geben. Wohl erwähnt 8 2441 Saß 2 
Stud. den Verzicht auf die Erhebung von Beweiſen. Ein Ver⸗ 
zicht auf das Beweismittel nach ſeiner Vorführung würde aber nichts 
anderes bedeuten als die Hinderung des Gerichts an einer Berück⸗ 
ſichtigung des dabei zum Vorſchein gekommenen Tatſacheumaterials, 
und eine ſolche widerſpräche dem Gedanken der materiellen Wahr⸗ 
heitserforſchung. Daß endlich die Zuſage der Parteien, einen Prozeß⸗ 
verſtoß nicht als Handhabe für Anfechtung des Urteils ausnutzen zu 
wollen, keine Verkürzung des Anfechtungsrechts nach ſich zieht, er⸗ 
gibt ſich ſchon daraus, daß Rechtsmittelverzichte vor Urteilserlaß 
ohne Wirkung ſind, und zudem das Gericht der Hauptverhandlung 
zur Empfangnahme ſolcher Erklärungen nicht legitimiert iſt. 

Zu Punkt 2: Die „informatoriſche Anhörung“ von Zeugen iſt 
eine etwas fragwürdige Größe. Was iſt denn die regelrechte Zeugen⸗ 
vernehmung anders als eben ein Akt, durch den ſich das Gericht 
über das Wiſſen des Zeugen „informiert“? Auch wenn (worin das 
RG. das „bloß“ „Informatoriſche“ finden will) der Zeuge „bloß 
allgemein“ befragt wird, „ob er etwas zur Sache wiſſe“, handelt es 
ſich ſichtlich um nicht mehr und nicht weniger als um eine Ver⸗ 
nehmung über das Beweisthema. Und daß es ganz abwegig wäre, 
in ſolchen Fällen die Vereidigung zu umgehen, falls der Zeuge be⸗ 
kundet, er wiſſe nichts zur Sache, ergibt ſich ſchon daraus, daß der 
Eid ja gerade dazu mitbeſtimmt iſt, etwaige Drückeberger unter den 
Zeugen nicht mit Vorſchützung von Nichtwiſſen entſchlüpfen zu laſſen. 
Die vom NG. geäußerte Rechtsauffaſſung kann ſomit nicht gebilligt 
werden. 

Will man neben der „Vernehmung“ eine nicht unter Eides⸗ 
zwang ſtehende „informatoriſche Anhörung“ gelten laſſen, ſo kann 
dies nur in dem Sinne geſchehen, daß man an den Unterſchied der 
„materiellrechtlich erheblichen“ und der nur „prozeſſual erheblichen“ 
Tatſachen anknüpft. Bei der Erhebung von Tatſachen der erſten 
Klaſſe gilt das ſtrenge Beweisrecht (insbeſondere 8 249, Notwendig⸗ 
keit des Eides uſw.); für die Feſtſtellung der nur prozeſſual⸗ 
relevanten dagegen gilt im allgemeinen Feſtſtellungsfreiheit (gl. 
dazu Beling, Revifion wegen Verletzung einer Rechtsnorm über 
das Verfahern, in der Feſtſchrift für Binding Bd. 2 S. 148 ff.). In 
dieſem Sinne genügt eine formloſe und insbeſondere eidloſe Be⸗ 
fragung z. B. der als Zeugen Erſchienenen darüber, ob ſie mit den 
Geladenen identiſch ſeien, oder der im Zuhörerraum befindlichen 
Perſonen darüber, ob ſich unter ihnen der N. N. befinde, oder des 
dienſttuenden Unterbeamten darüber, ob er den Zeugenaufruf voll⸗ 
zogen habe, uſw. denn in dieſen Fällen hängt von dem Ja oder 
Nein der Auskunftsperſonen nur das weitere prozeßrechtliche Vorgehen, 
nicht aber der Inhalt der tatſächlichen Urteilsgrundlage ab. Hier 
mag man dann von „informatoriſcher“ Befragung im Gegenſaß zur 
„Vernehmung“ ſprechen, wenn man jenen Ausdruck nun einmal feſt⸗ 
halten will. In dieſe Rubrik läßt ſich aber eine Befragung „dur 
Sache“ keinesfalls einreihen. Man kann innerhalb ihrer eine „gens 
allgemeine“ und eine „ſpezielle“ Befragung, eine Befragung nach 
dem „Ob“ des Wiſſens und eine ſolche nach den gewußten Einzel⸗ 
heiten ſcheiden, immer aber befindet man ſich dabei innerhalb der 
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auch keiner Vereidigung des ſo Befragten und die inſoweit 
erhobene Verfahrensbeſchwerde geht fehl. 3. Im Augen⸗ 
ſcheinsprotokoll werden von dem „Zeugen K.“ einige für die 
Beſichtigung der Ortlichkeit und zum Verſtändnis der Augen⸗ 
ſcheinseinnahme weſentliche Außerungen berichtet. Hierdurch 
wurden aber nicht die entſprechenden Teile des Protokolls 
unverlesbar. Solche Angaben, wie K. ſie hier gemacht hat, 
ſind weſentliche Beſtandteile des Augenſcheinsprotokolls ſelbſt 
und konnten ohne Beeinträchtigung der Benutzbarkeit des 
Ergebniſſes der Augenſcheinseinnahme bei der Verleſung nicht 
ausgelaſſen werden (RGSt. 12, 308). 
(U. v. 17. Jan. 1924, 2 D 1114/23.) A. 


5. [8 149 StPO. Fehlerhafte Ladung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. 7) 

Die aus 8 149 StPO. erhobene Verfahrensrüge erſcheint 
gerechtfertigt. Wie die Akten ergeben, war der Beſchwerde⸗ 
führer in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreterr des 
minderjährigen Angekl. zu dem auf den 11. Juni 1921, nach⸗ 
mittags 12½ Uhr anberaumten Verhandlungstermin ge⸗ 
laden worden. Tatſächlich hat aber die Hauptverhandlung 
ausweislich des Sitzungsprotokolls im Einverſtändnis des 
Angekl. bereits vormittags um 9½ Uhr ſtattgefunden. 
Hiervon hat der Beſchwerdeführer keine Kenntnis gehabt. 
Infolgedeſſen iſt der Termin in ſeiner Abweſenheit abge⸗ 
halten, dabei auch auf die Vernehmung des als Zeugen 
geladenen B. allſeitig verzichtet worden. Das von der Straf⸗ 
kammer eingeſchlagene Verfahren verſtößt gegen das Geſetz. 
Nach § 149 Abſ. 2 StPO. iſt der geſetzliche Vertreter eines 
Angeklagten in der Hauptverhandlung als Beiſtand zuzu⸗ 
laſſen und auf ſein Verlangen zu hören. Damit wird ihm 
ein ſelbſtändiges, ſowohl vom Angekl. als auch vom Er⸗ 
meſſen des Gerichts unabhängiges Recht eingeräumt. Dieſes 
darf ihm nicht dadurch verkümmert werden, daß die Haupt⸗ 
verhandlung zu einer früheren als der urſprünglich feſt⸗ 
geſetzten Stunde abgehalten wird, ohne daß er hiervon be⸗ 
nachrichtigt iſt. Dabei begründet es keinen Unterſchied, ob 
der geſetzliche Vertreter bereits zu erkennen gegeben hatte, 
daß er von dem ihm zuſtehenden Recht Gebrauch machen 
wolle oder nicht (RGSt. 5, 51/52; 38, 106, 107). Verletzte 
hiernach die vorzeitige Abhaltung des Hauptverhandlungs⸗ 
termins das Recht des Beſchwerdeführers auf Zulaſſung und 
Anhörung in dieſem Termin, ſo läßt ſich auch die Möglichkeit 
nicht beſtreiten, daß das Eingreifen des Beſchwerdeführers, der 
als Beiſtand dazu berufen war, „zur Verteidigung des An⸗ 
geklagten mitzuwirken“ (vgl. die amtliche Begründung zum 
Entwurf des § 132 StPO.), auf die Entſcheidung von Ein⸗ 
fluß geweſen ſein würde. Das angefochtene Urteil beruht 
alſo auf dem Prozeßverſtoß. 

A.] 


(U. v. 11. Okt. 1921, 4D 1457/21.) 
„Vernehmung“ im eigentlichen Sinne. Vielleicht könnte hier ein⸗ 
gewendet werden: es ſei doch praktiſch, vorab jene „ganz allgemeine“ 
Frage an den Zeugen in dem Sinne zu richten, um nur für den 
Fall ihrer Bejahung in die „Vernehmung“ einzutreten, ſo daß alſo 
von ihrer Beautwortung lediglich das prozeſſuale Vorgehen abhänge, 
es ſich alſo zunächſt uur um Ermittelung einer prozeßerheblichen 
Tatſache handle. Das wäre aber unſcharf gedacht. Denn das logiſche 
Verhältnis jener allgemeinen Frage und deſſen, was man ſich als 
die nachfolgende „Vernehmung“ denkt, iſt das des Anfangs und der 
Fortſetzung der Vernehmung zur Sache. Eine gegenteilige Auffaſſung 
würde bedeuten: man fragt den Zeugen zuerſt, ob er etwas zur 
Sache weiß, um ihn dann zu fragen, — ob er etwas zur Sache 
weiß — ein ſichtlicher cireulus vitiosus! 

Das Vorausgeführte wirkt auch für Punkt 3 des reichsgericht⸗ 
lichen Urteils klärend. Dem RG. iſt darin beizupflichten, daß u. U. 
Außerungen dritter Perſonen in das Augenſcheinsprotokoll eingehen 
und mit dieſem verleſen werden können. In den Fällen, die das 
NG. dabei im Auge hat, handelt es ſich nämlich um ſolche Mit⸗ 
teilungen von Ausſageperſonen, deren Inhalt lediglich für die Ge⸗ 
ſtaltung der Augenſcheinseinnahme, nicht für die inhaltliche Gewinnung 
der tatfächlichen Urteilsbaſis von Belang iſt, ſomit um bloße Feſt⸗ 
ſtellung einer prozeßerheblichen Tatſache. Den Gegenja bilden Be⸗ 
kundungen zur Sache ſelbſt. Solche unterſtehen natürlich dem 8 249 
und können nicht, wenn bei Gelegenheit einer Augenſcheinseinnahme 
geſchehen, lediglich aus dem Augenſcheinsprotokoll heraus für das 
Urteil verwertet werden. Prof. Dr. E. v. Beling, München. 

Zu 5. Die Entſch. entſpricht der bisherigen Rechtſprechung 
des R., die m. W. nirgens auf Widerſpruch geſtoßen ift und wohl 
mit Recht, da die Möglichkeit ſeine Befugniſſe auszuüben dem 
Beiſtand nicht durch Verlegung eines ihm bekannt gegebenen Ter⸗ 
mins beeinträchtigt werden darf. 

Geh. Hofrat Prof. Dr. v. Lilienthal, Heidelberg. 


6. [8 243 StPO. Übergehung eines Antrags 
auf Verweiſung an das Schwurgericht. Entbehr⸗ 
lichkeit der Beſcheidung von Anträgen zu Fra⸗ 
gen, die ſchon von Amts wegen zu prüfen ſind. If) 

Richtig iſt zwar, daß die Strafkammer den Antrag des 
Angeklagten, die Sache an das Schwurgericht zu verweiſen, 
nicht ausdrücklich beſchieden hat. In dieſer Unterlaſſung iſt 
jedoch ein Prozeßverſtoß nicht zu finden. Die Entſcheidung 
über die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte hat die StPO. 
nicht von einem Antrage der Beteiligten abhängig gemacht. 
Sie hat vielmehr beſtimmt ($ 6 a. a. O.), daß dieſe Frage in 
jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen zu prüfen iſt. 
Mit Rückſicht hierauf enthält das Geſetz auch keine Be⸗ 
ſtimmung darüber, wie beim Vorliegen eines derartigen An⸗ 
trages zu verfahren iſt. Insbeſondere beſteht keine Vor⸗ 
ſchrift, daß ein ſolcher Antrag einem Beweisantrage i. S. 
des § 243 StPO. gleich geſtellt werden ſoll. Hiernach ge⸗ 
nügte es, daß die Strafkammer dadurch, daß ſie in der 
Sache ſelbſt entſchied, zu erkennen gab, daß ſie ihre Zu⸗ 
ſtändigkeit mit Rückſicht auf das Ergebnis der Beweisauf⸗ 
nahme im vorliegenden Falle für gegeben erachtete. 

en ee ee ene eee A.] 


7. 8 245 StPO. Zuläſſigkeit der Stellung 
von Beweisanträgen bis zum Beginn der Ur⸗ 
teilsverkündung. ] f) 

Die Strafkammer hat den nach Schluß der Ver⸗ 
handlung und nach Niederſchrift, aber vor Verkündung 
der Urteilsformel geſtellten Beweisantrag des Verteidigers 
als unzuläſſig abgelehnt, weil er zu ſpät angebracht ſei. 
Dieſes Verfahren verſtößt gegen die Vorſchrift des § 245 
StPO., der beſtimmt, daß eine Beweiserhebung nicht des⸗ 
halb abgelehnt werden darf, weil das Beweismittel zu 
ſpät vorgebracht ſei. Unzuläſſig wird die Stellung von Be⸗ 
weisanträgen in Strafkammerſachen erſt, wenn mit der Ver⸗ 
kündung des Urteils begonnen iſt. Bis dahin iſt die 
Niederſchrift der Urteilsformel ein bloßer Entwurf, der 
jederzeit abgeändert werden kann. Das RG. hat ſogar die 
Stellung neuer Beweisanträge noch in dem zur Urteilsver⸗ 
kündung anberaumten Termin für zuläſſig erklärt; RGSt. 3, 
116, obgleich in dieſem Falle nach $ 267 Abſ. 2 StPO. die 
Urteilsgründe vorher ſchriftlich feſtzuſtellen ſind. Umſomehr, 
muß dies gelten, wenn die Urteilsverkündung nicht ausgeſetzt 
war, ſondern am Schluſſe der Verhandlung erfolgte. 

(U. v. 14. Febr. 1922, 4D 1539/21). A.] 


8. [S 267 StGB. Begriffserfordernis der 
„Beweiserheblichkeit“ im Tatbeſtand der Ur⸗ 
kundenfälſchung. Paßvorſchriften.] 

Zur Verurteilung aus § 267 StGB. reicht ſchon die 


Zu 6. Die Entſch. des RG. erſcheint zutreffend. Die SPD. 
enthält keine Beſtimmung, aus der herzuleiten wäre, daß die 
Ablehnung des Antrages, die Sache an das Schwurgericht zu ver⸗ 
weiſen, durch beſonderen Beſchluß erfolgen müßte. Bedarf es eines 
ſolchen zur Ablehnung eines Beweisantrages (8 243 Abſ. 2 StPO.), 
fo hat das feinen guten Grund: der Antragſteller kann dann fein 
Verhalten in der Beweisaufnahme alsbald nach der Ablehnung 
einrichten. Dagegen würde es die Lage des Angekl. nicht verbeſſern, 
wenn das Gericht ſeinen Unzuſtändigkeitsantrag ausdrücklich ab⸗ 
lehnte. Nach § 347 StPO. würde dieſer Beſchluß nur zuſammen 
mit dem Urteil anzufechten ſein; die Beſchwerde gegen ihn würde, 
anders ausgedrückt, im Rechtsmittel gegen das Urteil aufgehen. 
Dies Rechtsmittel aber ſteht dem Angekl. auch jetzt zu. Es kann. 
mithin keine Rede davon ſein, daß die Verteidigung etwa durch 
Nichtbeſcheidung des Angekl. beſchränkt worden ware. 

Geh. IR. Prof. Dr. B. Freudenthal, Frankfurt a. M. 

Zu 7. Beweisautritt und Beweisaufnahme ſind die wiſſen⸗ 
ſchaftlich und praktiſch häufig noch zu wenig beachteten Pole des 
Strafprozeſſes. Für dieſes Kräfteſpiel gibt der ine § 257 StPO. 
als Prozeßakt erwähnte, in der Praxis häufig durch das Wort des 
Vorſitzenden noch beſonders markierte Schluß der Beweisaufnahme 
kein entgültiges Schlußzeichen. Das nach den Schlußvorträgen dem 
Angeklagten gebührende letzte Wort, ein ſchon oft bedeutſam ge⸗ 
wordener Beſtandteil des die Urteilsfindung nach 8260 StD. 
allein gründenden Inbegriffs der Verhandlung beweiſt es. Iſt der 
Schluß der Beweisaufnahme alſo nicht der Abſchluß für neue Be⸗ 
weisantritte, ſo könnte es doch der erwähnte Schluß der Verhandlung 
nrit dem letzten Wort des Angeklagten fein. Doch die Rechtſprechung 
des NG. iſt hier im Intereſſe des Angeklagten weitergegangen: 
Beweisantritte können auch noch während, ja nach der Beratung 
des Gerichts eingebracht werden, Roß. II v. 12. Mai 1908 3. 
1908, 973. Jutereſſant iſt, daß dieſen theoretiſchen Grundſaß auch 


58. Jahrg. 1924 Heft 13] 
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fal ſelung aus, daß der Angeklagte den auf der Rück⸗ 


drllckung des Stempels abgeſehen — vollſtändig ausgefüllt hat. 


A ol die Reichsgrenze unbefugt überſchritten habe (5 1 


zur V erforderte Beweiserheblichkeit der Urkunde hat nicht 
8 zorausſetzung, daß fie ſchon ganz allein den vollſtändigen 
Heis für das betreffende Rechtsverhältnis erbringt (RGSt. 


die Sich. 6, 289; 52, 195). Es wäre daher rechtsirrig, wenn 


n angenommen haben ſollte, daß der Verlängerungs⸗ 
ua nicht ſchon für ſich allein betrachtet, fondern erſt im 
wei es nenhange. mit dem Inhalt der Vorderſeite des Aus⸗ 
Anschein Privaturkunde i. S. von § 267 StGB. bilde. 
a mend iſt das allerdings ihre Auffaſſung, da fie trotz 
— 8 Feſtſtellung, daß der Angekl. den Verlängerungsvermerk 
uf ir der Beidrückung des Stempels abgeſehen — vollſtändig 
ſontsefüllt Habe, ihm nicht die fälſchliche Anfertigung, 
u rn die Verfälſchung einer Privaturkunde zur Laft 
er Dieſer Rechtsirrtum iſt aber für den Beſtand des Ur⸗ 

s ohne Bedeutung, da es ſich hierbei um zwei geſetzlich 
5—— 


8 in dem ſeltenen Falle, wo es als Inſtanzgericht zu ver⸗ 
hat, beachtet. In einem der Kriegsbeſchuldigtenprozeſſe gegen 
erhandlu tenger und Major Kruſtus war nach Schluß der 
geſetzt ung die Urteilsverkündung auf den 6. Juli 1921 feſt⸗ 
antragte pi dieſem zur Urteils ver ündung beſtimmten Termine be⸗ 
Set = Verteidigung noch eine weitere Beweiserhebung. Der 
nahm die B RO. trat daraufhin wieder in dis Verhandlung ein, 
nach lange eweisanträge entgegen und beſchied den Beweisantritt 
er Dessen Beratung durch Beſchluß, ehe es nach erneutem Schluß 
Schluß der lung zur Urteilsverkündung ſchritt. Will man fo den 
Handfın u deweisaufnahme und den Schluß der mündlichen Ver⸗ 
blicken 39 nicht als die letzten Zeitpunkte für Beweisanträge er⸗ 
die doch 5 für die Setzung eines beſtimmten Zeitpunktes, 
angewieſen Seh unumgänglich iſt, auf Zweckmäßigkeitserwägungen 
ein lasen 5 gzenn wenn man dieſe Momente nicht entſcheidend 
der Urteils Ba, jo iſt es logiſch gleichgültig, ob man den Beginn 
Endtermi sverkündung oder den Schluß der Urteilsverkündung als 
um beſtimmt. Logiſch hat deshalb auch Beling durchaus 
Baygeitſchr. 12, 23 meint, daß die Prozeß⸗ 
während der Urteilsverkündung das Wort zur 
a eweisanträgen verlangen könnten, eine Meinung, 
eutſpricht 3 beſtätigen wird, einem weiten Volksempfinden 
11 * ee hat den Zeitpunkt allerdings ſchon im Be⸗ 
verlegt und hat u auf den Anfang der Urteilsverkündung 
Ss in Erinnerung gebracht eee 


RA. Dr. Luetgebrune, Göttingen. 


— — 


völlig gleichſtehende Begehungsformen der Urkundenfälſchung 


handelt. 
(U. v. 3. Juli 1923, 4D 127/23.) A.] 
Be⸗ 


9. [8 267 StG B. Urkundenfälſchung. 
weiszeichen oder bloßes Kennzeichen 7) 

Nach der Rechtſprechung des RG. gehört zu einer Ur⸗ 
kunde i. S. 8 267 StGB. begrifflich eine in ihr verkörperte 
Gedankenäußerung, die geeignet und beſtimmt iſt, eine rechts⸗ 
erhebliche Tatſache zu erweiſen. Bloße Zeichen, die auf 
einem Gegenſtand angebracht oder mit ihm verbunden ſind, 
bedeuten gewöhnlich nur ein zur Unterſcheidung von anderen 
Gegenſtänden beſtimmtes Kennzeichen. Sie können allerdings 
die Eigenſchaft beweiserheblicher Urkunden erlangen, wenn Ge⸗ 
ſetz, Herkommen oder Vertrag die erforderliche Beziehung zwi⸗ 
ſchen dem Zeichen und der rechtserheblichen Tatſache herſtellen, 
zu deren Nachweis es zu dienen beſtimmt iſt. Die Feſt⸗ 
ſtellung einer derartigen Beziehung iſt Sache tatrichterlicher 


Zu 9. Es handelt ſich in dieſer Entſch. um den Unter⸗ 
ſchied von „Urkunde“ und bloßem „Unterſcheidungs⸗ 
zeichen“ (RGSSt. 36, 16; GA. 59, 353), „Kennzeichen“ (RchSt. 34, 
439 und unſere Entſch.), „Identitätszeichen“ (RGSt. 36, 16; RG. 
JW. 1910, 201 f.), „Erkennungs⸗ und Unterſcheidungszeichen“ (RG. 
DIZ. 1909, 771 f.). Sie iſt im Ergebnis wohl zutreffend, in ber 
Begründung zu wenig präzis, auch zu wenig eingehend mit Rück⸗ 
ſicht auf die Zweifelhaftigkeit der ganzen Materie — in der Entſch. 
23.1921, 112 Nr. 10 (Umänderung der Signatur auf einer Zigarren⸗ 
kiſte) hat das RG. entgegengeſetzt entſchieden, Urkundenfälſchung 
bejaht. 

Urkunde und Urkundenfälſchung iſt im vorliegenden Falle nicht 
anzunehmen, weil es an dem erſten und grundlegenden Merkmal jeder 
Urkunde (vgl. unſere Entſch., weiter die ſtändige neuere Rechtſprechung 
des RGSt. 17, 106 f., 150, 283, 354; 22, 183; 37, 6; 40, 261; 
41, 316; 42, 98; 46, 293; 49, 33; 50, 191 f., 215; 53, 110, 
141; 55, 98; 56, 356, 357; RG. JW. 1911, 850 11; 1920, 84213; 
1922, 15242; 1924, 312 21; RG. LZ. 1921, 234 Nr. 3, 659 Nr. 6; 
RG. DIZ. a. a. O.; RG. GA. 59, 353; NG. Recht 1913 Nr. 901; 
fo weiter Frank, Komm. II zu 8 267; Komm. von Eber mayer 
ufw. 11, 14 zu 8 267; Schwartz, Komm. 2 zu 8 267; Allfeld, 
Lehrb. 518 und A. 6; v. Liſzt, Lehrb., § 160, II; Wachenfeld, 
Lehrb. 491; P. Merkel, Die Urkunde im deutſchen Strafrecht, 1902, 
231 f., 235, 308; derſ. JW. 1923, 608 7; Weismann, JEW. 11, 
23; Mommſen, GS. 36, 39 ff., bei. 41; Brodmann, daſ. 47, 
412 ff., bei. 415; Goldſchmit, daſ. 55, 171; Kern, Außerungs⸗ 
delikte 1919] 93; Entw. 1919 8 9 Ziff. 7) fehlt, daß fie ver⸗ 
körperte Erklärung, Gedankenäußerung ſein, eine Erklärung, 
einen Gedankeninhalt übermitteln, etwas „ſagen“, in einem beſtimm⸗ 
ten Sinn „verſtändlich“ ſein muß. Hieran fehlt es: die Zeichen auf 
der Kiſte, die zur Bahnbeförderung benutzt wird, ſagen hier (wie 
auch ſonſt in ähnlichen Fällen) nichts aus, übermitteln keine Er⸗ 
klärung, enthalten keine Gedankenäußerung, ſind nicht verſtändlich in 
einem beſtimmten Sinne, ſie ſind daher nicht Urkunde, ſelbſt wenn 
man nicht Schriftlichkeit (d. h. „in geſchriebene Worte gefaßte 
Erklärung“, vgl. Binding, Lehrb., Bei. Tl. II, 185) verlangt (wie 
bei. Binding a. a. O. 170 ff.; P. Merkel, Urkunde 223 ff.; 
Brodmann a. a. O. 414, dagegen die h. M.), ſolche läge i. c. nicht 
vor, und nicht ausdrückliche (im Gegenſatz zu ſymboliſcher, kon⸗ 
kludent erfolgender) Gedankenäußerung (wie Binding a. a. O. 181 
Aum., 199, der hierin den Hauptunterſchied gegenüber dem „Beweis⸗ 
zeichen“ findet, dagegen die h. M.), auch ſie wäre i. 0. nicht gegeben. 
Dieſe Zeichen auf der Kiſte ſagen nichts aus, find nicht verſtändlich, 
auch wenn man den Gegenſtand berückſichtigt, auf dem ſie ſich 
befinden, frägt, ob ſich in Verbindung mit dieſem eine Gedanken⸗ 
äußerung ergibt, was nach der (richtigen) h. M. genügen würde, vgl. 
hierfür RGSt. 13, 71 ff., 193 ff.; 15, 216 f. 17, 352 ff.; 20, 7; 
23, 380; 34, 53 ff.; 40, 169 ff.; 50, 192; 53, 110, 141, 166, 238, 
329; 56, 356 f., 357f.; bei. 41, 316 f.; RG. ZW. 1911, 85011; 
1920, 842 18, 1922, 1524 2; RG. LZ. 1915, 1029 Nr. 53; 1921, 
234 Nr. 3; 659 Nr. 6; RO. Recht 1914 Nr. 1023; 1916 Nr. 1416; 
1919 Nr. 178; 1924 Nr. 81; RG. DI. 1908, 252; RC. GA. 54, 
308; 65, 538 f.; 68, 373 f.; KG. 23. 1919, 119 Nr. 8; Frank, 
Komm. III, 3 zu 8 267; Otker, Feſtgabe für Binding (1911) I, 102, 
121 ff.; P. Merkel a. a. O. 220, 235, 238 (f. aber auch 215); 
Weismann, 3StW. 11,27 (Binding a. a. O. II, 180 und A. 4 
daj. ſpricht davon, daß die „Beweiszeichen“, losgelöſt von dem Gegen⸗ 
ſtand, worauf ſie ſich befinden, nichts bedeuten, macht dies aber nicht 
zum maßgebenden Kriterium gegenüber den „Urkunden“, ſ. a. a. O. 
198 f., vgl. auch Köhler, Anm. zu JW. 1920, 9774, wo letzteres 
vielleicht zu wenig betont wird). Dieſe Zeichen auf der Kiſte ſagen nichts 
aus, find nicht verſtändlich, auch wenn man (richtigerweiſe) Geſetz 
und Verkehrsſitte als Auslegungsbehelfe i. S. einer be⸗ 
ſtimmten Gedankenäußerung beizieht (vgl. hierfür unſere Entſch. Er 
ROSL. 11, 187; 14, 180; 29, 121; 38, 200; 40, 170, 218; 41 
316; 46, 293; 50, 192; 53, 110, 141; 55, 39, 98; 56, 356; RO. 
JW. 1911, 85011 1920, 84218, 1924, 312; RO. Recht 1923 
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Beweiswürdigung (vgl. u. a. RGSSt. 55, 39, 97). Dies gilt 
auch für Zeichen, die, wie die hier in Frage kommenden, auf 
einer zur Bahnbeförderung benutzten Kiſte angebracht ſind. 
Sie verfolgen in der Regel den Zweck, für die Sendungen 
eines Kaufmanns im Verhältniſſe zu denjenigen anderer Kauf⸗ 
leute ein Unterſcheidungsmerkmal herzuſtellen (vgl. RG St. 
17, 282 [284]); und auch der Umſtand, daß fie auf zur Kiſte 
gehörenden Beförderungspapieren angegeben zu werden pfle⸗ 
gen, macht ſie nicht zu Urkunden i. S. § 267 StGB., weil 
ſie alsdann nicht ſelbſt das Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes 
erweiſen, ſondern lediglich der Ermittelung ſeines Gegen⸗ 
ſtandes dienen. 

(U. v. 6. Dez. 1923, 3 D 572/23.) A.] 


Nr. 901; Frank a. a. O.; Schwartz, Komm. 6b zu 8267; Komm. 
von Ebermayer uſw. 11, 17 zu § 267; v. Liſzt, Lehrb. 548 
A. 3; Allfeld, Lehrb. 519; P. Merkel a. a. O. 235 f., 240 f.; 
Oetker a. a. O. 95 ff.; Entw. 1919 8 9 Ziff. 7), ja ſelbſt nicht, wenn 
man Vereinbarung der Beteiligten als Auslegungs⸗ 
behelf in dieſem Sinne gelten läßt (richtiger, aber ſehr beſtrittener 
Anſicht nach, vgl. hierfür unſere Entſch. und RGSSt. 6, 290 ff.; 11, 
187; 14, 180; 17, 354 f.; 20, 7; 25, 245; 28, 153 f.; 29, 121; 
34, 438; 36, 17; 38, 250; 39, 147; 40, 147, 170, 218; 41, 316; 
46, 293; 50, 192; 52, 67; 53, 110, 141, 239; 55, 39, 98: R. 
JW. 1910, 201f.; 1911, 850 u; 1922, 15242; 1924, 31221: RE. 
GA. 65, 539; RG. Recht 1913 Nr. 901; 1924 Nr. 81; Komm. von 
Ebermayer uſw. 11, 17 zu 267; Schwartz a. a. O. 6b zu 267; 
Allfeld a. a. O. 519 A. 8; Hälſchner, Lehrb. II, 533; Bin⸗ 
ding a. a. O. 185 A. 3; Weismann, 3StW. 11, 19; Oetker 
a. 4. O. 104; v. Riedel, GS. 38, 554; dagegen: Frank a. a. O.; 
v. Liſzt a. a. O.; P. Merkel a. a. O. 235, 242, 412; Mommſen, 
GS. 36, 58 f.; v. Buri daf. 195). Alle dieſe Auslegungsbehelfe 
führen nicht zur Auffaſſung der Zeichen als beſtimmter Erklärung, 
Gedankenäußerung. Zu bemerken iſt: die hier aktuelle Frage, ob in 
den betr. Zeichen eine Gedankenäußerung überhaupt vor⸗ 
liegt, wird oft mit der von ihr zu trennenden der Beweis⸗ 
fähigkeit bzw. Beweiserheblichkeit konfundiert, ſo in 
unſerer Entſch., jo weiter z. B. in RGSt. 6, 290 ff.; 11, 186 f.; 14, 
179f.; 25, 245; 40, 169 f.: 41, 317; 52, 67; 55, 39, 98; RE. 
JW. 1911, 85011; 1920, 84213; 1922, 15242; RG. Recht 1913 
Nr. 901; bei Oppenhoff, Komm. 57 zu 8267; Komm. von 
Ebermayer uſw. 11 zu 8 267; Mommſen a. a. O. 46 f., 58 f.; 
v. Buri a. a. O. 194 ff.; Köhler a. a. O., während klar trennt 
z. B. RGSt. 38, 250 und beſ. RGSt. 40, 147f., weiter wird fie oft 
mit der ebenfalls von ihr zu ſcheidenden Frage der Beweis⸗ 
beſtimmtheit vermengt, jo in unſerer Entſch., fo weiter z. B. 
Reh St. 11, 187; 14, 180; 39, 147f.; 40, 170; 41, 317; RG. 
JW. 1922, 1524 2. 

Es kann auch nicht etwa fo argumentiert werden: man müſſe 
eben die Beförderungspapiere beiziehen, in denen die 
betr. Zeichen angegeben ſeien. Denn die Gedankenerklärung muß 
als verkörperte Erklärung ſich aus dem betr. Zeichen uſw. ſelbſt 
ergeben, es muß ſelbſt etwas erklären (wenn auch unter Berück⸗ 
ſichtigung der oben genannten Auslegungsbehelfe, ſ. auch RGSt. 17, 
283), in ſich ſelbſt und aus ſich ſelbſt heraus verſtändlich ſein als 
beſtimmte Gedankenäußerung. So auch unſere Entſch. und ſonſt 
NG., beſ. RGSt. 17, 283 (wo übrigens wohl eine Gedankenäußerung 
vorliegt, ſ. auch P. Merkel 234 f. und A. 3), auch 17, 150 (verb. 
„aus ſich“); 49, 33, weiter Frank a. a. O.; Oppenhoff a. a. O.; 
Komm. von Ebermayer uſw. 11 zu § 267; Hälſchner a. a. O. 
534; P. Merkel a. a. O. 215, 234, 236 f.; Weis mann, 3StW. 
11, 27; Beling, daſ. 18, 293f.; Mommſen, GS. 36, 40 f.; 
v. Buri, daſ. 39, 38, 41, ſ. auch 36, 196 f.; Kern a. a. O. 94, 
80; Oetker a. a. O. 96. Eine gegenteilige Anſicht iſt aus formal⸗ 
teleblogiſchen Gründen abzulehnen, da jede Beſtimmtheit des Ur⸗ 
kundenbegriffs entſchwinden würde, wenn „verkörperte Erklärung“ 
nicht mehr verlangt würde, aus materialteleologiſchen deshalb, weil 
eine Gefährdung des geordneten Gangs und der Sicherheit des Rechts⸗ 
verkehrs (worum es ſich bei Urkundenfälſchung handelt, ſ. richtig 
Allfeld, Lehrb. 516 f. u. A. 1; weiter Hegler, Strafr. Abh. 
H. 67, 1906, 58; derſ. 3 StW. 36, 30) in ganz anderem Maße 
ſtattfindet, wenn verkörperte Erklärungen, die ſelbſt etwas ſagen, 
gefälſcht oder verfälſcht werden, als wenn dies betr. bloße, für ſich 
nichts ſagende, Kennzeichen, Identitatszeichen o. ä. geſchieht (ob⸗ 
wohl das Bedürfnis des Strafrechtsſchutzes gewiß auch betr. letztere 
beſteht). Übrigens wird auch dieſe Frage, ob die „Urkunde“ ſelbſt 
etwas erklären muß, öfters, ſo in unſerer Entſch. („weil ſie als⸗ 
dann nicht ſelbſt“ uſw.), weiter z. B. in RG. 11, 186 f., mit der 
anderen Frage konfundiert, ob die betr. Zeichen uſw. ſelbſt das 
Beſtehen eines Rechtsverhältniſſes erweiſen (müſſen), alſo mit 
der ſelbſtändigen Beweisfähigkeit bzw. Beweiserheblichkeit. Die Be⸗ 
fürberungspantere (Frachtbrief uſw.) bilden mit der mit Zeichen 
verſehenen Kiſte keine Einheit, ſondern liegen völlig außerhalb der 
Zeichen, ſolche völlig außerhalb der Zeichen uſw., beziehungsweise 
des bezeichneten uſw. Gegenſtandes (ſiehe oben) liegende Gegen⸗ 
ſtände (überhaupt Umſtände, abgeſehen von den oben genann⸗ 


Sanyeriſches Oherſtes Landesgericht. 
Zivilſachen. 

1. 88 233, 554 ZPO. Die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand gegen die Verſäumung der Friſt zur Ein⸗ 
zahlung des Gebührenvorſchuſſes gemäß 8 554 Abſ. 7 BED. 
iſt zuläſſig. f) 

Nach § 233 ZPO. iſt einer Partei, welche durch Naturereig⸗ 
niſſe oder andere unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, eine 
Notfriſt oder die Reviſionsbegründungsfriſt einzuhalten, auf An⸗ 
trag die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu bewilligen. 
Nach 8 554 Abſ. VII gilt die Reviſion als nicht in geſetzlicher 
Form begründet, wenn die Bezahlung des Gebührenvorſchuſſes 
nicht innerhalb der geſetzten Friſt nachgewieſen wird. Die recht⸗ 
zeitige Erlegung wird alſo hier als zur geſetzmäßigen Begründung 
der Reviſion gehörig behandelt, es fällt alſo auch die Friſt zur 
Einzahlung des Gebührenvorſchuſſes unter den Begriff der Re⸗ 
viſionsbegründungsfriſt. Deshalb iſt die Wiedereinſetzung gegen 
die Verſäumung dieſer Friſt gemäß 8 233 ZPO. zuläſſig (Stein, 
10. Aufl. Anm. VI 3 zu 8 554). 

(88, Beſchl. v. 23. Dez. 1922, 1 195 122, BayRpflg. 23/46.) 


Mberlandesgerichte. 


Augsburg. a) Zivilſachen. 
1. 8 115 3PO. Gebühren des Armenanwalts. 


Der Armenanwalt hatte in einem Eheprozeß eine einſtweilige 
Verfügung auf Unterhaltszahlung erwirkt — das Armenrecht war für 
dieſes Verfahren eigens verliehen worden —, die einſtweilige Ver⸗ 
fügung vergeblich zu vollſtrecken verſucht und die Koſten des Ver⸗ 
fahrens feſtſetzen laſſen. Der Gerichtsſchreiber hat die Gebühren des 
Vollſtreckungsauftrages und Feſtſetzungsgeſuchs nicht ausbezahlt. Das 
LG. hat die deswegen erhobenen Erinnerungen des Armenanwalts 
zurückgewieſen. Die dagegen eingelegte Beſchwerde hatte keinen Erfolg. 
Das OLG. erwog: Nach dem Geſetze über die Erſtattung von Rechts⸗ 
anwaltsgebühren in Armenſachen v. 6. Febr. 1923 bildet der Nach⸗ 
weis, daß die Koſten von dem erſtattungspflichtigen Gegner nicht 
beigetrieben werden können, nicht mehr die Vorausſetzung für den 
Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts gegenüber dem Staate. Die 


ten „Auslegungsbehelfen“, die aber als Nuslegungsbehelfe ja 
nicht völlig außerhalb liegen) dürfen aber aus den genannten Grün⸗ 
den nicht herangezogen werden, um mit den an ſich nichtsſagenden 
Zeichen uſw. überhaupt einen beſtimmten Gedankeninhalt zu ver⸗ 
knüpfen, f. beſ. Frank und Kern a. a. O., auch unſere Entſch., 
ſ. auch analog betr. Erkennbarkeit der Perſon des Ausſtellers 
RES. 40, 218 („wenn nur unter Zuhilfenahme völlig außerhalb des 
Inhalts liegender Tatſachen die Perſon des Ausſtellers erkennbar 
wird“); 52, 313; 55, 269; RG. Recht 1923 Nr. 579. Falſch daher 
— unter dieſem Geſichtspunkt, vgl. P. Merkel a. a. O. 234 
A. 1 — die bekannte RGeEntſch. 4, 3f. (. gegen fie P. Merkel 
a. a. O. 233 ff.; Frank a. a. O.; Allfeld a. a. O. 519 A. 6; 
Weismann a. a. O. 25; v. Buri, GS. 36, 194 ff.; 39, 41; 
Mommſen, GS. 36, 46 f., 58 f.; zuſtimmend aber John, 3StW. 
6, 54); falſch die oben zit. Entſch. RG. 23.1921, 112 Nr. 10; 
falſch die RG. 22, 182 ff. (betr. Wahlzettel, vgl. dagegen Frank 
und Beling a. a. O., hier fehlt es übrigens auch an Erkennbarkeit 
des Ausſtellers, ſ. P. Merkel a. a. O. 247 A. 5; Komm. von Eber⸗ 
mayer uſw. 14 zu 8 267), bedenklich RGSt. 34, 439 („wenn auch 
nur in Verbindung mit anderen Beweis mitteln 
Ausſagen ... vorzuſtellen“), dieſer ähnlich RG. JW. 1911, 850 11; 
ihr weiter ähnlich Komm. von Ebermayer uſw. 2a zu 8 767; 
Schwartz a. a. O. 6b zu § 267; falſch analog (betr. Erkennbarkeit 
des Ausſtellers) RG. 55, 270; 56, 240, 330; RG. JW. 1921, 1085 2 
(betr. Anſchriften auf Poſtpaketen bzw. Klebezettel auf Expreßgut, 
die zweite Entſch. läßt übrigens bei einem lediglich Aufgabeort und 
Nummer enthaltenden, dem Paket aufgeklebten Zettel, die Frage der 
Urkundenqualitat offen), ſ. dagegen mit Recht P. Merkel, Anu. 
zu JW. 1921, 1085 („daß zwei nicht miteinander verbundene 
Schriftſtücke eine Urkunde nicht bilden können“). Übrigens würde 
in unſerem Falle (wie in dem RG. Lg. 1921, 11210 behandelten) 
ſelbſt die Heranziehung der Beförderungspapiere die Zeichen nicht 
ſelbſt zu einer Gedankenerklärung machen, ſondern wie unſere Entſch. 
richtig andeutet, würden dieſelben nur der Identifizierung eines 
konkreten Gegenſtands mit dem in der Erklärung der Beförderungs⸗ 
papiere genannten Gegenftand dienen. 
Prof. Dr. Hegler, Tübingen. 

Zu 1. Die zu billigende Entſch. hat ihre Bedeutung für die 
Zukunft verloren. Was ſie aus den zur Zeit ihrer Erlaſſung gelten⸗ 
den Beſtimmungen ableitet, iſt inzwiſchen geſetzlich ausdrücklich ein⸗ 
geführt worden durch Art. II Ziff. 1 des Geſ. über Abanderung des 
SRG. v. 21. Dez. 1922. Danach iſt gegen Verſäumung der Friſten, 
welche zur Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes für die Berufungs⸗ 
und Reviſionsinſtanz geſetzt werden, Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zutreffendenfalls zu gewähren. 

Raul. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 
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es Muth. des Koſtenſeſſezungsbeſchluſſes war daher überfläffig, und 
mit men deshalb die hierauf entfallenden Gebühren vom Erſtrichter 
1 abgeſtrichen. Vgl. auch JW. 1923, 863 10 und Anm. 
geſetzt uch die Vollſtreckungsgebühr iſt vom Erſtrichter mit Recht ab⸗ 
dente worden Da der Anſpruch der armen Partei auf Beigabe eines 
eine Nanwalts nach 8115 Ziff. 3 ZPO. nur ſoweit begründet ift, als 
des . tretung durch Anwälte geboten ift, bezieht ſich die Beiordnung 
rens a anwalts grundſätzlich nur auf dieſen Teil des Prozeßverfah⸗ 
ſohin fle JW 1921, 1327 Anm. zu Nr. 3). Der Rechtsanwalt war 
hat des = die Zwangs vollſtreckung nicht als Armenanwalt beſtellt und 
Oc auch keinen Anspruch auf Vollſtreckungsgebühr. 
„Augsburg, Beſchl. v. 21. Febr. 1924, BeſchwReg. 41/24.) 
Mitgeteilt von IR. Goldbach, Memmingen. 


* 
Bamberg. 


tetladtrfun e Wertsberechnung im Zeitpunkt der Ur⸗ 
an die 7 Endurteil v. 15. Nov. 1923 wurde die Bekl. verurteilt, 
liner B dl. 179.18.8 K in deutſcher Währung zum amtlichen Ber⸗ 
ge unn s zu bezahlen. Das LG. ſetzte den Wert des Streit⸗ 
1923 andes auf Grund des 89 Abſ. 2 GRG. mit Beſchluß v. 20. Nov. 
Es beren den Betrag von 987159250 Millionen Papiermark feſt. 
75 3 das Pfund Sterling zum Kurſe v. 14. Nov. 1923. Dem⸗ 
Pfund S vertreten die Beſchwerdeführer den Standpunkt, daß das 
legten Sterling zum Kurſe v. 15. Nov. 1923 zu berechnen ſei. Sie 
ein, wg Schriftſatz v. 7. Jan. 1924 Beſchwerde mit dem Antrag 
Beſchm et auf 1964,96 Goldmark feſtzuſetzen. Die zuläſſige 
auf Gru © erweift ſich nicht als begründet. Für die Wertberechnung 
Untere and des 3 9 Abſ. 2 ORG. is der Zeitpunkt des Erlaſſes des 
am 15 Naſcheidend. Der Erlaß des Urteils erfolgte durch Verkündung 
liner Ders. 1923 vorm. 9 Uhr. Zu dieſem Zeitpunkte war der Ber⸗ 
der Deve ſenkurs für den 15. Nov. noch nicht feſtgeſetzt und galt noch 
zur Zeit enkurs des Vortages. Mit Recht hat daher das LG. dieſen 
des Str. Ed Erlaſſes des Urteils geltenden Kurs der Berechnung 
daß, weskwertes zugrunde gelegt. Die Ausführung der Beſchwerde, 
der Wert zes im Geſetz heißt: „maßgebend für den Streitwert iſt 
t N des BR 11 05 ohne weiteres f S. der 

erückſr 9. der ganze Tag, in welchen das Ereignis fällt, zu 
maſichtigen iſt, entbehrt der Begründung. Gegenüber der Beſtim⸗ 
punkt des Geſetzes, daß der nur wenige Minuten währende Zeit⸗ 
des Tages Erlaſſes des Urteils entſcheidend ift, hat die Zeiteinheit 
zu Dee in deſſen Verlauf dieſer Zeitpunkt fällt, außer Betracht 
beschließen: Demgemäß und in Anwendung des 3 97 ZPO. war zu 

an wie geſchehen. 
Bamberg, Beſchl. v. 22. Jan. 1924, Beichtften. 20/24/IL.) 
Mitgeteilt von RA. Greifenſtein, Bayreuth. 


Berlin. * 


in 31, Das : a: 
gilt u für die Hauptſache bewilligte Armenrecht 
ef f für das Verfahren über die einſtweilige 
LG. aus Deföimerbefüßrer war der Antragſtellerin für den beim 
eigeordnet erg a. W. anzuſtrengenden Hauptprozeß als Armenanwalt 
ohne W Er beantragte den Erlaß einer einſtweiligen Verfügung, 
Verfügun F um Bewilligung des Armenrechts in dem die einſtweilige 
des N betreffenden Verfahren nachzuſuchen. Nach Zurückweiſung 
ſchwerdeſußter auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung hat der Be⸗ 
ebühren rer um Erſtattung der ihm für den Antrag zuſtehenden 
die ablehnende der Staatskaſſe als Armenanwalt nachgeſucht. Gegen 
gelegt, de e Entſch. des Gerichtsſchreibers hat er Erinnerung ein⸗ 
Die Bes den angefochtenen Beſchluß zurückgewieſen worden iſt. 
Rechtsanw nee iſt nach 83 des Geſetzes über die Erſtattung von 
zuläſſig. S Sgebühren in Armenſachen v. 6. Febr. 1923 (RG Bl. 103) 

Die e konnte aber keinen Erfolg haben. 

Hauptpra 95 ob es nach Bewilligung des Armenrechts für den 
weilige Ye einer beſonderen Bewilligung für das eine einſt⸗ 
ſprechung nich gung betrefſende Verfahren bedarf, iſt in der Recht⸗ 
KG. Kc gl. 10 keinheitlich entſchieden. Während ſich der 12. 3. des 
Bewill „17 auf den Standpunkt geſtellt hat, daß eine be⸗ 
. Kaffe gung des Armenrechts nicht erforderlich fei, vertritt 
erſten Entſch darauf 32) die gegenteilige Meinung. Wenn in der 
gemäß § 82 darauf hingewieſen wird, daß die Prozeßvollmacht 
Verfahren mi auch das eine einſtweilige Verfügung betreffende 
ME umfaßt, fo kann dieſem Umſtand für die hier zu ent⸗ 


Feind ne a aich, wird beizutreten ſein, trotzdem ſie einen 
prunghaften gun’, welche Schädigungen der Auwaltſchaft durch die 


gende Anpan Jursſteigerungen des Dollars und die ihnen nicht ſol⸗ 
zugefügt Wen Gebühren unter dem früheren Gebührenrecht 
gültige Feſtſehn find, Wenn das Geſetz v. 18. Aug. 1923 für die end⸗ 
Urteils enlſcelbend fe Streitwertes den Zeitpunkt des Erlaſſes des 
wertes nur Me 855 re läßt, fo konnte der Feſtſetzung des Streit⸗ 
Klegt werden. Eine Bu 


Zeitpunkte geltende Dollarkurs zugrunde 
age ei 5 
bleiben intretende Steig 


Eriaß des Urteils, wenn auch am felben 
ung des Dollarkurſes mußte außer Betracht 


7 h RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
Zu 3. Vgl. a. A. KG. JW. 1923, 847. 7 


ſcheidende Frage keine ausſchlaggebende Bedeutung beizumeſſen ſein. 
Die Bewilligung des Armenrechts und auch die Stellung eines Armen⸗ 
anwalts ſtehen mit der Prozeßvollmacht in keinem unmittelbaren 
Zuſammenhang. Ob die arme Partei gerade dem geſtellten Anwalt 
Prozeßvollmacht erteilt, iſt Sache ihres Ermeſſens. Die Bevollmächti⸗ 
gung erfolgt nicht durch obrigkeitlichen Akt, ſondern durch privates 
Rechtsgeſchäft der Partei. Es können deshalb aus den geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Rechtsfolgen dieſes privaten Rechtsgeſchäftes keine Folge⸗ 
rung in bezug auf die Bedeutung der Armenrechtsbewilligung gezogen 
werden. Mit Recht wird auch in der angeführten Entſch. des OLG. 
Kaſſel darauf hingewieſen, daß die Vollmacht die Befugniſſe des An⸗ 
walts umgrenzt, während die Beſtellung zum Armenanwalt ihm 
Pflichten auferlegt, die nicht ſchlechthin mit ſeinen Befugniſſen über⸗ 
einſtimmen. 

Für die Anſicht, daß die Bewilligung des Armenrechts ſich nur 
auf den Hauptprozeß ſelbſt und nicht auf einſtweilige Verfügungen, 
die nicht im Zuſammenhange mit ihm ſtehen, bezieht, ſpricht aber 
entſcheidend, daß der Bewilligung des Armenrechts eine Prüfung 
vorangehen muß, ob die beabſichtigte Rechtsverfolgung mutwillig oder 
ausſichtslos erſcheint (58 114 ZPO.). Die Prüfung bei Erhebung der 
Hauptklage kann ſich nur auf den geltend gemachten Anſpruch be⸗ 
ziehen. Ob die beſonderen Vorausſetzungen einer einſtweiligen Vor⸗ 
fügung vorliegen, iſt bei der Klagerhebung nicht zu prüfen. Hier 
kann dieſe Frage aber nicht ungeprüft bleiben; denn ſonſt würde es 
der armen Partei, noch dazu unter Umgehung ihres Anwalts, möglich 
ſein, ausſichtsloſe Anträge auf Erlaß einſtweiliger Verfügungen unter 
dem Schutz des Armenrechts zur Entſcheidung zu bringen. Eine Ent⸗ 
ziehung des Armenrechts in der Hauptſache würde auch in ſolchem 
Falle nicht möglich fein, da ja die Vorausſetzungen feiner Bewilli⸗ 
gung nach wie vor vorhanden fein würden. Gegenüber ſolchen Maß⸗ 
nahmen einer armen Partei beſteht nur dann eine ausreichende 
Sicherheit, wenn dem Antrag auf Erlaß einer einſtweiligen Verfügung 
eine beſondere Bewilligung des Armenrechts vorangeht, bei der die 
im 8 114 3PO. bezeichneten Vorausſetzungen geprüft werden. 

Es iſt demgemäß eine beſondere Bewilligung erforderlich. 

(KG., 2. 35., Beſchl. v. 22. Jan. 1924, 2 W 75/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Geiger, Landsberg a. d. Warthe. 
* 


4. Feſtſetzung der Anwaltsgebühren bei vor dem 
1. Januar 1924 beendeten Prozeſſen. f) 

Auf Grund des Beſchluſſes des erſten Richters v. 2. Jan. 
1924, durch den der Streitwert für die erſte Inſtanz auf 200 Gold⸗ 
mark feſtgeſetzt iſt, hat der Anwalt der Antragsgegner durch Antrag 
v. 14. Jan. 1924 Feſtſetzung der Koſten in Grundmark beantragt. 
Dieſer Antrag iſt vom Gerichtsſchreiber unter Bezugnahme auf den 
Beſchluß des Sen. v. 19. Nov. 1923 — 4 W 3966/23 JW. 1924, 
410 —, zurückgewieſen. Darauf hat der Anwalt durch Antrag v. 
28. Jan. 1924 Feſtſetzung der Gebühren in Goldmark beantragt. 
Dieſer Antrag iſt vom Gerichtsſchreiber am 2. Febr. 1924 zurück⸗ 
gewieſen, weil die VO. und das Geſetz v. 13. Dez. 1923 (RGBl. 
1186) nicht zur Anwendung komme und der Rechtsſtreit ſchon vor 
dem 1. Jan. 1924 rechtskräftig beendet geweſen ſei. Gegen dieſen 
Beſchluß hat der Antragſteller Erinnerung erhoben, indem er zugleich 
ſeinen Antrag abänderte und Feſtſetzung der Gebühren in Papier⸗ 
mark verlangte. Hierauf hat der Gerichtsſchreiber nicht entſchieden, 
ſondern um die Entſch. die ZK. gebeten, welche durch den angefoch⸗ 
tenen Beſchluß die Erinnerung zurückgewieſen hat, weil die vom 
Gerichtsſchreiber in ſeinem Koſtenbeſcheide v. 2. Febr. 1924 an⸗ 
geführten Gründe zutreffen. Dieſer Beſchluß iſt abwegig und war 
daher aufzuheben. Nachdem der Antragſteller Feſtſetzung ſeiner Ge⸗ 
bühren in Papiermark im Antrage v. 13. Febr. 1924 beantragt 
hat, waren die Gründe des Gerichtsſchreibers v. 2. Febr. 1924 hin⸗ 
fällig geworden. Es hätten deshalb der Gerichtsſchreiber oder zum 
mindeſten der erſte Richter die nach ihrer Meinung dem Antrag⸗ 
ſteller zuſtehenden Gebühren in Papiermark feſtſetzen müſſen. Zu 
dieſer Feſtſetzung war daher die Sache an das Gericht in erſter In⸗ 
ſtanz zurückzuverweiſen, da bei einer Feſtſetzung der Gebühren durch 
den Sen. dem Antragſteller eine Inſtanz verloren gehen würde. 

(KG., 4. 38., Beſchl. v. 17. März 1924, 4 W 1135/24.) 


Zu 4. Wie ſich aus dem KOST. 1924, 14 abgedruckten Be⸗ 
ſchluß des KG. v. 3. Jan. 1924 — 4 W 4497/23 — ergibt, er⸗ 
achtet das KG. auch für Prozeſſe, die ſich vor dem 1. Jan. 1924 er⸗ 
ledigt haben, die Feſtſetzung des Streitwerts in einem wertbeſtän⸗ 
digen Zahlungsmittel im Intereſſe des Fiskus und der Anwälte für 
geboten. Wenn eine derartige Streitwertſeſtſetzung überhaupt einen 
Sinn haben ſoll, dann darf der Umrechnung des Streitwerts in 
Papiermark nicht der Kurs der Goldmark im Zeitpunkte der Be⸗ 
endigung des Prozeſſes zugrunde gelegt werden, ſondern es muß zum 
mindeſten der Kurs im Zeitpunkte der Wertfeſtſetzung für maßgebend 
erklärt werden. Dieſe Notwendigkeit folgt m. E. ſchon aus der Er⸗ 
wägung, daß der Anwalt eine Rechnung unter Zugrundelegung des 
auf Goldmark lautenden Wertfeſtſetzungsbeſchluſſes erſt zu den Ge⸗ 
richtsakten einreichen kann, wenn dieſer Beſchluß vorliegt. Da ein 
ſolcher Beſchluß aber vielfach erſt Wochen, ja monatelang nach Be⸗ 
endigung des Prozeſſes ergeht, jo iſt es m. E. ein Unding, den Kurs 
der Goldmark, der im Zeitpunkte der Beendigung des Prozeſſes galt, 
als entſcheidend anzuſehen. RA. Dr. Herbert Fraenkel, Berlin. 
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5. Anrechnung von Vorſchußzahlungen auf die 
Gerichtskoſten nach ihren Goldwerten. f) 

Der Sen. ſteht — wie er bereits in einem anderen Falle aus⸗ 
geführt hat — auf den Standpunkt, daß Vorſchußzahlungen einer 
Partei auf die Gerichtskoſten zu dem Goldmarkwerte (4,20 Gold⸗ 
mark 1 Dollar nach dem Berliner Mittelkurſe) in Anrechnung zu 
bringen ſind, den ſie am Tage der Zahlung hatten. Der Art. 3 der 
4. VO. zur Erhöhung der Gerichtskoſten v. 30. Okt. 1923 regelt dieſe 
Frage nicht. Die Frage iſt vielmehr überhaupt nicht geſetzlich geregelt, 
ſondern nur aus allgemeinen rechtlichen Geſichtspunkten zu entſcheiden. 

Das LG. wird daher in dem Rahmen des Antrages des 
Kl. die Koſten in dieſem Sinne neu berechnen müſſen. Der zuviel 
erforderte Betrag iſt zurückzuerſtatten. 

(KG., 6. 35., Beſchl. v. 10. April 1924, 9 W 855/24.) 
Mitgeteilt von RA. Glogauer, Berlin. 


* 

6. Die Rechtskraft im Vorprozeßurteil wirkt im fpä- 
teren Aufwertungsprozeß für die Zeit nach dem Erlaß des 
erſten Urteils, nicht aber für die davorliegende Zeit. f) 

I. Die Kl. erhielten von der Bekl. am 23. Dez. 1921 Emaillier⸗ 
waren in Kiſten zum Verkauf. Die Waren follten 1600 Dollar er⸗ 
bringen; der überſchuß ſollte den Kl. als Proviſion zufallen. Am 
31. Dez. 1921 wurde der Poſten an die Firma H. P. & Co. für 
1992,16 Dollar verkauft. Die Kl. einigten ſich mit der Bell. 
auf einen Umrechnungskurs von 203 % je Dollar. Die Firma 
H. P. & Co. zahlte aber nur 1829,79 Dollar an die Bekl., weil 
die Ware nicht vollſtändig, wie ſie in der übergebenen ſchriftlichen 
Aufſtellung verzeichnet war, geliefert werden konnte. Die Bekl. zahlte 
an die Kl. infolgedeſſen nur 229,79 Dollar zum Kurſe von 203 sb. 
Die Kl. haben ausweislich der Vorprozeßakten auf Zahlung von 
136,15 Dollar zum Kurſe von 203 , alſo auf Zahlung von 
27 638,45 % Klage erhoben. Sie haben ihre Forderung auf 2000 
des von H. P. & Co. gezahlten Betrages von 1829,79 Dollar bei 
Berückſichtigung des Umſtandes berechnet, daß der ihnen nach der 
urſprünglichen Vereinbarung mit H. P. & Co. zuſtehende Betrag 
von 1992,12 — 1600 - 392,16 Dollar etwa 20% von 1992,16 
Dollar ausmachte, und, da die Kl. etwa 229,80 Dollar erhalten 
haben, ein Reſt von 136,15 Dollar verblieb, welcher Betrag bei 
einem Umrechnungskurs von 203 % die im Vorprozeß eingeklagte 
Summe ergab. Zur Zahlung dieſer Summe iſt die Bekl. im Vor⸗ 
prozeß durch das rechtskräftig gewordene Urteil v. 25. Nov. 1922 
verurteilt worden. 

Mit der vorliegenden Klage verlangen die Kl. Verurteilung der 
Bekl. zur Zahlung von Verzugsſchaden, indem ſie zur Begründung 
vortragen, die Zahlung der Bekl. ſei am 31. Dez. 1921 fällig ge⸗ 
worden, die Bekl. habe jedoch nur einen Teilbetrag der Forderung 
mit 229,79 Dollar gezahlt und ſei daher den im Vorprozeß ein⸗ 
geklagten Betrag im Werte von 136,15 Dollar ſchuldig geblieben. 
Dieſe Summe ſei erſt am 14. Febr. 1923 gezahlt worden. Die 
Kl. berechnen ihren Anſpruch auf Verzugsſchadenerſatz auf 
3 212 323,10 . 


Zu 5. Der Möglichkeit einer Aufwertung von Gerichtskoſten⸗ 
und Steuerzahlungen ohne poſitive geſetzliche Regelung 
muß man allgemein recht ſkeptiſch gegenüberſtehen. Das berechtigte 
Beſtreben des KG. nach Billigkeit paßt ſich nicht dem Syſtem der 
Papiermarkkoſtengeſetze an. Art. V Abi. 4 der GerEntl VO. v. 13. Dez. 
1923 (RGBl. I, 1186) beſtimmt auch für vor dem 1. Jan. 
1924 beendigte Inſtanzen, daß früher fällig gewordene Ge⸗ 
richtskoſten, ſoweit ſie bereits erfordert waren, gar nicht, andern⸗ 
falls nur nach dem Satze v. 1. Jan. 1924 umzurechnen ſeien. 
Ehe die Umrechnung erfolgt, ſind die vor dem 1. Jan. erforderten 
Helräge in Abzug zu bringen (vgl. Rittmann⸗ Wenz, GKG. s 
S. 11). Aus dieſer Regelung geht klar hervor, daß für die Zeit 
bis zum 1. Jan. 1924 die Gerichtskoſtenrechnung auf der Soll⸗ 
wie auf der Habenſeite in Papiermark aufzumachen iſt. liber- 
ſchüſſe zugunſten des einen oder anderen Teils werden per 1. Jan. 
1924 in Gold umgerechnet. RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 6. Die Stellung der Gerichte zur Frage der Gleich⸗ 
ſetzung von Mark und Mark iſt vielfach noch unfrei. Hat man 
aber erſt klar erkaunt, daß es ſich in Zeiten der Geldentwertung, 
wenn derſelbe Wert einmal mit 1000 % und das andere Mal 
mit 1 Million ausgedrückt wird, um weiter nichts als um eine 
andere Bezeichnung derſelben Sache handelt, ſo ver⸗ 
liert die rechtliche Behandlung der Frage ihre Schwierigkeit. Dann 
hatten 27000 , die am 31. Dez. 1921 zur Zahlung fällig waren, 
damals einen gewiſſen Wert gleich X. Dann hatte ferner ein Betrag, 
der ebenſo, mit 27000 , bezeichnet wurde, am 25. Nov. 1922 
den ſehr viel kleineren Wert y, und wieder derſelbe Nenubetrag am 
14. Febr. 1923 den abermals viel kleineren Wert 2. Lautet alſo 
ein Urteil v. 25. Nov. 1922 auf 27000 %, jo war fein Gegen⸗ 
ſtand nur ein Teilbetrag des Anſpruches, aus dem geklagt war, 
und gar eine am 14. Febr. 1923 geſchehene Zahlung von 
27000 46 blieb weiterhin ſtark hinter dem geſchuldeten Werte zurück. 
Sie tilgte nur einen Teil des urteilsmäßigen Schuldbetrags und erſt 
recht nur einen noch viel kleineren Teil der wirklichen Schuld. Wer 
aber nur einen Teil der Schuld tilgt, bleibt den Reſt ſchuldig. 
Der Geſichtspunkt des Verzugs ſcheidet dabei inſoweit voll⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Durch das im Vorprozeß ergangene Urteil iſt die Bekl. ver⸗ 
urteilt worden, an die Kl. 27 638,45 % zu zahlen. Da dieſes Urteil 
rechtskräftig geworden ift, ſteht unter den Parteien feſt, daß die 
Bekl. ſchuldig geworden iſt, an die Kl. die gedachte Summe zu zahlen. 
Dieſe Wirkung der Rechtskraft bezieht ſich aber nur auf den Zeit⸗ 
punkt, zu dem durch das Urteil im Vorprozeß ausgeſprochen worden 
iſt, daß die Bekl. zur Zahlung der 27 638,45 % verpflichtet itt, alſo 
auf den Zeitpunkt des Urteils im Vorprozeß. Daß die Bekl. ver⸗ 
pflichtet war, bereits am 31. Dez. 1921 Zahlung zu leiſten, iſt durch 
den erkennenden Teil des Urteils im Vorprozeß nicht zum Ausdruck 
gebracht worden; hierauf, mithin auf den Zeitraum v. 31. Dez. 1921 
bis zum 25. Nov. 1922, bezieht ſich die Rechtskraftwirkung des am 
letztgenannten Tage verkündeten Vorprozeßurteils alſo nicht. Nun 
verlangen die Kl., da die Bekl. die im Vorprozeß eingeklagte und 
ihnen durch Urteil v. 25. Nov. 1922 zugeſprochene Summe erſt am 
14. Febr. 1923 gezahlt hat, Erſatz des Verzugsſchadens, den ſie 
nach der Geldentwertung berechnen, den die Reichsmarkwährung bis 
zum Tage der Zahlung erfahren hat. Wenn die Bekl. ausführt, daß 
der urſprünglich eingeklagte Betrag von 27 638,45 Ab wegen der in der 
Folgezeit eingetretenen Geldentwertung nur einen Teilbetrag 
der klägeriſchen Forderung darſtellte und daß daher gegenüber dem 
jetzt geltend gemachten Anſpruch alle früher zuläſſig geweſenen Ein⸗ 
reden von neuem vorgebracht werden könnten, ſo kann 
dem, was die Zeit von dem Urteil vom Vorprozeß ab 
angeht, nicht beigetreten werden. Die Bekl. iſt verurteilt worden, 
27 638,45 % zu zahlen, und fie hat dieſe Summe auch gezahlt und 
ſomit ihre ganze Schuld getilgt. Was die Kl. jetzt verlangen, iſt 
Erfah des Schadens, den fie durch die Verzögerung der 
Zahlung ſeitens der Bekl. erlitten haben wollen. Nun iſt es 
zwar richtig, daß, wenn eine Teilleiſtung eingeklagt worden und 
das hierüber ergangene Urteil rechtskräftig geworden iſt, dem Bekl. 
die Möglichkeit bleibt, in einem anderen gegen ihn wegen einer 
anderen Teilleiſtung anhängig gemachten Rechtsſtreit ſämtliche Ein⸗ 
wendungen geltend zu machen, die bereits in dem früheren Prozeß 
zur Erörterung gekommen ſind. Hier gilt dies aber jedenfalls fur 
die Zeit nach dem Erlaß des Urteils im Vorprozeß 
nicht. Im vorliegenden Fall handelt es ſich nur um die von den 
Kl. begehrte Unſchädlichmachung der Folgen verfpäteter Zahlung, 
deren Grundlage der Verzug der Schuldnerin in der Tilgung der 
ganzen durch das Urteil im Vorprozeß feſtgeſtellten Schuld der 
Bekl. iſt. Soweit die Rechtskraft des Urteils im Vorprozeß reicht, 
alfo für die Zeit von Erlaſſung dieſes Urteils ab, kann 
die Bekl. mit Einwendungen gegen die den Kl. zugeſprochene For⸗ 
derung nicht gehört werden. Es iſt auch, was den letztgedachten 
Zeitraum anbelangt, nicht richtig, wenn das LG. das 
Vorliegen eines von der Bekl. zu vertretenden Verzuges in der 
Erfüllung der obliegenden Leiſtung verneint. Allerdings kommt nach 
8285 BGB. der Schuldner nit in Verzug, ſolange die Leiſtung 
infolge eines Umſtandes unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat, 
und es mag für dieſes Stadium des Prozeſſes zunächſt dahingeſtellt 
bleiben, ob die Bekl., als fie ſich auf den Vorprozeß einließ, deshalb 


ſtändig aus, und man braucht nicht nach Rechtsgründen zu ſuchen, die 
einen Verzug zu rechtfertigen hätten. 

Betrachtet man auf dieſer Grundlage das mitgeteilte Urteil, 
dann ergibt ſich folgendes: Die Klage ging, indem fie 27000 % 
forderte (ſehr wahrſcheinlich) ſchon zur Zeit ihrer Erhebung auf 
einen geringeren Wert als den, der am 31. Dez. 1921 durch 27000 % 
bezeichnet wurde. Auch das erſte Urteil lautete ſodann auf 27000 „X. 
Auch ich halte es für ſicher, daß das Urteil, das am 25. Nov. 1922 
auf 27000 4% erging, damit nur einen Anſpruchswert in ſolcher 
Höhe zuſprach, wie ſie ſich damals aus den allgemeinen Geld⸗ 
wertverhältniſſen für den genannten Betrag ergab. Freilich, 
hätte man das Weſen der Geldentwertung von Anfang an richtig 
erkannt, dann hätte nie etwas im Wege geſtanden, einem Klag⸗ 
antrag und dem darauf ergehenden Urteil eine Form zu geben, daß 
darin die Geldentwertung ihren Ausgleich fand, die zwiſchen Klag⸗ 
erhebung und Urteil, und dann zwiſchen Urteil und Zahlung lag. 
Bei einer ſolchen Faſſung des Klagantrags und des Urteils hätten 
ſich dann alle die Schwierigkeiten nicht ergeben, vor denen wir jetzt 
ſtehen, und hätte es nicht einer nachträglichen Klage auf „Schadeus⸗ 
erſatz aus der Geldentwertung“ bedurft, bei der nun mühſam der 
Rechtsgrund aufgebaut werden muß, aus dem der Anſpruch auf 
Schadenserſatz gefolgert wird. Nun lautet aber das Urteil wie 
der Klagantrag ſchlicht auf 27000 , und da dieſer Betrag im 
Zeitpunkt des Urteils einen völlig anderen — viel geringeren — 
Wert als zur Zeit der Entſtehung des Anſpruchs bedeutete, ſo iſt 
über den Anſpruch nur zu dieſem Teilbetrag ent⸗ 
ſchieden worden. Es wird kaum ein Gericht geben, das damals 
der Vorſtellung zugänglich geweſen wäre, mit einer auf „27000 /“ 
gerichteten Klage ſei ein in der Betraghöhe veränder⸗ 
licher Anſpruch eingeklagt, und ein Urteil, das auf „27000 .H 
lautete, bedeute in Wahrheit die Zubilligung des Anſpruchs zu 
einem nun nach dem Geldwert ſtark erhöhten Betrage. Einen 
Ausdruck hat jedenfalls eine ſolche Auffaſſung, auch wenn ſie vor⸗ 
gelegen hätte, im Urteilsſpruch nicht gefunden. Somit muß gelten, 
daß das Urteil, indem es auf 27000 % lautete, nur über den da⸗ 
mals einem Nennbetrag von 27000 % entſprechenden Wert er⸗ 
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bas aden entſchuldigt erſcheint, weil ſie allenfalls glauben durfte, 
auf 116 durchgreifende Einwendungen zur Seite ſtünden, und ſie ſich 
en Rechtsſtreit, der durch das Urteil v. 25. Nov. 1922 ab⸗ 


gi Stoffen worden ift, einlaſſen könne, oder ob nicht vielmehr in 


9 
ee kommt, daß fie ihren Rechtsſtreit auf eigne Gefahr führte 
m Nie die Folgen ihrer Nichtleiſtung zu tragen hatte, wenn ſie mit 
fi n Einwendungen unterlag (RG Bl. 92, 380). Jedenfalls mußte 
tea Oben fie durch das Urteil v. 25. Nov. 1922, das fie rechts⸗ 
Suni werden ließ, zur Zahlung der von den Kl. eingeklagten 
a verurteilt worden war, dieſen Betrag an ihre Gläubiger 
Zahlen für die Annahme, daß die Bekl., in der Verzögerung der 
ſchuldiag der Urteilsſumme, von der Erlaſſung des Urteils ab ent⸗ 

igt ſei, fehlt es an jeder Grundlage. 

Schaber Die Kl. begehren gemäß 8286 BGB. von der Bell. 
Matter ab, weil die Bekl. eine ſeit dem 31. Dez. 1921 fällige 
Die Bea nforderung des Kl. erſt im Febr. 1923 bezahlt habe. 
15 ell. beſtreitet das Beſtehen des Proviſionsanſpruchs der Kl. 
on ber berufen ſich die Kl. auf die Rechtskraft des Urt. im 
mehr aurlſe und meinen, die Bell. können mit ihrem Beſtreiten nicht 
25 Nee werden. Der Sen. iſt dieſer weitergehenden Auslegung 
29.3 chtskraft des früheren Urteils ſchon in feinem Teilurteil v. 
1 au. 1924 nicht beigetreten. Inzwiſchen iſt die Anſicht des 
IW. 2 im Schrifttum (vgl. den Aufſatz von G. Henſchel, 
une 924, 158) vertreten worden. Sie muß auch bei erneuter Prü⸗ 
früheren frechterhalten werden. Die Wirkung der Rechtskraft des 
Entſchen, Urteils bezieht ſich nur auf Anſpruch, wie er bei Erlaß der 
ken. im Vorprozeſſe beſtand. Soweit die Kl. ihre Klage darauf 
lehende daß ihr bei Verkündung des Urteils v. 25. Nov. 1922 be⸗ 
Gold r Anſpruch auf Zahlung von 27 638,45 Papiermark — 11,13 
mark nicht rechtzeitig befriedigt worden iſt, brauchen ſie ſich 
infog die rechtskräftige Entſch. des Vorprozeſſes zu berufen. Denn 
Ae der Rechtskraft dieſes Urteils ſteht zwiſchen den Parteien 
die . feſt, daß den Kl. am 25. Nov. 1922 ein Anſpruch auf 
es ist ige Papiermarkſumme oder 11,13 Goldmark zuſtand. Aber 
ſteht 8 auch nicht mehr feſtgeſtellt worden. Insbeſondere 
reiten it rechtskräftig feſt, daß die damals abgeurteilte Forderung 
eit in m Anfang des Jahres 1922, d. h. zur Zeit ihrer Fallig⸗ 
ſtanden Höhe ihres damaligen Goldwertes von 565,65 Goldmark be⸗ 
kei: . Allerdings beruht die Zuerkennung der Zinſen im 
daß er 1 Vorprozeſſes auf der Annahme des Richters, 
der Urtei nſpruch bereits damals fällig war. Aber dieſe Feſiſtellung 
Anſpruck Un de hat in der Urteilsformel keinen für den 
er in’ bew bindenden Ausdruck gefunden. § 322 ZPO. beſchränkt 
ſamkeit des ber Ablehnung der Savignyſchen Theorie die Wirk⸗ 
ormel seit Urteils auf den Gegenſtand, über den in der Urteils⸗ 
ſpruch 8 ft entſchieden wird. Dies war aber hier nur der An⸗ 
rteilgf Zahlung einer Papiermarkſumme, die zur Zeit der 
ſonderen fällung 11,13 Goldmark entſprach. Mangels eines be⸗ 
Annahme Feſtſtellungsanſpruches in der Urteilsformel iſt alſo die 
ereitz Infen no im Vorprozeß, der Anſpruch der Kl. habe 
— 22 beſtanden, nicht in Rechtskraft übergegangen. 


gi 5 
10 dere, fogtich nur über einen Teil des wirklichen viel 
ſthht freilf Anſpruches erkannt hat. Gegen dieſe Auffaſſung be⸗ 
anttags ich das Bedenken, ob nicht das Urteil, indem es klag⸗ 
A erging, den vollen Anſpruch erſchöpfen wollte, 
des Urteils dihanpketen, fo daß den Kl, nun durch die Rechtskraft 
ausgehen, y de nachträgliche Geltendmachung eines, wovon ſie jetzt 
geſchnitten 8 Urteil nicht ausgeſchöpften Teils des Anſpruches ab⸗ 
eine Kla te. Einem ſolchen Einwand ſcheint auf den erſten Blick 
mit dem rechtlichen Aufbau, wie fie vorliegend erhoben 
uch win nämlich gegründet auf einen Schadenserſatzan⸗ 
Anſpru⸗ verſpäteter Zahlung des eingeklagten, längſt fälligen 
t ausgeſetzt zu ſein. Scheint aber nur. Denn ſeine 
etrag von Bitte der Einwand in der Vorſtellung, der Urteils⸗ 
dem Aus ſei wertgleich mit dem eingeklagten Betrag 
er Porſt Kun des klägeriſchen Anſpruchs, mit anderen Worten, 
ſtellung z ung, Mark ſei gleich Mark. Hätte aber dieſe Vor⸗ 
der Boden — dann wäre auch dem Schadens erſatzanſpruch 
Zahlung 9 zogen, denn dann bekämen die Kl. auch bei der ſpäteren 
N \ erh fie zu fordern hatten, und als Verzugsfolge kämen 
kannt ha.. in Frage, auf die das erſte Urteil ohnehin mit er- 


Bei di 6 
erſten Uralt Sachlage wird man, auch wenn das Gericht bei dem 
n iſt un ee Weſen der Geldentwertung im unklaren ge⸗ 
nanben Anſpruch der ® 
der Gellangten pej 


mit einem Urteilsſpruch auf 27000 % den 
L. zu erſchöpfen, doch auf Grund unſerer 
mä; Geldentwertelſeven Erkenntnis von dem Weſen 
gen 27 000 zetung davon auszugehen haben, daß die urteils⸗ 
und erſt recht di nur ein Teilbetrag des Anſpruchs der Kl. waren 
wieder 1 ſpäter gezahlten 27000 % nur ein kleiner Teil 
eus dem 5 en find. Dann ergab ſich ohne weiteres 
ſpruch den Kl r je genden rechtskräftigen Urteil der An⸗ 
zund geleiſt auf Nachzahlung deſſen, was zur Ergänzung der 
ſichtigungedeiſteteu Zahlung notwendig war, um — unter Berück⸗ 
leiſtung a es gefundenen Geldwerts — die urteilsmäßige Schuld⸗ 
Urteil rl Inſoweit als nur dieſer, von ſelbſt aus dent 

e, Auſpruch auf Nachzahlung erhoben wird, ſteht alſo 


unn 


Rechtſprechung 


979 


Wenn die Kl. jetzt Erſatz des Zögerungsſchadens für die Zeit von 
Anfang 1922 bis zum Erlaß des Vorprozeßurteils verlangen, müſſen 
ſie nochmals nachweiſen, daß ihnen ſchon 1922 die von der Bekl. 
beſtrittene Maklerlohnforderung zuſtand. Nur dann könnte der Ver⸗ 
zug der Bekl. wiederum bejaht werden. Die vorſtehend entwickelte 
Einſchränkung beruht letzten Endes auf der Preisgabe des Grund⸗ 
ſatzes „Mark = Mark“. Troß ſcheinbarer Gleichheit des Nenn⸗ 
betrages liegt in Wirklichkeit ein völlig verſchiedener Leiſtungs⸗ 
gegenſtand und Anſpruch vor, wenn dieſelbe Papiermarkforderung 
zur Zeit ihrer Fälligkeit und ihrer ſpäteren Aburteilung betrachtet 
wird. Dies zeigt ſich fojort, wenn die Umrechnung in Goldmark 
vorgenommen wird. Im vorliegenden Falle waren bei Fälligkeit 
565,65 Goldmark geſchuldet, während das Urteil im Vorprozeſſe 
nur noch über 11,13 Goldmark entſchied. Der obige Standpunkt ent⸗ 
ſpricht übrigens auch allein dem praktiſchen Bedürfniſſe. In zahl⸗ 
reichen Fällen war zur Zeit der Urteilsfällung im Vorprozeſſe der 
dort eingeklagte Papiermarkbetrag bereits ſo entwertet, daß die 
Entſch. nicht einmal mehr mit der Berufung angefochten werden 
konnte. Würde nun — wie die Kl. meinen — dieſes nicht einmal 
berufungsfähige Erkenntnis den Klaganſpruch mit ſeinem vollen 
Goldwerte zur Zeit ſeiner Entſtehung — oft alſo in Höhe von 
vielen tauſenden Goldmark — bindend feſtſtellen, ſo hätte der Gläu⸗ 
biger in vielfach unbilliger Weiſe eine unanfechtbare Entſch. ſchon 
im erſten Rechtszuge erſtritten, während er bei Aufrollen der Auf⸗ 
wertungsfrage ſchon im Vorprozeß, bis in die Reviſionsinſtanz hätte 
gehen müſſen. Es geht ferner nicht an, der Bekl. die Einwendungen 
gegen den „aufgewerteten“ Klaganſpruch deshalb abzuſchneiden, weil 
ſie im Vorprozeß nicht die negative Feſtſtellungswiderklage gegen 
den nicht einmal angedrohten Anſpruch der Kl. auf den Geld⸗ 
entwertungs⸗(Zögerungs⸗) Schaden erhoben habe. Gerade die Not⸗ 
wendigkeit dieſer Widerklage beweiſt, daß die Klage allein den Zöge⸗ 
rungsſchaden nicht der Entſch. im Vorprozeſſe unterſtellt hat. Die 
Kl. durften ſich alſo auf die Rechtskraft des von ihnen erſtrittenen 
Urteils nur in dem Umfange berufen, in dem ſie zur Zeit jener 
Vorentſch. ihren Anſpruch dem Gerichte zur Aburteilung vorgetragen 
baben. Es kommt daher jetzt auf die ſachliche Prüfung des noch 
nicht erledigten Teils des Klagantrages an. 

Auch der von den Kl. in zweiter Inſtanz neu erhobene Au⸗ 
ſpruch auf Aufwertung der ihnen im Vorprozeß entſtandenen Koſten 
iſt unbegründet. Ob nach rechtskräftiger Koſtenfeſtſetzung eine Auf⸗ 
wertung der feſtgeſetzten Koſten wegen Verzuges durch neue Klage 
verlangt werden darf, kann dahingeſtellt bleiben. Im vorliegenden 
Falle hat eine Koſtenfeſtſetzung im Vorprozeſſe nicht ftattgefunden. ... 

Soweit die Kl. Aufwertung ihrer Koſten über den Rahmen 
der im Vorprozeß etwa feſtzuſetzenden Beträge fordern, iſt aller⸗ 
dings die Klage an ſich ſtatthaft. Sie iſt aber unbegründet, da ein 
derartiger Anſpruch nur auf Verzug des Bekl. geſtützt werden kann 
und dieſes Fundament auch hier ohne Rückſicht auf die Rechts⸗ 
kraft des Vorprozeſſes zu verneinen iſt. 

(KG., 7. ZS., Urt. v. 29. Jan. u. 28. April 1924, 7 U 12050/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. John Sokolowski, Berlin. 


nicht eine Verzugsfolge in Frage. Zwar liegt, indem die 
Zahlung erſt am 14. Febr. 1923 geleiſtet wurde, Verzug vor, aber 
von einer Verzugs folge könnte nur inſoweit die Rede ſein, als die 
Kl. deshalb, weil die Zahlung erſt am 14. Febr. 1923 (und noch 
dazu in dieſem Zeitpunkt nur zu einem geringen Teil der Schuld) 
geleiſtet wurde, mehr zu fordern berechtigt ſind, als die bloße 
Nachzahlung auf die zunächſt gemachte Teilzahlung. 

Wenn ſodann (nach der Darlegung in dem beſprochenen Urteil) 


das erſte Urteil nur 565 oder rund ½0 des wirklichen Anſpruchs 
zum Gegenſtand hatte, ſo mochte eine neue Klage auf die reſtigen 
49/50 des Anſpruchs erhoben werden, umzumerten nach dem Verhaltnis 
des Geldwerts in den Zeitpunkten von Entſtehung und Tilgung des 
Anſpruchs — dies aber, wie geſagt, nicht mit einer Schadenserſatz⸗ 
klage, ſondern mit der Klage aus dem Kommiſſionsverhältnis. Einer 
ſolchen neuen Klage ſtand die Rechtskraft des früheren Urteils 
nicht entgegen und die Bekl. war frei in der Verteidigung gegen die 
neue Klage, wie einſt gegen die erſte. 

Keineswegs zweifelfrei iſt übrigens die Selbſtverſtändlichleit, 
mit der in dem beſprochenen Urteil auf Goldmark (wohl nach dem 
Dollarkurs?) umgewertet wird. Wo bei Rechtsgeſchäften des Jn⸗ 
landsverkehrs nach dem Dollarmaß gemeſſen werden ſoll, bedarf 
das — als die Ausnahme — doch wenigſtens einiger begründender 
Worte. Eine ſolche Umrechnung folgte hier nicht ohne weiteres 
daraus, daß der Warenpoſten nach Dollars zu verkaufen war und 
daß nach dem Vertrag dem Kl. der überſchuß (alſo auch vom Dollar⸗ 
erlös) zufallen ſollte; iſt doch dann auch die Klage nicht auf 136,15 
Dollars, ſondern auf einen Markbetrag erhoben worden! Der Fall 
zeigt, wie im Rechtsleben die Beteiligten und die Gerichte, weil ihnen 
eine bequem verfügbare Umwertungszahlenreihe nicht geboten iſt, in 
Ermangelung eines anderen einfach zu den Dollarkurſen greifen — 
ob dieſe nun pafjen oder nicht. Für Durchſchnitts⸗ und Regelfälle 
habe ich mit meinen nächſtens bei Muth in Stuttgart erſcheinenden 
Umwertungszahlen verſucht, dem Rechtsleben einen brauchbaren An⸗ 


halt zu geben. RER. Zeiler, Leipzig. 
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7. 8520 III ZPO. Der erforderte Nachweis recht⸗ 
zeitiger Zahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes iſt durch 
Vorlegung eines Zahlkartenabſchnittes bewirkt. 

Zum Nachweis der Zahlung des Prozeßkoſtenvorſchuſſes war 
eine Friſt bis zum 20. Dez. 1923 beſtimmt. Am 18. Dez. zahlte 
die Bekl. den erforderten Vorſchuß auf das Poſtſcheckkonto der Ge⸗ 
richtskaſſe ein, der Zahlkartenabſchnitt wurde von ihrem Prozeß⸗ 
bevollmächtigten mit dem Schriſtſatz v. 19. Dez., der am 20. Dez. 
bei dem E. einging, zu den Akten gereicht. Die vom 20. Dez. 
datierte Benachrichtigung der Gerichtskaſſe über die erfolgte Gut⸗ 
ſchrift des Vorſchuſſes auf das Konto der Gerichtskaſſe iſt beim 
Pozeßgericht allerdings erſt am 27. Dez. eingegangen und bei ſtren⸗ 
ger Auslegung des 8 520 Abſ. 3 ZPO. der dort erforderte Nach⸗ 
wels der Zahlung des Vorſchuſſes daher erſt an dieſem Tage erbracht, 
weil die Gerichtskaſſe die Verfügung über den eingezahlten Betrag 
erſt mit der Gutſchrift ſeitens des Poſtſcheckamts erlangt hat. Es 
iſt jedoch zu berückſichtigen, daß die Gutſchrift beim Poſtamt in der 
Regel noch am Tage der Einzahlung oder doch ſpäteſtens am fol⸗ 
genden Tage ſtattfindet. In Übereinſtimmung mit JW. 1923, 999 
ſieht das Gericht daher unerachtet des in dem zu 8 554 Abſ. 7 38 O. 
ergangenen Beſchluſſe des RG. (Warn. Erg. 13 Nr. 179) ver⸗ 
tretenen eutgegengeſetzten Standpunktes den Nachweis der rechtzeitigen 
Zahlung des Vorſchuſſes bereits durch die am 20. Dez. — alſo vor 
Ablauf der beſtimmten Friſt — erfolgte Vorlegung des Zahitarten- 
abſchnitts v. 18. Dez. als erbracht an. 

(KG., 8. ZS., Beſchl. v. 27. Febr. 1924, 8 W 381/24.) 


* 


8. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
den Ablauf der in 8 520 ZPO. geſetzten Friſt. 

Dem Autrage der Kl. auf Wiedereinſezung in den vorigen 
Stand gegen den Ablauf der ihr aus 8 520 ZRD. geſetzten Friſt zur 
Einzahlung der Prozeßgebühr war zu entſprechen. 

Nach der glaubhaften eidesſtartlichen Verſicherung des Anwalts 
erſter Juſtanz hat er die entfprechende Verfügung an den Mandanten 
rechtzeitig abgeſetzt. Er hatte ſeit dem 1. Okt. 1920 als Bürokraft und 
Regiſtratorin nur eine einzige Dame. Mit Rückſicht darauf, daß die 
Löhne ſtiegen, die Einnahmen aber die Haltung eines größeren Büro⸗ 
verſonals nicht geſtatteten, war ihm eine andere Einrichtung ſeines 
Büros nicht möglich. Er gibt an, daß er phyſiſch nicht imſtande ge⸗ 
weſen ſei, die Erledigung aller Bürogeſchäfte ſelbſt nachzuprüfen und 
daß er ſich auch nicht entſinnen könne, daß ſeine Schreibdame jemals 
eine Verfügung unerledigt gelaſſen habe. Er ſelbſt habe infolge der 
Winzigkeit der Gebühr, der ſehr hohen Fahr⸗ und Telephonkoſten in 
jeder Beziehung ſparen und infolgedeſſen ſehr viel Zeit aufbringen 
müſſen, fo daß feine Arbeitszeit für die Bearbeitung ſeiner Akten 
lediglich in den Stunden nach Schluß des Büros ſeit mehreren Jahren 
oft bis etwa 1 oder 2 Uhr morgens liege. In dieſen Arbeitsſtunden 
habe er ſich zu den ſtändig neu auftauchenden Fragen bei der voll⸗ 
kommenen Uneinbeitlichkeit der Rechtſprechung und Geſetzgebung auch 
noch Literatur durchſtudieren müffen. Mit Rückſicht hierauf konnten 
an die Geſchäftsführung des Anwalts, insbeſondere der Punkte, die 
keine ſpeziſiſche Anwaltstätigkeit darſtellten, ſondern reine Regiſtratur⸗ 
tätigkeit, übertriebene Anforderungen nicht geſtellt werden. Hiernach 
träfe ihn kein Verſchulden, wenn er ſich auf die Ausführungen ſeiner 
Verfügung durch die Schreibdame und Regiſtratorin verlaſſen habe. 
Dieſe Angaben des erſtinſtanzlichen Anwalts erſchienen dem Senat 
mit Rückſicht auf die gerichtsbekannte Not der Anwaltſchaft zur Zeit 
der außerordentlichen Geldentwertung glaubhaft. 

Nach der Rechtſprechung der Ver ZS. des RG. (RG. 48, 411) iſt 
als unabwendbarer Zufall i. S. des 8 233 3 PO. ein Ereignis zu be⸗ 
zeichnen, das unter den gegebenen, nach Beſonderheit des Falles zu 
berückſichtigenden Umſtänden auch durch äußerſte, dieſen Umſtänden 
angemeſſene und vernünftigerweiſe zu erwartende Sorgfalt weder ab⸗ 
zuwehren, noch in ſeinen ſchädlichen Folgen zu vermeiden iſt. Geht 
man hiervon aus und legt man ferner zugrunde, daß, wie das auch 
das RG. in feiner Entſch. v. 28. Sept. 1919 (RG. 96, 322) anerkannt 
hat, bei der Prüfung der Unabwendbarkeitsfrage die Anforderungen 
an die Umſicht und Sorgfalt des einzelnen in Einklang zu bringen 
ſind mit den perſönlichen Verhältniſſen, unter denen zu arbeiten er 
gezwungen ift, jo muß anerkannt werden, daß der erſtinſtanzliche 
Anwalt die Expedition der hier in Frage kommenden Friſtſache ſeiner 
Regiſtratorin anvertrauen konnte und mußte, da er andernfalls nicht 
imſtande geweſen ſein würde, ſeine eigentlichen Berufspflichten und 
die ihm von der Rechtsordnung zugewieſenen bedeutſamen und wich⸗ 
tigen Aufgaben die Beratung und Belehrung der Parteien, die Be⸗ 
arbeitung des Prozeßſtoffes und die Vertretung der Parteien vor 
Gericht ſachgemäß in vollem Umfange zu erfüllen. 

Bei dieſer anzuerkennenden Notlage des Anwaltes liegt aber 
ein Verſchulden des Prozeßvertreters, das die Parteien ſich nach 
8322 Abſ. 2 ZPO., wie ihr eigenes zurechnen laſſen müſſen, 
nicht vor. 

Die Friſtverſäumnis war vielmehr als unabwendbarer Zufall 


Zu 8. Die Entſch. bringt die ſog. ſubjektive Theorie des 
RG. (RG. 48, 411; 96, 322 = JW. 1920, 142 8) in verſtändnis⸗ 
voller und folgerichtiger Weiſe zur Anwendung. Vgl. hierzu auch 
KG. JW. 1922, 10482. RA. Friedlaender, München. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


i. S. des § 233 ZPO. anzuſehen und dem Antrage der Kl. auf 
Wiedereinſetzung ſtattzugeben. 
(KG., 9. 3&., Urt. v. 20. Dez. 1923, 9 U 7807/23.) 
Mitgeteilt von RA. Leßer, Charlottenburg. 
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9. 88 719, 717 ZPO. Einftweilige Einſtellung der 
Zwangsvollſtreckung aus Urteilen in Einſtweiligen⸗Ver⸗ 
fügungs⸗Sachen. f) 

Der Sen. teilt den Standpunkt, der im Schrifttum (ins⸗ 
beſondere Stein, Bem. IV zu 8 707, Anm. 37 und Kann, Bem. 7 b, 
bb zu § 707) und in der Rechtſprechung (ſiehe die bei Stein und 
Kann angeführten Entſch. 1) vorherrſcht, dahin, daß im allgemeinen 
Anordnungen aus 8 719, 707 3 PO. gegen Urteile in Einſtweiligen⸗ 
Verfligungs⸗Sachen unzuläſſig ſind, da dies dem Weſen der einſtw. 
Verf. widerſpricht. 

Nähert ſich aber die einſtw. Verf. dem Urteile des ordent⸗ 
lichen Verfahrens derart, daß ſie dem Gläubiger volle Befriedigung 
verſchafft, wozu fie ja ausnahmsweiſe in der Lage iſt, jo iſt der 
Unterſchied zwiſchen einſtw. Verf. und Urteil des ordentlichen Ver⸗ 
fahrens zu ungunſten des Schuldners derart vermindert und das 
Weſen der einſtw. Regelung derart verändert, daß es in dieſem Fr 
erforderlich erſcheint, die Vollſtreckung aus ber einſtw. Verf. hinſicht⸗ 
lich der dem Schuldner gegebenen Rechtsbehelfe nicht anders zu be⸗ 
handeln als die Vollſtreckung aus einem Urteile des ordeutlichen 


1) Abweichend KG., 30. 38S. Beſchluß v. 11. Jan. 1922 in 
Blätter für Rechtspflege 1922, 40. 


Zu 9. „Die Einſtellung der eee aus ſolchem 
Urteil (das durch eine einſtweilige Verfügung — e. B. ein Verbot 
ausſpricht) iſt nur denkbar durch (endgültige) Aufhebung des 
Verbots.“ (RG. 40, 384.) „Die Vollſtreckung eines Arreſtes oder 
einer e. V. kann durch eine vorläufige Anordnung (einftweilige Ein⸗ 
ſtellung = e. E) überhaupt nie aufgehalten werden. (RG. 42, 
361.) Alſo iſt durch obigen Beſchluß des KG. etwas Undenkbares, 
etwas Unmögliches geſchehen. 

1. Der Zweck der beiden Arten von e. V. — der nach 8 985 
und der nach 8 940 ZPO. — iſt ein verſchiedener. 

1. Die e. V. nach 8 935 bezweckt Schutz eines bedrohten 
Rechts in feinem Beſtand (eines ſogenannten Indiwidualrechts). Es 
ſoll der Berechtigte nicht auf Schadenserſatzanſprüche verwieſen wer⸗ 
den. In zahlreichen Fällen wäre ein wirkliches, volles Wiedergut⸗ 
machen des durch die drohende Rechtsverletzung bevorſtehenden Scha⸗ 
dens gar nicht möglich und niemals iſt Schadenserſatz gleichbedeutend 
mit dem Verhüten des Schadens. Auch beim beſten Schadenserſatz⸗ 
anſpruch iſt der Verletzte übler daran, als der Unverletzte. Meiſtens 
aber muß er um ſeinen Schadenserſatz auch noch nach „Grund und 
Betrag“ prozeſſieren. Inzwiſchen entbehrt er ſein Recht oder es iſt 
ihm verkümmert. Hat er endlich ein Urteil auf Schadenserſatz er⸗ 
rungen, dann iſt es immer noch oft genug eine große Frage, ob die 
Urteilsſumme auch beibringlich iſt. 

Dächten wir mehr ſoziologiſch, ſo wären wir uns deſſen bewußt, 
daß, vom volkswirtſchaftlichen Standpunkt der Allgemeinheit aus ge⸗ 
ſehen, ein angerichteter Schaden faſt niemals „erſetzt“ wird. Die 
Geſamtheit iſt um den Schaden ärmer. Der Verluſt wird aus der 
Taſche einer andern Perſon gedeckt, die gleichfalls Mitglied der 
Gefamtheit iſt. Die ſtaatliche Geſellſchaft leidet alſo durch jeden 
Schaden. 

Nun kann jemand gerade durch eine e. V. das Recht eines 
andern aufs ſchwerſte rechtswidrig bedrohen. In dem Fall JW. 
1922, 1411, 29 unter Nr. 2 hakte der Geſchäftsherr auf Grund 
eines Wettbewerbsverbots eine e. V. auf Schließung des Geſchafts 
ſeines früheren Handlungsgehilfen erwirkt. Angenommen der mit der 
e. V. überfallene könnte glatt glaubhaft machen, daß das Wett⸗ 
bewerbsverbot aus irgendeinem Grund ungültig oder unwirkſam 
ſei — z. B. der Geſchäftsherr hätte die Verpflichtung nach 8 74 
Abs. 2 HGB. nicht übernommen: ſoll dann der Antragsgegner trotz⸗ 
dem auf die Straße geſetzt und ſein Geſchäft geſchloſſen werden, 
ſoll er Schande und Schaden erleiden, bis auf eine Ladung Urteil 
auf Aufhebung ergeht? In dem Fall RG. 40, 383 verbot die e. V. 
bei Strafe, gewiſſe Glühkörper herzustellen, zu gebrauchen oder in 
Verkehr zu bringen. Wie, wenn der Antragsgegner ein vom Antrag⸗ 
ſteller verſchwiegenes rechtskräftiges Urteil vorlegte, daß das vom 
Antragſteller geltend gemachte Alleinherſtellungsrecht gar nicht mehr 
beſtand? Bedroht iſt da doch umgekehrt das „Individnalrecht“ des 
Antragsgegners; dort das des Handlungsgehilfen, hier das des 
fälſchlich als Patentverletzer Behandelten. Alles, was über die wirt⸗ 
ſchaftliche und rechtliche Sachwidrigkeit der Verweiſung auf Schadens⸗ 
erſatzrecht geſagt iſt, richtet ſich nunmehr gegen den Vollzug der 
e. V. und die Verweisung auf 8945 3 PO. Die grundſätzliche Ver⸗ 
ſagung der e. E. iſt alſo eine grobe Verfälſchung der ganzen Rechts⸗ 
einrichtung und ihres Grundgedankens. 

2. Auch bei der andern Art der e. V. der nach 8 940 Jud, 
deren Zweck Regelung des einſtweiligen Zuſtands iſt, iſt das Rechts⸗ 
bedürfnis der e. E. nicht weniger dringend. Die erſte Entſch. des RO. 
über die Undenkbarkeit der e. E. einer e. V. (JW. 1887, 312, 6) 
betraf einen Hauptfall des 8 945, nämlich die vorläufige Regelung 


Giften. Es iſt daher für dieſen Ausnahmefall auch zuläſſig, in 
ſtweiligen⸗Verfügungs⸗Sachen 88 719, 707 3PO. anzuwenden. 


Da die Beruf i i : Ans 
+ ung nicht ausſichtslos erſcheint, war dem An⸗ 
nage der Bekl. zu entsprechen. 


Gch, 17. 38, Beſchl. v. 3. Juni 1924, 17 U 5547/4.) 
Mitgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 


* 
10. Streitwertfeſtſetzun i 
g, wenn das Gericht mangels 
merſchaßsahlung für einen Aufwertungsantrag von 8 74 
Geck. Gebrauch gemacht hat. 


Gold Durch den angefochtenen Veſchluß ift der Streitwert auf 13 000 
daß nr feſtgeſetzt worden. Die Beſchwerde wird damit begründet, 
Kla 1955 den Antrag v. 16. Juni 1923 — in Erweiterung des 
n es auf Zahlung von 25 849,60 % nebſt Zinſen den Bell. 
ihr d zu verurteilen, der Kl. denjenigen Schaden zu erſetzen, der 
und urch den Verzug der Zahlung ſeit dem 1. Jan. 1919 entſteht 
mit, bdalſtanden iſt — nicht verhandelt worden fei; und ſodann da⸗ 
n die Schätzung des Verzugsſchadens lediglich nach Goldmark⸗ 
wiberſpront ſachlich unbegründet ſei. Der Bekl. hat der Beſchwerde 
daß prochen. Es fei unerheblich, ob ſich aus dem Protokoll ergebe, 
er T er den erhöhten Antrag nicht verhandelt worden ſei, denn 
verhande de tand des rechtskräftigen Urteils ftelle feit, daß darüber 

delt wurde. Die Berechnung des Verzugsſchadens nach Gold⸗ 
EEE 


ber Eheprozeß nach 8 627 ZPO. Ich verweiſe auf den von mir in 


d ; 
krassen edererftandenen Bad. Rechtspraxis 1924, 45 beſprochenen 
iner „ Jall, in dem das OLG. Karlsruhe die Zuläſſigkeit der e. E. 
V. bejahte. Der auf Scheidung verklagte Mann wollte auf 
er e. V. fein Kind — einen ſchwächlichen Schulknaben — 
ganz U en. Die Frau machte durch untrügliche Beſcheinigungen 
underbeftbeteiligter (Pfarrer und Arzt) glaubhaft, daß der Mann 
n ſſerlicher Alkoholiker ſchwerſten Kalibers iſt und daß der 
de durch den Vollzug körperlich und geiſtig zugrunde gerichtet 
geteilt. erinnere auch an den von mir LZ. 1923, 126 mit⸗ 
vorſchuß Fall, wo die Frau im Eheſcheidungsprozeß e. V. auf Koſten⸗ 
daß der und Gehaltspfändung erwirkt hatte. Sie hatte verſchwiegen, 
Ram früher in Konkurs geraten und dadurch nach 88 1419, 
Entlaſſ >. Gütertrennung eingetreten war. Dem Mann drohte 
man ned wenn nicht ſofort die Pfändung eingeftellt wurde. Oder 
berichte ur den von mir JW. 1924, 392 gleichfalls aus der Praxis 
iſt ez Ver alt mit dem Klavierſchwindel. In all dieſen Fällen 
1 rtröſtung auf Schadenserſatz ſchlechthin ein Hohn auf die 
ne Verba docent, exempla trahunt. 
„Scholaſtik ſchlimmſter Art iſt hier wie fo oft die ſogenannte 
Ebene. Was Ki fie) iſt h ſo of ſog 
von ae 8719 ZRO. ſpreche nur von Urteilen, jo daß alſo hier 
ſondern deren jedenfalls eine e. V. ausſcheide, die nicht durch Urteil, 
Art der Erh eſchluß erlaſſen ſei (8 922 Abſ. 1 ZPO). Als ob die 
bedeutete laſſung der e. V. einen inneren Unterſchied ihres Weſens 
noch viel „i Beſchlüſſen auf e. B. iſt die Möglichkeit der e. E. 
kam, alſo ei der Gegner dabei in der Regel nicht zu Gehör 
ſolchen er Gelchleicjungen viel leichter find. Weil das Opfer einer 
Lohn Be ichenen Verfügung regelmäßig nicht gehört ift, foll es zum 
0 t 1 des Rechts auf e. E. beraubt ſein! Wie äußerlich das 
ſogar bei e ſieht man daran, daß nach dem „Syſtem“ dieſer ZPO. 
einſweilige a A en Beſchlüſſen, die der Beſchwerde unterliegen, die 
RO, ° Ausſetzung des Vollzugs zuläſſig it (vgl. 8572 Abſ. 2 


2. Weiter 
Fugen die e. a“ 
0 n ſpri N 

ft der „ richt, die für vorlaufig volfikredbar erklärt find. Also 
aufhalth 7 be von Urteilen, die Arreſte oder e. V. anordnen, un⸗ 


eine 
Gerechti 


man Tu neuf vollſtreckbar erklären“ 
Geſetz h ales beim Arreſt und der e. V. rechtens iſt — in das 
ver Noy ec 

Alas nicht . hat dieſen auch bei ihm eingebrachten Vor⸗ 


trags geſſri 2 
gemacht da richen. 14 er ſtatt dieſes halben Schrittes den ganzen 


gegen welche die Beſchwerde eben iſt, ſind 

eſe 4 ) e W 
ach eine bil or Figl Nr. 3 ZPO.) a niemand hat 

7 15 egriffliche Schwierigkeit gegen eine e. E. entdeckt. 
97 nach übler iſt endlich die ſyſtemlogiſche Deduktion 
San wel die e. V. nur unter beſonderen Umſtänden 
a gausz aufgehoben werden kann — aber 
werd, gegen Siche ra und Urteil — kann fie niemals — auch 
renden (A. 1893, 540 vorläufig in ihrem Vollzug gehemmt 
0 N tegeimäh 1 90 5 us des bedrohten „Individual⸗ 
aus ; f dur icherheit nicht zu erreichen. 
Jol logiſch abzuleiten Sein. daß der A152 e 


auf de 


Rechtſprechung 


981 


mark entſpreche der Abſicht der Kl. ſelbſt, die den Antrag v. 
16. Juni 1923 formuliert, der Feſtſetzung des Streitwertes in der 
Verhandlung nicht widerſprochen und den gegenteiligen Standpunkt 
nur deshalb eingenommen habe, weil ſie unterlegen ſei. 

Die Beſchwerde iſt unbegründet. Nach § 314 3PO. liefert 
der Tatbeſtand des Urteils rückſichtlich des mündlichen Parteivor⸗ 
bringens Beweis, der nur durch das Sitzungsprotokoll entkräftet 
werden kann. Der Tatbeſtand des Urteils v. 5. Nov. 1923 ergibt, 
daß die Kl. beantragt hat, den Bekl. zur Zahlung von 25 849,60 % 
nebſt 5% Zinſen ſeit dem 1. Jan. 1919 und weiter zum Erſatze 
desjenigen Schadens zu verurteilen, der ihr durch den Verzug der 
Zahlung ſeit dem 1. Jan. 1919 entſteht und entſtanden iſt. In 
dem Protokoll über die Schlußverhaudlung v. 5. Nov. 1923 iſt 
beurkundet, daß mit den Anträgen der Verhandlung v. 4. Okt. 
1923 verhandelt worden iſt. Dieſe ſind dahin feſtgeſtellt worden, daß 
die Kl. außer dem Antrage v. „4. Jan. 1923 Blatt 16“, den 
oben mitgeteilten Erweiterungsantrag wegen Zahlungsverzuges ger 
ſtellt hat. Es heißt dann weiter in dem Protokoll: „Es wurde 
ihr (d. h. der Kl.) eröffnet, daß über den Antrag vor 
Koſtenvorſchußzahlung nicht verhandelt werden 
kann.“ Die Kl. hat darauf beantragt, den Streitwert feſtzuſetzen; 
daß über den erweiterten Antrag v. 16. Juni 1923 verhandelt 
worden ſei, iſt aus dem Protokoll nicht erſichtlich. — 

Einer Eutſcheidung darüber, ob durch die Faſſung der Proto⸗ 
kolle über die Schlußverhandlung und diejenige v. 4. Okt. 1923 


bedrohende Vollzug einer erſchlichenen e. V. nicht aufgehalten 
werden könne! 

III. Alle dieſe geiſtloſen Umkehrſchlüſſe — die man mit Recht 
Hausknechte der Formaljurisprudenz genannt hat — ſind falſch. 
Sach⸗ und zwecklogiſch und damit richtig ſyſtemlogiſch ſind hier 
überall die entſprechenden Erſt⸗recht⸗Schlüſſe. Jene Umkehrſchlüſſe 
ſehen von aller Intereſſenwertung ab und gehören der alten Ara an, 
der ſcholaſtiſch gebundenen Wort- und Buchſtabenjurisprudenz. Die 
neue Ara kennt auch in der ZPO. bei Gleichheit der Intereſſenlage 


den zweckjuriſtiſchen Analogieſchluß, die Rechtsergänzung und Rechts⸗ 


fortbildung (RG. 77, 160 = JW. 1911, 42). 

Wenn das neue RG. alte Scholaſtik abwirft, ſei ſie auch jahr⸗ 
zehntelang „herrſchende Anſicht“ geworden, dann ſagt es frei, daß die 
alte Formalkonſtruktion „gegenuber den Bedürfniſſen des Lebens 
nicht durchgeführt werden kann“ (RG. 81, 325 uſw. = JW. 1923, 
482). Leider läßt das KG. in der obigen Entſcheidung dieſen offenen 
Mut vermiſſen. Es macht eine Verbeugung vor der „herrſchenden 
Meinung“ und vor den Kommentaren, die jene unfruchtbaren Er⸗ 
zeugniſſe der Formaljurisprudenz unbeſehen in ihre Erläuterungen 
aufgenommen haben. Das KG. kommt zu dem von ihm gewünſchten 
Ergebnis auf einem echt formaljuriſtiſchen Schleichweg. Es kon⸗ 
ſtruiert eine Diſtinktion. Es ſoll die e. V. zuläſſig ſein, wenn ſich 
die e. V. dem Urteil des ordentlichen Verfahreus derart „nähert“, 
daß ſie dem Gläubiger volle Befriedigung verſchafft. Jetzt werden 
wir alſo die erbaulichen, endloſen Streitereien erleben, wann dieſes 
„Nähern“ gegeben iſt. Nehmen wir den von mir JW. 1916, 1229, 2 
behandelten Fall: Durch e. V. wird die Verſteigerung wertvoller 
Weine angeordnet, um deren Eigentumsrecht der Hauptprozeß geht. 
Der Widerſpruchskläger legt Beſcheinigungen vor, daß der Wein 
durch Lagerung nur beſſer wird und daß durch die Verſteigerung 
Verſchleuderung drohe. Er bittet gleichzeitig um e. E. der Ver⸗ 
ſteigerung bis nach dem Widerſpruchstermin, wodurch nur Ver⸗ 
ſchiebung der Verſteigerung um acht Tage nötig war. Dieſe An⸗ 
ordnung wird unter Hinweis auf die herrſchende Rechtſprechung als 
begrifflich unmöglich und deshalb als unzuläſſig verſagt. Was 
nüßte dann der Widerſpruch? Nach der neuen Entſch. des K. 
könnte jetzt, mit demſelben rabuliſtiſchen Scharfſinn wie in Wie⸗ 
lands Abderiten um des Eſels Schatten, „für und gegen“ darum 
gekämpft werden, ob hier eine ſich dem ordentlichen Urteil „nähernde“ 
e. V. gegeben ſei oder nicht. Die Rechtſprechung gerät durch ſolches 
Ausweichen vor der grundſätzlichen Entſch. auf den Ahweg, daß fie 
kryptoſoziologiſche Scheingründe konſtruiert und dadurch wieder jahre⸗ 
lang Nahrung für volksfremde Kontroverſenjurisprudenz ſchafft, bis 
endlich die „Natur der Sache“ ſiegt. Der § 707 ZPO. iſt eine Kann⸗ 
vorſchrift (kaun gegen oder ohne Sicherheit einſtweilen eingeſtellt 
werden“), da iſt alſo Raum für eine Berückſichtigung der Beſonder⸗ 
heiten jedes Einſtellungsſalls. Es bedarf dafür nicht der Schaffung 
von künſtlichen Unterſcheidungen verſchiedener Unterarten von e. V. 
Die Notwendigkeit der e. E. kann ſich bei allen herausſtellen, ſchon 
weil alle erſchlichen werden können. Die Rechtsfindung muß ver⸗ 
ſtändige und gerechte Ergebniſſe ſchaffen, nicht formallogiſch Geſetzes⸗ 
worte „anwenden“. Dem Volk, den Rechtſuchenden, kommt es nur auf 
dieſe Ergebniſſe an. Gleichgültig und fremd iſt ihm die mit Unrecht 
ſogenannte ſcharfjuriſtiſche Begründung, die ſich zudem für jedes ge⸗ 
rechte und ungerechte Ergebnis findet. Daher: weniger formale 
Syſtemlogik und mehr gefunden Menſchenverſtand! 2 

Wegen ihres Ergebniſſes iſt die neue Enlſch. des KG. mit 
Freude zu begrüßen, trotz der verfehlten und auf den Abweg neuer 
Diſtinktionsjurisprudenz führenden Begründung. Sie ſchwenkt in 
der Frage vom ſtarren Schuljus ab. Der Bann iſt gebrochen. 
Undenkbar? „Heut haſt du's erlebt!“ a 

f Por EFruſt Fuchs, Karlsruhe. 
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eriviejen iſt, daß der erweiterke Antrag nicht zum Gegenſtande der 
Verhandlung gemacht wurde, bedarf es nicht. 

Dieſe Frage iſt für die Entſcheidung, was als Streitwert an⸗ 
zuſehen ſei, ohne jede Bedeutung. Das geht aus 84 ZPO. hervor, 
welcher für die Wertberechnung den Zeitpunkt der Erhebung 
der Klage entſcheiden läßt, ohne daß eine Verhandlung oder 
ſonſtige Prozeßhandlungen darauf von Einfluß wären. Nach § 281 
ABO. tritt die Rechtshängigkeit und damit die Klagerhebung im 
Falle einer Erweiterung mit dem Zeitpunkt ein, in welchem der An⸗ 
ſpruch in der mündlichen Verhandlung geltend gemacht wird. Als 
daber die Kl. im Termin am 4. Okt. 1923 den Erweiterungsantrag 
ſtellte, war die Klage auch inſoweit erhoben, und nunmehr der Streit⸗ 
wert unter Berückſichtigung dieſer Erweiterung zu bemeſſen. Daß 
dieſe Erweiterung fachlich die Kl. nicht weiterführen konnte, weil 
die mangelnde Zahlung von Koſtenvorſchuß der Vornahme gericht⸗ 
licher Handlungen entgegenſtand, die Kl. alſo eine Verurteilung 
des Bekl. i. S. des Erweiterungsantrages nicht erreichen konnte, 
das ſteht der Annahme, daß der Streitwert trotzdem nach dem er⸗ 
weiterten Antrage zu bemeſſen ſei, nicht entgegen. Denn abgeſehen 
von dem bereits Ausgeführten, läßt ſich nicht verkennen, daß die 
Erweiterung, wenn ſie auch nicht zur Verurteilung des Gegners 
führen konnte, keineswegs ohne Bedeutung war. Sie führte immer⸗ 
hin die Rechtshängigkeit mit ihren ſo bedeutungsvollen Wirkungen 
in prozeßrechtlicher und materieller Wirkung herbei. Man kann 
daher auch keineswegs ſagen, daß die Bemeſſung des Streitwertes 
nach dem erweiterten Antrage deshalb innerlich ungerechtfertigt 
ſei, weil dieſe Erweiterung ohne Wirkungen geblieben wäre. Dieſe 
Wirkungen ſind vielmehr eingetreten, da ſie ſich ohne weiteres aus 
der Geltendmachung des Anſpruches gleichſam automatiſch ergaben 
(8281, 263 ZPO. u. a.) und ihrem Eintritt daher die Faſſung 
des 8 74 Abſ. 2 Satz 2 GKG. v. 21. Dez. 1922, der nur die 
Vornahme gerichtlicher Handlungen (aljo den eigentlichen Prozeß⸗ 
betrieb, wie Erlaß und Erledigung von Beweisbeſchlüſſen, Urteils⸗ 
ſpruch und dergl.) vor der Zahlung der Gebühren verbietet, nicht 
entgegenſteht. 

(Kch., 12. 8 ., Beſchl v. 19, Jan. 1924, 12 W 4425/23.) 
Mitgeteilt von KR. Soelling, Berlin⸗Wilmersdorf. 
* 


11. Smangsvollfttelungsgebühr des Rechtsanwalts 

Die dem Anwalt zuftehende Zwangsvollſtreckungsgebühr iſt auch 
dann gegeben, wenn die Tätigkeit des Anwalts die Aufhebung 
der Zwangsvollſtreckung betrifft, mithin alſo hier, wenn der 
Anwalt unter Vorlegung des die einſtweilige Verfügung aufhebenden 
Urteils den Gerichtsvollzieher um Rückſchaffung der in der Pfand⸗ 
kammer ſichergeſtellten Scheuertücher, zu dem Antragsgegner erſucht 
(vgl. Walter⸗Friedlaender 823 Anm. 497 und Entſch. des KG. 
KGBl. 1912, 118). Hinſichtlich der Nachprüfung dieſer Gebühren und 
ihrer Feſtſetzung in Gold war die Sache in die erſte Inſtanz zurück⸗ 
zuverweiſen, da andernfalls dem unterliegenden Gegner das Recht, 
Erinnerung und Beſchwerde zu erheben, genommen würde. Bei 
dieſer Feſtſetzung wäre auch über den Antrag des Beſchwerdeführers 
v. 4. Dez. 1923 (Blatt 35), ſoweit der Antrag die Erſtattung zweier 
weiterer Auslagen begehrt, zu entſcheiden. 

(K G., 12. 388, Beſchl. v. 2. Febr. 1924, 12 W 274/24.) 
Mitgeteilt von RA. Dittmann, Berlin. 
* 


12. Die Ermäßigung der Prozeßgebühr gemäß 8 29 
Ab s. 2 d. Gef. v. 21. Dez. 1922 wird nur durch Beginn einer 
mündlichen Verhandlung ausgeſchloſſen. f) 

Der Entwurf des Geſetzes v. 21. Dez. 1922 betr. Anderung 
des GKG. enthielt in Art. I unter 8 35 nur die Geſetz gewordene 
Beſtimmung in 829 Abſ. 1 desſelben, wonach nur dann die 
Prozeßgebühr nicht zu erheben war, wenn die Klage vor Beſtimmung 
des Termins zur mündlichen Verhandlung zurückgenommen wurde. 
Durch den Reichstag iſt gemäß dem Vorſchlage des Ausſchuſſes, 
dem der Entwurf überwieſen war, die Beſtimmung des Abſ. 2 in 
829 hinzugekommen. Danach ermäßigt ſich die Gebühr auf ein 
Viertel, wenn die Klage nach dem in Abi. 1 angegebenen Zeit⸗ 
punkt, jedoch vor der mündlichen Verhandlung zurückgenommen 
wird. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob zu dem Begriffe der münd⸗ 
lichen Verhandlung i. S. der Gebührenvorſchrift die Stellung von 


Zu 12. In gleichem Sinne DIE. Karlsruhe JW. 1923, 851. 
Dieſer Auslegung iſt zuzuſtimmen. Die jetzige „Prozeßgebühr“ erſetzt 
die frühere „Verhandlungsgebühr“, d. h. die Gebühr für Verhandlung 
zur Sache. Gerade aus der Ermäßigungsvorſchrift des 8 29 Abf. 2 
SRG. geht aber hervor, daß nach wie vor die drei Haupttätigkeits⸗ 
gebiete des Gerichtes, die Sachverhandlung, die Beweisaufnahme und 
die Entſch. mit Gebühren belegt ſein ſollten. Nur der raſcheren 
Einforderung halber ift die Verhandlungsgebühr zur Prozeßgebühr 
umgeſtellt worden. Nach wie vor aber belegt ſie nur die in Sach⸗ 
verhandlung beſtehende richterliche Tätigkeit mit einer vollen Gebühr, 
während die Vorbereitung lediglich mit ½ (statt der früheren 2/0) 
belegt iſt. Der einjeitige Antrag ber allein erſchienenen Partei greift 
aber nicht in das Gebiet der Sachverhandlung ein, ſondern gehört 
durchaus zu dem der Sachverhandlung vorangehenden Vorbereitungs⸗ 
ſtadium. RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 


Sachanträgen gemäß § 137 3PO. notwendig gehört (Jonas, 2b 
zu 829 GRG.), oder ob auch ein Verhandeln ſeitens erſchienener 
Parteien vor dem Gericht über andere Anträge, insbeſondere einen 
ſolchen auf Vertagung, als mündliche Verhandlung i. S. des Koſten⸗ 
geſetzes zu gelten hätte. (RG. 62, 209.) Jedenfalls kann ein von 
einer allein erſchienenen Partei einſeitig geſtellter Vertagungsantrag 
nicht als mündliche Verhandlung angeſehen werden. (RG. JW. 
1891, 20013; 1893, 564 28; anders Friedländer, NAGED. 
6. Aufl. 198, 219, 264.) Wäre der Beſtimmung in 8 29 Ab. 2 
die weitgehende Bedeutung beizumeſſen, die ihr in dem von der Vor⸗ 
inſtanz angegebenen Auflage von Habermann (Ztſchr. des Bun⸗ 
des deutſcher Juſtizamtmanner 1923, 61) dahin gegeben wird, daß 
ſchon mit dem Aufrufe der Sache im Termine der Anſpruch auf 
Ermäßigung fortfalle, dann hätte dies durch die übliche Faſſung des 
Abf. 2 a. a. O. klar zum Ausdruck gebracht werden müſſen. Sit aber 
der Beginn einer Verhandlung erforderlich, um die Ermäßigung 
auszuſchließen und iſt nicht abzuſehen, warum eine Partei, die im 
Termine nicht erſcheint, dann zu einem neuen Termine ladet und 
ſchließlich die Klage außerhalb der mündlichen Verhandlung zurüd- 
nimmt, beſſer ſtehen ſoll, als die Partei, die die Anberaumung eines 
neuen Termins im Verhandlungstermin beantragt und dann die 
Klage zurücknimmt, ſo kann ein einſeitiger Vertagungsantrag nicht 
als mündliche Verhandlung gelten. 
(KG., 13. 35., Beſchl. v. 27. Sept. 1923, 13 W 3379/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schwarzer, Prenzlau. 
* 


13. Streitwert in Eheſachen. f) 

In dem Eheſcheidungsverfahren der Parteien hat das LG. 
durch den angefochtenen Beſchluß den Streitwert auf 200 Goldmark 
feſtgeſetzt. Die hiergegen gerichtete Beſchwerde des Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten des Kl. mit dem Antrage, den Streitwert auf 1000 
Goldmark zu erhöhen, iſt zuläſſig, jedoch unbegründet. 

Nach der VO. v. 13. Sept. 1923 iſt für nichtvermögensrecht⸗ 
liche Streitigkeiten der Wert auf 1000 Goldmark, ausnahmsweiſe 
höher oder niedriger, jedoch nicht unter 100 und nicht über 50 000 
Goldmark anzunehmen. Für die Bemeſſung des Streitwerts im Ehe⸗ 
ſcheidungsverfahren innerhalb der vom Geſetz gezogenen Grenzen iſt 
das Einkommen der Parteien maßgebend. Der regelmäßige Satz 
von 1000 Goldmark muß bei einem Einkommen zur Anwendung 
gelangen, das zur Beſtreitung der ſtandesgemäßen Lebenshaltung 
einer Familie des mittleren Bürgerſtandes ausreicht. Als ein ſolches 
Einkommen iſt unter den heutigen Verhältniſſen etwa ein Einkommen 
von 500 Goldmark monatlich anzunehmen. Der angemeſſene Streit⸗ 
wert entſpricht etwa alſo einem Einkommen von zwei Monaten. 

Bei Anwendung dieſes Grundſages auf den vorliegenden Fall 
— die Parteien klagen im Armenrecht, weil der Kl., der gelernter 
Kutſcher iſt, Kriegsbeſchädigter und daher vielfach arbeitslos iſt — 
ſind gegen die Wertfeſtſetzung des erſten Richters Bedenken nicht 
zu erheben. 

(KG., 15. 38, Beſchl. v. 4. April 1924, 15 W 95/24.) 


* 


14. 88 78, 114, 618, 622 8 PO.; 8 1574 BOB. Anſpruch 
auf Armeurecht im Eheſcheidungsprozeß. f) 

Das LG. hat dem Bekl. das Armenrecht verſagt, weil die von 
ihm mit der Widerklage beabſichtigte Rechtsverfolgung ausſichtslos 


Zu 13. Die immer wiederkehrende Unterjhägung des Streit⸗ 
werts der Eheſcheidungsklagen tritt in dieſem Beſchluß durch den 
Verſuch, ſie zu begründen, beſonders kraß hervor. Man weiß nicht, 
welche der geäußerten Anſichten verwunderlicher iſt: daß als Normal» 
fall in Deutſchland „die ſtandesgemäße Lebenshaltung einer Familie 
des mittleren Bürgerſtandes anzuſehen ſei“, daß einer ſolchen im 
erſten Quartal 1924 ein Einkommen von 500 Goldmark monatlich 
zur Verfügung geſtanden habe oder daß dieſe ideale Normalfamilie die 
Bedeutung des oft jahrelangen und mit jahrelangen vorläufigen Unter⸗ 
haltszahlungen verknüpften Eheſcheidungsprozeſſes dem Einkommen 
von zwei Monaten gleichſetzen ſoll. Wenn man nicht überhaupt 
annehmen will, daß der Eheſcheidungsprozeß in jedem Falle über 
die normale Bedeutung ſonſtiger nicht vermögensrechtlicher Streitig⸗ 
keiten hinausgeht, ſo wird man doch als den Normalfall das Gros 
der Bevölkerung anſehen müſſen, das nicht über 500 Goldmark 
Monatseinkommen verfügt und das nicht die Anſchauung teilt, daß 
die Bedeutung der Eheſcheidung durch das Einkommen von zwei 
Monaten aufgewogen wird. RA. Pitſch, Berlin. 

Zu 14. Der Entſch. kann nur zugeſtimmt werden. Sie zeigt 
gegenuͤber der landgerichtlichen Auffaſſung ein erfreuliches Ver⸗ 
ſtändnis für die Bedeutung anwaltlichen Schutzes und anwaltlicher 
Beratung im Eheſcheidungsverfahren. Es iſt im Eheſcheidungsver⸗ 
fahren keine ſeltene Erſcheinung, daß der eine Ehegatte aus mangeln⸗ 
dem Verſtändnis für die Bedeutung des Eheſcheidungsſpruches die 
Dinge widerſtandslos über ſich ergehen läßt und erſt hinterher, wenn 
er bezüglich finanzieller Regelung, Kindererziehung u. dgl. die 
Folgen des Urteils erkennt, das Verfehlte ſeiner Handlungsweiſe ein⸗ 
ſieht. Es ſollte deshalb mit dem KO. gerade bei der hohen Bedeutung 
des Eheſcheidungsurteils für die ganze weitere Lebensentwicklung die 
Möglichkeit anwaltlichen Schutzes jeder armen Partei gewährt wer⸗ 
den, die ſie begehrt. JR. Dr. Lemberg, Breslau. 
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er 7 
1 und er zur Verteidigung gegenüber dem Klagebegehren eines 
auf 88 61895 bedürfe. Die letztere Begründung, die ſich anſcheinend 
angefachens Gab 5 und 622 SRD. ftüht, trägt indes nicht bie 
auf Be Entſcheidung, da der Bekl. nach § 114 ZPO. Auſpruch 
ſolgun willigung des Armenrechts hat, wenn die beabſichtigte Rechtsver⸗ 
wirtſam nicht mutwillig oder ausſichtslos erſcheint, und da zu einer 
78 9 Rechtsverteidigung in landgerichtlichen Prozeſſen gemäß 
ut, 1 BD. immer eine Vertretung durch Anwälte geboten 
win Fu bie Annahme, daß die diachesverkeidigung bes Ben mute 
Die 1° er ausſichtslos ift, fehlt es bisher an ausreichendem Anhalt. 
81574 1107 1818 des Verfahrens in Eheſachen und die Vorſchrift des 
ſcheinen bſ. 3 BGB. läßt es aber auch grundſätzlich bedenklich er⸗ 

. einem Bekl., der ſich nicht vorbehaltlos dem Scheidungs⸗ 
ziehen ben des anderen Teils unterwirft, die Möglichkeit zu ent⸗ 

im Laufe des Prozeſſes geeignete Anträge zur Abwehr der 

liegenden oder zur Schuldfrage zu ſtellen. Es gilt dies im vor⸗ 
weite En Falle um ſo mehr, als der Bekl. durch ſeine zwangsläufige 
ſönlich tfernung vom Prozeßgericht gehindert iſt, ſeine Rechte per⸗ 

(806 und zur richtigen Zeit wahrzunehmen. 

ch., 8. 88. Beſchl. v. 15. März 1924, 3 W 1087/24.) 

Mitgeteilt von IR. Dr. Stranz, Berlin. 
* 


auf iS: Zuläſſigkeit eines Koſtenfeſtſetzungs verfahrens 
weilia und einer durch Beſchluß angeordneten einſt⸗ 
igen Verfügung. 
die Po Antragſteller hat am 2. Aug. 1923 eine einſtw. Verf. gegen 
ſchwerbe agsgegner erwirkt, die auf die von ihm eingelegte Be⸗ 
gegnern am 18. Okt. 1923 dahin ergänzt wurde, daß den Antrags⸗ 
ſahrenz als Geſamtſchuldnern die Vorſchießung der Koſten des Ver⸗ 
durch unterlegt worden ift. Der Antragſteller beantragte darauf 
8,42 Geld v. 19. Dez. 1923, die Koſten des Verfahrens auf 
der Gealemart fetzujegen. Durch Beſchluß v. 28 Dez 1923 lehnte 
lichen Geteſchreiber die Feſtſetzung in Goldmark mangels einer geſetz⸗ 
apiermal mmung ab und ſetzte die Koſten auf 1547 000 000 000 
wies Be feft. Die rechtzeitig hiergegen eingelegte Erinnerung 
Sehr Es durch Beſchluß v. 29. Jan. 1924, zugeſtellt am 
inzwischen be, zurück mit der Einschränkung daß auf rund der 
1923 (0 in Kraft getretenen Beſtimmung des Geſ. v. 13. Dez. 
in 155 6 . J, 1186) der Betrag von 1,547 Billionen Papiermark 
0 oldmark umzuwandeln ſei. 

1924 Nen dieſen Beſchluß hat der Antragſteller am 7. Febr. 
angefochten erde eingelegt mit dem Antrage, unter Aufhebung des 
feſtzuſehen en Beſchluſſes die Koſten anderweit auf 8,42 Goldmark 


eingelegt Beſchwerde iſt an ſich zuläſſig, auch friſt⸗ und formgerecht 
Eu äber nicht begründet. 
Hanges werden nach 8 103 ZPO. auf Grund eines zur 
v. 18 Ollſtreaung geeigneten Titels feſtgeſetzt. Ob der Beſchluß 
Rechtsmittel 1923 als ein ſolcher Titel anzuſehen ift, obgleich das 
Nr. 3 attel der Beſchwerde gegen ihn nicht ſtattfindet (vgl. 3 794 
2. Aug 1933 er vielmehr als Ergänzung der einſtw. Verf. v. 
ſprucheg an 3 nach 88 936, 924 ZPO. nur im Wege des Wider⸗ 
ein zu e iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Iſt der Beſchluß 
Nur durch f ngsvollſtreckung geeigneter Titel, jo kann er dieſe Natur 
1923 Br Zusammenhang mit der einſtw. Verf. v. 2. Aug. 
ſie nicht die 3 die zwar kein Zwangsvollſtreckungstitel iſt, da 
efriedigung, ſondern nur die Abwendung weſentlicher 
ae Intragſtellers bezweckt, immerhin jedoch zu den reichs⸗ 
Vorſchriften 8 Schuldtiteln gehört, auf deren Vollſtreckung die 
endung edel ZPO. über die Zwangsvollſtreckung entſprechende 
Zusammenbau iden (8928, 936 35D.) Findet aber kraft jenes 
18. Okt. 192305 die Zwangsvollſtreckung aus dem Beſchluſſe v. 
an u jo muß die Vollziehunngsfriſt des 8929 ($ 936) 
ſeiner am 8 ihn gelten. Dieſe Friſt von einem Monat nach 
als das Soft kt. 1923 bewirkten Zuſtellung war bereits verſtrichen, 
beim Gierichenfeſtſetzungsgeſuch der Antragſteller v. 19. Dez. 1923 
Falle mehr „ging, der Beſchluß v. 18. Ott. 1923 alſo in keinem 
hätte daher dan Oieangsvollſtreckung geeignet. Der Gerichtsſchreiber 
u au an Vorausſetzung des 8 103 Abſ. 1 ZPO. das 
G ſſen. 
„ 88, Beſchl. v. 23. Febr. 1924, 18 W 674/24.) 
Mitgeteilt von KGR. Voigt, Berlin. 
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Torben Das rechtskräfti i i 
ber berung Fete räftige Urteil auf Zahlung einer 


die Forderung rechtskräftig auch für 
tungsanfwerdugsſchaden geltend gemachten Geldentwer⸗ 
2, Nachdem d 


uſpruch feſt. ) 
©. v. 25 m der Betl. durch (nicht berufungsfähiges) Teilurteil des 

12 7 40 gr 1923 zur Zahlung einer Provifiongforberung von 
TEE war iſt % Zinſen ſeit dem 5. Nov. 1921 rechtskräftig ver⸗ 
zur Zahlus t er durch Endurteil desſelben Gerichts vom 2. Okt. 1923 
Bat 4% 8 8 Geldentwertungsſchadens von 134,40 Goldmark 
erufung heſtritt del Jem 1. Jul 1921 verurteilt worden. Mit der 

beſtritt der Bekl. namentlich, daß die Proviſionsforderung 


Zu 
16. Vgl. Henſchel, JW. 1924 Heft 3/4 S. 158. 
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überhaupt beſtanden habe. Der Geldentwertungsanſpruch ſei kein 
bloßer Schadenserſatzanſpruch, vielmehr erhöhe ſich infolge der Geld⸗ 
entwertung der urſprüngliche Anſpruch ohne weiteres quantitativ. Die 
mit dem endgültigen Antrage vom Kl. geforderten Goldmark ſeien 
nichts anderes als die ihm angeblich zuſtehende Proviſion, die mit 
Rückſicht auf das Sinken des Geldwerts vom Kl. anderweitig benannt 
worden ſeien (vgl. Abraham ZW. 1923, 901). Daß der durch das 
Teilurteil dem Kl. zugeſprochene Betrag zufällig ziffernmäßig der 
urſprünglichen Klageforderung gleichkomme, ſei unerheblich. 

Die Berufung blieb erfolglos. 

Aus den Gründen: 

Der zur Beurteilung ſtehende Anſpruch des Kl. wird geltend ge⸗ 
macht als Schadenserſatzanſpruch aus dem Verzuge wegen Nichtzahlung 
des fälligen Proviſionsanſpruchs. Daß der Kl. den Bekl. wegen des 
Proviſionsanſpruchs am 1. Juli 1921 gemahnt hat, iſt unſtreitig. 

Vorausſetzung für den ſtreitigen Anſpruch iſt das Beſtehen der 
Proviſionsforderung. Dieſe iſt aber durch das Teilurteil vom 25. Mai 
1923 derart rechtskräftig feſtgeſtellt worden, daß ſie unter den Par⸗ 
teien auch als Vorausſetzung des jetzt ſtreitigen Anſpruchs nicht mehr 
beſtritten werden kann; vgl. RG. JW. 1910, 39313; RG. 50, 416; 
80, 323. Damit entfallen die Angriffe des Bekl. gegen die Proviſions⸗ 
forderung als ſolche, gleichgültig, ob das Teilurteil auch als Zwiſchen⸗ 
urteil über den Grund des jetzt ſtreitigen Anſpruchs aufzufaſſen iſt 
oder nicht. 

(KG., 24. 3 S., Urt. v. 23. Jan. 1924, 24 U 12388/23.) 
* 


17. Streitwert bei Klagen auf Hypothekenlöſchung 
gegen Zahlung eines aufgewerteten Betrags. 

Die Bekl. haben gegen das Urteil, durch welches ſie zur 
Löſchung ihrer Hypothek von 24000 % gegen Zahlung von 1200 % 
verurteilt worden find, Berufung eingelegt. Ihr Antrag geht dahin, 
die Klage abzuweiſen, eventuell die Verurteilung nur gegen eine Auf⸗ 
wertung auf 2400 Goldmark auszusprechen. Das LG. hat als 
BG. den Streitwero für die Berufungsinſtanz auf 2400 Goldmark 
feſtgeſetzt. Hiergegen richtet ſich die Beſchwerde, mit der die Herab⸗ 
ſetzung des Streitwertes auf 24000 Papiermark verlangt wird. 
Die Beſchwerde geht davon aus, daß der Papiermarkbetrag der Hypo⸗ 
thekenforderung entſcheidend ſei. 

Zugrunde zu legen ſind die Berufungsanträge des Berufungs⸗ 
klägers. Für jeden dieſer Anträge, die nicht nebeneinander, ſondern 
im Eventualverhältnis geſtellt worden ſind und deshalb nicht zu⸗ 
ſammengerechnet werden dürfen, kommt ein beſonderer Streitwert 
in Frage, der aber 1200 Goldmark nicht überſchreitet, da dem 
Berufungskl. vom AG. bereits 1200 Goldmark bei Löſchung zu⸗ 
gebilligt worden ſind, es fragt ſich mithin nur, ob der Streitwert 
noch niedriger zu bemeſſen iſt, wie es der Beſchwerdeführer ver⸗ 
langt. Richtig iſt, daß der Betrag der Forderung gemäß 8 6 
ZRO. zugrunde zu legen iſt, und daß, ſofern keine Widerklage 
erhoben iſt, der Streitwert der Berufung nicht über das den Wert 
des Streitwertgegenſtandes bildende Intereſſe des Kl. hinaus Berück⸗ 
ſichtigung finden darf. (Vgl. RG. bei Sydow⸗Buſch, Anm. zu 
8546 ZRO.). Aber im vorliegenden Falle kommt es gerade darauf 
an, was unter dem Betrag der Forderung, die nach 86 ZPO. zu⸗ 
grunde zu legen iſt, zu verſtehen iſt, im allgemeinen deckt ſich der 
ziffernmäßige Betrag der Pfandforderung mit dem Streitwert aus 
86 ZPO. Dies iſt aber bei Aufwertungsprozeſſen nicht der Fall. 
Der Kl. ſtellt zwar die Behauptung auf, daß der Papiermarkbetrag 
die zugrunde liegende Forderung ſei. Dieſe Behauptung iſt aber be⸗ 
ſtritten. Das Gericht hat daher zu entſcheiden, welche Forderung 
als Pfandforderung zu erachten iſt. Das iſt derjenige Betrag, der 
zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich iſt, und gegen deſſen 
Zahlung der Eigentümer die Löſchung verlangen kann. Dieſer Be⸗ 
trag iſt die nach 86 zugrunde zu legende Forderung, wobei die 
Anführungen der Parteien über die Aufwertung bei der Wertfeſt⸗ 
ſetzung zu berückſichtigen ſind. Eine andere Auffaſſung würde dazu 
führen, daß alle Löſchungsklagen der Gläubiger der Zuſtändigkeit des 
AG. unterworfen und deren Entſch in der Regel mangels Vorliegen 
der Berufungsſumme unangreifbar fein würden, eine ſolche Regelung 
entſpricht durchaus nicht dem Sinne des 86 ZPO. Im vorliegenden 
Falle hat Bekl. bisher nur eine Aufwertung von 10% verlangt, von 
welcher ihm bereits 50% zugebilligt find, die reſtlichen 5% — 
1200 Goldmark ſtellen mithin den Streitwert nach 86 ZPO. dar. 

(KG., 31. 3S., Beſchl. v. 27. März 1924, 31 W 864/24.) 
Mitgeteilt von IR. Alfons Loewe, Spandau. 
* 


18. Rechtsgültigkeit des § 16 der 3. Steuer Noto. 

Die Kl. hat im Jahre 1915 mehrere Stücke der vom Bekl. 
damals ausgegebenen Kriegsanleihen im Nennbetrage von 8000 % 
gezeichnet, in deren Beſitz ſie noch jetzt it. Sie klagt auf Zahlung 
der Zinſen zu einem vom Gericht feſtzuſetzenden aufgewerteten Be⸗ 
trage, ſowie mit der gleichen Maßgabe auf aufgewertete Rück⸗ 
zahlung des Kapitals im Tilgungsfalle. Für dieſen Rechtsſtreit if 
ihr auf Beſchwerde durch Beſchluß des Sen. v. 22. Des. 192, 
W 4314/23, das Armenrecht bewilligt worden. In dem angefochtenen 
Beſchluſſe hat ihr das LG. das Armenrecht mit der Begründung 
wieder entzogen, daß die Rechtsverfolgung mit Rückſicht auf 8 16 
der 3. SteuerRot Bo. v. 14. Febr. 1924 (RG Bl. 74) ausſichtslos 
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ſei. Hiergegen hat die Kl. Beſchwerde eingelegt. Sie hält ſowohl 
das Ermächtcß. v. 8. Dez. 1923 auf Gurnd deſſen die 3. Steuer⸗ 
Not VO. ergangen iſt, als auch dieſe ſelbſt, insbeſondere deren 8 16 
für ungültig. Auch iſt ſie der Anſicht, daß das LG. nicht befugt 
geweſen jet, das ihr vom KG. bewilligte Armenrecht zu entziehen. 

Die Beſchwerde iſt zuläſſig, aber unbegründet. Der Beſchluß 
des LG. beruft ſich auf § 16 der 3. Steuer NotVO. v. 14. Febr. 
1924, die von der Reichsregierung auf Grund des Ermägt®. 
v. 8. Dez. 1923 (RGBl. 1179) erlaſſen worden iſt. Mit Recht hält 
die Kl. die ordentlichen Gerichte für befugt, dieſe Beſtimmung auf 
ihre Gültigkeit zu prüfen. Gegenüber den von Organen der Reichs⸗ 
und Landesverwaltung ausgegangenen Rechtsverordnungen wird die 
Berechtigung und Verpflichtung der Gerichte zur Nachprüfung ihrer 
förmlichen und ſachlichen Rechtmäßigkeit allgemein anerkannt. Dieſe 
Prüfung hat ſich vorliegend auf die materielle Grundlage der VO., 
ob nämlich die erforderliche geſetzliche Ermächtigung vorhanden iſt, 
und weiter darauf zu erſtrecken, ob die VO. ſelbſt in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form erlaſſen und gehörig verkündet iſt, ob ſie ſich inner⸗ 
halb der Schranken der Ermächtigung hält und nach Form und 
Inhalt nicht gegen eine untergeordnete Form — die Reichsver⸗ 
faſſung — verſtoͤßt. Dagegen ſteht dem Gericht keine Nachprüfung 
in der Richtung zu, ob das Ermächtigungsgeſetz ſeinerſeits ordnungs⸗ 
mäßig zuſtandegekommen iſt und mit der Reichsverfaſſung im Ein⸗ 
klang ſteht. Denn in übereinſtimmung mit der in neuerer Zeit 
mehr und mehr zur Herrſchaft gelangten Lehre (vgl. Meyer⸗ 
Anſchütz, Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, 7. Aufl., S. 739, 
743; Schack, Die Prüfung der Rechtmäßigkeit von Geſetz und 
Verordnung, S. 115 ff.), dieſe Reichsverfaſſung Art. 70 Anm. 2 muß 
die in RGSt. 56, 182 offengelaffene Frage, inwieweit der Richter 
berechtigt und verpflichtet ſei, zu unterſuchen, ob ein Reichsgeſetz 
mit der Reichsverfaſſung förmlich und ſachlich vereinbar ſei, dahin 
beantwortet werden, daß die Verfügung der Verfaſſungsmäßigkeit 
eines Reichsgeſetzes dem Richter entzogen iſt. Das iſt die not⸗ 
wendige Folge der Souveränität des Geſetzgebers oder, anders 
ausgedrückt, der Unterordnung der richterlichen Gewalt unter die 
geſetzgebende (8 1 RGGVG., Art. 102 RVerf). Es kommt. aber 
auf die Entſcheidung dieſer Streitfrage nicht ſo ſehr an, weil auch 
von dem hier vertretenen Standpunkt aus zu prüfen bleibt, ob die 
Reichsregierung nach verfaſſungsmaßigen Grundſätzen von der ihr 
übertragenen Befugnis Gebrauch machen durfte, ohne verfaſſungs⸗ 
widrig zu handeln. Stehen Vorſchriften der Reichsverfaſſung einer 
Übertragung der Geſetzgebungsgewalt entgegen, ſo können die von 
der ermächtigten Stelle daraufhin erlaſſenen VO. keinesfalls als 
rechtmäßig angeſehen werden. Es entjpricht jedoch der herrſchenden, 
auch vom RG. (NEE. 55, 246 ff. JW. 1924, 192 25) geteilten Auf⸗ 
faſſung, daß nach der gegenwärtigen wie nach der früheren Auf⸗ 
faſſung, die geſetzgebende Gewalt ihre Befugnis zur Erlaſſung von 
Rechtsvorſchriften in zeitlich und ſachlich beſchränktem Umfange 
durch einfaches Geſetz der Reichsregierung übertragen kann. In 
Art. 77 RBB. dieſer ausdrücklich zwar nur die Befugnis zum Er⸗ 
laß der zur Verfügung der Reichsgeſetze erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften verliehen. Doch ift die Übertragung weiterer 
geſetzgeberiſcher Befugniſſe an ſie durch keine Beſtimmung der 
Reichsverfaſſung für unſtatthaft erklärt. Auch die Vorſchrift des 
Art. 68 Abf. 2, welche die Beſchlußfaſſung über Reichsgeſetze dem 
Reichstage zuweiſt, ſteht dem nicht im Wege. Auf Grund der Er⸗ 
mächtigung übt die Reichsregierung die Geſetzgebungsgewalt nicht 
kraft urſprünglichen, ſondern kraft abgeleiteten Rechts aus; die 
von ihr erlaſſenen Rechtsnormen gehen, wenn auch nur unmittel⸗ 
bar, gleichfalls auf den Willen des Volkes zurück. Innerhalb der 
Ermächtigung iſt die Regierung in der Handhabung der Geſetz⸗ 
gebung frei und deshalb nicht gehindert, Rechtsnormen auf den 
dem Reiche vorbehaltenen Gebieten (Art. 6ff. RVerf.) neu auf⸗ 
zuſtellen und beſtehende, inſonderheit auch ſolche des bürgerlichen 
Rechts zu ergänzen, abzuändern oder aufzuheben. Dem Erfor⸗ 
dernis der ſachlichen Begrenzung der Ermächtigung iſt dadurch ge⸗ 
nügt, daß ſie auf diejenigen Maßnahmen 1 017 t iſt, welche 
die Regierung im Hinblick auf die Not von olk und Reich für 
erforderlich und dringend erachtet, wobei aber eine Abweichung an 
Vorſchriften der Reichsverfaſſung nicht geſtattet iſt. Die zeitliche 
Schranke findet ſich in 8 2 des Gef., wonach die Ermächtigung mit 
dem 15. Febr. 1924 außer Kraft tritt. 

Zu prüfen bleibt, ob die VO. v. 14. Febr. 1924, ſoweit ſie 
Hier in Betracht kommt, inhaltlich ſich in den Grenzen des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes hält. Das iſt ohne Zweifel der Fall. In 816 
wird beſtimmt, daß die Verzinfung und Einlöfung der bisherigen 
Anleihen des Reichs, der Länder und im Regelfalle auch der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände für eine gewiſſe Zeitdauer nicht 
gefordert werden kann. Dieſe Maßnahmen des Geſetzgebers liegen 
auf finanziellem Gebiete; ſie bezweckt unmittelbar eine geldliche Eut⸗ 
laſtung des Reichs und der Einzelländer, die bei der gegenwärtigen 
Finanzlage außerſtande wären, die mit einer regelrechten Auf⸗ 
wertung der früheren Schulden verbundenen Laſten zu tragen. 
Angeſichts der Entwicklung der Rechtſprechung war dieſe Entlaſtung 


im Intereſſe des Volksganzen dringend erforderlich. Die Beſtimmung 
des § 16 liegt daher im Rahmen des 8 1 Abſ. 1 Satz des ErmachtG. 
Auch Grundſätzen und rechten der Verfaſſung läuft ſie nicht 


zuwider. Der Kl. iſt zuzugeben, daß eine etwa vorliegende Ab⸗ 
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weichung von der Reichsverfaſſung durch das Ermächtigungsgeſetz 
nur dann gedeckt werden würde, wenn dieſes im Verfaſſungsgeſetz 
i. S. des Art. 76 MVerf. wäre und ſeinerſeits wieder zu Ver⸗ 
faſſungsänderungen ermächtigte. Beide Vorausſetzungen ſind nicht 
gegeben. Obwohl das Ermächtigungsgeſetz mit der erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit zuſtande gekommen iſt, will es doch nicht als 
verfaſſungsänderndes Geſetz gelten und kennzeichnet ſich auch nicht 
als ſolches. Im Gegenſatz zum erſten Geſ. v. 13. Okt. 1923, das 
eine Abweichung von den Grundrechten der Verfaſſung ausdrücklich 
vorſah, iſt jetzt eine derartige Abweichung nicht mehr zuläſſig. 
Soweit die VO. v. 14. Febr. 1924 gegen Verfaſſungsvorſchriften 
verſtieß und namentlich in die gewährleiſteten Grundrechte eingriff, 
müßte ihr die rechtliche Anordnung verſagt werden. Die Kl. irrt 
jedoch, wenn ſie unter Beſtimmung des 8 16 eine ohne Entſchädigung 
erfolgte Enteignung und demzufolge einen Verſtoß gegen Art. 153 
RVerf. findet. Der Abſ. 1 des $16 beſagt, daß die Verzinſung 
und Einlöſung von Anleihen des Reichs und der Länder, die vor 
dem Inkrafttreten der BO. aufgenommen worden ſind und auf 
Reichsmark lauten, bis zur Erledigung ſämtlicher Reparations⸗ 
verpflichtungen nicht gefordert werden können. Darin iſt 
eine teilweiſe Enteignung wohlerworbener Privatrechte nicht zu 
erblicken; denn den Gläubigern wird das Recht auf die Verzinſung 
und auf Einlöſung der Zins⸗ und Anleiheſcheine nicht entzogen, 
ſondern es wird nur die Zahlungsverpflichtung der Schuldner bis 
auf einen beſtimmten Zeitpunkt hinausgeſchoben, alſo die Geltend⸗ 
machung der Zins⸗ und Kapitalforderung im Klagewege zeitweilig 
ausgeſchloſſen. Die Anſprüche ſelbſt aber bleiben unberührt, wie 
auch die Beſtimmung in 8 16 Abſ. 2 zeigt, die den Gläubiger der 
Verpflichtung enthebt, den Reichsmarkbetrag von Zins⸗ und Kapital 
zum Nennbetrag als Schulderfüllung anzunehmen. Die Verjährung 
iſt nach 8202 Abſ. 1 BGB. für die gleiche Zeitdauer gehemmt. 
Wollte man aber ſelbſt mit der Kl. eine Enteignung unkerſtellen, 
io würden die in Art. 153 Abſ. 2 Satz 1 MVerf. enthaltenen Vor⸗ 
ausſetzungen, daß nämlich eine Enteignung nur zum Wohle der 
Allgemeinheit und auf geſetzlicher Grundlage vorgenommen werden 
darf, zweifellos erfüllt ſein. Als Rechtsverordnung ſteht die VO. 
v. 14. Febr. 1924 einem Geſetze gleich. Daß die „geſetzliche Grund⸗ 
lage“ ein Reichs geſetz (alſo ein unter Zuſtimmung der Volks⸗ 
vertretung ergangener Akt) und gar ein verfaſſungsänderndes ſein 
ſein müſſe, iſt nirgends geſagt; es laßt ſich dies insbeſondere nicht 
aus der im Abf. 1 des Art. 153 ausgeſprochenen verfaſſungsmäßigen 
Gewährleiſtung des Eigentums entnehmen, die gerade in den fol⸗ 
genden Sätzen gewiſſe Einſchränkungen erfährt. Hiernach erſchöpft 
ſich die Bedeutung des Abſ. 2 Satz 1 darin, daß mit bloßen Der- 
merkungsmaßnahmen ohne reichs⸗ oder landesgeſetzliche Unterlage 
in das Privateigentum nicht eingegriffen werden darf. Wenn die 
Kl. darauf hinweiſt, daß nach Art. 153 Abſ. 2 Satz 2 für die Ent⸗ 
eignung angemeſſene Entſchädigung zu leiſten ſei, ſoweit nicht ein 
Reichsgeſetz etwas anderes vorſchreibe, und deshalb im Verordnungs⸗ 
wege die Entſchädigung nicht ausgeſchloſſen werden könne, ſo iſt 
ihr entgegenzuhalten, daß unter „Reichsgeſetz“ hier jede re ichs⸗ 
geſetzliche Rechtsnorm im Gegenſatz zur Geſetzgebung der Einzel⸗ 
ſtaaten alſo auch eine Rechtsverordnung der Reichsregierung zu ver⸗ 
ſtehen iſt (RG. 102, 165; RGSSt. 55, 91). Endlich enthält die Vor⸗ 
ſchrift des S16 der VO. v. 14. Febr. 1924 keinen Eingriff in 
die durch Art. 152 MVerf. gewährleiſtete Vertragsfreiheit; denn 
es iſt keineswegs unterſagt, daß die in 8 16 bezeichneten Gläubiger 
und Schuldner Vereinbarungen treffen, die von den Beſtimmungen 
abweichen. 

Die Behauptung der Kl., daß die Beſtimmung des 816 gegen 
das Rechtsempfinden, die guten Sitten und die Grundſätze von 
Treu und Glauben verſtoße, iſt unbeachtlich. Die Gerichte ſind 
nicht befugt, eine ordnungsmäßig zuſtande gekommene Rechtsnorm 
auf ihre Übereinſtimmung mit dem allgemeinen Rechtsbewußtſein 
zu prüfen oder ihr überhaupt ihres Inhalts wegen die Anerkennung 
und Anwendbarkeit zu verſagen. 

Iſt hiernach die Rechtsgültigkeit des 8 16 Abſ. 1 der VO. 
nicht zu beanſtanden, ſo iſt die Rechtsverfolgung für die Kl. zur 
Zeit ausſichtslos und die Entziehung des Armenrechts gerechtfertigt. 
Unrichtig iſt ihre Anſicht, daß das LG. ſich hierdurch in Wider⸗ 
ſpruch zu dem das Armenrecht bewilligenden Beſchluſſe des Senats 
geſetzt habe. Nach 8 121 ZPO. kann das Prozeßgericht das Armen⸗ 
recht, auch wenn es in der Beſchwerdeinſtanz bewilligt war, zu jeder 
Zeit entziehen, ſobald ſich ergibt, daß eine Vorausſetzung der Bewilli⸗ 
gung nicht mehr vorhanden iſt. Die durch Erlaß der 3. Steuer Not⸗ 
VO. nachträglich geſchaffene Rechtslage rechtfertigt die Entziehung. 
Hierbei ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß der Senat der Kl. das 
Armenrecht keineswegs im Umfange ihres jetzigen Klagantrages, 
ſondern nur für den Antrag auf Zahlung eines vom Gericht feſt⸗ 
zuſetzenden, gegenüber dem Nennwerte erhöhten Betrages bewilligt 
hatte. Der Juſatz im rn daß der Verkehrswert der 
feſtzuſetzenden Summe dem erkehrswerte von Zinſen und Kapital 
15 Jahre 1915 entſprechen müſſe, geht weit über die Bewilligung 
inaus. 

(KG., 18. 35., Beſchl. v. 19. März 1924, 18 W 1039/24.) 
Mitgeteilt von RA. Singer, Berlin. 
* 


985 


58. Jahrg. 1924 Heft 13] 


Rechtſprechung 


Breslau. 


19. 8 11 GKG. Wertfeſtſetzung in Eheſachen. ) 
Ehe Das LE. hatte bei einem Monatseinkommen des klagenden 
mannes von 100 Goldmark den Streitgegenſtand auf 200 Gold⸗ 
lleſtgeſett. Die Beſchwerde des dem Kl. beigeordneten Armen⸗ 
* iſt zurückgewieſen: 
bei einach Fil des Gch in der Fall, der BO. v. 18. Dez. 1923 wind 
gegenſtant nicht vermögensrechtlichen Anſpruch der Wert des Streit⸗ 


nicht 


inark 


andes auf 1000 Goldmark, ausnahmsweiſe niedriger, jedoch 
or unter 100 Goldmark angenommen. Hat das LG. den Streit⸗ 
Ten auf 200 Goldmark feſtgeſetzt, ſo bewegt es ſich einesteils über 
lich feſtgelegten Mindeſtſumme, andernteils erſcheint feine 
von a Regelung, abweichend von dem Regelſag in Höhe 
2 Goldmark, durchaus als gegeben, da nachgewieſen iſt, daß 
1200 , der im Armenrecht klagt, ein jährliches Einkommen von 
ſchwer deioldmark bezieht und nach dem eigenen Vortrag des Be⸗ 

Gies vermögenslos iſt.“ 

—Brezlau, Beſchl. v. 28. Febr. 1924, 1 W 27/24.) 


Celle. * 


ber an. Ermittlung der Grundzahl unter der Herrſchaft 
v. 27. Sept. 1923. f) 


Ute it Bekl. ſind durch einen Armenanwalt vertreten geweſen. 
Armen und Wertfeſtſetzung find am 2. Nov. 1923 ergangen. Der 
bi apa beantragt, bei Ermittlung ber Grundzahl für feine Ge⸗ 
aus nn Hinblick auf die ID. v. 27. Sept. 1923 bie Reichsrichtzahl 

er 65 Woche vor dem 2. Nov. 1923 zur Anwendung zu bringen. 
vor zerichtsſchreiber dagegen hat die Reichsrichtzahl aus der Woche 
böbeleiner Gebührenfeſtſetzung zugrunde gelegt. Da dieſe weſentlich 
5 a 


her war b e J 
Bi „ergab ſich eine geringere Grundzahl für die Anwalts⸗ 
went n und ein entſprechend geminderter Gebührenſatz. Hiergegen 


ſich als eee mit ſeiner Erinnerung. Sie erweiſt 


ar maßgebliche Vo. über die NAGEHD. v. 27. Sept. 1923 
erſetzt vor, daß die Gebührenſätze und Wertſtufen durch Grundzahlen 

a en, die mit der jeweiligen Teuerungszahl vervielfältigt 
gegange Maßgeblich als Teuerungszahl iſt die in der voran⸗ 
koßeng We Woche herausgegebene Reichsrichtzahl für Lebenshaltungs⸗ 
eg Zeitpunkt hierbei zugrunde zu legen ift, ift nicht aus⸗ 


wide 5d, Seit Einführung der Goldmarkgebühren häufen ſich 
Cheſache e Klagen über zu niedrige Feſtſetzung des Streitwertes in 
Ger Während der Inflationszeit ſchien es fo, als ob die 
geſetzten ich darin eines andern beſonnen hätten. Die damals feſt⸗ 
vielfach Werte hielten ſich in angemeſſener Höhe. Jetzt aber ſetzt 
zurügbleibt. ene ein, die ſogar hinter den Friedensſätzen 
en 1 Vor dem Kriege betrug der Durchſchnittsſa in Armen⸗ 

i i Scheidungsprozeſſen 500 , überſtieg alſo den damaligen 

5 1 von 200 % um 150%. Jetzt wird vielfach der Mindeſt⸗ 
das Ag 00. angeſetzt. Als Begründung dient — jo verfuhr auch 
Armenrechin, vorliegenden Falle — die Tatſache, daß die Partei im 
re: klage. Das Geſetz ſpricht von einem ausnahmsmeijen 
„gehen unter den Regelfall von 1000 %. Man muß be⸗ 
Ehepro ob ſeine Abſicht dahinging, den größten Teil aller 
unter dieß a der erfahrungsgemäß im Armenrecht geführt wird, 
keit, mit 5 Ausnahme zu begreifen. Der Wichtigkeit und Heilige 
8 un 0 die Einrichtung der Ehe vom geltenden bürgerlichen 
eines tra wird, ſollte auch bei der Bemeſſung des Objekts 


gebnis jo zeſſes Rechnung getragen werden. Das mitgeteilte Er⸗ 
Wertes i beſonders auffallend, wenn man die Feſtſetzung des 
Ehefrau e oft gleichzeitig geführten Unterhaltsprozeß der 


ichen Ein den Ehemann damit vergleicht. Bei einem ehemänn⸗ 
mindeſteng a von monatlich 100 % würde die Ehefrau auf 
G 3 9 db monatlich klagen können. Dann beträgt nach 8 10 
nur als ed bjekt für einen rein vermögensrechtlichen Anſpruch, der 
Doppelte mer des Eheſtreits anzuſehen iſt, 360 46, alſo fait das 
ſetzt. Ale en Wertes, den das OLG. für den Scheidungsprozeß feſt⸗ 
u Erſtannen . Anwälte kürzlich dem Vorſitzenden einer Ehekammer 
rückten, pe 118885 eine derart niedrige Bemeſſung des Objekts aus⸗ 
Cena fie den Beſcheid, mancher Anwalt erhalte jetzt 
betrage Di zen mehr im Monat, als das Gehalt eines Richters 
der Feſſehunnr Geſichtspunkt hat nach dem Geſetz jedenfalls bei 
N, 1922 1 des Objekts keine maßgebliche Bedeutung (vgl. auch 
tatſächſich unt 31 Anm. zu 6). Sein Vorbringen — welches übrigens 
ſchaft die Ace iſt — wirkt um ſo peinlicher, als die Anwalt⸗ 
! ur tmenlaft jahrzehntelang unter Anwendung erheblicher 
einige Herückfinaterieller Opfer geführt hat, was immerhin auch 
n verdiente. RA. Foerder, Breslau. 

10 55 Entſch. iſt zutreffend, wenn auch der Be⸗ 
> 10 ab. urchweg zugeſtimmt werden kann. Die BO. 
E 


verfolgt nicht den Zweck, den Gebü 

5 ta 0 ebührenanſpruch 
dielmepe he egen bie Geldentwertung zu ſchützen; ſie wollte 
matiſch ie Wertgrenzen und die feſten Gebührenſätze auto⸗ 


b d 
e anpaſſen. Vgl. die Darlegungen von 


kein Au v. 23. Aug. 1911 in di 
ang : Aug. Allein die VO. war auch 
von den ii done gegen die Rechtsanwälte, das ihre Forderungen 
onſtige Forderungen allgemein anerkannten Begünſti⸗ 


drücklich geſagt, ergibt ſich aber aus dem Sinn und Zweck der Be⸗ 
ſtimmung. Sie ſoll nämlich den Gebührenanſpruch des Anwalts 
gegen die Geldentwertung ſchützen, indem ſie ihn auf eine von 
der Reichsrichtzahl abhängige Grundzahl aufbaut. Für die in Art 4 
des Reichsgeſetzes v. 18. Aug. 1923 bei Beendigung des Rechts⸗ 
ganges vorgeſchriebene Wertfeſtſetzung find nur die Teuerungsverhält⸗ 
niſſe zu dieſem Zeitpunkte maßgeblich. Daraus ergibt ſich, daß 
die ſinngemäße Rückwirkung der Teuerungsverhältniſſe auf die An⸗ 
waltsgebühren durch Anwendung der für die Beendigung des Rechts⸗ 
zuges zutreffende Reichsrichtzahl zum Ausdruck gebracht wird. Unter 
Berückſichtigung der Beſtimmungen der VO. ift das die Reichs⸗ 
richtzahl der Woche vor dem 2. Nov. 1923. Durch dieſe Auf⸗ 
faſſung wird zunächſt die für die Anwaltsgebühren maßgebliche 
Grundzahl einheitlich feſtgeſetzt und allen Schwankungen entzogen. 
Sie allein hat auch die Eigenſchaft, i. S. der VO. die gleichen 
Teuerungsverhältniſſe für die Wertfeſtſetzung wie für die Anwalts⸗ 
gebühren zum Ausgangspunkte zu machen. Das Verfahren des 
Gerichtsſchreibers dagegen ſetzt ihren Betrag den Zufälligkeiten aus, 
die ſich aus dem Zeitpunkte der Antragsſtellung des Armenanwalts 
und demnächſt wieder dem Zeitpunkte der Feſtſetzung durch den Ge⸗ 
richtsſchreiber ergeben. 
(OG. Celle, 1. 3 ., Beſchl. v. 7. Dez. 1923, 1 U 182/22.) 
Mitgeteilt von OLGR. Granzow, Celle. 
* 


21. 8505 II SPD. Beſchwerde gegen einen Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß. 7) 

Die weitere Beſchwerde iſt zuläſſig, da ein neuer ſelbſtändiger 
Beſchwerdegrund in dem angefochtenen Beſchluß des LG. liegt. Denn 
während das AG. ſachlich zu der Zuſtändigkeitsfrage Stellung ge⸗ 
nommen hat, hat das LG. trotz der entgegenftehenden Faſſung 
des Beſchluſſes die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen, inſofern 
liegen nicht zwei inhaltlich übereinſtimmende Entſch. der Vorinſtanzen 
vor. Der weiteren Beſchwerde war aber der Erfolg zu verſagen. 
Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß der Beſchluß des AG. auf 
8505 ZPO. beruht; denn er iſt nach ſtreitiger Verhandlung er⸗ 
gangen, nachdem der Bekl. die Einrede der ſachlichen Unzuſtändigkeit 
des AG. geltend gemacht hatte. Nach 9 505 II ZPO. iſt aber der 
Verweiſungsbeſchluß des AG. unanfechtbar. 

Nun beruht zwar der Beſchluß des AG. auf mehrfachen Prozeß ⸗ 


gungen ausgeſchloſſen hätte. Dies war weder der Sinn und Zweck 
der VO. noch kann es aus ihr herausgeleſen werden. Nachdem man 
den Grundfag Mark- Mark als unrichtig erkannt und demgemäß 
hatte fallen laſſen, hatte auch der Rechtsanwalt Anſpruch darauf, 
daß feiner Koſtenforderung die Aufwertung zuteil werde, die all⸗ 
gemein als rechtlich begründet anerkannt wurde. Wie für andere Ver⸗ 
träge, fo mußte auch für den Anwalts vertrag und die für ihn 
erlaſſenen geſetzlichen Beſtimmungen die Auslegung nach den Grund⸗ 
ſätzen von Treu und Glauben erfolgen und demgemäß dazu führen, 
daß die Aufwertung zugebilligt wurde. Der vorliegende Fall zeigt 
gerade auch, zu welchen unſinnigen und jedem Rechte, weil jedem 
Rechtsempfinden widerſprechenden Ergebniſſen die Verſagung der 
Aufwertung führen würde. Der Armenanwalt hätte, wenn er die 
Bitte um Bewilligung ſeiner Gebühren erſt in der mit dem 5. Nov. 
beginnenden Woche einreichen konnte und danach bemeſſen wurde, 
ſich die Tilgung durch den vierfachen Betrag gegenüber der Vor⸗ 
woche gefallen laſſen müſſen; ſetzte der Gerichtsſchreiber die Koſten 
in der Woche nach dem 12. Nov. feſt und erachtete er dieſe Zeit, wie 
er es tat, für maßgebend, ſo kam eine weitere Teilung durch den 
ungefähr ſiebenfachen Betrag hinzu, ſo daß dieſe vielleicht ſchuld⸗ 
loſe Verzögerung von zwei Wochen dem Rechtsanwalt über ¼ ſeiner 
berechtigten Forderung entzogen hätte. Es müßte der Anſicht aller 
gerecht und anſtändig denkenden Menſchen widerſprechen, wenn die 
Forderung des Rechtsanwaltes lediglich durch Verlauf einer gewiſſen 
Zeit ſich von Woche zu Woche in der Kaufkraft auf einen Bruchteil 
ſeines Rechtsanſpruches mindern ſollte, noch abgeſehen davon, daß er 
ja ſchon innerhalb der Wochenabſchnitte Verluſte erlitt, weil die in 
der Vorwoche veröffentlichte, alſo überholte Reichsinderzahl maß⸗ 
gebend war. Für die ſonſt häufig umſtrittene Frage, nach welchem 
Maßſtabe und in welcher Höhe aufzuwerten ſei, ſind allerdings aus 
der BO. v. 27. Sept. 1923 die maßgebenden Geſichtspunkte zu 
entnehmen: Aufwertung nach den Veränderungen innerhalb des 
Wochenabſchnitts iſt regelmäßig unbeachtlich; zugrunde zu legen iſt 
die Veränderung der Reichsinderzahl, und zwar der in der Vorwoche 
veröffentlichten. Die gleichen Geſichtspunkte haben auch für die Ver⸗ 
gütung aus freiwilliger Anwaltsaufſtellung zu gelten, und was dem⸗ 
gemäß die Partei ihrem Rechtsanwalte zu zahlen hatte, war auch 
nach 8 91 3D. zu erſetzen, da mindeſtens bis zum 1. Jan. 1924 
das Geſetz eine Beſchränkung für die Erſatzfähigkeit der aufgewendeten 
Rechtsanwaltskoſten nicht kannte. In die Einzelheiten und ebenſo 
auf die m. E. aus den gleichen allgemeinen Erwägungen zu be⸗ 
jahenden Frage, ob die obſiegende Partei gegen den unterlegenen 
Gegner einen Anſpruch auf Aufwertung der zu erſetzenden Koſten, 
wenn auch wohl in anderer Höhe, hatte, kann trotz der Wichtigkeit 
dieſer Fragen hier nicht eingegangen werden. 
MU. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 
Zu 21, Vgl. DLS. Kaſſel JW. 1924, 213. 
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verſtößen. Das ändert aber nichts an der Unanfechtbarkeit des Be⸗ 
ſchluſſes. Der Wortlaut des 8505 Abſ. 2 ZPO. macht keinen Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Beſchlüſſen, die ordnungsgemäß ergangen, und ſolchen 
Beſchlüſſen, die prozeßwidrig ſind. Der Sinn der Beſtimmungen des 
9 505 läßt es aber auch nicht zu, in der Frage der Anfechtbarkeit Be⸗ 
ſchlüſſe, die auf einem Prozeßverſtoß beruhen, anders zu behandeln als 
Beſchlüſſe, welche ordnungsmäßig ergangen ſind. Denn der Zweck 
des § 505 ZPO, iſt, die Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten zu vereinfachen. 
Dieſer Zweck wird aber vollkommen nur erreicht, wenn die Ver⸗ 
weiſungsbeſchlüſſe nach 8 505 ausnahmslos einer weiteren An⸗ 
fechtung entzogen ſind. Dies iſt auch der überwiegende Standpunkt 
in Schrifttum und in der Rechtſprechung (vgl. Gaupp⸗Stein, 
10. Aufl. 8505 Note IV; Förſter⸗Kann, 3. Aufl. 8 505 
Note 3b). Die neuerdings ergangene entgegenſtebende Entſch. des 
OLG. Kaſſel (JW. 1924, 273) ift nicht überzeugend, wie in der An⸗ 
merkung zu dieſer Entſch. zutreffend dargelegt iſt. 
(OLG. Celle, 1. 3 S., Beſchl. v. 2. April 1924, 1 W 40/20.) 
Mitgeteilt von IR. Wahrburg, Lemgo. 
* 


22. 8520 ZPO. Zahlung des Koſtenvorſchuſſes. ) 

Die vom Bekl. gegen das Urteil des AG. eingelegte Berufung 
it durch Beſchluß des LG. als unzuläſſig verworfen worden, weil 
der Nachweis der Einzahlung des erforderten Koſtenvorſchuſſes inner⸗ 
halb der dem Bekl. geſetzten Friſt nicht erbracht ſei. Gegen dieſen 
Beſchluß hat der Bekl. beim SG. Beſchwerde eingelegt und gleich⸗ 
zeitig beim LG. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt. 

Durch Beſchluß v. 25. Okt. 1923 hat das LG. den Wieder⸗ 
einſetzungsantrag zurückgewieſen. Auch dagegen hat der Bekl. Be⸗ 
ſchwerde eingelegt. Der Art. II des Geſetzes v. 21. Dez. 1922 (RGBl. 
1923, 1), durch den die Beſtimmung, daß Berufungen als unzuläſſig 
zu verwerfen ſind, falls der erforderte Koſtenvorſchuß nicht rechtzeitig 
gezahlt iſt, eingeführt iſt, enthält bezüglich der Rechtsmittel gegen 
derartige Beſchlüſſe lediglich die Beſtimmung, daß im Falle der Ver⸗ 
ſäumung der Friſt Wiedereinſetzung in den vorigen Stand zu ge⸗ 
währen ſei. Dagegen fehlte jede Beſtimmung darüber, ob ein Rechts⸗ 
mittel und welches in ſonſtigen Fällen, in denen die Berufung zu 
Unrecht verworfen iſt, Platz greift. 

Das darf aber nicht dazu führen, jeden anderen Rechtsbehelf 
als eben die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand auszuſchließen. 
Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand findet ſtatt, wenn feſt⸗ 
ſteht, daß eine Friſt — hier die Friſt zum Nachweiſe der Ein⸗ 
zahlung des Koſtenvorſchuſſes — verſäumt iſt, der Beſchluß, daß 
die Berufung zu verwerfen, alſo an ſich zu Recht ergangen ift. Hier 
gibt es keine Beſchwerde. Anders aber in den Fällen, in welchen 
geltend gemacht wird, der Beſchluß ſei zu Unrecht ergangen, da z. B. 
die Friſt noch nicht abgelaufen ſei oder zu laufen noch nicht begonnen 
habe, daß der Nachweis der Zahlung zu Unrecht als nicht erbracht 
angeſehen worden ſei u. a., daß ſolchen Bemängelungen nicht mit 
einem Geſuch um Wiedereinſetzung Geltung verſchafft werden kann, 
liegt auf der Hand. Andererſeits kann es nicht Abſicht des Geſetzes 
ſein, die Parteien mit der Geltendmachung ſolcher Mängel aus⸗ 
zuſchließen, um ſo weniger, als der Beſchluß auf Verwerfung der 
Berufung von außerordentlicher Tragweite iſt. Es muß deshalb zur 
Geltendmachung aller Bemängelungen des Beſchluſſes, die nicht mit 
dem Geſuch um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand vorgebracht 
werden können, die Beſchwerde zugelaſſen werden in Anwendung des 
8567 ZPO. Der Bekl. ſtützt vorliegend feine Beſchwerde gegen den 
Beſchluß v. 10. Okt. 1923 darauf, daß die Friſt überhaupt nicht in 
Lauf geſetzt ſei. Die Beſchwerde iſt daher zuläſſig. Nach Art. II des 
Geſetzes v. 21. Dez. 1922 hat der Vorſitzende gleichzeitig mit der Be⸗ 
kanntgabe des Termins zur mündlichen Verhandlung die Friſt für 
den Nachweis der Zahlung der Prozeßgebühr zu beſtimmen. Dieſe 
Beſtimmung iſt durch die preuß. Kaſſenordnung dahin ergänzt, daß 
die vom Gerichtsſchreiber ſpäter vorgenommene Gebührenberechnung 
der Partei ſelbſt bekanntgegeben wird, während die Friſtbeſtimmung 
den Prozeß bevollmächtigten zugeſtellt wird. Erſt nach dem Eingang 


Zu 22. Die Entſch. liefert einen wertvollen Beitrag zu den 
durch 8 520 Abſ. 3 ZPO. entſtandenen Streitfragen und zeigt damit, 
wie unzulänglich die Faſſung des Geſetzes iſt. Zunächſt geht ſie zu⸗ 
treffend und im Gegenſatze zu der Entſch. des DRG. Kiel JW. 1923, 
853 davon aus, daß die Friſtſetzung des Vorſitzenden für den Nach⸗ 
weis der Einzahlung der Prozeßgebühr ohne die vom Gerichts⸗ 
ſchreiber aufzuſtellende Berechnung der Höhe der Prozeßgebühr inhalt⸗ 
los iſt und daß die Friſt deshalb nicht eher zu laufen beginnt, als 
die Höhe der Prozeßgebühr der Partei mitgeteilt iſt. Bei der An⸗ 
wendung dieſes Grundſatzes kann nun der Fall eintreten, daß der 
Beſchluß, die Berufung wegen Verſäumung der Friſt für unzuläſſig 
zu erklären, ergeht, ohne daß die Friſt überhaupt in Lauf geſetzt 
worden iſt. Eine Wie dereinſetzung gegen dieſen Beſchluß kann be⸗ 
griſflich nicht in Frage kommen, da die Wiedereinsetzung nur gegen 
die Verſäumung einer Friſt gegeben ift, und eine Friſt nicht ver⸗ 
ſäumt werden kann, die gar nicht in Lauf geſetzt worden iſt. Für 
dieſen Fall gewährt das Geſetz ein Rechtsmittel nicht. Die Entſch. 
gibt aus beifallswürdigen Gründen die Beſchwerde gegen einen ſolchen 
Beſchluß. Im gegebenen Falle war der Beſchluß vom LG. als Be⸗ 
rufungsgericht erlaſſen. Ob das RG., falls der Beſchluß eines OLG. 
bei gleicher Sachlage die Berufung als unzuläſſig verworfen hatte, 


der in Erganzung der Friſtſetzung erfolgenden Bekanntgabe des zu 
zahlenden Betrages bei der Partei ſelbſt tritt daher die Wirkſam⸗ 
keit der Friſtſetzung ein. Denn einerſeits iſt die Zahlungsaufforde⸗ 
rung erſt mit dieſem Augenblicke vollſtändig, und andererſeits ge⸗ 
nügt auch eine etwaige Bekanntgabe der Zahlungsaufforderung an den 
Prozeß bevollmächtigten bei dem klaren Wortlaute der Kaſſenordnung 
nicht, die Friſt in Lauf zu ſetzen. Im vorliegenden Falle iſt nun 
ausweislich der Verfügung des Gerichtsſchreibers des LG. (vgl. Bl. 44 
d. K.) die Zahlungsaufforderung, welche zutreffend mit der Auf⸗ 
ſchrift des Bekl. ſelbſt verſehen war, nicht dem Bekl. ſelbſt, ſondern 
deſſen Prozeßbevollmächtigten zugeftellt. 

Iſt daher anliegend die vom Vorſitzenden der Berufungskammer 
des LG. geſetzte Friſt als noch gar nicht in Lauf geſetzt anzunehmen, 
ſo iſt der Beſchluß, durch den die Berufung als unzuläſſig verworfen 
iſt, aufzuheben, da die Koſtenzahlung inzwiſchen erfolgt iſt. Dem Be⸗ 
ſchluß, durch welchen die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ab⸗ 
gelehnt iſt und der gegen ihn eingelegten Beſchwerde iſt damit ohne 
weiteres der Boden entzogen. Inſoweit war daher die Beſchwerde 
für erledigt zu erklären. 

(OLG. Celle, 7. S., Beſchl. v. 20. Dez. 1923, 7 W 153/23.) 
Mitgeteilt von RA. Firnhaber, Verden (Aller). 


Dres den. * 
23. 5 10 GKG. 8 845 BGB. Streitwert bei Renten- 
anſprüchen. 


Der Sen. lehnt die vom RG. (RG. 106, 411) vertretene Aus⸗ 
legung des 8 10 Abſ. 2 GRG. ab und hält auch weiterhin an der, 
übrigens auch vom KG. und anderen OLG. geteilten Anſicht feſt, 
daß die Beſtimmung in 8 10, Abf. 2 GRG. ſich nicht nur auf die 
geſetzlichen Unterhaltsanſprüche im eigentlichen Sinn, ſondern auch 
auf die Unterhaltsverpflichtung auf Grund unerlaubter Handlung 
und bloßer Unfallhaftung bezieht. Dieſer Wille des Geſetzgebers 
ergibt ſich aus der Begründung des Geſetzes und läßt ſich auch den 
Geſetzesworten, ohne dem Sprachgebrauch beſonderen Zwang antun zu 
müſſen, entnehmen 

OLG. Dresden, 1. S., Beſchl. v. 20. März 1924, 10 Reg. 98/24.) 
Mitgeteilt von RA. Meuret, Stuttgart. 
* 

24. Iſt der Anwalt durch zu niedrige Streitwert⸗ 
feſtſetzung beſchwert, muß er die Beſchwerde entweder im 
eigenen Namen oder ohne Erklärung, für wen er ſie ein⸗ 
lege, einlegen. 

Der Beſchluß des LG. wird in teilweiſer Beachtung der vom 
Prozeß bevollmächtigten des Bekl. eingelegten Beſchwerde, die im 
übrigen als unbegründet zurückgewieſen wird, dahin geändert, daß der 
Wert des Streitgegenſtandes auf 1000 Goldmark feſtgeſetzt wird. 
Von den Koſten des Beſchwerdeverfahrens fallen dem RA. K. 3 und 
dem Kl. ½ zur Laſt. Da der Prozeß bevollmächtigte des Bekl. nicht 
erklärt hat, daß er die Beſchwerde im Namen des Bekl. einlege, hat 
dieſe als von ihm perſönlich eingelegt zu gelten (RG. 22, 465). Sie 
iſt nur teilweiſe begründet. Wie dem Sen. bekannt iſt, koſtet zur Zeit 
ein 7—8 jähriges Pferd gegen 1000 Goldmark. Der Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes iſt daher auf 1000 % erhöht, im übrigen aber die Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet zurückgewieſen. 

(OG.. Dresden, 4. 8S., Beſchl. v. 8. Mai 1924, 40 Reg 76/24.) 
Mitgeteilt von RA. Schmöger, Marienberg (Sachſen.) 


Düſſeldorf. = 

25. Verzögerte Nachfriſtſetzung. Obwohl das LG. 
irrig den vollen Schaden zugeſprochen hatte, während 
nur ein Teil des Anſpruchs begründet war, iſt die Be⸗ 
rufung des Beklagten um der in erſter Inſtanz nicht ein⸗ 
geklagten Geldentwertung willen unbegründet. 7) 

Die Berufung iſt nicht begründet. Die Bekl. will erſt am 4. Dez. 
1919 mit ihren Lieferungen in Verzug geraten und damals, wie ſie 
am 5. Dez. ſchrieb, berechtigt geweſen ſein, wegen vollſtändiger Ver⸗ 
änderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ihre Leiſtung überhaupt zu 


einer Beſchwerde würde ſtattgeben können, war im Hinblick auf den 
Wortlaut des 8 567 Abſ. 2 ZPO. der bisherigen Faſſung zweifel⸗ 
haft. Durch 8 567 Abſ. 3 Satz 2 ZPO. in der feit 1. Juni 1924 
geltenden Faſſung iſt der Zweifel beſeitigt. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 

Zu 25. Das Urteil geht alles in allem von anerkannten Rechts⸗ 
grundſätzen aus. 

1. Der Käufer, der von ſeinem im Verzuge befindlichen Ver⸗ 
käufer Schadenserſatz wegen Nichterfüllung begehrt, darf ſeinem An⸗ 
ſpruche den Zeitpunkt des Verzugseintritts oder des Ablaufs der 
Nachfriſt zugrunde legen. Wenn der Käufer auch an ſich den Zeit⸗ 
punkt, wo er die Nachfrift ſetzt, zu feinem Vorteile frei wählen kann, 
ſo darf er doch nicht ſein Recht mißbrauchen und unter Verſtoß gegen 
Treu und Glauben die Belange ſeines Verkäufers verletzen. Unter 
Beachtung dieſer Rückſichten hat er auch bei einem Deckungskaufe zu 
verfahren, ſowohl was den Zeitpunkt des Deckungskaufes, als auch 
die Art ſeiner Ausführung betrifft. Schrifttum und Rechtſprechung, 
z. B. bei Staub 10, Anh. zu 8374 A. 68f. 

2. Solange der Sachſchuldner noch nicht förmlich in Verzug 
geraten iſt, auch nicht gegen die Pflicht verſtoßen hat, mit der Ver⸗ 
tragserfüllung ſo früh zu beginnen und den Vertrag ſo früh zu er⸗ 
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verweigern. Bei Beurteilung dieſer Frage kommt es einmal auf den 
Tag des Verzuges und weiter darauf an, welche Maßnahmen die 
A nach dem Vertrage bis zum Tage des Verzuges ergreifen 
. um ihrer Lieferpflicht rechtzeitig zu genügen. Der Verkäufer 
1 ſich nicht auf einen Umſchwung der wirtſchaftlichen Verhältuiſſe 
1 der erſt nach Eintritt ſeines Verzuges oder ſelbſt vorher 
Wunden n Zeitpunkte eintrat, als er nach dem Vertrage bereits die 
n igen Maßnahmen zur Erfüllung ſeiner Lieferpflicht getroffen haben 
ußte (vgl. RG. 103,5; JW. 1923, 284). In dieſen Fällen hat der 
ſherkäufer den ihm erwachſenden Schaden ſelbſt verſchuldet; er muß 
25 wie die Folgen einer Unmöglichkeit der Leiſtung nach Eintritt 
N Verzuges allein tragen. So aber liegt der Sachverhalt im vor⸗ 
genden Falle. 
im Dagegen macht die Bekl. mit Recht geltend, daß ſich die Kl. 
Falle ihres Verzuges früher habe eindecken müſſen und daß die 
ung. des Schadens auf den Zeitpunkt des Eintritts des Ver⸗ 
Foo abgeſtellt werden müſſe. Der Käufer kann zwar zunachſt bei 
102.5 Erfüllungsanſpruche ſtehen bleiben (RG. 83, 176; 99, 101; 
s und im Regelfalle bei ſpäterer Friſtſetzung ſeinen Schaden 
nt auf den Zeitpunkt des Eintritts des Verzuges wie den Zeit⸗ 
1 7 des Ablaufs der Nachfriſt berechnen (RG. 98, 213; 102, 348; 
we. Andererſeits darf die Setzung der Nachfriſt nicht auf Koſten 
940 Schuldners wider Treu und Glauben verzögert werden (RG. 60, 
Berl 88, 263; 90, 423). Wenn das RG. früher in ſolchen Fällen den 
beſo uſt der Rechte des Gläubigers angenommen hat, ſo iſt doch in 
an Deren Fällen auch anerkannt worden, daß ber Gläubiger trotz 
gal gerter Entdeckung ſeine Rechte bewahrt hat und ſich nur entgegen 
einer laſſen müſſe, daß er ſich nach Lage des Falles früher habe 
g un können und müſſen und daß er den höheren Schaden daher 
est verſchuldet babe (NG. 91, 31 u. 99; 101, 93). Dieſer letztere 
d ichtspunkt iſt bei den heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen mehr 
ent aber zu betonen. Der Gläubiger kann bei fortſchreitender Geld⸗ 
55 Bug ein berechtigtes Intereſſe an der Sachlieferung und damit 
Hin en Erfüllungsanſpruche haben; es wäre unbillig, ihn wegen 
bern dögerung der Nachfriſtſezung feiner Rechte auf alle Fälle für 
10 bau zu erklären (ſo nach RG. 88, 264). Andererſeits erfordern 
mitt on Verhältniſſe, daß Geſchäfte über Handelsware nach Ein⸗ 
ander es Verzuges, jedenfalls nach der Erfüllungsverweigerung des 
auf 90 Teiles baldigſt liquidiert werden, damit nicht der eine Teil 
einer oſten des anderen ſpekuliert. Den angeblichen Schaden, der aus 
des Nlolcden Spekulation erwächſt, kann der Käufer trotz Verzuges 
erkäufers nicht auf dieſen abwälzen (jo RO. 101, 91 u. 93). 

im O ür die drei Waggons, bezüglich deren ſich die Kl. hiernach 
ech t. 1919 eindecken konnte, hätte fie nach dem Durchſchnitt der 
n über die gelieferten Waggons rund 10 000 % zu zahlen 
reist Nach dem eigenen Vorbringen der Bekl. betrug aber die 
tra fteigerung im Oktober ſchon mindeſtens das Dreifache des Ver⸗ 
20 08breiſes, jo daß die Kl. bei der Eindeckung 30 000 4, alle 
Betra mehr als den Vertragspreis, hätte anlegen müſſen. Diejer 
zu. & ſteht alſo der Kl. als Mindeſtſchaden für die Zeit Ende 1919 
Natur handelt ſich aber um einen Schadenserſatzanſpruch, der ſeiner 
gewäh nach der Kl. Befriedigung im Augenblicke der Urteilsfällung 
Jahlung ſoll. Hiernach iſt der der Kl. weiterhin durch die Nicht⸗ 
35 und die Geldentwertung erwachſene Schaden bei Berechnung 
e Schuld der Bekl. ohne weiteres zu berückſichtigen. Unter 
ſchlleflich ſohtepunkt war die Forderung der Kl. von 52 200 „ ein⸗ 
dehnbar Zinſen ſchon am Tage des erſtinſtanzlichen Urteils be⸗ 
ei die Da die Bekl. trotz der offenſichtlichen Geldentwertung ſich 
gründ em Urteil nicht beruhigte, muß ſie trotz abweichender Be⸗ 
Magen der erſtinſtanzlichen Entſch. die Koſten der Berufungsinſtanz 


a: Düfeldorf, Urt. v. 30. Mai 1923, 10 U 19/23.) 
itgeteilt von JR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 
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26. 8 2128 8G . 
erhalkungstoſten. ) B. Koſten und Laſten der Erbſchafts 


hr Kl. war in erſter Ehe mit dem im Felde gefallenen Bruder 
verheiratet. Sie iſt Vorerbin, der Bekl. Nacherbe ſeines 


Miten, daß Een 
fi» daß er möglichſt den Schwierigkeiten infolge der wirtſchaft⸗ 
9 „ tg insbeſondere der wachſenden Preissteigerung, ent⸗ 
tung Auff Ss Mißverhältnis zwiſchen Sachleiſtung und Preis, wenn 
ſchuldner forderung eine Preiserhöhung abgelehnt wird, ben Sach⸗ 
in Verzu zum Rücktritt vom Vertrage berechtigen. Sobald er aber 
Auſwerkun geraten iſt, verliert er dieſes Recht und kann nur noch 
des Milte Preiſes beanſpruchen. So anſcheinend auch bezüglich 
erzug befi 11 5 noch das RG., ſeitdem es zugunſten des in 
K 9. 10 deten Fachſchldners aufmertet, 3. B. IR. 1923, 803 
106, 422; JW. 1923, 9833. RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 26. D zl; 5 2 
Entſch⸗ Durchaus zu billigen iſt zunächſt der Standpunkt der 
Kals daf mit cih auf 82128 das Reihtsfäugbeblrfnis, zur 


des Be 


m fraglichen Falle ; See: 8. 
aber ! zu bejahen ſei. Nicht minder zutreffend 
alta vin es, mit Rückſicht auf das durch die A lie Ver⸗ 


; im beſonderen bi : ; : 

grü Sch. ie Zwangswirtſchaft im Mietweſen, be⸗ 

earn 5 0 des praktiſchen 3 1 ſolch alien, 

koſten ſicherlich eigentlichen Begriff der „gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 
ich nicht ganz entſprechender Auslegung, unter die 
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Bruders. Zu dem Nachlaß gehört unter anderem die ideelle Hälfte 
eines Miethauſes in W., die andere Hälfte gehört dem Bekl. An 
dem Haus ſind verſchiedene Inſtandſetzungsarbeiten, insbeſondere 
ſolche an der Front des Hauſes, vorgenommen worden, deren Erſatz 
der beſtellte Hausverwaller zur Hälfte von der Kl. gefordert hat. 

Die Kl. macht geltend, die Mieteinnahmen und nicht einmal 
die geſamten Erträgniſſe der Vorerbſchaft ſeien zur Deckung dieſer 
Unkoſten ausreichend. m 

Sie begehrt Einwilligung des Bekl. dazu, daß fie ben Stamm 
des Vorerbſchaftsvermögens zur Beſtreitung der Ausgabe verwenden 
dürfe, ſowie eine gleiche Feſtſtellung bezüglich zukünftiger Ausgaben. 

Der Bekl. beſtreitet das Recht der Kl. Der Vorderrichter hat 
den Bekl. hinſichtlich des auf die Hauskfaſſade entfallenden Koſten⸗ 
anteils verurteilt und im übrigen die Klage abgewieſen. 

Gegen das Urteil hat der Bekl. Berufung eingelegt. 

Die Kl. hat im Wege der Anſchlußberufung ihren Feſtſtellungs⸗ 
anſpruch wiederholt. 

Aus den Gründen: 

Es könnte zunächſt fraglich ſein, ob ein Rechtsſchutzbedürfnis 
zur Klage beſteht, da die Kl. ohnehin in der Lage iſt, über die Vor⸗ 
erbſchaftsgegenſtände zu verfügen, ſoweit nicht die Ausnahmen der 
88 2113—15 BGB. gegeben ſind. Nur für dieſe Ausnahmefälle ſieht 
das Geſetz die beſondere Einwilligung des Nacherben vor (8 2120 
BGB.). Im übrigen erſteht erſt im Moment des Eintritts der Nach⸗ 
erbfolge ein Erſatzanſpruch des Vorerben, wenn der Vorerbe ſeine 
pflichtgemäße Verwaltung und die ihm durch 8 2124 BGB. geſteckte 
Grenze überſchreitet, wie auch die entſprechende Erſappflicht des 
Nacherben, wenn der Vorerbe Verwaltungskoſten nach 8 2124 IL 
BGB. ſelbſt gedeckt hat, erſt im gleichen Augenblick entſteht (Roß R. 
Komm. Note 3 und 8 2130 in Verb. mit 82120). Denn es ſtellt 
keine Überſchreitung des ordnungsgemäßen Verwaltungsrechtes des 
Vorerben dar, wenn er die außerordentlichen Erhaltun skoſten aus 
dem Stamm der Vorerbſchaft entnimmt. Nur ſoweit der Vorerbe 
wegen der geſetzlichen Beſchränkung die Mittel nicht fluſſig machen 
kann, iſt die Zuſtimmung des Nacherben erforderlich. 

Trotzdem hat der erk. Sen. das Rechtsſchutzbedürfnis bejaht, 
weil Kl. zwar kein direktes Intereſſe daran hat, welcher Ausgleich 
zwiſchen ihren Erben und dem Nacherben ſtattfindet, aber doch bei 
der erklärten Stellungnahme des Bekl. Maßnahmen desſelben aus 
8 2128 BGB. befürchten muß. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreites in materieller Hinſicht hängt 
von der Auslegung des 8 2124 BGB. ab. Es iſt zwiſchen gewöhn⸗ 
lichen Erhaltungskoſten und anderen Aufwendungen zu unterſcheiden. 
Die Regelung iſt, wie die Materialien ergeben, an die Beſtimmungen 
über den Nießbrauch angelehnt, aber ſelbſtündig geſtaltet. Der Be- 
griff der gewöhnlichen Unterhaltungskoſten iſt aber in § 2124 und 
81041 BGB. derſelbe. Derſelbe wird in Übereinſtimmung mit der 
Anſicht des RERKomm. zu 82124 zunächſt allgemeinen Merkmalen 
zu entnehmen ſein. Es ſind darunter zu verſtehen diejenigen Koſten, 
die nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge in kürzeren oder 
längeren Zeitabſchnitten zur Ausbeſſerung oder allmählicher Er⸗ 
neuerung aufgewendet werden müſſen. Trotzdem wird auch der 
ſpezielle Umſtand, daß die Koſten regelmäßig nicht aus den Ertrag⸗ 
niſſen der Sache zu beſtreiten find, dann zur Unterſcheidung heran⸗ 
zuziehen ſein, wenn jene allgemeinen Merkmale nicht ausreichen. 
Denn die gewöhnlichen Unterhaltungskoſten ſollen deshalb dem Vor⸗ 
erben, wie dem Nießbraucher zur Laſt fallen, weil er auf der anderen 
Seite auch die Nutzungen erhält. Dieſe Wechſelwirkung iſt beim 
Nießbrauch beſonders deutlich, weil dem Nießbraucher die außer ⸗ 
ordentlichen Nutzungen ebenfalls nicht gebühren. Aber auch 
hinſichtlich der Vorerbſchaft führen die Protokolle (S. 119) mit Recht 
aus, daß die ungleiche Behandlung der gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Koſten dem wirtſchaftlichen Grundſatze entſpreche, daß 
die laufenden Erhaltungskoſten aus den jährlichen Nutzungen zu 
decken ſeien, während die außerordentlichen erſt im Laufe der Zeit 
abgetragen werden könnten, und daß der Vorerbe nicht weiter ge⸗ 
halten ſein dürfe, in der Ausſicht auf Erhaltung ſein eigenes Ver⸗ 
mögen auf die Erhaltung der Erbſchaft zu verwenden. 

Es wird nun beim freien Spiel der Kräfte im allgemeinen 


außergewöhnlichen Aufwendungen die Koſten für Ausbeſſerung 
einer Hausfaſſade dann zu unterſtellen, wenn die regelmäßigen jähr⸗ 
lichen Erträgniſſe des Hauses für dieſe Koſten auch bei Zugrunde⸗ 
legung eines mehrjährigen Bewirtſchaftungszeitraums nicht ausreichen. 

Denn was unter „gewöhnlichen“ Erhaltungskoſten zu verſtehen 
iſt, wird immer nur unter Berückſichtigung des beſonderen Einzel⸗ 
falls zu beurteilen ſein, und der Geſetzgeber geht ja laut P. V., 
119/120, wie die Entſch. mit Recht hervorhebt, von der Erwägung 
aus, daß die verſchiedene Behandlung von gewöhnlichen und außer⸗ 
gewöhnlichen Erhaltungskoſten im 82124 insbeſondere dadurch ſich 
rechtfertigt, daß erſtere aus den regelmäßigen jährlichen Nußungen 
zu beſtreilen find, letztere aber nur im Laufe der Zeit abgetragen 
werden können, und daß dem Vorerben nicht zuzumuten iſt, ſein 
eigenes Vermögen auf die Erhaltung der Erbſchaft zu venvenden. 

Hiernach muß eben der Begriff der gewöhnlichen Erhaltungs- 
koſten dem Maße der Nutzungen angepaßt werden, das die in Frage 
ſtehende, zu erhaltende Sache objektiv abzuwerfen nach Lage der 
Dinge geeignet iſt. Geh. IM. Dr. Felis Herzfelder, München. 

u 124* 


988 


jede Nutzungen abwerfende Sache ſolche in dem Umfange abwerfen, 
daß ſie die gewöhnlichen Unterhaltungskoſten decken. Etwas anderes 
tritt aber ein, ſobald eine Zwangswirtſchaft die Bewirtſchaftung zu 
einer gebundenen macht. Dieſe Erfahrung iſt insbeſondere auf dem 
Gebiet des Mietweſens beſtätigt worden. Die Mieten reichten nicht 
mehr aus, ſelbſt ſolche Erhaltungskoſten zu decken, welche vordem 
regelmäßig, wenn auch unter Berückſichtigung größerer Bewirt⸗ 
ſchaftungszeiträume aus den Mietüberſchüſſen wieder gedeckt werden 
konnten. Es müſſen deshalb im vorliegenden Einzelfall die Koſten 
der erheblichen Ausbeſſerung der Faſſade als außergewöhnliche Unter⸗ 
haltungskoſten erſcheinen. 

Die Berufung des Bekl. war daher zurückzuweiſen. Der in 
erſter Linie geſtellte Feſtſtellungsantrag der Kl. mußte deshalb ſchon 
unbegründet erſcheinen, weil die Tatſache, daß Kl. die Koſten aus 
den jeweiligen Erträgniſſen des Hauſes für den entſprechenden Zeit⸗ 
raum nicht entnehmen könne, kein ausſchließliches Merkmal außer⸗ 
gewöhnlicher Erhaltungskoſten nach dem Vorhergeſagten darſtellt. 
Es kann hier zudem nicht auf einen kürzeren Zeitraum ankommen, 
da die Erträgniſſe ſich in anderen Zeiträumen ſteigern können. Zu⸗ 
dem ſehen die Ausf Beſt. zu dem RM. auf Antrag feſtzuſetzende 
Zuſchläge auch zur Deckung größerer Arbeiten vor. Es wird ſich 
daher eine allgemeine Regel nicht aufſtellen, vielmehr nur von Fall 
zu Fall entſcheiden laſſen, ob eine außergewöhnliche Aufwendung 
vorliegt, wobei in erſter Linie die angeführten allgemeinen Merk⸗ 
male, erſt in zweiter Linie der Umſtand Berückſichtigung finden kann, 
daß die Koſten regelmäßig aus den Erträgniſſen, wobei auch die 
Nutzungen der übrigen Vorerbſchaft nicht völlig unberückſichtigt 
bleiben dürfen, keine Deckung finden können. Somit konnte auch der 
geſtellte Eventualantrag nicht zu einer Feſtſtellung führen, zumal 
auch er einer erforderlichen genauen Umgrenzung ermangelt. Sein 
Inhalt würde dehnbar bleiben und eine Feſtſtellung des fraglichen 
Rechtsverhältniſſes hierdurch nicht gegeben ſein. 

(OLG. Frankfurt a. M, 3. 38., Urt. v. 11. Okt. 1923, 3 U 170/23.) 
Mitgeteilt von OS GR. Brandis, Frankfurt a. M. 
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27. Wenn in einem Prozeß, der gegen zwei durch 
denſelben Prozeßbevollmächtigten vertretene Eheleute 
angeſtrengt iſt, das Urteil die Koſten zwiſchen Kläger und 
der beklagten Ehefrau geteilt, die außergerichtlichen 
Koſten des obſiegenden Ehemanns aber dem Kläger als 
zu erſtatten auferlegt hat, ſind dieſe letzteren Koſten mit 
der Maßgabe feſtzuſetzen, daß der Erſatzberechtigte, Zug 
um Zug gegen die Erſtattung, den ihm gegen ſeine Streit⸗ 
genoſſin zuſtehenden Ausgleichungsanſpruch auf die 
Hälfte der bezahlten Anwaltskoſten an den Erſtattungs⸗ 
pflichtigen abzutreten hat f) 

Der Kl. hatte die beklagten Eheleute, die in Gütertrennung 
leben, als Geſamtſchuldner auf Zahlung von 40 000 % Entgelt 


Zu 27. 1. Die im Zivilprozeſſe ergebende Koſtenentſchei⸗ 
dung iſt wie die Sachentſcheidung lediglich eine ſolche zwi⸗ 
ſchen den einander gegenüberſtehenden Parteien nicht 
auch eine ſolche über das innere Verhältnis der auf derſelben Partei⸗ 
ſeite ſtehenden Streitgenoſſen. Dieſer Standpunkt, den die obige 
Entſch. teilt, darf heute als feſtſtehend gelten. 

2. Aus dieſem Standpunkt ergibt ſich die Faſſung der 
Koſtenentſcheidung, wenn von mehreren Streitgenoſſen einer 
ſiegt, und ein anderer unterliegt. Es kann hierfür auf Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender, NAGED. 6. Aufl. Anm. 26 zu 83 
und auf die in der Fußnote 6 daſelbſt angeführten Aufſätze und 
Entſch. verwieſen werden. 

3. Maßgebend für die Koſtenfeſtſetzung iſt, wie 
das OLG. auch anerkennt, die im Einzelfalle getroffene 
Koſtenentſcheidung. Ihre Auslegung kann unter Umſtänden 
Schwierigkeiten bereiten. Vorliegend lautet ſie unmißverſtändlich da⸗ 
hin, daß der Kl. die außergerichtlichen Koſten des beklagten Ehe⸗ 
mannes zu erſtatten hat. Jede Einſchränkung fehlt in dieſer Be⸗ 
ziehung, keinerlei Vorbehalt wird gemacht. 

4. Jeder Streitgenoſſe kann ſich durch einen be⸗ 
ſonderen RA. vertreten laſſen, der Gegner hat kein Recht 
darauf, daß die Streitgenoſſen denſelben RA. mit ihrer Vertretung 
betrauen. 

5. Auf die Erſparnis, die dadurch entſteht, daß 
von den Streitgenoſſen ein gemeinſamer RA. be⸗ 
ſtellt wird, hat der Gegner keinen Auſpruch, er kann auf die Er⸗ 
ſparnis allein noch keine Rechte gründen. Freilich aber kaun 
der obſiegende Streitgenoſſe nur die ihm erwachſenen Koſten erſtattet 
verlangen. Es fragt ſich alſo, welche Koſten ihm entſtanden ſind. 

6. Die Streitgenoſſen, die denſelben R A. zu 
ihrem Bevollmächtigten beſtellen, haften dieſem für 
ſeine Gebühren und Auslagen als Geſamtſchuldner, 
wenn, wovon hier auszugehen iſt, die Beteiligung der Streitgenoſſen 
am Streitgegenſtande die gleiche iſt. Dieſe Haftung bedeutet, daß 
der RA. jeden der Streitgenoſſen auf den vollen Betrag in Anſpruch 
nehmen kann, läßt aber eben dem RA. freie Hand, wie er in 
dieſer Weiſe vorgehen will: er kann von dem einen oder den 
anderen das Ganze verlangen oder auch von jedem nur einen Teil 
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für zahnärztliche Behandlung ſeiner Frau, ferner den Mann auf 
Duldung der Zwangsvollſtreckung in das Vermögen der Frau in 
Anſpruch genommen. Beide Bekl. waren durch denſelben Anwalt 
vertreten. Durch rechtskräftig gewordene Erkenntnis vom ... hat 
das LG. die Frau klagegemäß verurteilt, dem Mann gegenüber 
jedoch die Klage abgewieſen. Die Koſtenentſcheidung lautete: 

„Der Kl. und die Bekl. Frau .. tragen die Gerichtskoſten 
je zur Hälfte; ihre außergerichtlichen Koſten werden gegeneinander 
aufgehoben. Die außergerichtlichen Koſten des Bekl. ... find von 
dem Kl. zu erſtatten.“ 

Durch Beſchluß des Gerichtsſchreibers ... find die hiernach dem 
Bekl. ... durch den Kl. zu erſtattenden Koſten auf % .. feſtgeſetzt 
worden. . 

Auf die hiergegen vom Kl. erhobene Erinnerung hat das 28. 
den Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß aufgehoben. Die Gründe führen aus: 
Unter den Koſten, wegen deren das Urteil den Bekl. einen Er⸗ 
ſtattungsanſpruch gegen den Kl. gewähre, ſeien nur ſolche zu ver⸗ 
ſtehen, die etwa ausſchließlich durch die Einbeziehung dieſes Bekl. 
in den Rechtsſtreit entſtanden ſein ſollten. Nach der Rechnung ſeines 
Anwaltes ſeien aber tatſächlich derartige Koſten nicht erwachſen. 
Die Klage ſei auf Grund eines Vertrages erhoben worden, den die 
Bekl. im eigenen Namen geſchloſſen habe und aus dem ſie allein 
hafte. Dafür, daß der Bekl., der mit ihr in Gütertrennung lebe, 
gleichwohl die Koſten für den gemeinſchaftlichen Anwalt aus eigenen 
Mitteln bezahlt habe, fehle jeder Anhalt. 

Die gegen dieſen Beſchluß vom Bekl. rechtzeitig eingelegte 
ſofortige Beſchwerde erſcheint begründet. 

Abgeſehen davon, daß die im Urteile des LG. getroffene 
Koſtenentſcheidung Rechtskraft erlangt hat, alſo für das Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahren unbedingt maßgebend bleibt, iſt ſie auch zu⸗ 
treffend. Der Fall, daß von mehreren Streitgenoſſen der eine 
obſiegt und der andere unterliegt, iſt in den Vorſchriften der ZPO. 
nicht geregelt. Teilt man die Koſten zwiſchen dem unterliegenden 
Streitgenoſſen und dem Gegner, ohne die obſiegende Streitgenoſſin 
in der Koſtenentſcheidung zu erwähnen, ſo hat dies zur Folge, daß 
der obſiegende Streitgenoſſe Erſtattung ſeiner Koſten vom Gegner 
nur in Höhe der dieſem zur Laſt gelegten Quote verlangen kann, 
im übrigen aber ſich an ſeinen unkerlegenen Streitgenoſſen halten 
muß. Dies widerſpricht dem Weſen des Zivilprozeſſes. Das Urteil 
erledigt nur das Streitverhältnis der beiden Gegner, wie in der 
Hauptſache, ſo auch im Koſtenpunkt. Das Innenverhältnis zwiſchen 
den mehreren Streitgenoſſen, insbeſondere die unter ihnen nach 
bürgerlichem Recht etwa beſtehende Koſtenerſtattungspflicht, wird durch 
die Entſcheidung nicht berührt. Das Prinzip der verhältnismäßigen 
Koſtenteilung kann daher nur zwiſchen dem unterlegenen Streit⸗ 
genoſſen und dem Gegner zur Anwendung kommen. Dieſe Grund⸗ 
ſätze der Koſtenverteilung ſind allgemein anerkannt. Vgl. Kann, 
ZP. 892 Anm. 4; Stein, ZP. 1 8100 Anm. 4; Friedlän⸗ 
der, RAGebd., 6. Aufl., 8 3 Anm. 26. Schwierigkeiten ver⸗ 


anfordern. Die Koſtenrechnung des RA. allein macht alſo noch 
nicht glaubhaft, daß in dieſer Höhe der obſiegende Streitgenoſſe 
Auslagen gehabt hat oder ſicher haben wird. Es muß hinzukommen, 
daß er auf den vollen Betrag in Anſpruch genommen wird und 
dieſen Betrag entweder ſchon gezahlt hat oder den beſonderen Um⸗ 
ſtänden nach vorausſichtlich wird zahlen müſſen. Denſelben Stand⸗ 
punkt nimmt auch das OLG. ein, da es die Quittungen über die 
Bezahlung der Koſten des gemeinſchaftlichen Anwalts eingefordert 
hat. Sind aber die gedachten Darlegungen erfolgt, iſt insbeſondere 
der volle Betrag der Koſten des gemeinſamen RA. von dem ob⸗ 
ſiegenden Streitgenoſſen bezahlt, ſo kann der Zahlende dieſen Betrag 
im vollen Umfang als ſeine Auslage erſtattet verlangen. Der Gegner 
kann ihn nicht in Höhe des nach 8426 BGB. beſtehenden Ausglei⸗ 
chungsanſpruchs auf deſſen Geltendmachung gegenüber dem anderen 
Streitgenoſſen verweiſen: denn die Auslage iſt bereits geſchehen, 
während durchaus dahinſteht, ob der Ausgleichungsanſpruch zum 
Ziel führt. Auch inſoweit ſtimmt das OLG. überein. Dagegen be» 
kämpft es die bei Walter⸗Joachim⸗Friedlaender, RAcebd. 
6. Aufl. S. 69 gemachten weiteren Ausführungen. Darauf iſt fol⸗ 
gendes zu erwidern: Durch die Zahlung der vollen Anwaltskoſten 
erwirbt der zahlende Streitgenoſſe einen Erſtattungsanſpruch gegen 
den Prozeßgegner in voller Höhe und einen Ausgleichungsanſpruch 
in Höhe der in Betracht kommenden Quote gegen den anderen 
Streitgenoſſen. In Höhe dieſer Quote haften alſo der Gegner und 
der andere Streitgenoſſe auf dieſelbe Leiſtung, die jeder ganz zu be⸗ 
wirken verpflichtet ift, während der Gläubiger ſie nur einmal for⸗ 
dern kann. Danach wären alſo in der Tat die Vorausſetzungen des 
8 421 BGB. gegeben. Das OLG. beſtreitet dies, da hier die Ver⸗ 
pflichtung beider Schuldner auf zwei ganz verſchiedenen Rechtsver⸗ 
hältniſſen beruhe, alſo kein echtes Geſamtſchuldverhältnis vorliege. 
In der Tat unterſcheidet ja eine weit verbreitete Anſicht von dem 
echten das unechte Geſamtſchuldverhältuis, das dann in Frage kom⸗ 
men ſoll, wenn die mehreren Schuldner ohne inneren Zuſammenhang 
Schuldner geworden find; dieſelbe Anſicht will auf das unechte Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis die Beſtimmungen der 88 421—426 BGB. nicht 
anwenden (vgl. z. B. Lindemann⸗Sörgel, BGB. Vorbem. III 
zu Buch II Abſchn. 6; NG. 61, 60; 67, 130/31; 79, 290; 92, 408). 
Aber dieſe Auffaſſung iſt keineswegs unbeſtritten. Namhafte Juriſten 
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urſacht nur die Formulierung der Entſcheidung. Aber auch in dieſer 
Hinſicht iſt die vom LG. gewählte Faſſung zu billigen; fie jteht 
im Einklang mit dem von Kann a. a. O. gemachten, auch durch den 
beſchließenden Senat in einer Reihe von Urteilen befolgten, Vorſchlage⸗ 
Zu Unrecht trägt aber das LG. Bedenken, aus ſeiner zu⸗ 
treffenden Entſch. nunmehr im Koſtenfeſtſetzungsverfahten die ge⸗ 
otenen Folgerungen zu ziehen. j 
Jeder von mehreren Streitgenoſſen hat das Recht, ſich durch 
einen beſonderen Anwalt vertreten zu laſſen und für die Koſten 
dieſer Vertretung von dem unterlegenen Gegner Erſatz zu verlangen. 
Rc. 14, 395; 30, 346; 31, 417. Bevollmächtigen allerdings bie 
mehreren Streitgenoſſen nur einen gemeinſchaftlichen Anwalt, ſo 
wird dadurch eine große Erſparnis an Koſten erzielt, da der Anwalt 
ſeine Gebühren nur einmal verlangen kann. (551 AAGED.) 
Auf dieſe Erſparnis hat aber der Gegner keinen Anſpruch 
„Dem gemeinſamen Anwalt haften die Streitgenoſſen für ſeine 
bebühren und Auslagen als Geſamtſchuldner (83 NAGED.). Er 
ann daher gemäß 8 421 BOB. nach feinem Belieben den ihm zur 
ſtehenden Betrag von jedem Streitgenoſſen ganz oder zum Teil 
fordern. Bis zur vollſtändigen Befriedigung des Anwalts bleiben 
ſemtliche Streitgenoffen zur Zahlung verpflichtet. Im Verhältnis 
Remander haften ſie, ſoweit nicht die zwiſchen ihnen beſtehende 
echtsbeziehung ein anderes ergibt, nach Kopfteilen. Soweit einer 
on ihnen den Anwalt befriedigt, kann er von den übrigen anteil⸗ 
mäßigen Ausgleich verlangen. In Höhe des Ausgleichungsanſpruches 
geht die Forderung des Anwalts auf ihn über. (8 426 BGB.) 
Friedländer, RNGEO., 6. Aufl., 53 Anm. 2, 9. 5 
Hat nun in dem Falle, daß von zwei Streitgenoſſen der eine 
obſiegt und der andere unterliegt, der obſiegende Streitgenoffe 
ie Forderung des gemeinſchaftlichen Anwalts vollſtändig beglichen 
tei was für den vorliegenden Fall im Widerſpruch zu der gegen⸗ 
eiligen Annahme des LG. durch die vom Beſchwerdegericht ein- 
geforderten Quittungen nachgewieſen iſt — ſo eutſteht dieſelbe 
echtslage als ob er einen beſonderen Anwalt zu feiner Vertretung 
„ächtigt hätte. Er kann nach 8 91 38D. Erſtattung sämtlicher 
de ihm verauslagten Anwaltskoſten verlangen und braucht ſich 
1 auf den ihm gegen den unterlegenen Streitgenoſſen zuſtehen⸗ 
86 Ausgleichungsanſpruch verweiſen zu laſſen: denn abgeſehen 
avon, daß deſſen künftige Befriedigung einſtweilen dahinſteht, wurde 
ie Verweiſung auf den Ausgleich dem Gegner eine Erſparnis ver⸗ 
haffen, auf die er, wie erörtert, kein Recht hat. 
18 Bis hierher folgt der Senat den Ausführungen von Fried⸗ 
änder a. a. O. A. 3 Anm. 26—28. Als beſonderer Grund gegen 
927 Zuläſſigkeit einer Verweiſung des obſiegenden Streitgenoſſen 
si feinen Ausgleichungsanſpruch wird dort noch dargelegt: durch 
= Zahlung an den Anwalt erwerbe der Zahlende ſowohl einen 
ftattungsanfpruch gegen den Prozeßgegner, als auch einen Aus⸗ 
Te Sungsanfprug gegen ſeinen Streitgenoſſen; da ein jeder dieſer 
ſa uldner die ganze Leiſtung zu bewirken habe, ſo ſeien beide Ge⸗ 
nifehulbner, und es ftehe deshalb nach 8 421 BGB. lediglich im 
Be ven des Gläubigers, von jedem Schuldner die Leiſtung ganz 
375 zum Teil zu fordern. Ein Geſamtſchuldner ſei nicht befugt, 
en Gläubiger auf den anderen Geſamtſchuldner zu verweiſen. 
geſeh Dieſer Auffaſſung vermag der Senat nicht beizutreten. Ab⸗ 
Borgen davon, daß der andere Streitgenoſſe mangels abweichender 
Nopfindarungen nicht die ganze Zahlung, ſondern nur ſeinen 
155 . zu erſetzen hat, beruht auch die Verpflichtung beider Schuld⸗ 
> auf zwei ganz verſchiedenen Rechtsverhältniſſen. Die Haftung 
dun Prozeßgegners entſteht aus dem Prozeßverhältnis in Verbin⸗ 
ie a mit der Tatſache feines Unterliegens (8 91 ZPO), während 
Haftung des anderen Streitgenoſſen auf das zwiſchen ihm und 
— nn 


joa 3 B. Staudinger, BGB. Vorbem. IV7 zu Buch II Ab⸗ 
ch 92755 Dernburg, Bürgerliches Recht 1 S. 370) unterſtellen 
prife ieſe Fälle dem Begriffe der Geſamtſchuld i. S. des BGB. und 
1 50 fi 1b. inwieweit die einzelnen Beſtimmungen etwa nicht anwend⸗ 
nicht „Folgt man der erwähnten erſten Anſicht, fo iſt 9 426 BOB. 
bie Ain e, Aber auch die Anhänger der zweiten Anſicht ſchließen 
en des § 426 BGB. aus, weil er auf der hier fehlenden 
Der gemeinſchaft der Mitſchuldner beruht (Staudinger a. a. O.; 
e a. a. O. S. 379). Der Kl. hat alſo gegen den 
Aus rliegenden Streitgenoſſen keinesfalls einen 
. gleichungsanſpruch. Gleichwohl verſchafft das 
geno 0 ihm einen ſolchen, indem es den obſiegenden Streit⸗ 
Bu zwingt, den Ausgleichungsanſpruch, den er gegen den anderen 
icht be hat, dem Kl. abzutreten. Die Begründung iſt m. E. 
18 8 erzeugend. Das OL ch. meint, es ſei „ein äußerſt unbefriedi⸗ 
Er Ban), wenn in Fallen der vorliegenden Art der Gegner 
der un 105 Streitgenoſſen beide Anwälte zu bezahlen hätte, während 
bliebe“ en Streitgenoſſe überhaupt von Anwaltskoſten befreit 
ner ber das Geſetz iſt eben anderer Meinung, ſonſt würde es dem 
auſpru 9 den unterlegenen Streitgenoſſen einen Ausgleichungs⸗ 
age ehr ves 1 nicht an Man kann auch über die Billige 
edener i in — ü i 

Oben. u 3 angeben et fein aus den Gründen, bie 

. Das OLG. hebt dem landgerichtli ü 

a ER 3 gerichtlichen Beſchluſſe gegenüber 
icio hervor, daß die l des Urteils „für 
oſtenfeſtſetzungsverfahren unbedingt maßgebend bleibt“. Das 
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dem obſiegenden Streitgenoſſen beſtehende bürgerliche Rechtsver⸗ 
hältnis zurückzuführen iſt, wie z. B. auf einen Geſellſchaftsvertrag. 
In Ermangelung eines beſonderen derartigen Innenverhaltniſſes 
regelt ſich die Ausgleichs verpflichtung im Hinblick auf 88 427, 426, 
421 BGB. in Verb. mit 8 3 RUGED. aus dem gemeinſchaftlichen 
Abſchluſſe eines Anwoltsvertrages. Hiernach kann hinſichtlich der 
Koſtenerſtattung von einem echten Geſamtſchuldverhältnis zwiſchen 
dem obſiegenden Streitgenoſſen einerſeits und dem Gegner, ſowie 
dem unterliegenden Streitgenoſſen andererſeits keine Rede ſein. 
Indeſſen genügen die übrigen Gründe, die Friedländer anführt, 
um die Unzuläſſigkeit einer Verweiſung des obſiegenden Streit⸗ 
genoſſen auf den Ausgleichungsanſpruch darzutun 8 

Es wäre jedoch ein äußerſt unbefriedigendes Ergebnis, wenn 
in Fällen der vorliegenden Art der Gegner der beiden Streitgenoſſen 
beide Anwälte zu bezahlen hätte. während der unterlegene Streit- 
genoſſe überhaupt von Anwaltskoſten befreit bliebe. Die Billigkeit 
erfordert, daß der obſiegende Streitgenoſſe gegen die vollſtändige 
Erſtattung der von ihm gezahlten Anwaltskoſten wenigſtens den ihm 
gegen den unterlegenen Streitgenoſſen zustehenden Ausgleichungs⸗ 
anſpruch an den Prozeßgegner abtritt. Dies muß Zug um Zug ge⸗ 
ſchehen, da nach Erfüllung des Erſtattungsanſpruchs dem obſiegenden 
Streitgenoſſen eine Ausgleichsforderung nicht mehr zuſteht. 

Mit dieſer Maßgabe war ſomit der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
des Gerichtsſchreibers wieder herzuſtellen. 

(OLG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 6. Nov. 1923, 2 W 99/21.) 

Mitgeteilt von IR. Dr. Ernit Auerbach, Frankfurt a. M. 

* 
Hamburg. 

28. 8625 ZPO. Die Partei, die ein Zeugnis der 
Rechtskraft des Scheidungurteils beantragt, muß das 
Notfriſtatteſt ſelbſt einholen. f) 

Das Geſetz ſchreibt in 8 625 ZPO. allerdings vor, daß Urteile, 
durch welche auf Scheidung erkannt ſei, von Amts wegen zuzuſtellen 
ſeien. Der Anſicht, daraus folge, daß der Gerichtsſchreiber, bei 
welchem beantragt ſei, die Rechtskraft eines Scheidungsurteils zu be⸗ 
ſcheinigen, auch das etwa nötige ſog. Notfriſtatteſt von Amts wegen 
einzuholen habe, kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Sie iſt im 
Geſetze nicht begründet. 

Nur dann könnte es geboten erſcheinen, den Gerichtsſchreiber, bei 
dem die Beſcheinigung der Rechtskraft eines Scheidungsurteils be⸗ 
antragt iſt, zu verpflichten, das erforderliche Notfriſtatteſt von Amts 
wegen einzuholen, wenn die Einholung desſelben dem Antragſteller 
wegen der damit für ihn verbundenen Schwierigkeiten nicht zuzumuten 
oder wenn ſie für ihn geradezu unausführbar ſein ſollte. Daß dies 
der Fall ſei, iſt aber zu verneinen. 

Die Urkunden über die Zuſtellung eines die Scheidung einer 
Ehe ausſprechenden Urteils an die beiden Prozeßparteien befinden 
ſich allerdings, da die Zuſtellung von Amts wegen geſchieht, allein in 
der Gerichtsakte. Von den Prozeßparteien beſitzt jede nur eine Ab⸗ 
ſchrift der Urkunde über die an ſie erfolgte Zuſtellung des Scheidungs⸗ 
urteils, aber keinen Nachweis darüber, wann das Urteil dem Gegner 
zugeſtellt ſei, den ſie dem Gerichtsſchreiber des Rechtsmittelgerichts, 
von dem das fog. Notfriſtatteſt auszustellen iſt, vorlegen könnte. 

Es ſteht indeſſen nichts im Wege und erſcheint für die einzelne 
Partei, welche die Rechtskraft eines Scheidungsurteils feſtſtellen und 
beſcheinigt ſehen möchte, auch nicht beſonders ſchwierig oder auch nur 
beſonders läſtig, daß fie oder ihr Vertreter in die Gerichtsakten Ein⸗ 
ſicht nehme, aus ihnen die Zeit der Zuſtellung des Urteils an den 
Gegner feſtſtelle und ſodann unter Mitteilung der ihr nunmehr be⸗ 
kannten beiden Zuſtellungsdaten bei dem Gerichtsſchreiber des Rechts⸗ 


Urteil hat dem Kl. uneingeſchränkt und vorbehaltlos 
die Erſtattung ſeiner außergerichtlichen Koſten zu⸗ 
geſprochen. Das vergißt das O LG., wenn es für den ob⸗ 
ſiegenden Streitgenoſſen nur Zug um Zug gegen Abtretung ſeines 
Ausgleichungsanſpruchs die Erſtattung eintreten läßt. Würde der 
Bekl. zur Vollſtreckung des Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes ſchreiten, fo 
müßte er die Abtretungsurkunde dem Gerichtsvollzieher aushändigen, 
alſo vorſichtigerweiſe auch für ihre Stempelung ſorgen. Wenn dann 
die Beitreibung vollkommen verſagte, hatte er den Stempelbetrag ver⸗ 
geblich verauslagt. Und wie wäre es, wenn die Beitreibung nur teile 
weiſe gelänge? Nach dem Schluſſe der Entſch. iſt offenbar erſt 
gegen vollſtändige Erſtattung der Anwaltskoſten der Aus⸗ 
gleichungsanſpruch abzutreten. Es iſt eigentlich nicht einzuſehen, wes⸗ 
halb die Billigkeit nicht auch erfordert, daß nach teilweiſer Erſtattung 
der Ausgleichungsanſpruch teilweiſe abgetreten wird. 
LER. Dr. A. Friedländer, Limburg a. d. Lahn. 


Zu 28. An ſich iſt gegen den Beſchluß nichts zu ſagen, um 
ſo mehr aber gegen das Geſetz, das zu dieſem umſtändlichen Ver⸗ 
fahren zwingt. Das Notfriſtatteſt müßte nicht von Amts wegen 
einzuholen, wohl aber von Amts wegen an den Gerichtsſchreiben 
der unteren Inſtanz mitzuteilen ſein. Dann lauft alles von jelber- 
Das Gericht hätte gar nicht in die Zwangslage verſetzt werden muſſen, 
einen Beſchluß wie den mitgeteilten faſſen zu müſſen. Auch dies 
gehört zu den unnötigen Kraftverluſten der Rechtspflege. 


Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 
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mittelgerichts bie Erteilung eines Zeugniſſes beantrage, daß binnen 
der ſich danach ergebenden Notfriſt bzw. bis zum Tage der Erteilung 
des Zeugniſſes eine Rechtsmittelſchrift gegen das Scheidungsurteil 
nicht eingegangen ſei. Den Antrag auf Erteilung der letzteren Be⸗ 
ſcheinigung zu richten, dürfte vorzuziehen ſein, weil die Angaben einer 
Partei über die Tage der Zuſtellung eines Scheidungsurteils an beide 
Teile von dem Gerichtsſchreiber des Rechtsmittelgerichts kaum als 
genügende Belege angeſehen werden dürften, um den Beginn des 
Laufes der Notfriſt danach feſtſtellen zu können. Aber auch eine der⸗ 
artige Beſcheinigung würde dem Gerichtsſchreiber der unteren Inſtanz, 
bei der ſich die Akten befinden, in Verbindung mit den in ihnen ent⸗ 
haltenen Urkunden über die von Amts wegen erfolgte Zuſtellung des 
Scheidungsurteils an beide Parteien ermöglichen und geſtatten, das 
Zeugnis über die Rechtskraft dieſes Urteils zu erteilen (vgl. eine 
andere Beurteilung eines ähnlich liegenden Falles durch das RG. in 
GruchBeitr. 33, 1199). 

Für den Gerichtsſchreiber der unteren Inſtanz würde es hin⸗ 
gegen, anders als für eine einzelne Partei, eine nicht geringe Mehr⸗ 
belaſtung bedeuten, wenn er in allen Fällen, in denen bei ihm die 
Beſcheinigung der Rechtskraft eines Scheidungsurteils nachgeſucht 
wird, gehalten ware, ſeinerſeits erſt von dem Gerichtsſchreiber des 
Rechtsmittelgerichts, ſei dies nun das OLG. oder das RG., unter 
Überſendung der Akten ein Notfriſtatteſt einzuholen. 

Danach hat das LG. es mit Recht gebilligt, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber die Erteilung eines Rechtskraftzeugniſſes abgelehnt hat, bevor 
ihm nicht von der Kl., der Antragſtellerin, ein Notfriſtatteſt bei⸗ 
gebracht ſei, und feine Pflicht, ſelbſt das Notfriſtatteſt einzuholen, ver⸗ 
neint hat. Die Beſchwerde der Kl. gegen den landgerichtlichen Beſchluß 
mußte daher unter Mitanwendung von 8 97 ZPO. zurückgewieſen 
werden. 

(OLG. Hamburg, 1. S., Beſchl. v. 1. Febr. 1924, Bs ZI 2/24.) 
Mitgeteilt von Juſtizoberſekr. Geilenfeld, Hamburg. 
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29. Zu 8 29 Abſ. 2 GKG. f) 

Nach § 29 Abſ. 2 des GKG. ermäßigt fi die Prozeßgebühr 
auf ½, wenn die Klage nach der Beſtimmung des Termins zur 
mündlichen Verhandlung jedoch „vor der mündlichen Ver⸗ 
handlung“ zurückgenommen wird. Es kommt alſo darauf an, 
was hier unter „mündliche Verhandlung“ zu verſtehen if. 
Hätte das Geſetz darunter den erſten Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung verſtanden wiſſen wollen, ſo hätte dieſer Gedanke ſeinen 
unmittelbaren Ausdruck in den Worten finden müſſen: „vor dem 
Beginne des erſten Termins zur mündlichen Verhand⸗ 
lung“. Damit wäre klargeſtellt worden, daß der Aufruf der Sache 
nach 8 220 ZPO. der Terminsbeginn und daher der hier maßgebende 

eitpunkt ſei. 

E Da das Geſetz jedoch nur von der mündlichen Verhand⸗ 
lung ſpricht, kann der Terminsbeginn nicht in Frage kommen, 
da die auch hier terminologiſch verwendbare Begriffsbeſtimmung der 
ZPO. zwiſchen Terminen (88 214 ff. und der eigentlichen münd- 
lichen Verhandlung 9 137 380.) unterſcheidet. Nach 8228 
ZPO. kann die Verlegung eines Termins, die Vertagung einer Ver⸗ 
handlung und die Anberaumung eines Termins zur Fortſetzung der 
Verhandlung auch von Amts wegen erfolgen. Die Verlegung eines 
Termins liegt vor, wenn ein Termin vor dem Aufruf auf einen 
andern verlegt wird. Vertagung der Verhandlung dagegen, wenn 
nach dem Aufruf, ohne daß die Sache verhandelt würde, ein anderer 
Verhandlungstag anberaumt wird, und die dritte Möglichkeit be⸗ 
deutet, daß eine Sache, mit deren Verhandlung ſchon begonnen war, 
in einem neuen Termin fortgeſetzt werden ſoll. 

Hier war nur ein einſeitiger Vertagungsantrag geſtellt und 
daraufhin vertagt worden, dann wurde die Klage zurückgenommen. 
Da ein einſeitiger Vertagungsantrag noch kein mündliches Ver⸗ 
handeln iſt und das Geſetz hier nicht von Terminsbeginn ſpricht, 
fo it die Klage noch rechtzeitig i. S. des 8 29 Abſ. 2 ZPO. zurück⸗ 
genommen. Ob ein zweiſeitiges Verhandeln über einen Vertagungs⸗ 
antrag, obwohl darin kein Verhandeln zur Sache läge, als münd⸗ 
liche Verhandlung angeſehen werden könnte (vgl. RG. 62, 3, 208) 
kann hier dahingeſtellt bleiben. 

Mit der hier vertretenen Auffaſſung ſtimmt überein der Komm. 
von Jonas zu 8 29, der für den Beginn der mündlichen Verhand⸗ 
lung den 8 137 3PO., alſo die Stellung der Sachanträge, ausſchlag⸗ 
gebend ſein läßt. 

(OLG. Hamburg, Beſchl. v. 30. Jan. 1924, Bs Z 4/18/24.) 
* 


30. Rechtskraft des Urteils, wenn über den Grund 
des Anſpruches rechtskräftig entſchieden iſt und im Ver⸗ 

Zu 29. Die Entſch. vertritt den zutreffenden Standpunkt, daß 
ein im Termin geſtellter Vertagungsantrag das Privilegium des 
§ 29 Abſ. 2 Gch. noch nicht beſeitigt. Zu der Frage, die der Entſch. 
des OLG. Celle JW. 1924, 103 zugrundelag, ob ein im Wider⸗ 
ſpruch mit dem Gegner geſtellter Vertagungsantrag das Privilegium 
ausſchließt, nimmt die Entſch. keine Stellung. Ich habe fie in 
meiner Anm. zur Entſch. des OLG. Celle verneint. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


20 die Höhe die volle Geldentwertung verlangt 
wird. 

Kl. hat Schadenserſatz wegen Nichtlieferung von Waren ver⸗ 
langt, in Höhe von 46 080 /. Ihr Anſpruch iſt dem Grunde nach 
rechtskräftig für berechtigt erklärt worden. 

Bekl. hat daraufhin Hauptforderung nebſt Zinſen und Koſten 
bezahlt und wendet gegen den im Verfahren über die Höhe er⸗ 
hobenen Geldentwertungsſchaden der Kl. ein, daß das Zwiſchen⸗ 
urteil des OLG. nur über den Klaganſpruch in Höhe von 46080 % 
dem Grunde nach rechtskräftig habe entſcheiden können. Der nun⸗ 
mehr geforderte erhöhte Schaden ſei daher dem Grunde nach aber⸗ 
mals nachzuprüfen. 

Vom Od. wurde Bekl. antragsgemäß verurteilt. In den 
Gründen heißt es: 

Kl. hat einen Schadenserſatz geltend gemacht. War in ſolchen 
Fällen vom Kl. Erſatz des ihm erwachſenen Schadens noch nicht 
beſchafft, ſo ſtand die Rechtſprechung bereits in mehrfach ausgeſpro⸗ 
chenen Entſch. auf dem Standpunkte, daß der Kl. bis zum Erlaß 
des Schlußurteils der Berufungsinſtanz berechtigt ſei, den Klagantrag 
in der Hauptſache und in bezug auf Nebenforderungen zu erweitern, 
daß ihn demnach hieran nicht der Umſtand hindere, daß er bis 
zum Erlaſſe des Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruches 
nur den geringeren Betrag des urſprünglichen Klagantrages ge⸗ 
fordert habe, und erſt im Verfahren über den Betrag den nunmehr 
angemeſſenen Werterſatz fordere (RG. 101, 420; NG. JW. 1923, 
457; vgl. auch Hirſchfeld JW. 1923, 112 ff., insbeſ. 114 a.). 

Dasſelbe muß auch gelten in vorliegendem Falle, in dem Kl. 
bei Eindeckung im Mai 1922 einen Schaden von 4680 % (Klag⸗ 
forderung) erlitten hat und nunmehr den Verzugsſchaden geltend 
macht. Vorliegendenfalls können Bedenken dagegen nicht aufkommen, 
daß das Zwiſchenurteil, das den damals geltend gemachten An⸗ 
ſpruch dem Grunde nach für berechtigt erklärt, auch für den er⸗ 
höhten Anſpruch maßgebend iſt, denn es ſteht rechtskräftig feſt, daß 
die Bekl. den Eindeckungsſchaden zu tragen hatte und es iſt nicht 
zweifelhaft, daß ſie in Verzug geraten iſt (RG. 50, 418). 

(OLG. Hamburg, Urt. v. 28. Febr. 1924, Bf VI 513/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 


Hamm. “= 
31. Koſtenerſtattungsanſpruch bes Armenanwalts. f) 
Gegen die Bekl. iſt im Dez. 1922 vor dem LG. eine Lieferungs⸗ 
klage erhoben, in welcher der Beſchwerdeführer die Bekl. zunächſt als 


Zu 30. Das vorliegende Urteil entſcheidet die jetzt in zahl⸗ 
loſen Prozeſſen auftauchende Frage über die Tragweite der Rechts⸗ 
kraft eines Zwiſchenurteils über den Grund des Anſpruches gegen⸗ 
über dem im Verfahren über die Höhe nachgeſchobenen Geldent⸗ 
wertungsanſpruch in zutreffender Weiſe. 

Die Rechtslage iſt nicht anders, wenn der Entwertungsanſpruch 
in einem beſonderen neuen Prozeſſe geltend gemacht wird, nachdem 
im Vorprozeß über den eingeklagten Papiermarkbetrag rechtskräftig 
entſchieden iſt, und der Kl. ſich im Vorprozeß, oder bei Zahlung 
durch den Gegner alle Rechte bezüglich Erſatz des Geldentwertungs⸗ 
ſchadens vorbehalten hat. 

Die gegenteilige, im vorliegenden Falle vom Bekl. vertretene 
Auffaſſung, würde in der Praxis nicht nur zu unhaltbaren Ergeb⸗ 
niſſen führen — man denke beiſpielsweiſe an den Fall, daß das 
Gericht im Nachprozeß bzw. im Prozeß über den Grund des An⸗ 
ſpruches anders beſetzt iſt, als im Vorprozeß und daß infolgedeſſen 
zwei verſchiedenartige Urteile über den Grund des Anſpruches 
ergehen können —, ſondern würde auch, wie nicht näher ausgeführt 
zu werden braucht, dem böswilligen Schuldner erwünſchte Gelegenheit 
geben, den Rechtsſtreit zu verſchleppen. 

In rechtlicher Beziehung darf ich auf einen demnächſt in der 
IW. erſcheinenden Aufſatz verweiſen, in dem ich zu der m. E. un⸗ 
richtigen Auffaſſung Henſchels in JW. 1924, 158, Stellung nehme. 

Die von mir vertretene Anſicht hat inzwiſchen eine weitere 
Stütze erfahren durch die Bemerkungen von Marx in JW. 1924, 
395, bezüglich der Verjährung von Geldentwertungsanſprüchen. 

Marx erklärt mit Recht, daß der Geldentwertungsanſpruch 
kein Teil des erſterhobenen Anſpruches ſei, ſondern gewiſſermaßen 
ein Supplement und daher die rechtzeitig erhobene Klage auf Papier⸗ 
mark auch die Verjährung, hinſichtlich der Geldentwertungsanſprüche 
unterbräche. . 

Gerade dieſe Erwägungen zeigen mit Deutlichkeit, zu welchen 
unbilligen Ergebniſſen die Auffaſſung von Henſchel und Anderen 
führen, die in dem nachgeſchobenen Geldentwertungsanſpruch einen 
vollkommen neuen Anſpruch erblicken, der nicht von der Rechtskraft 
des Vorprozeßurteils umfaßt wird, und der ſomit logiſcherweiſe in 
zahlreichen Fällen bereits verjährk ſein muß, obwohl der Haupt⸗ 
anſpruch rechtzeitig erhoben war. 

RA. Dr. Gotthard Brandis, Hamburg. 


Zu 31. Eine vortreffliche und forgfältig gearbeitete Entſch., 
der man die Spezialiſierung des Sen. (vgl. JW. 1922, 514%) 
überall anmerkt. Ich ſtimme dem Beſchluß in den Ergebniſſen 
ausnahmslos, in der Begründung faſt durchweg bei. Völlig zu⸗ 
treffend ſind die Ausführungen über den Umfang der Erſtattungs⸗ 
pflicht des Staates bei Beſtellung des bisherigen Wahlanwalts zum 


58. Jahrg. 1924 Heft 13] 


e vericat. Nachdem in er Sache Beweis angeordnet und 
cw . erledigt war, wurde unter Beiordnung des Be⸗ 
— 0 eführers als Armenanwalt ſeiner Partei auf ſeinen Antrag 
ſchluß Beſchluß v. 1. Dez. 1923 das Armenrecht bewilligt; der Be⸗ 
1923 iſt der armen Partei und dem Beſchwerdeführer am 6. Dez. 
Ver zugeſtellt worden. Am 14. Dez. 1923 erging nach erneuter 
it Handlung Urteil. Dieſes wurde am 18. Jan. 1924 zugeſtellt und 
i geworden. In dem Urteil wurden die Koſten des 
Mal eng der armen Partei auferlegt; durch Beſchluß v. 4. Jan. 
21 . der Streitwert auf 336 Billionen Mark feſtgeſetzt. Am 
Kot ez. 1923 beantragte der Beſchwerdeführer Erſtattung ſeiner 
12.0 als Armenanwalt aus der Staatskaſſe; er beantragte, die 
für = über die RAGEbDO. v. 27. Sept. 1923 (RGBl. 912) mit dem 
— 9 717 14. Dez. 1923 gültigen Inder — 1515 Milliarden — 
Barveis e zu legen. Er verlangte Prozeß⸗ und Verhandlungs gebühr, 
Ausser = und weiteren Verhandlungsgebühr, Gebühr „hierfür“ und 
jaeiußfteuer, insgefamt 87,145 Billionen Mark, Der Gerichte, 
Verhand ſetzte in ſeinem Beſcheid v. 8. Jan. 1924 nur die weitere 
02581 9agebühr und Umſatzſteuer hiervon, insgeſamt 12,945 
Tung bes 18,203 Billionen = 13,25 Goldmark feſt. Die Erinne- 
15 75 Beſchwerdeführers, mit der er lediglich die Abſetzung der 
Verha di als berechtigt anerkannte, und mit der Prozeßgebühr, 
e Tungsgebühr, Koſtenfeſtſetzungsgebühr und Umſatzſteuer (ins⸗ 
efter 4,381 Billionen) weiter verlangt wurden, blieb erfolglos. 
en legte Beſchwerde ein. Auf Anfrage hat der Beſchwerdeführer 
und “ii t, daß er von feiner Partei am 23. Jan. 1923 25000 % 
Beträge 19. Juni 1923 500 000 % Vorſchuß bekommen habe; dieſe 
wachsen wolle er auf die vor der Beſtellung zum Armenanwalt er⸗ 
ene Beweisgebühr verrechnen. 
hätte der das Urteil erſt am 18. Jan. 1924 zugeſtellt worden iſt, ſo 
tret en n nach der am 1. Jan. 1924 in Kraft ge⸗ 
tiggen 13.80, über die Racheb o. v. 13. Dez. 1923 ( Bl. 
hat A Art. VII dieſer VO. liquidieren können. In der 13. VO. 
ſchäſſe Geſetzgeber zum erſtenmal für Zahlungen, insbeſondere Vor⸗ 
nungsſe einen Umrechnungsmaßſtab (Goldzollaufgeld, Goldumrech⸗ 
Art. Uu vgl. Art. VII Abh. 2 und Art. 1 Abſ. 2) aufgeſtellt. Nach 
der 12 en dieſer VO. ift der Beſchwerdeführer berechtigt, nach 
dieſe ih v. 27. Sept. 1923 (RGBl. 912) zu liquidieren, da 
12. B zm weſentlich günſtiger im vorliegenden Falle iſt. In der 
für die 0 ein Umrechnungsmaßſtab nicht gegeben. Es kann daher 
ohne wei rechnung von Vorſchüſſen auf Grund der 12. Vd nicht 
maßſtab 051 der in der 13. VO. erſtmalig enthaltene Umrechnungs⸗ 
8 Voldzollauſgeld, Goldumrechnungsſatz) angewendet werden. 
Bewei cn hat die Prozeßgebühr, Verhandlungsgebühr und 
rechts ent de geſtrichen, weil dieſe vor Bewilligung des Armen⸗ 
9 Bade ſeien. Nach 885 RAGEbD. werden die Gebühren 
pflichtung, ie Auftraggeber gegenüber fällig, ſobald über die Ver⸗ 
gung . ſie zu tragen, eine Entſch. ergangen iſt, ſowie bei Beendi⸗ 
daß der ang oder bei Erledigung des Auftrags. Richtig iſt, 
Partei ford eſchwerdeführer die genannten drei Gebühren von der 
5 le ern konnte, als er zum Armenanwalt beſtellt wurde; denn 
Abſe Leitpuntte war der Auftrag als Wahlanwalt erledigt. Die 
jedenfalls 75 Beweisgebühr der Staatskaſſe gegenüber iſt hiernach 
1 egründet, da eine Beweisaufnahme nach der Beſtellung 
erkennt . nicht mehr erfolgt iſt, und der Beſchwerdeführer 
und Verha sr an. Dagegen kann der Abſetzung der Prozeß⸗ 
die eine r ungsgebühr nicht beigetreten werden. Eine Tätigkeit, 
ſein Nene und Verhandlungsgebühr entfaltet. Deshalb iſt 
erwachſen ich auf dieſe drei Gebühren auch der Staatskaſſe gegenüber 
18. Aug 1940 Friedländer, Komm. zu den Reichsgeſetzen v. 
teiligen Anſich und 6. Febr. 1923 S. 44 Anm. Za). Der gegen⸗ 
v. 6. Febr 1 von Jonas, erſter Nachtrag zum GKG. (Geſetz 
iſt allerdings ) $1 Anm 3 kann nicht beigetreten werden. Richtig 
Auftraggeber daß der Beſchwerdeführer jede Gebühr von demſelben 
Darauf . einmal beauſpruchen kann (vgl. 823 RAGEbD.). 
ſchwerdefllhre 1 daß die Partei und die Staatskaſſe dem Be⸗ 
Auwalt heraus beide auf das Ganze haften. Hat die Partei fie dem 
kaſſe fordern Nicht ſo kann er fie nicht nochmals aus der Staats- 
weitere Verhandluctt berechtigt iſt dagegen der Anſpruch auf die 
Beſchwerdefüh ungsgebühr der Staakskaſſe gegenüber. Wenn der 
1 n ſeiner Partei gegenüber Anſpruch auf die weitere 
Armen ann 
Fachtran ae. at Walter-Joahim-Zrieblaender, erſter 
118 VIII Abſ. 5 des 5 1 völlig zutreffend die Anwendung des 
der Gold Gebo eſetzes v. 18. Aug. 1923 mit Art. VII Abf. 4 
züglich der An (gl. meine Ausführungen in JW. 1924, 452). Be- 
zum Armeng rechnung von Zahlungen auf die vor der Beſtellung 
Grund des N 2 . Gebühren deckt ſich die von mir auf 
al, Beſchluſſes erſt GB. vertretene Anſicht im Ergebnis mit der 
von ſeiner Par Nachtrag Teil B Anm. 19). — Da der An⸗ 
fordern hat (e, Kartei eine volte Gebühr als Wahlanivalt zu 
dae dee I e e ge le 
g mmen RR, Falle mit Rückſicht auf die in Be⸗ 
dazu f de zu enen gegenſtandslos. Im übrigen iſt 
er Aufwertu en: daß die 12. DD. mie ihre Vor⸗ 
Art Vrpier handelt es ung der Vorſchüſſe nicht regelt, iſt richtig. 
end Abſ. 2 der Gold 60. einen Fall, in dem an ſich nach 
ung kommt, da di 5 O. dieſe (alſo die 13. VO.) zur An⸗ 
a ie Inſtanz erſt nach dem 1. Jan. 1924 be⸗ 
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Verhandlungsgebühr (8 17 RAGEBD.) auch gehabt haben würde, da 
ihm die Verhandlungsgebühr zuſtand und er die Partei in der 
früheren Verhandlung, die zu dem Beweisbeſchluſſe geführt hat, ver⸗ 
treten hat, ſo kann er ſie vorliegend der Staatskaſſe gegenüber nicht 
deshalb fordern, weil am 14. Dez. 1923 — nach Bewilligung des 
Armenrechts — eine Anwartſchaft auf die weitere Verhandlungs⸗ 
gebühr möglicherweiſe beſtand. Der Staatskaſſe gegenüber iſt die 
Sachlage vielmehr ſo anzuſehen, als wenn ein neuer Anwalt be⸗ 
ftellt worden wäre. Daß dieſer aber nicht Anſpruch auf die weitere 
Verhandlungsgebühr nach § 17 RAGEDD. hat, iſt zweifellos. Der 
Staatskaſſe gegenüber kann es keinen Unterſchied begründen, daß die 
Wahl auf denſelben Anwalt gefallen iſt; dieſer hat vielmehr vor⸗ 
liegend nur Anſpruch auf die Gebühren wie ein neuer Anwalt. 
Eine Abſetzung der von der Vorinſtanz zugebilligten weiteren Ver⸗ 
handlungsgebühr konnte erfolgen, da im Endergebnis eine Erhöhung 
des in der Vorinſtanz zugebilligten Betrags eintritt. Nicht berechtigt 
iſt eine Gebühr für den Antrag des Armenanwalts, wie der Sen. 
in ſtändiger Rechtſprechung entſchieden hat. 4 

Die Frage, in welcher Weiſe die geleiſteten Vorſchüſſe im vor⸗ 
liegenden Falle zu verrechnen find, hat den Gen. wiederholt be⸗ 
ſchaftigt. (Beſchluß v. 7. April 1921 — 10 W 25,21 — JW. 1921, 
908 8; Beſchluß v. 14. Nov. 1921 — 10 W 10421 — JW. 1922, 
5144; Beſchluß v. 22. Juni 1922 — 10 W 37/2 — Beſchluß v. 
13. Juli 1922 — 10 W 77/22). Die Beſchlüſſe ſind ſämtlich zum 
Geſetz v. 18. Dez. 1919 ergangen. In dem erſten, dritten und vierten 
Beſchluß wird anerkannt, daß der Armenanwalt das von der Partei 
oder anderer Seite Erhaltene zunächſt auf die Gebühren verrechnen 
darf, ſo daß er wegen der Pauſchſätze ſich an die Staatskaſſe halten 
durfte; im zweiten Fall war eine ankeilmäßige Tilgung der Gebühren 
und der Pauſchſätze durch das von der Partei oder dritter Seite 
Gezahlte angenommen worden. Bereits in dem 3. Beſchluß hatte ſich 
der Sen. eine Reviſion ſeiner im 2. Beſchluß niedergelegten Anſicht 
vorbehalten. Bei dem Schweigen des Geſetzes (ſowohl des Geſetzes 
v. 18. Dez. 1919 und des jetzt in Frage kommenden v. 6. 2. 1923) 
iſt es in Anbetracht der Tendenz des Geſetzes, die Anwälte zu be⸗ 
günſtigen, angebracht, das Gezahlte dem Anwalt zur Verrechnung auf 
ſeine ſonſtige Gebührenforderung zu belaſſen. Hiernach iſt der Be⸗ 
ſchwerdeführer berechtigt; den Vorſchuß zunächſt auf die Beweis⸗ 
gebühr zu verrechnen, deren Erſtattung er nicht aus der Staatskaſſe 
verlangen kann. 

In welcher Höhe der Vorſchuß nach der 12. VO. anzurechnen 
iſt, insbeſondere ob und wie er aufzuwerten iſt, darüber iſt in der 
12. VO. nichts geſagt. An Vorſchüſſen ſind am 23. Jan. 1923 
25000 und am 19. Juni 1923 500 000 % gezahlt; die Beweisgebühr 
betrug nach der 12. VO. 12,95 Billionen Mark. Daß nicht unter 
Zugrundelegung des Goldzollaufgeldes (am 23. Jan. 1923 1% 
1849 %; am 19. Juni 1923 1 % = 14319,%) aufzuwerten iſt, 
iſt oben bereits dargelegt. Auch Umrechnung nach Goldmark (am 
23. Jan. 1923 1 Goldmark = 4761 %; am 19. Juni 1923 1 Gold⸗ 
mark 28 928 /) kommt nicht ohne weiteres in Betracht, wiewohl 
Anwälte nach dieſem Maßſtab bisweilen anzurechnen pflegen. Rechnet 
man Papiermark = Papiermark, dann wären die Vorſchüſſe bei 
weitem erſchöpft. Man könnte auch an eine angemeſſene Aufwertung 
nach Billigkeitsgründen oder Aufwertung unter Zugrundelegung des 
Index (Inder im Januar 1923 1120; im Juni 1923 7650) 
denken. Indeſſen braucht bei dem Schweigen des Geſetzesgebers im 
vorliegenden Falle keine grundſätzliche Stellung zu dieſer ſchwierigen 
Frage, die für das neuere Recht jetzt durch den Geſetzgeber gelöſt iſt, 
genommen zu werden. Der Sen. vermag im vorliegenden Falle die 
Verrechnung der Vorſchüſſe auf die Beweisgebühr, wie dies der 
Beſchwerdeführer tut, nicht zu beanſtanden. 

Hiernach waren zwei Gebühren und Umſatzſteuer (25,89 - 25,89 
1,29 Billionen Mark; zuſammen abgerundet 53,10 Goldmark) zu⸗ 
zuſprechen. Da die Beſchwerde im weſentlichen Erfolg hatte, ſo er⸗ 
geht dieſe Entſch. gebührenfrei (89 6, 38 GG.) . 

(OG. Hamm, 10. 3S., Beſchl. v. 14. April / 8. Mai 1924, 10 N 58/24.) 
Mitgeteilt von OSR. Mildner, Hamm 1. W. 


Kiel. 3 

32. Erſtattungsanſpruch des Armenanwalts bei Er- 
höhung des Klageantrages.) 

Der Vormund des Kl. hat Anfang Nov. 1922 für den Kl. die 
endet war. Nur die Höhe der Vergütung richtet ſich nach der 
12. VO., wenn die hiernach bis zum 1. Jan. 1924 erwachſenen Ge⸗ 
bühren und Auslagen mehr betragen, als die Geſamtvergütung bis 
zum Ende der Inſtanz nach der GoldcebD. betragen würde. Aber 
auch die ſo berechnete Vergütung iſt in Gold umzurechnen, iſt eine 
Schuld, die auf der GoldGebD. beruht und auf die Art. VII Abſ. 2 
der 13. VO. auch hinſichtlich der Anrechnung und Aufwertung von 
Vorſchüſſen Anwendung finden muß. 

RA. Dr. Friedlaender, München. 

Zu 32. Auf vorſtehende Entſch. trifft das zu, was zu dem 
Beſchluß des OLG. Düſſeldorf JW. 1923, 94917 bemerkt wurde, daß 
fie nämlich recht formaliſtiſch iſt. Es würde viele überflüſſige Arbeit 
verurſacht haben, wenn in dem raſchen Verlaufe der Geldentwertung 
fortwährend neue Armenrechtsgeſuche hätten geſtellt und verbeſchiedon 
werden müſſen. Dieſelben hatten auch zu einer gerade in Unter⸗ 
haltsſachen beſonders bedenklichen Prozeßverſchleppung führen können. 

IR. Merzbacher, Nürnderg. 
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Bewilligung des Armenrechts zwecks Erhebung einer Klage auf Er- 
höhung von Unterhaltsbeiträgen nachgeſucht und im Armenrechts⸗ 
geſuch den Antrag geſtellt, an den Kl. ſtatt der bisherigen 900 % 
eine jährliche Unterhaltsrente von 30 000 % zu zahlen. Durch Be⸗ 
ſchluß v. 10. Nov. 1922 iſt dem Kl. das Armenrecht bewilligt und ihm 
als Armenanwalt der RA. V. beigeordnet worden. Anfang Dez. 1922 
ſtellte der Prozeßbevollmächtigte des Kl. die Klage zu, in der der An⸗ 
trag geſtellt wurde, den Bekl. zu einer jährlichen Unterhaltsrente von 
480 000 % zu verurteilen. Der Prozeß iſt durch Vergleich erledigt. 

Das LG. hat den Streitwert auf 6 Millionen Mark feſtgeſetzt. 

Der Armenanwalt des Kl. hat im März 1923 beantragt, ſeine 
Gebühren nach einem Streitobjekt von 6 Millionen Mark feſt⸗ 
zuſetzen. Der Gerichtsſchreiber des LG. hat durch Koſtenfeſtſetzungs⸗ 
beſchluß v. 16. Mai 1923 die Gebühren und Pauſchſätze des Armen⸗ 
anwalts nach einem Objekt von 375 000 % feſtgeſetzt, weil dem Kl. 
das Armenrecht nur für einen jährlichen Unterhaltsbetrag von 
30 000 % bewilligt worden ſei. Auf die Erinnerung des Prozeß⸗ 
bevollmächtigten hat das LG. durch Beſchluß v. 1. Juni 1923 die 
dem Armenauwalt aus der Gerichtskaſſe zu erſtattenden Koſten nach 
einem Streitwert von 1875 000 % berechnet, und zwar mit der 
Begründung, daß das vom Gerichtsſchreiber richtig errechnete Objekt 
von 375000 % ſich im Laufe des Rechtsſtreits erhöht und eine 
entſprechende Erhöhung des im Armenrechtsgeſuch geforderten Be⸗ 
trages ohne weiteres gerechtfertigt Hätte. 

Die Beſchwerde iſt unbegründet. Die Bewilligung des Armen⸗ 
rechts erfolgt im Rahmen derjenigen Anträge, die die arme Partei 
im Armenrechtsgeſuch für die zu erhebende Klage ankündigt. Nur 
inſoweit hat die beabſichtigte Rechtsverfolgung der Prüfung des 
Gerichts unterlegen und nur inſoweit iſt das Armenrecht bewilligt 
worden. Die Auſicht des LG., daß die Bewilligung des Armenrechts 
mit der Begrenzung auf 30 000 % ſinngemäß auch eine der Geld⸗ 
entwertung entſprechende Erhöhung dieſes Antrages umfaſſe, iſt 
rechtsirrtümlich, ebenſo wie die Auffaſſung des Beſchwerdeführers, 
daß in ſolchen Fällen auch ein Hinausgehen über den urſprünglichen 
Antrag, das durch ein vernünftiges und berechtigtes Intereſſe des 
Kl. begründet würde, durch die Bewilligung des Armenrechts gedeckt 
werde. Denn ob ein ſolches Intereſſe vorliegt und ein Hinausgehen 
über denn urſprünglich angekündigten Anſpruch rechtfertigt und 
ob ein ſolcher erweiterter Anſpruch nicht ausſichtslos erſcheint, iſt 
ja gerade vom Gericht jedesmal beſonders zu prüfen, ehe ein ſolcher 
Antrag im Armenrecht geſtellt werden kann. Desgleichen bedarf es 
einer jedesmaligen Vorprüfung durch das Gericht, in welcher Höhe 
eine etwaige Geldentwertung vorliegt und in welcher Höhe eine hier⸗ 
mit begründete Erweiterung des beabſichtigten Antrages nicht aus⸗ 
ſichtslos erſcheint. Der gegenteilige Standpunkt würde zu einer Un⸗ 
ſicherheit gerade für die arme Partei führen, da ſie bei einer von 
ihr beabſichtigten Erhöhung ihres Antrages ſtets gewärtig ſein müßte, 
daß ihr Koſten zur Laſt fallen, ſoweit ſich etwa fpäter herausſtellen 
ſollte, daß die Geldentwertung von der armen Partei nicht zutreffend 
bemeſſen iſt, oder daß ihr ein begründetes Intereſſe zur Erweiterung 
ihres Antrages gefehlt hat. 

Demgemäß ſind die Koſten des Armenanwalts vom Gerichts⸗ 
ſchreiber des LG. zutreffend nach einem Streitwert von 375 000 % 
berechnet worden. 

Die Beſchwerde war aber zurückzuweiſen, da eine Abänderung 
des landgerichtlichen Beſchluſſes zuungunſten des Beſchwerdeführers in 
dieſem Verfahren nicht möglich iſt. 

(OLG. Kiel, 2. S., Beſchl. v. 10. Juli 1923, 2 W 131/23.) 
Mitgeteilt von Senpräſ. Dr. Matthieſſen, Kiel. 
* 


n. 

33. Streitwert bei Rentenanſprüchen aus 8 845 BGB. 
Der erkennende Sen. hat ſich in ſtändiger Rechtſprechung in 
Übereinſtimmung mit der Praxis des KG. und unter Ablehnung des 
vom RG. eingenommenen Standpunkts dahin ausgeſprochen, daß der 
810, Abſ. 2 GKG. auch auf Rentenanſprüche aus $ 845 BGB. An⸗ 
wendung finde, demnach bei der Streitwertfeſtſetzung der einjährige 
Bezug der Rente maßgebend ſei. Der Sen. hat keine Veranlaſſung, 
von ſeiner bisherigen Rechtſprechung abzuweichen. 

(Os. Köln, 9. 38., Beſchl. v. 31. Jan. 1924, 9 W 4/24.) 
Mitgeteilt von RA. Meuret, Stuttgart. 

* 
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München. 

34. 5 520 Ab ſ. III ZPO. Wiedereinſetzung gegen Ver⸗ 
fäumung der Friſt. f) 

Das OLG. München beſtimmt gemäß § 520 Abſ. III nach Be⸗ 
rufungseinlegung eine Friſt zur Vorlage des Nachweiſes über die 
Einzahlung des Gerichtskoſtenvorſchuſſes. Die Rechnungsführung des 
OLG. beſtimmt ihrerſeits wieder eine Friſt zur Einzahlung des 
Vorſchuſſes bei ihr; nach Ablauf dieſer Friſt, die erheblich kürzer 
iſt als die erſtgenannte Friſt, überweiſt ſie die Koſtenrechnung dem 
Finanzamt zur zwangsweiſen Einhebung; erfolgt nach Ablauf der 
von der Rechnungsführung geſtellten kürzeren Friſt die freiwillige 
oder die zwangsweiſe Einzahlung des Vorſchuſſes beim Finanzamt 


Zu 34. Das in dieſer Entſch. wiedergegebene Verfahren, 
wie es in Bayern geordnet iſt, erſcheint noch umſtändlicher als das 
preußiſche. Während hier dem Anwalt die Friſt mitgeteilt wird, 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


und legt der Einzahlende innerhalb der gerichtlich beſtimmten Friſt 
des § 520 Abſ. III den Nachweis über Einzahlung beim Finanzamt 
dem Gerichte vor, ſo gilt der Nachweis als vollgültig erbracht. 
Geſchieht aber die Einzahlung innerhalb der kürzeren, von der 
Rechnungsführung geſetzten Friſt bei der Rechnungsführung, ſo 
legt dieſe von ſelbſt den Akt mit der Konſtatierung der Einzahlung 
dem Gericht vor, und es hat ſich die Praxis herausgebildet, daß 
dieſe Vorlage der Akten ſeitens der Rechnungsführung dem Gericht 
als Nachweis i. S. des § 520 Abſ. III genügt. 

Der Berufungskl. wollte innerhalb der gerichtlichen Friſt, aber 
nach Ablauf der von der Rechnungsführung geſtellten Friſt, den 
Vorſchuß bei der Rechnungsführung einzahlen; dieſe verwies ihn an 
das Finanzamt. Dort zahlte der Berufungskl., bzw. der hiermit 
beauftragte Büroangeſtellte des berufungsklägeriſchen Anwalts 
innerhalb der gerichtlichen Friſt den Vorſchuß ein. Der die Ein⸗ 
zahlung entgegennehmende Beamte des Finanzamts erklärte dent 
Bürvangeftellten, daß die Gerichtsakten mit dem Nachweis der 
Einzahlung dem OLG. rechtzeitig vorgelegt wurden. Im Ver⸗ 
trauen hierauf teilte der Büroangeſtellte ſeinem Anwalt nichts 
weiteres mit, und es unterblieb daher die Vorlage des Nach⸗ 
weiſes, trotzdem der Vorſchuß innerhalb der Friſt eingezahlt war. 

Das OLG. gab den Wiedereinſetzungsgeſuch ſtatt aus folgen⸗ 
den Gründen: 

RA. A. hat glaubhaft gemacht, daß er die Einzahlung der 
verlangten Prozeßgebühr bei Gericht angeordnet hat; er durfte alſo 
damit rechnen, daß er, da die Einzahlung bei Gericht bekannt ſein 
würde, von der Pflicht, dem Gerichte die Zahlung nachzuweiſen, ent⸗ 
hoben ſein würde. Wenn dann aber doch die Zahlung bei dem 
Finanzamte, ſtatt bei der Gerichtsſchreiberei erfolgte, und das mit 
Ausführung der Zahlung beauftragte Kanzleiorgan des RA. A. 
dieſen von der mit einer Abänderung erfolgten Ausführung des 
Auftrages nicht verſtändigte, weil es von der Notwendigkeit, dieſen 
an und für ſich wenig belangvollen Umſtand, dem Anwalt mit⸗ 
zuteilen, keine Kenntnis hatte, ſo liegt darin ein Zuſammentreffen 
von Umſtänden, welche in ihrem Zuſammenwirken nicht voraus⸗ 
geſehen werden konnten. Die dadurch herbeigeführte Unterlaſſung 
der Erbringung des Zahlungsnachweiſes erſcheint daher als ein 
Ereignis, das unter den gegebenen, nach der Beſonderheit des 
Falles zu berückſichtigenden Umſtänden auch durch die äußerſte, 
dieſen Umſtänden angemeſſene und vernünftigerweiſe geforderte Sorg⸗ 
falt weder abzuwehren noch in ſeinen Folgen zu vermeiden war. 
Gemäß 88233 und 238 ZPO. ſchien es deshalb angemeſſen, 
dem Berufungskl. die erbetene Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand zu gewähren. 

(OLG. München, 1. 36., Beſchl. v. 14. Nov. 1923, N 969/23.) 


* 

35. Gef. v. 13. Dez. 1923 (NGBL. 1186) über die Er⸗ 
ſtattung der Prozeßkoſten Art. I Abſ. 2 S. 2; Art. II S. 2; 
kosten. des Erſtattungsanſpruchs für Rechtsanwalts⸗ 
koſten. f. 

Die Kl. beantragte Feſtſetzung der Prozeßkoſten auf 717,96 
Goldmark, wobei ſie die angeſetzten drei vollen Anwaltsgebühren 


innerhalb deren die Prozeßgebühr einzuzahlen iſt, der Partei aber 
nur die Zahlungsaufforderung zugeht, ſo daß das Inlauftreten der 
Friſt von zwei Momenten abhängig iſt, der Friſtbeſtimmung an den 
Anwalt und dem Zugehen der Gerichtskoſtenrechnung an die Partei, 
wird das Verfahren in Bayern weiter kompliziert durch ein neben⸗ 
her betriebenes Zwangseinziehungsverfahren. 

Im gegebenen Falle war die Zahlung innerhalb der vom 
Vorſitzenden des Prozeßgerichts beſtimmten Friſt erfolgt, aber nicht 
innerhalb der von der Rechnungsführung beſtimmten Friſt, nach 
deren Ablauf die zwangsweiſe Einhebung eingeleitet wird. Die Be⸗ 
rufung war als unzuläſſig verworfen worden, weil der Nachweis der 
Einzahlung an das Finanzamt, das die zwangsweiſe Einziehung be⸗ 
ſorgt, bei Gericht nicht rechtzeitig erfolgt war. 

Das Gericht hat Wiedereinſetzung gewährt, indem es dem Au⸗ 
walt die Unterlaſſung ſeines Angeſtellten nicht zur Laſt legte, der 
die Einzahlung des Betrages an das Finanzamt, anſtatt an die 
Gerichtskaſſe dem Anwalt nicht mitteilte. Bei der ganzen Sachlage 
wird dieſer Entſch. durchaus zuzuſtimmen ſein. Sie läßt im übrigen 
erkennen, daß das OLG. München die Beſtimmung des 8 520 Abf. 3 
ZPO., die dem Wortlaut nach auf die Tatſache des Nachweiſes ab⸗ 
ſtellt und die Zahlung allein nicht genügen läßt, freier dahin aus⸗ 
legt, daß es entſcheidend nur auf die Tatſache der rechtzeitigen 
Einzahlung ankommt, und der Eingang der Zahlungsanzeige ſeitens 
der Gerichtskaſſe an das Gericht genügt haben würde, um die Friſt 
zu wahren. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


Zu 35. Die Entſch. des LG., welche ſich nur mit der Frage 
befaßte, wie hoch die von der Partei ihrem Anwalt geſchuldeten 
Koſten waren, hat dieſe Koſten richtig berechnet. Ich verweiſe hierzu 
auf meine Ausführungen in JW. 1924, 452 und Bayr. 1924, 55. 
Das OLG. prüfte dagegen lediglich die Frage, welche Koſten der 
Partei vom Gegner zu erſetzen ſeien, und gelangte hierbei zu einer 
höchſt überraſchenden Auslegung des Geſetzes über die Erſtattung 
von Prozeßkoſten (PrKErſtGGeſ.). Dieſe Auslegung iſt nicht zus 
treffend. Rechtsanwaltskoſten, die ſchon dem Anwalt gegenüber in 
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En Streitwert von 6317,68 Goldmark mit je 229,44 Gold⸗ 
Aber has Sie ging bei dieſer nach Maßgabe der 13. VO. 
0 0 ie RAGebO. v. 27. Sept. 1923 (RG Bl. 912) erfolgten Be⸗ 
Mhrens davon aus, daß die höchſte während der Dauer des Ver⸗ 
15 in Geltung geweſene Reichsinderziffer für Lebenshaltung 
De 535 Milliarden der Berechnung zugrunde gelegt werden könne. 
En Gerichtsſchreiber ſetzte die Koſten nur auf 685,75 % feſt. Dabei 
über er davon aus, daß die Inſtanz nach Inkrafttreten der 13. VO. 
fei, die RUAGEHD. v. 13. Dez. 1923 (RH Bl. 1188) beendet worden 
bah und deshalb der RA. allerdings die Wahl habe, ob er ſeine Ge⸗ 
ben nach der 12. oder 13. VO. berechnen wolle; wähle er aber 
ſond ei die 12. VoO., fo dürfe er der Berechnung nicht die höchſte, 
n ern nur die vor dem Inkrafttreten der 13. VO. zuletzt in Gel⸗ 
* Fr geweſene Indexziffer mit 1147 Milliarden zugrunde legen; da⸗ 
2195 . ſich für die einfache Gebühr nur der Betrag von 
Ze 98 Billionen Papiermark. Hiergegen erhoben beide Parteien 
für zeitig Erinnerungen, die Kl., weil nicht die höchſte Indexziffer 
u maßgebend erklärt wurde, die beklagte Partei, weil auch die Ge⸗ 
85 für die Schlußverhandlung, die bereits nach dem Inkraft⸗ 
12 e der 13.30. (1. Jan. 1924) ftattgefunden habe, nach der 
der Hl. berechnet worden ſei. Das LG. wies die Erinnerungen 
auf 8048 und minderte auf die Erinnerung der Bekl. die Koſten 
bleibe 46 %. Der Beſchluß ging davon aus, daß es dahingeſtellt 
er könne, ob die höchſte oder nur die letzte Indexziffer maß⸗ 
em ſei; denn, da die Schlußverhandlung nach dem 1. Jau. 1924 
„gefunden habe, könnten nach der 12. VO. nur die Prozeß⸗, die 
werben lungs- und die Beweisgebühr, alſo 2½ Gebühren berechnet 
ſelbz nn dieſe ergäben nur 573,60. (229,44 + 229,44 + 104,72), 
1 man die höchſte Indexziffer anwende, während ſich nach 
O. die drei Gebühren auf 579 , alſo auf einen höheren 


anspannen erfolgten, weil es fi um den Koſtenerſtattungs⸗ 
92 der Partei, nicht um das Abrechnungsverhältnis zwiſchen 
9 und dem Anwalt handle. Die Beſchwerde iſt nicht be⸗ 
agen z Nach 8 91 ZPO. hat der Gegner nur die erwachſenen Aus⸗ 
über zn erſtatten, und zwar zufolge des Geſetzes p. 13. Dez. 1923 
Neihar- Erſtattung der Prozeßkoſten (RGBl. 1186) nach dem vom 
geſtendenanzminiſter bekannt gegebenen zur Zeit der Verauslegung 
Ps den Goldumrechnungsſatz; vor dem 1. Jan. 1924 erwachſene 
Me Aumrechnungsſah v. 1. Jan, 1924 (Art. 1 dbl. ©.2; 
NAGEHH, 2 des genannten Geſetzes). Hierbei find zufolge des 8 94 
ſtanden die Auslagen, die durch Beiziehung eines Anwalts ent⸗ 
ſelner 1 mit dem Betrag zu erſetzen, den der RA. von 
Abf. 2 5 verlangen kann. Nun hat ſich der RA. nach Art. I 
folgten 30 Art. VII Abſ. 2 der 13. VO. die von feiner Partei er- 
em Ur ahlungen mit dem Betrag anrechnen zu laſſen, der ſich nach 
dem 1 Ott 19 g abe im Augenblick der Zahlung ergibt, und vor 

„Okt. 1923 geleiſtete mit / des Betrags, der ſich durch Um⸗ 


Go F 
net und in Gold geſchuldet werden, bedürfen keiner Um⸗ 
ei. in Geld Sie find unverkürzt nach Art. I Ab}. 1 des PrKErſt.⸗ 
1. S. des — feſtzuſetzen. „In Reichswährung entſtandene Koſten“ 
ſind nur for 1 %6j.2 und Art. Il Satz 2 des genannten Gejehes 
in Gold 7 7 Koſten, welche nicht bereits nach anderen Normen 
deshalb 1 find oder in Gold geſchuldet werden und welche 
in So en Zwecke der Feſtſetzung“ einer beſonderen Umrechnung 
im Oftoher Aa alſo z. B. Reiſeauslagen, welche die Partei ſelbſt 
dem 1. San. = aufgewendet hat, Anwaltskoſten, die in einer vor 
24 beendigten Inſtanz entſtanden find. Dagegen 
hierher Anwaltskoſten in einer Sache, in der die 
Art. und 1 1. Jan. 1924 endet, in der alſo die Koſten nach 
1 der 13. VO. in Gold zu berechnen find (mag auch 
fein, 3 B. b benber vorher eine Umrechnung in Gold erforderlich 
2b ob Barauslagen des Anwalts nach Art. IV Abſ. 1 
v. 18. Ang ee * Anwendung des Art. VIII Abſ. 5 des Geſetzes 
gemachten ute mit Art. Ill Aoſ. 4 Goldchebd.). Auf die hier 
weck des Gy cſcheldungen, die ſich aus Wortlaut, Syſtematik und 
Komm. Anm . gracen, habe ich ſchon im dritten Nachtrag zum 
er Praxis fur selbt an hingewieſen. Man hat fie bisher auch in 
Geſetz — lbſtverſtändlich erachtet, und bereits die Motive 
„Daß die nach del des RT. 1920/23 Nr. 6374) ſagen wörtlich: 
ld zu here — 5 am 1. Jan. 1924 in Kraft tretenden Regelung 
ſich dem 30. No enden Anwalis⸗ und Gerichtskoſten, ebenſo wie die 
Ss nach den od, d. J. verauslagten Poſtgebühren in Höhe der 
eträge ſeſtzuſe einſchlägigen Gebührenvorſchriften ergebenden Gold⸗ 
. . bedurfte keines ausdrücklichen Ausſpruchs.“ 
if se ob die ee gerichtlich feſtzuſetzen find ohne Rückſicht 
ne ahrzehnt ei ſie bezahlt hat oder ihrem Anwalt noch ſchuldet, 
auch nicht egg ſtändige Praxis. Die obige Entſch. verlangt 
ug. Si a einen Nachweis der Zahlung als Vorausſetzung 
3 ö > € will vielmehr nur diejenigen Anwaltskoſten glatt 
Deitpunkt 0 Bo: bezahlt find, im übrigen aber je nach dem 
Leshalb verlan, 2 die Höhe des zu erſtaltenden Betrages bemeſſen. 
igt fie den Nachweis der Nichtzahlung, ſoweil 
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rechnung nach dem Goldzollaufgeld errechnet. Es genügt deshalb 
zur Begründung eines Koſtenerſtattungsanſpruchs gegen den Gegner 
nicht die Berechnung der ſchlechthin dem Anwalt gegen ſeine Partet 
zuſtehenden Koſten, ſondern es iſt darzulegen und glaubhaft zu 
machen, welchen Betrag der RA. unter Anrechnung der erfolgten 
Zahlungen nach den erwähnten Umrechnungsſätzen von ſeiner Partei 
noch zu fordern hat. Dieſen Betrag mag die Partei für die Regel 
ohne weitere Glaubhaftmachung der erfolgten Zahlung an ihren An⸗ 
walt von dem Gegner verlangen können; die bereits erfolgten Zah⸗ 
lungen können aber nur nach Maßgabe der erwähnten Beſtimmungen 
des Geſetzes v. 13. Dez. 1923 verlangt werden, alſo, ſoweit Zuh- 
lungen vor dem 1. Jan. 1924 in Frage kommen, nicht ſelten nur 
mit einem Betrage, der nicht einmal den Bruchteil eines Pfennigs 
erreicht. Es kann deshalb hier dahingeſtellt bleiben, ob für den 
Anwalt der Kl. ſich im Verhältnis zu ſeiner Partei ohne Berück⸗ 
ſichtigung der erfolgten Zahlungen der behauptete Betrag von 
3% 229,44 % ergibt, dem Gegner gegenüber hat er einen Erſtattungs⸗ 
anſpruch nicht einmal in dem vom Erſtrichter zugeſprochenen Betrag 
glaubhaft gemacht. 

(OLG. München, 1. 38., Beſchl. v. 11. April 1924, BeſchwReg. 
212/24 J). - 

* 


Nürnberg. 


36. 8 1387 BGB. Keine Erhöhung des Koſtenvor⸗ 
ſchuſſes des Ehemanns bei Erhöhung des Streitwerts. f 

Die Antragſtellerin, die ihren Prozeß bevollmächtigten gegenüber 
gemäß SSL RAGebO. zur Zahlung eines angemeſſenen Vorſchuſſes 
verpflichtet iſt und die ſelbſt wieder gemäß 8 13871 BGB. von ihrem 
Mann einen Prozeßkoſtenvorſchuß verlangen kann, hat am 1. Sept. 
1923 eine einſtweilige Verfügung erwirkt, wonach ihr Mann zur 
Zahlung eines Koſtenvorſchuſſes nach dem damals feſtgeſetzten Streit⸗ 
wert erwirkt. Die Antragſtellerin verlangte nunmehr, ihren Mann 
zur Zahlung eines weiteren Koſtenvorſchuſſes anzuhalten, da der 
Streitwert jetzt 33,70 Goldmark betrage. Der Antrag auf Erlaſſung 
einer dahingehenden einftweiligen Verfügung iſt jedoch vom LG. mit 
Recht zurückgewieſen worden. Der einmal feſtgeſetzte Streitwert bleibt 
für die Inſtanz bis zur Erlaſſung des Urteils oder der ſonſtigen 
Beendigung der Inſtanz maßgebend. Wenn ſich demgegenüber die 
Beſchwerdeführerin auf Art. VII Abſ. 3 der VO. v. 13. Dez. 1923 
(NRGBl. 1189) beruft, fo kann ſie damit kein Gehör finden; denn 
dieſe Stelle bezieht ſich nur auf die Umrechnung des Streit⸗ 
wertes und hat nicht eine anderweitige Feſtſetzung im Auge, und 
zudem bezieht er ſich nur auf Streitwerte für Anſprüche, die eine 
in Reichswährung beſtimmte Geldſumme betreffen, ein Fall, der hier 
nicht gegeben iſt. Eine neue Vorſchußpflicht iſt nicht geſchaffen. Wie 
der bereits gezahlte Vorſchuß ſeinerzeit auf die Gebührenſchuld an⸗ 
zurechnen iſt, ſpielt hier keine Rolle. 

(OLG. Nürnberg, Beſchl. v. 6. Febr. 1924, BR Nr. 51/24.) 


Mitgeteilt von RA. Brieg, Nürnberg. 
* 


Koſten noch geſchuldet werden, und den Nachweis des Zeitpunktes 
der Zahlung, ſoweit ſolche erfolgt iſt. Hat die Partei nichts bezahlt, 
ſo iſt ſie alſo der anderen Partei gegenüber in Fällen, wie dem vor⸗ 
liegenden, beſſer daran, als wenn ſie ihre Verpflichtung erfüllt hätte; 
hat ſie ſpäter und unpünktlich bezahlt, ſo iſt ſie beſſer geſtellt, als 
wenn ſie früher und pünktlich Zahlung geleiſtet hätte. Ein Vor⸗ 
ſchuß, der beiſpielsweiſe Anfang Oktober 1923 beim Anwalt ein⸗ 
ging und dieſem gegenüber nach der 13. VO. mit 150 Goldmark an⸗ 
zurechnen iſt, wäre nach der Meinung des OLG. vom Gegner über⸗ 
haupt nicht zu erſtatten, weil er dieſem gegenüber nach dem Um⸗ 
rechnungsſatze v. 1. Jan. 1924 (Art. II Satz 2 PrKErſtGeſ.) berechnet 
werden ſoll. 

Solche Ergebniſſe müßten hingenommen werden, wenn die 
Auslegung, die zu ihnen führt, aus Wortlaut, Zuſammeuhang und 
Zweck des Geſetzes klar und unzweifelhaft zu entnehmen wäre. Nach 
dem oben Geſagten iſt aber das Gegenteil der Fall. Das PratErſtcheſ. 
verfolgt den in den Motiven (bj. 1) ausgeſprochenen Zweck, den 
Erſtattungsanſpruch, der in der Zeit der Geldentwertung meiſt hin⸗ 
fällig geworden war, ſo viel wie möglich wiederherzuſtellen. Über 
Wortlaut und Syſtematik wurde bereits alles Erforderliche geſagt. 
Die unzutreffende Auslegung des OLG. würde noch auf Jahre hinaus 
in den ſeit 1923 oder länger ſchwebenden Sachen das Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsverfahren zu einer ſchweren Laſt für die beteiligten Gerichts⸗ 
beamten und Anwalte und zu einer Summe von Unbilligkeiten für 
die Parteien geſtalten. RA. Dr. Friedlaender, München. 


Zu 36. Solange das Gericht den Streitwert nicht erneut feſt⸗ 
geſetzt hat, kaun von einer weiteren Vorſchußforderung der Kl. gegen 
den beklagten Ehemann im Eheſcheidungsprozeß nicht die Rede ſein. 
Der Prozeßbevollmächtigte der Kl. hätte alſo gemäß Art. VII Abf. e 
Art. III Abſ. 1 u. 3 der VO. v. 13. Dez. 1923 zunächſt anderweite Feſt⸗ 
ſetzung des Streitwertes, und zwar in Gold, beantragen müſſen. 
Hätte ſich hiernach für ihn ein höherer Gebührenanſpruch ergeben, 
ſo hätte das Gericht auch eine neue einſtweilige Verfügung erlaſſen 
müſſen. RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
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Stuttgart. 

41. Streitwert im Unterhaltsprozeß. 

Die 3K. hat den Streitwert auf das 12½ fache der vom 
Kl. wegen Kraftwagenunfalls beanſpruchten Jahresrente feſtgeſetzt. 
Die Beſchwerdeführerin dagegen verlangt, daß der einfache Jahres⸗ 
betrag zugrunde gelegt werde. Dem ift beizutreten gemäß § 10, Abj. 2 
GKG., wo neben der durch Verwandtſchaft begründeten Unterhalts⸗ 
pflicht diejenige aus unerlaubter Handlung und Unfallhaftung be⸗ 
ſonders ausgeführt iſt, als unter § 10 Abſ. 2 fallend (ſiehe Beſchluß 
des 2.35. IW. 1923, 1003). 

(OLG. Stuttgart, 3. 3S., Beſchl. v. 11. März 1924, 61/21.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Meuret, Stuttgart. 


Berlin. b) Straffachen. 


1. Verletzung allgemeiner Erfahrungsſätze als Re⸗ 
viſionsgrund. 7) 

Die Reviſion mußte Erfolg haben, weil der innere Tat⸗ 
beſtand in unzulänglicher Weiſe feſtgeſtellt iſt. Das BG. gelangt 
nämlich zu der Überzeugung, daß der Angekl. die wirtſchaftliche 
Wertloſigkeit der Teilnahme des H. an dem Verteilungsvorgaug in 
den Kauf genommen habe, auch auf Grund der Erwägung, der Angekl. 
habe aus dem Umſtaude, daß die Ware bei einer Speditionsfirma 
zur Verfügung des Käufers H. eingelagert werden ſollte, ſchließen 
müſſen und geſchloſſen, daß H. die Einheitsdecken im Großhan⸗ 
del weiter veräußern wollte, „denn wenn H. unmittelbar die Decken 
dem Einzelverbraucher hätte zuführen wollen, würde er die Decken 
nicht ſämtlich einem Spediteur haben zuführen laſſen“. Dieſe Be⸗ 
gründung widerſpricht der allgemeinen Erfahrung im Geſchafts⸗ und 
Wirtſchaftsleben, ſie trägt daher die tatſächliche Feſtſtellung des 
kettenhändleriſchen Vorſatzes nicht. In Übereinſtimmung mit dem 
RE. ſteht der Sen. auf dem Standpunkt, daß die Verletzung ſolcher 
allgemeinen Erfahrungsjäge mit der Reviſion gerügt werden kann. 
In der erneuten Hauptverhandlung wird zu prüfen ſein, ob, wenn auf 
Grund tatſächlicher Erwägungen, die nach allgemeiner Geſchäfts⸗ 
erfahrung haltbar find, anzunehmen iſt, daß der Angekl. mit einem 
Weitervertrieb der Ware im Großhandel gerechnet hat, der Angekl. 
nicht etwa an eine ausnahmsweiſe wirtſchaftlich nützliche Weiter⸗ 
leitung an den Platzgroßhändler eines anderen Bedarfsgebiets ge⸗ 
dacht hat, wodurch der kettenhändleriſche Vorſatz ausgeſchloſſen wäre 
(vgl. Entſch. des RG. 63, 1). 

(KG., 1. StS., Urt. v. 27. Nov. 1923, 1 8 731/23.) 
* 


2. Rückzahlung einer Haftlaution in aufgewerteter 
Florm. StPO. 8 121. 

Der Antrag des Beſchwerdeführers, die St. möge anordnen, 
daß die am 11. Juni 1923 hinterlegte, durch Beſchluß v. 24. Sept. 


Zu 1. Die prinzipielle Frage, unter welchen Vorausſetzungen 
als Verletzung einer Rechtsnorm i. S. des § 376 StPO. auch Er⸗ 
wägungen tatſächlicher Art reviſionsrichterlicher Nachprüfung zus 
gänglich ſind, iſt in der Rechtſprechung des RG. nicht einheitlich 
beantwortet worden. Die von Loewe⸗Roſenberg (XV. Aufl. 
Anm. 30 zu 8 376) vertretene Anſicht, daß nur ſolche logiſchen 
Widerſprüche der Urteilsgründe, die letztere unverſtändlich machen, 
die Nachprüfung des Reviſionsgerichts unmöglich machen und daher 
zur Aufhebung führen, tft gegenüber der Praxis des NG. zu eng. 
Widerſprüche zwiſchen tatjächlichen Feſtſtellungen können dieſe Folge 
haben (ſ. IV. StS. v. 23. Nov. 1917 RGSt. 51, 292; vgl. auch 
RGSt. 4, 137, 382; 23, 301); aber manche Urteile gehen weiter. 
Beiſpiele der Aufhebung von Urteilen wegen hinfälliger Erwägungs⸗ 
gründe enthalten die Urteile des I. StS. v. 20. Jan. und 11. April 
1922 (JW. 1923, 838 Nr. 4 und 1017 Nr. 13, vgl. meine Fußnote 
zu letzterem). Der von Loewe⸗Roſenberg verpönte Verſtoß 
„gegen die Regeln des Denkens“ wird implizite als beachtlich an⸗ 
erkannt in II. StS. v. 13. Juli 1911 (RGSt. 45, 139). Der all⸗ 
gemeine Sprachgebrauch iſt rechtlicher Nachprüfung nicht verſchloſſen 
(J. StS. v. 8. Jan. 1906 RGSt. 38, 309). Sehr bedeutſam iſt 
schließlich das neuere Urteil des IV. StS. v. 10. Juli 1923 
(RGSt. 57, 361), das dem Sprachgebrauch die Verkehrsauffaſſung 
gleichſtellt. (Über die Nachprüfbarkeit der Gerichtskundigkeit vgl. 
meinen Aufſatz JW. 1918, 792.) In der Linie dieſer Entwickelung 
liegt das Urteil des KG., das angeſichts der erweiterten Zuſtändig⸗ 
keit des KG. als Reviſionsinſtanz erhöhte Bedeutung gewinnt. 

RA. Dr. Max Alsberg, Berlin. 

Zu 2. Die Entſch. iſt zweifellos richtig. Über die Frage, 
ob Aufwertung freigegebener Kautionen verlangt werden kann, hat 
das Strafgericht nicht zu entſcheiden. Auch der Weg vor den Zivil⸗ 
gerichten dürfte nicht zum Erfolge führen. Von der 3. Steuer Not BO. 
werden Kautionen nicht betroffen, da ſie keine „Vermögensanlagen“ 
ſind. Es fragt ſich, ob der Fiskus verpflichtet war, eventuell für 
wertbeſtändige Anlegung zu ſorgen. Das wird ſich kaum darlegen 
laſſen. Es könnte nur ein Gnadenerweis helfen, der aber wohl nie 
gewährt werden wird. Auf die große Unbilligkeit, die angeſichts der 
Auſwertung aller Forderungen des Staates im Strafverfahren hierin 
liegt, habe ich an anderer Stelle hingewieſen (. JW. 1924, 276). 

RA. Dr. Mag Alsberg, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


1923 freigegebene Kaution von 100 000 % aufzuwerten fei, iſt von 
der StR. mit Recht abgelehnt worden. Nach § 121 StPO. beſchränkt 
ſich die Zuständigkeit des Strafrichters darauf, bei dem Vorliegen 
der dort vorgeſehenen Vorausſetzungen das „Freiwerden“ der Sicher⸗ 
heit feſtzuſtellen. Zur Entſcheidung der Frage, ob dem Hinterleger 
gegenüber dem Preuß. Staat, bei welchem die Sicherheit hinterlegt 
iſt, ein Bereicherungsanſpruch, wie der Beſchwerdeführer behauptet, 
zuſtehe, iſt weder der Strafrichter zuſtändig noch das Beſchlußver⸗ 
fahren der Strafprozeßordnung beſtimmt. 
(KG., 2. StS., Beil. v. 5. Dez. 1923, 2 W 875/23). 


Landgerichte. 


Aachen. a) Zivilſachen. 

1. Der Anwalt, der als Pfleger eine arme Partei 
im Prozeß vertritt, hat Anſpruch auf Gebührenerſtattung 
aus der Staatskaſſe. }) 

Der Anſicht des Vorderrichters kann nicht beigetreten werden. 
Nach dem Geſ. v. 6. Febr. 1923 werden dem für die arme Partei 
beſtellten RA. die Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe er⸗ 
ſetzt. Hierzu iſt nicht erforderlich, daß der RA. gerade in dem 
Beſchluſſe über die Bewilligung des Armenrechts beſtellt iſt. Der 
zum Pfleger beſtellte Anwalt iſt ſchon von Geſetzes wegen zur Prozeß⸗ 
führung befugt und iſt deshalb als von Amts wegen beſtellt anzujehen. 
Es muß daher dem Pflegeranwalt ein Anſpruch auf Erſtattung ſeiner 
Koſten aus der Staatskaſſe zugebilligt werden, ſofern eben ſeiner 
Partei das Armenrecht bewilligt iſt. (Ebenſo LG. Koln in JW. 
1923, 865.) 

(LG. Aachen, 2. ZR., Beſchl. v. 27. Febr. 1924, 2 F 37/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Paul Lauban Aachen. 


. 
Berlin. 

2. Der Anſpruch der Staatskaſſe gegen eine arme 
Partei auf Erſtattung erſetzter Armenanwaltsgebühren 
gehört nicht zu den von der Gegenpartei in einem Ver⸗ 
gleich anteilig übernommenen und nach 8 79 GKG. der 
Staatskaſſe geſchuldeten Gerichtskoſten. 

Der dem Anwalt des Bekl. gegen dieſen zuſtehende Anſpruch 
wegen ſeiner Gebühren und Auslagen iſt mit der Erſtattung auf 
die Staatskaſſe übergegangen (8 4 Satz 1 des Gef. über die Er⸗ 
ſtattung der AUGE. in Armenſachen v. 6. Febr. 1923, RGBl. 103). 

Wenn auch auf die Geltendmachung dieſes Anſpruchs die Vor⸗ 
ſchriften über die Erhebung von Gerichtskoſten entſprechende Auwen⸗ 
dung finden (8 4 Satz 2 a. a. O.), jo hat ſich doch mit dem Eintritt 
des Fiskus als neuen Gläubigers die Schuld der armen Partei nicht 
in eine ſolche von Gerichtskoſten verwandelt, ſondern iſt eine außer⸗ 
gerichtlich entſtandene Schuld geblieben. Gerichtskoſten ſind nur die 
Gebühren und Auslagen, die nach Maßgabe des GRG. erhoben 
werden, und deren Umfang genau begrenzt iſt; der Anſpruch der 
Staatskaſſe gegen eine arme Partei auf Erſtattung erſetzter NAGeb. 
gehört nicht dazu. 

(LG. I Berlin, 23. K., Beſchl. v. 17. März 1924, 40 0 297/23.) 
Mitgeteilt von RA. Goeritz, Berlin. 


* 
Darmſtadt. 

3. Erfah des Geldentwertungsſchadens der durch zu 
ſpäte Zahlung einer rechtskräftig zugeſprochenen Kaufe 
preisforderung entſtand. f) 

Bekl. war durch rechtskräftiges Urteil des OLG. Darmſtadt 
v. 13. Okt. 1922 verurteilt, an Kl. 3037 % nebſt 50% Zinſen ſeit 
13. Aug. 1920 als Kaufpreis für geliefertes Holz zu zahlen; er hat 
dieſen Betrag erſt im April 1923 bezahlt. Das LG. erkannte den 
Anſpruch der Kl. auf Erſatz des aus der Geldentwertung vom Urteils⸗ 
tage bis zum Zahlungstage ſich ergebenden Verzugsſchadens in Höhe 
von 33 Goldmark an mit folgender Begründung: Die vom 


Zu 1. A. M. LG. Frankfurt a. M. ſ. S. 945. 


Zu 3. Die Entſch. iſt ſelbſtverſtändlich durchaus richtig, und 
es fällt ſchwer, die Einwendungen des Bekl. anders denn als ſcham⸗ 
los zu bezeichnen. Das gilt beſonders von der Berufung auf 8 254 
BGB.: wenn der Kl. mit der Vollſtreckung des Urteils noch etwas 
zuwartet, ſo tut er das nur aus löblichen Anſtands⸗ oder Schonungs⸗ 
rückſichten; ihm das als Verſchulden anzurechnen, würde auf 
gleicher Höhe ſtehen, wie wenn man den Leiſtungsverzug dadurch 
wegfallen laſſen wollte, daß der Gläubiger nach ſeinem Eintritt noch 
nicht alsbald zur Klage ſchreitet. 8 254 Abſ. II BGB. iſt ſchon des⸗ 
halb unanwendbar, weil die Gefahr des ungewöhnlich hohen Schadens 
nicht in den beſonderen Verhältniſſen des Kl. begründet, auch dem 
Bekl. ebenſogut bekannt war wie ihm 

Die Berufung auf Rechtskraft hat das LG. treffend damit 
zurückgewieſen, daß es ſich um nachträgliche Entſtehung oder 
Erweiterung des Schadens handelt, zu der das früher liegende 
Urteil natürlich noch keine Stellung hatte nehmen können. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


1 0 eingewandte exceptio rei judicatae greife nicht Platz (vgl. 
: G. 69, 73, 219 und RG. 79, 232), weil aus dem Verhalten des Kl. 
1775 ſtillſchweigender Verzicht auf den Geldentwertungsſchaden zu ent» 
„ömen fei. Der Schaden ſei entſtanden auf Grund einer nach Rechts⸗ 
deaf des Urteils entſtandenen Sachlage. Auch den weiteren Einwand 
es Bekl., daß gemäß 8 254 BGB. den Kl. ein Mitverſchulden treffe, 
weil er das rechtskräftige Urteil nicht ſofort vollſtreckt habe, lehnt 
— LG. ab: Ein überwiegendes Verſchulden des Gläubigers könne 
nicht darin erblickt werden, daß dieſer in Erwartung freiwilliger 
ahlung nach Urteilserlaß nicht ſofort mit Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
* t. In einem derartigen Verhalten, das der Geſinnung eines an- 
ändig denkenden Menſchen entſpräche, könne niemals ein Verſchulden 
gefunden werden, zumal einem Schuldner gegenüber, den alles Ver⸗ 
ſchulden treffe, da er zunächſt vor Urteilserlaß nicht rechtzeitig ge⸗ 
kennt habe, ſodann auch dem rechtskräftigen Urteil keine Folge ge⸗ 
enltet, habe. Auch 9254 Abſ Il kommt nicht in Frage daß der Geld⸗ 

wertungsſchaden evtl. außergewöhnlich hoch werden könne, müſſe 
ichn oner ſelbſt wiſſen, dem Gläubiger könne daher eine diesbezüg⸗ 
che Mitteilung an Schuldner nicht zugemutet werden. 

(EG. Darmſtadt, Urt. v. 31. Jan. 1924, III O 889/13.) 

Mitgeteilt vou RA. Dr. Knoepfel, Darmſtadt. 
x 

Frankfurt a. M. 


f 4. Der Anwalt, der als Pfleger eine arme Partei 
M Prozeß vertritt, hat keinen Anſpruch auf Gebühren- 
E aus der Staatskaſſe. f) 
urch den angefochtenen Beſchluß wurde die Erinnerung 

des Beſchwerdeführers gegen den Beſcheid des Gerichtsſchreibers des 
hatt zurückgewieſen, welcher die Feſtſetzung von Gebühren abgelehnt 
9000 deren Erſtattung aus der Staatskaſſe auf Grund 83 des 
ſache über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren in Armen⸗ 
achen b. 6. Febr. 1923 (RGBl. 103) beantragt worden war. 
Die Beſchwerde iſt aber unbegründet. 
Mit Recht weiſt der Vorderrichter darauf hin, daß ein Er⸗ 
ugsanſpruch gegenüber der Staatskaſſe nur dem für die arme 
Beſcht beſtellten RA. zuſteht. (8 1 a. a. O.) Eine Beiordnung des 
& „oerbeführers als Armenanwalt ift indeſſen weder beantragt noch 
gef em das Armenrecht bewilligenden Beſchluſſe des AG. aus⸗ 
118 prochen worden. Sie wäre auch, wie das Beſchwerdegericht bereits 

A Beſchlüſſen 16 T 547/22, 16 T 118/23 näher ausgeführt 
er nicht am Platze geweſen, da die Rechte der armen Partei durch 
alſo 505 Pfleger beſtellten Beſchwerdeführer wahrgenommen werden, 
der A einen rechtskundigen geſetzlichen Vertreter, fo daß es 
ü ung eines Armenanwalts auf Grund § 34 RAD. nicht 

, Der Beſchwerdeführer ſucht darzulegen, daß die ausdrückliche 
Ceihrdnung als Armenanwalt ſich im vorliegenden Falle erübrigte. 
192 eruft ſich hierbei auf eine Entſch. des LGG. in Köln v. 20. Juni 


3 in JW. 1923, 865 Nr. 16. Das Ergebnis und die mit den 
— 


Zu 4. A. A. A. LG. Köln JW. 1923, 865. 


B. Nach meiner A iſt di ie viellei 

n 1 1 uffaffung iſt die Frage, die vielleicht 
it. einbar zwiſchen den LG. Köln und Frankfurt a. M. ſtreitig 
Pfleger dr zu entſcheiden, daß durch die Beſtellung eines RA. als 
darf a Staatsfiskus weder günſtiger noch ſchlechter geſtellt werden 
am richt ohne ſolche Aufſtellung. Dieſe Auffaſſung entſpricht wohl 
als 4 ſten dem Geſ. v. 6. Febr. 1923. Pfleger zu werden und 
für weicher den Pflegling zu vertreten iſt allgemeine Bürgerpflicht, 
n nach 88 1836, 1915 BGB. eine Vergütung nicht zu be⸗ 

So gut wie ein anderer Pfleger für die Vertretung 

etwaigen Perdi auch vor Gericht, ſeine Zeit ohne Erſatz ſeines 
beſtellte gr dienſtganges opfern muß, hat auch der zum Pfleger 
Pflegling in außerhalb des Anwaltsprozeſſes ſeine Tätigkeit dem 
gibt ER in „gleicher Weiſe zu widmen. Eine gewiſſe Entſchädigung 
Geb = tn Möglichkeit, im Falle des Obſiegens nach 87 RU- 
9 eu durch Koſtenerſatz von dem Gegner zu erhalten. 


ſtattu 


= 


Aber 
Dre 1 15 kann der Staat nicht dadurch von der ihm ſonſt 
aß in Fat Pflicht einen Armenanwalt zu vergüten frei werden, 
boten ip —2 * denen Vertretung durch einen RA. geſetzlich ge⸗ 
beſondere Bent rn ſchon als Pfleger aufgeſtellt iſt und deshalb eine 
ies gilt ai ellung zum Armenanwalt nicht erforderlich ſein kann. 
daß wahrſ 1. . 3 für die Fälle, in welchen vorauszuſehen war, 
habe, vielleicht ich eine gerichtliche Vertretung notwendig zu werden 
erfolgte Sonſt ſogar mit Rückſicht hierauf die Aufſtellung des RA. 
gehung des G Füge wenigſtens objektiv eine kraus legis, eine Um⸗ 
n 5 wie jede kraus legis nicht 
eiter 4 lerkannt werden darf. Ich glaube jedoch, es iſt 
die Se a in allen Fällen eine Haftung des hs für 
nehmen, in —— A. nach Maßgabe des Gef. v. 6. Febr. 1923 anzu⸗ 
dmenrechtehewillien folgende drei Erforderniſſe zuſammentreffen: 
igkeit 5 igung für den Mündel oder Pflegling, geſetzliche 
RA. zur gert er Vertretung durch einen RA., Beſtellung eines 
abgeſehen wa zetung durch den Staat. Dann kann und muß davon 
Armenanwalt die auch noch die Beiordnung desſelben RA. als 
angen. die eine höchſt überflüſſige Formſache wäre, zu ver⸗ 

RA. Dr. Rudolf Fürſt, Heidelberg. 
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Ausführungen der Beſchwerdeſchriſt ſich deckende Begründung jener 
Entſch. erſcheinen jedoch dem erkennenden Gericht nicht zutreffend. 

Das Geſetz über die Erſtattung von Rechtsanwaltsgebühren 
in Armenſachen ſetzt, wie ſchon dieſe Überfchrift zeigt, für die 
Geltendmachung der Gebührenerſtattung aus der Staatskaſſe be⸗ 
willigt und für fie ein RA. beſtellt worden iſt. (8 1 a. a. O.) Nicht 
nur der äußerliche ſprachliche Zuſammenhang der Geſetzesworte (es 
werden „im Falle der Bewilligung des Armenrechtes dem für die 
arme Partei beſtellten RA.“ die Gebühren erſetzt), ſondern auch 
der innere Sinn jenes Geſetzes, das die Rechtsanſprüche des Armen⸗ 
anwalts betrifft, führen dazu, daß nur dem nach 8 115 Ziff. 3 
ZPO. oder nach 8 34 Rechtsanwaltsordnung beigeordneten Anwalt 
ein Erſtattungsanſpruch zuſteht. Die rein zufällige Tatſache, daß 
das Vormundſchaftsgericht einen RA. zum Pfleger einer Partei 
beſtellt hat, macht die vom Prozeßgericht vorzunehmende Prüfung 
der Beiordnung eines Armenanwalts keineswegs überflüſſig. Die 
vormundſchaftsgerichtliche Ernennung eines Anwalts zum Pfleger 
verleiht ihm nicht ohne weiteres die Rechtſtellung und die Rechts⸗ 
anſprüche eines Armenanwalts in einem Prozeſſe, in welchem der 
Partei das Armenrecht bewilligt iſt. 

Auch der Hinweis in der Entſch. des LG. Köln auf 8 7 der 
RAGEHD. wirkt nicht überzeugend. Dort iſt lediglich ausgeſprochen, 
daß ein Anwalt in ſeinen eigenen Prozeſſen die Erſtattung der Ge⸗ 
bühren von dem unterliegenden Gegner verlangen kann. Es wird 
aber nicht etwa ausgeſprochen, daß ein obſiegender Anwalt, dem 
ſelbſt zur Führung eines eigenen Prozeſſes das Armenrecht bewilligt 
iſt, die Erſtattung ſeiner Gebühren aus der Staatskaſſe verlangen 
kann. Auch in dem Geſetze v. 6. Febr. 1923, das die Frage der 
Gebührenerſtattung aus der Staatskaſſe erſchöpfend regelt, iſt eine 
derartige Beſtimmung nicht enthalten. 

(LG. Frankfurt a. M., 8. ZK., Urt. v. 11. Dez. 1923, 16 T 585/25.) 


* 


Hamburg. 

5. GK. 8 29 Abſ. 2. Keine Ermäßigung der Prozeß- 
gebühr bei Klagezurücknahme nach Vertagung. f) 

Der Begriff der mündlichen Verhandlung i. @. 8 29 Gch. 
ſchließt ebenſo wie der gleiche Begriff i. S. § 13, 235 RAcebd. 
die Verhandlung über Anderung von Terminen ein (Sy dow⸗ 
Buſch, RAGED., 10. Aufl. S. 131, § 23 Anm. 1 Schlußſatz). 
Die gleiche Auffaſſung liegt auch der in dem angefochtenen Beſcheid 
angezogenen Entſch. des RG. v. 30. Dez. 1905 (RG. 62, 209) 
zugrunde. 

Der Erinnerung iſt nicht darin zu folgen, daß eine Verhandlung 
überhaupt nicht vorliegen ſoll, weil es an dem Merkmal der Streitig⸗ 
keit der Verhandlung fehlt. Wenn man, wie es in der Erinnerung 
geſchieht, bei widerſprechenden Anträgen der Parteien über Termins⸗ 
verlegung das Vorliegen einer ſtreitigen Verhandlung zugibt, ſo 


Zu 5. Während die von mir JW. 1924, 103, 423 beſprochenon 
Entf. des OLG. Celle v. 23. Juni 1923 die Ermäßigung der 
Prozeßgebühr genießen, wenn die Vertagung ohne Widerſpruch 
des Gegners beſchloſſen worden war, will das LG. Hamburg 
darüber hinausgehend die Ermäßigung ſchon verſagen, wenn die münd⸗ 
liche Verhandlung überhaupt vertagt worden iſt, ſei es alſo auf ein⸗ 
ſeitigen, ſei es auf übereinſtimmenden Antrag der Parteien. Sie 
beruft ſich für ihre Auffaſſung auf RG. 62, 209. Dort hat das RG. 
anläßlich der Prüfung, ob gegen den Beſchluß, durch den ein Ge⸗ 
ſuch um Vertagung der mündlichen Verhandlung zurückgewieſen wird, 
das Rechtsmittel der Beſchwerde ſtattfinde, ausgeführt: 

Was im „Termine zur mündlichen Verhandlung“ zwiſchen dem 
Gericht und den erſchienenen Parteien vorgenommen wird, iſt immer 
„mündliche Verhandlung“, auch wenn die Schlußanträge zur Sache 
ſelbſt noch nicht geſtellt, oder die Regel des 8 137 Abſ. 1 nicht be⸗ 
achtet ſein ſollte. 

Die Richtigkeit der Entich. ſteht außer Frage. Der oben an⸗ 
geführte Satz aus der Begründung erſcheint mir aber ſehr anfechtbar, 
zur Begründung der Entſch. notwendig war er nicht. Die für die 
Frage der Anfechtbarkeit der Ablehnung eines Vertagungsantrages 
beſtehende Analogie mit 8 225 Abſ. 3 ZPO. genügte vollauf, da es 
ſinnwidrig wäre, die Beſchwerde gegen die Zurückweiſung eines außer⸗ 
halb der mündlichen Verhandlung geſtellten Antrages auf Termins⸗ 
verlegung zu verſagen, die unter Umſtänden noch Abhilfe ſchaffen 
könnte, ſie dagegen gegen die Ablehnung eines im Termin geſtellten 
Vertagungsankrages zuzulaſſen, wo fie, wie das RG. zutreffend dar⸗ 
legt, Abhilfe nicht mehr gewähren kann. 

Der Standpunkt des LG. Hamburg zeitigt aber gleichfalls eine 
ſinnwidrige Folge. Erſcheinen im Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
lung die Parteien nicht und wird alsdann von neuem geladen, ſo 
iſt die Belaſtung des Gerichts mit Arbeit zweifellos größer, als 
wenn im Termin auf übereinſtimmenden Antrag oder auf einſeitigen 
Antrag ohne Widerſpruch des Gegners vertagt wird. Trotzdem ſoll 
in dieſem Falle die volle, in jenem nur ½ Prozeſigebühr anfallen. 

Nebenbei gejagt eröffnet die Entſch. die Ausſicht auf ärgert 
Regreßanſprüche gegen den Anwalt, der im Termin Vertagung be⸗ 
antragt hat, ſtatt außerhalb des Termins neu zu laden. x 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 


125* 


996 


widerſpricht es dem einfachen Sprachgefühl, wenn man bei dem 
Fehlen des adjektiven Nebenmerkmales der Streitigkeit in der kürzeren 
oder längeren Ausſprache zwiſchen Partei und Gericht über einen 
Antrag auf Vertagung auch das ſubſtantive Hauptmerkmal der Ver⸗ 
handlung für nicht gegeben hält. 

Zwar umfaßt die Bezeichnung „mündliche Verhandlung“ im 
§ 13 RalGebO. nicht die unſtreitige Verhandlung. Denn dieſe iſt im 
816 RAGCHD. beſonders behandelt. Im GES. dagegen erfordert 
der Begriff „mündliche Verhandlung“ des § 29 die Streitigkeit der 
Verhandlung nicht. Deun von der ſtreitigen Verhandlung wird im 
Gegenſatz zu 8 29 im 8 20 Ziff. 3 ausdrücklich geſprochen. Während 
alſo nach der NAGED. die Bezeichnung „mündliche Verhandlung“ 
das Merkmal der Streitigkeit erforderk, verlangt die gleiche Be⸗ 
zeichnung nach dem Ga. dieſes Merkmal nicht ohne beſondere Be⸗ 
ſtimmung. Deshalb genügt eine vor der Klagzurücknahme liegende, 
wichtftreiiige Verhandlung, die nach obigen Ausführungen in der 
Terminsverlegang zu erblicken iſt, um die Ermäßigung der Prozeß⸗ 
gebühr nach Abſ. 2 des 8 29 GKG. auszuſchließen. 

Die Ausführungen im Kommentar von Rittmann⸗Wenz 
zum Gͤc. (7. Aufl.) S 29, auf die ſich der Kl. zur Begründung der 
Erinnerung beruft, teilen die oben begründete Auffaſſung, daß die 
Verhandlung um einen Vertagungsantrag die Ermäßigung ausſchließt. 

(LG. Hamburg, 8. Kf9., Beſchl. v. 16. Juni 1923, H VIII 97/23.) 
Mitgeteilt von Juſttzoberſekrätär Brüning, Hamburg. 


E 
Königsberg. 

6. 8 74 GKG. Für den Antrag vor Zahlung der 
Prozeßgebühr Termin anzuberaumen, bedarf es der An⸗ 
führung von Tatſachen. 

Auf die Beſchwerde v. 6. März 1924 teile ich Ihnen nach Ein⸗ 
ſichtnahme in die Akten 8080/4 des hieſigen LG. und Anhörung 
des Vorſitzenden der 5. 3K. folgendes mit: 

Wenn der Vorſitzende durch Verfügung v. 1. März 1924 die 
Terminsanberaumung vor Zahlung der erforderten Prozeßgebühr ab⸗ 
lehnte, jo geſchah dies nicht, weil er Zweifel an der Zuverlaſſigkeit 
Ihrer gemäß 8 74 Abſ. 4 GKG. abgegebenen Erklärung hatte oder 
befürchtete, daß Sie mit der Ihnen danach zuſtehenden Befugnis Miß⸗ 
brauch trieben, vielmehr erfolgte die Ablehnung aus ſachlichen Er⸗ 
wägungen, weil Sie Ihr Geſuch um ſofortige Terminsanberaumung 
lediglich auf die Erklärung beſchränkt hatten, daß eine Verzögerung 
dem Kl. einen nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde, ohne 
dafür beſtimmte Tatſachen anzuführen, und weil er die aus der 
Klageſchrift erſichtlichen Anführungen nicht für geeignet hielt, eine 
nur als beſondere Ausnahme ſtatthafte Anſetzung des Termins vor 
der Einzahlung des Vorſchuſſes zu begründen. 

Dieſe Auffaſſung des Vorſitzenden wird auch von dem hieſigen 
ORG. geteilt, das ſich in einem gleichgelegenen Falle dahin aus⸗ 
gelaſſen hat: In dem Satze, daß eine Verzögerung dem Kl. einen 
nicht oder nur ſchwer zu erſetzenden Schaden bringen würde, handle 
es ſich nicht ſowohl um eine Tatſache, als um ein Urteil, das nach 
allgemeinen Rechtsgrundſatz durch Tatſachen belegt werden müſſe, 
damit das Gericht prüfen könne, ob die Tatſachen den Schluß recht⸗ 
fertigen. Wenn dann das Geſetz fortfahre: „Zur Glaubhaftmachung 
genüge in dieſem Falle die Erklärung des Rechtsanwalts“, ſo könne 
das wiederum nach allgemeinen Grundſätzen, da die Glaubhaftmachung 
ſich nur auf Tatſachen, nicht auf Urteile erſtrecken könne (vgl. 
8298 ZPO.), nur bedeuten, es genüge für die Glaubhaftmachung 
der im einzelnen dargelegten Tatſachen die Verſicherung des An⸗ 
walts, daß ſie vorlägen. Inſoweit dürfe das Gericht freilich die Ver⸗ 
ſicherung nicht anzweifeln, insbeſondere nicht nachprüfen, woher er 
die Kenntnis habe. 

Da Sie für Ihre Erklärung keine ſolchen Tatſachen angegeben 
hatten, dieſe ſich auch aus dem Inhalte der Akten nicht ohne weiteres 
erkennen ließen, hat der Vorſitzende Ihre Erklärung mit Recht be⸗ 
anſtandet, und ich kann daher auf Ihre Beſchwerde im Dienſtaufſichts⸗ 
wege nichts weiter veranlaſſeu. 8 

(LG. Königsberg, Beſcheid des LGPräſidenten vom 11. März 1924, 
V 138/28.) Mitgeteilt von IR. Boenheim, Königsberg i. Pr. 
* 


Lüneburg. 
7. Koſten der Armenanwalts. f) 


Es iſt davon auszugehen, daß nach dem GKG. v. 21. Dez. 
1922 gemäß 872 Ziff. 6 an baren Auslagen die den RA. für deren 


Zu 7. Die Entſch. bringt eine alte Streitfrage in neuer 
Erſcheinungsform! Als die Erſtattung der Auslagen des Armen⸗ 
anwalts eingeführt wurde, zogen einzelne Gerichte, die auf Grund 
dieſer Beſtimmung dem Armenanwalt erſtatteten Auslagen von der 
koſtenpflichtigen Partei wieder ein. (Vgl. Zieger, JW. 1921, 
456; OLG. Celle JW. 1921, 475.) Das OLG. Hamm JW. 1921, 
478 verwarf dieſen Standpunkt, und ich habe zu der Frage in 
meiner Aum. zu dieſer Entſch. ausführlich Stellung genommen. 

Durch das Gei, über die Erſtattung der RAGeb. in Armen⸗ 
ſachen v. 6. Febr. 1923 wird derſelbe Zweifel hinſichtlich der Ge⸗ 
bühren aufgeworfen. Mit durchaus beifallswürdiger Begründung 
entſcheidet das LO. Lüneburg auch dieſe Streitfrage in dem von 
mir vertretenen Sinne. AU. Dr. Kraemer, Berlin. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Tätigkeit zu zahlenden Beträge erhoben werden. Nach 877 iſt ein 
Schuldner der Gebühren und Auslagen derjenige, der das Verfahren 
der Inſtanz beantragt hat. Dieſes iſt der Kl. Daneben iſt aber nach 
§ 79 der Bekl. ebenfalls Schuldner der Gebühren und Auslagen, da 
dieſem durch eine unbedingte gerichtliche Entſcheidung die Koſten des 
Verfahrens auferlegt find. Dieſe Haftung der Parteien als Geſamt⸗ 
ſchuldner (8 82 Abf. 1 SRG.) ſoll allerdings nach § 82 Abſ. 2 GK. 
nur dann geltend gemacht werden, wenn eine Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen des Bekl. als desjenigen, dem die 
Koſten durch gerichtliche Entſcheidung auferlegt ſind, erfolglos geblie⸗ 
ben iſt, oder ausſichtslos erſcheint. Letzteres iſt hier ohne weiteres 
anzunehmen, da dem Bekl. das Armeurecht bewilligt worden iſt. 
Dauach würden die Kl. für die Anwaltskoſten des Bekl. haften, 
wenn nicht das Geſ. v. 6. Febr. 1923 (RG Bl. I, 103) eine Anderung 
herbeigeführt hätte. Nach 8 4 dieſes Geſ. geht der Anſpruch des 
RA., auf Gebühren und Auslagen mit der Erſtattung durch die 
Staatskaſſe auf dieſe über, und zwar nämlich nur inſoweit, als 
dem RA. wegen ſeiner Gebühren und Auslagen ein Anſpruch gegen 
die von ihm vertretene Partei oder dem erſatzpflichtigen Gegner 
zuſteht. Das Gericht entnimmt dieſer Vorſchrift, daß ſie die An⸗ 
ſprüche der Staatskaſſe auf Erſatz der von ihr an den Armenanwalt 
erſtatteten Auslagen und Gebühren ausſchließlich regeln und ihr 
nicht daneben noch die oben erwähnten auf dem GKG. beruhenden 
Möglichkeiten der Wiedererlangung der von ihr verauslagten Be⸗ 
träge hat gewähren wollen. So heißt es auch im 84 Satz 2 im 
Gegenſatz der früheren Faſſung, „nach der die erſtatteten Betrage 
als Gerichtskoſten“ in Anſatz zu bringen waren, jetzt: daß „auf 
die Geltendmachung des Anſpruchs die Vorſchriften über die Er⸗ 
hebung von Gerichtskoſten Anwendung fänden“. Auf demſelben 
Standpunkt ſteht noch Jonas, Komm. zu § 4 des Gef. Anm. 2 
und zu 872 Ziff. 6 GKG. 

Die Staatskaſſe kann daher die Kl. für die Anwaltskoſten des 
Bekl. nicht in Anſpruch nehmen, da es an einem Anſpruch des 
Armenanwalts gegen die Kl., der gemäß 8 4 Satz 1 a. a. O. auf die 
Staatskaſſe übergegangen wäre, fehlt. Dieſe Entſcheidung rechtfertigt 
ſich auch aus der Erwägung heraus, daß bei anderer Entſcheidung 
jeder Kl. fürchten muß, für die Anwaltskoſten des Bekl. trotz des 
Obſiegens haften zu müſſen, obwohl die Staatskaſſe in erſter Linie 
dieſe Koſten zu beſtreiten hat. Es kann auch kaum der Wille des 
Geſetzgebers fein, den Staat ſozuſagen lediglich als Vorſchußpflichtigen 
behandelt wiſſen zu wollen, der in jedem Falle ein Rückgriffsrecht 
an die andere Partei haben ſollte. 

(LG. Lüneburg, 3. 3K., Bell. v. 11. Febr. 1924, 3 0 656/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Bauſtaedt, Lüneburg. 


* 
Oppeln. 


8, Gebühren des Armenanwalts. f) 


Die Frage, ob der einer Partei zur unentgeltlichen Wahrneh⸗ 
mung ihrer Rechte beigeordnete Rechtsanwalt für den gemäß Art. II 
des Geſ. v. 18. Dez. 1919 geſtellten Antrag auf Erſtattung ſeiner Ge⸗ 
bühren und Auslagen aus der Staatskaſſe auch die dem Rechtsanwalt 
zuſtehende Feſtſetzungsgebühr verlangen kann, iſt ſtreitig. Das Be⸗ 
ſchwerdegericht hat ſich aber der Anſicht des KG. (JW. 1921, 534) an» 
geſchloſſen, da die Tätigkeit des Anwalts bei Einreichung des Geſuchs 
auf Erſtattung ſeiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe 
die gleiche iſt, wie der Antrag auf Koſtenerſtattung von dem in die 
Tragung der Koſten verurteilten Gegner. 

LG. Oppeln, 2. 3K., Beſchl. 2. Nov. 1923, 2b T 45/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Friedrich, Karlsruhe, OSchl. 
* 
Regensburg. 


9. Höchſtgrenze für die erſtattungspflichtigen Ge⸗ 
bühren des Armenanwalts. 5) 

Nach Art. VI der XIII. VO. über die Gebühren der RA. v. 
13. Dez. 1923 (RG Bl. 1188) iſt die Höchſtgrenze des Streitwertes, 
welche der Berechnung der RAcGgeb. in Armenſachen zugrunde gelegt 
werden darf, 2000 Goldmark. Art. VIII Abſ. V des Gel. v. 18. Aug. 


Zu 8. Die Praxis iſt der Rechtsauffaſſung des KG., wie ſie 
in der Eutſch. JW. 1921, 534 niedergelegt war, im allgemeinen nicht 
gefolgt. Eine Juſammenſtellung der zu der Streitfrage ergangenen 
Entſch. findet ſich bei Küſter, Erſtattungsauſpruch des Armen⸗ 
anwalts S. 26 und 27. Nachzutragen wären für die jetzt vom LG. 
Oppeln aufgenommene Rechtsauffaſſung OLG. Breslau IM. 1922, 
503, gegen tie OLG. Frankfurt JW. 1922, 513. 

Die Streitfrage hat auch für das Geſetz v. 6. Febr. 1923 ihre 
Bedeutung behalten, eine auf der Grundlage dieſes Geſetzes ergangene 
Entſch. iſt mir bisher nicht bekaunt geworden. 

RA. Dr. Kraemer, Berlin. 

Zu 9. Die Entſch. läßt nicht erſehen, ob das Gericht die 
Bedeutung der von ihm angewandten Geſetzesſtelle richtig erkannt 
hat. Es war feſtzuſtellen, welche Gebühren bis zum Inkrafttreten 
der 13. BD. dem Armenanwalt erwachſen waren, und zwar unter 
Zugrundelegung des Streitwerts von 2800 Goldmark. Nur weun 
dieſe Gebühren insgeſamt höher waren, als die vor und nach Inkraft⸗ 
treten der 13. VO. erwachſenen nach dem Streitwert von 2000 


53. Jahrg. 1924 Heft 13] 


1923 über die Gebühren der RA. und die Gerichtskoſten (RGBl. 
13) welcher nach Art. VII Abs. IV der XIII. VO. v. 13. Dez. 1923 
Betr. (RGSBl. 1188) hier Anwendung zu finden hat, gibt dem 
Armenanwalte jedoch Anſpruch auf eine nach den bisherigen Vor⸗ 
ſchriften etwa ſich errechnende höhere Gebühr. 
0 Da Art. 3 der XII. VO. über die Gebühren der RA. v. 27. Sept. 
9 23 (ROLL. 912) für die dem Armenanwalt zuſtehende Gebühr eine 
9 ertgrenze von 4000.46, alſo eine höhere Wertgrenze, wie die in 
Art. VI der XIII. VO. gl. Betr. v. 13. Dez. 1923 auf 2000 Gold⸗ 
mark beſtimmte, feſtſetzt, iſt hier die Wertgrenze von 4000 Goldmark 
maßgebend. 
3 Die Gebühren ſind daher aus dem vollen feſtgeſetzten Streit⸗ 
werte von 2800 % zu berechnen. Denn dieſe ergeben eine 18/ö0⸗ 
Behr von 128,70 Goldmark, während dieſe nach den derzeitigen 
eſtimmungen des Art. VI VO. v. 13. Dez. 1923 nur 97,50 Gold⸗ 
mark beträgt. 


(LG. Regensburg, Beſchl. v. 15. Febr. 1924, II F 34/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Adolf Bloch, Regensburg. 


Leipzig. b) Strafſachen. 
1. Zu 5 5 RAGebd. 
0 Die Beſchwerde richtet fi} dagegen, daß das AG. die Gebühr 
a 865 NAGED. auf 14 der Gebühr § 63 a. 4. O. feſtgeſetzt 
beate, Dieſe Anrechnung ift richtig. Die Vo. v. 27. Sept. 1923 hat 
zviglich auf Grund von Art. VII des Gefeges v. 18. Aug. 1923 die 
Beſtiwgebührenſätze des Art. dieſes Geſetzes abgeändert, die übrigen 
: eſtimmungen dieſes Artikels aber beſtehen laſſen, insbeſondere die⸗ 
lenigen, nach denen die Vergütung nach Teilen dieſer Gebührenſätze 
65 erechnen find. Der Rückgriff auf die urſprüngliche Faſſung des 
mzicheB it um fo weniger angängig, als dort in $65 eine zahlen- 
Big beſtimmte Gebühr vorgeſehen ift, nicht eine ſolche, die ſich nach 
N Gebuhr des 8 63 berechnet. Hätte der Geſetzgeber die 
vote der Grundgebühr einführen wollen, ſo hätte dies ausdrücklich 
aum werden müſſen. 
(L. Leipzig, 5. Str., Beſchl. v. 11. Dez. 1923, 5 B 8 194/23.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Mothes, Leipzig. 


Lähn, Amtsgerichte. 


2 Zu 88 13 und 17 RA Geb O. }) 
„Der Gerichtsſchreiber hat die Beweisgebühr und weitere Ver⸗ 
Crrdungsgrbite abgeſetzt. Der Kl. macht zur Begründung ſeiner 
2 Beung geltend, daß die Beweisgebühr nicht vorausſeße, daß 
99 eweisaufnahme tatſächlich ſtattgefunden habe. Vielmehr genüge 
durch bn, wenn das Beweisaufnahmeverfahren begonnen habe, z. B. 
Rn — „Anberaumung des Vernehmungstermines, und Ladung der 
beſchfuß oder ſogar bei bloßer Verhandlung über einen durch Beweis⸗ 
denne terlegten (ib ſei es auch, daß der angeordnete Beweis 
icht nicht zur Ausführung gebracht wird. 
der genſoweit iſt der Rechtsanſicht des Kl. beizutreten. Wenn aber 
buch d auch ausführt, daß das Beweisaufnahmeverfahren bereits 
et Beweisbeſchluß in Gang gekommen und mit dieſem Be⸗ 
reits die Beweisgebühr verdient ſei, fo kann dieſer Rechts⸗ 
8 10 beigepflichtet werden. 
tretung 555 Biff. 4 a. a. O. beſtimmt die Beweisgebühr für die Ver⸗ 
erlegten S Termine zur Leiſtung des durch ein Urteil auf⸗ 
weisaufvaß es ſowie einem Beweisaufnahmeverfahren, wenn die Be⸗ 
weisführers nicht bloß in Vorlegung der in den Händen des Be⸗ 
termin zu oder des Gegners befindlichen Urkunden beſteht. Im 
ſchloſſen 1075 mündlichen Verhandlung v. 31. Jan. 1924 iſt be⸗ 
Zeugen ee einen Zeugen zu vernehmen, die Vernehmung des 
Auslagenvorſ von abhängig zu machen, daß der Bekl. zwei Goldmark 
vorſchuß an die Gerichtskaſſe in Lähn zahlt. In Gegen⸗ 


— 


Gold in d : 
d 88. l die Entſch richtig. War z. B. bis zum Inkrafttreten 
erſt nach Sudan Prozeßgebühr erwachſen, die Verhandlungsgebühr 
2 aſttreten der Vo., fo wären dem Anwalt Prozeß⸗ 
Goldmark A ungsgebühren nur nach dem Streitwerte von 2000 
gebühr den en geweſen. Waren Prozeß⸗ und Verhandlungs⸗ 
Anwalt Anſpr vor dem Inkrafttreten der VO. entſtanden, hatte der 
Me: ran auf Erſtattung an die Staatskaſſe in voller Höhe. 
liegt, ist ha Baeberifche Gedanke, der den Beſtimmungen zugrunde 
12. V. niht 5 der Armenanwalt durch das Inkrafttreten der 
Inkrafttreten 1 um Gebühren gebracht werden ſoll, die ihm vor 
durch eine . ſchon erwachſen waren, daß ihm aber auch 
bührenanſpri Inkrafttreten der VO. aufgewandte Tätigkeit Ge⸗ 
nicht erwachf ge, die über die nach der BO. gegebenen hinausgehen, 
Bu 1. N 8 RA. Dr. Kraemer, Berlin. 
Rechtſprechung orſtehender Beſchluß ſteht mit der früheren 
die Auſchaung im Einklang. Es wird aber nunmehr überwiegend 
Anordnung del vertreten, daß die Zeugenladung oder auch nur die 
Helden zur Begründung der Gebühr des 5 13 Ziff. 4 


—— — 
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wart beider Parteien iſt ferner ein neuer Termin zur Beweisauf⸗ 
nahme und weiteren mündlichen Verhandlung verkündet worden. Der 
Bekl. hat den Gebührenvorſchuß nicht bezahlt. Deswegen iſt der 
Zeuge auch nicht geladen worden. Im nächſten Termin iſt auch der 
Bekl. nicht erſchienen und Verſäumnisurteil gegen ihn ergangen. 
Es hat alſo ein Beweisaufnahmeverfahren überhaupt nicht 
ſtattgefunden. Das durch Beweisbeſchluß v. 31. Jan. 1924 be⸗ 
ſchloſſene Beweisaufnahmeverfahren iſt ausdrücklich davon abhängig 
gemacht worden, daß der Bekl. einen Auslagenvorſchuß zahlt. Weil 
dieſe Vorausſetzung nicht eingetreten iſt, iſt das Beweisaufnahme⸗ 
verfahren nicht begonnen worden. Der Beweisbeſchluß allein ſtellt 
keinen Beginn des Beweisaufnahmeverfahrens i. S. des § 13 Ziff. 4 
der RAGebO. dar. Denn danach erhält der Rechtsanwalt die Beweis⸗ 
gebühr für die Vertretung in einem Beweisaufnahmeverfahren. 
Die Beſtimmung ſetzt alſo voraus, daß das Beweisverfahren nicht 
nur beſchloſſen iſt, ſondern auch begonnen, und der Anwalt in dem⸗ 
ſelben eine Tätigkeit entwickelt hat. Die gleiche Rechtsanſicht vertritt 
auch das RG. 12, 393 und 44, 397 ff. Hier hat der Kl. eine Tätig⸗ 
keit im Beweisaufnahmeverfahren nicht entwickeln können, weil mit 
dieſem Verfahren gar nicht begonnen worden iſt. Da der Kl. den 
Rechtsſtreit in eigener Sache geführt hat, kommt auch nicht einmal 
die Benachrichtigung der Partei von dem verkündeten Beweisauf⸗ 
nahmetermine in Frage. 
(AS. Lähn, Beſchl. v. 27. März 1924, C 6/24.) 


Mitgeteilt von IR. Albers, Lähn i. Schl. 


* 
Roda. 


2. Zu 8 323 3 PO. f) 

9.323 ZPO. enthält eine Durchbrechung der Grundſätze von 
der Wirkung der Rechtskraft eines Urteils. Er iſt daher als Aus⸗ 
nahme eng auszulegen. Die Umgeſtaltung des im erſten Urteil 
ausgeſprochenen Erkenntniſſes iſt nur „entſprechend“ den Anderungen 
der für es maßgebenden Verhältniſſe vorzunehmen. Inſoweit die 
tatſächlichen Grundlagen des alten Urteils unberührt bleiben, be⸗ 
halten ſie bei der Neugeſtaltung des Rechtsſpruches ihre unver⸗ 
änderte normative Kraft. Inſoweit ſie nachträglicher Anderung 
unterworfen waren, greift die rechtsgeſtaltende Wirkung der neuen 
Tatſachen ein. Der im neuen Urteile ausgeſprochene Rechtsſatz 
baut ſich daher auf auf einem aus unveränderten und veränderten 
Tatſachen zuſammengeſetzten Tatbeſtand. Gerade in der weiteren 
Maßgeblichkeit der unveränderten Tatbeſtandsmomente liegt eine 
Fortwirkung der Rechtskraft des aufzuhebenden Urteils, die in⸗ 
ſoweit auch, wie die Anordnung enkſprechender Anderung durch 
das Geſetz ergibt, aufrechterhalten bleiben ſoll. 

Bei der Abänderung einer Unterhaltsrente wegen der Anderung 
der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und wegen des geſunkenen Geld⸗ 
wertes kann daher die Höhe der Rente nur inſoweit verändert 
werden, als ſie durch dieſe Tatſachen beſtimmt iſt. Hingegen 
bleiben auch bei dem neuen Urteil ebenſo wie beim abzuändernden 
die Gründe wirkſam, die eine Zuerkennung der Rente in voller 
damals üblicher Höhe hinderten. 

Dieſe Grundſätze gelten gleichmäßig für alle Formen von 
Endurteilen der in § 323 bezeichneten Art, und demgemäß auch für 
Teilanerkenntnisurteile. Die in ihnen feſtgeſetzte Rente iſt daher 
entſprechend dem Verhältniſſe des anerkannten Betrages zum damals 
üblichen zu erhöhen. Denn fortwirkend macht ſich hier die unver⸗ 
änderte Tatſache der bloß teilweiſen Anerkennung durch den Bekl., 
auf die ſich das abzuändernde Urteil ſtützt, geltend. Iſt daher dem⸗ 
entſprechend im erſten Urteil die Unterhaltsrente nicht zum vollen 
damals üblichen Betrage, ſondern nur in Höhe der Hälfte des⸗ 
ſelben feſtgeſetzt, ſo iſt auch bei der Neubemeſſung wegen des ver⸗ 
änderten Geldwertes nur die Hälfte der nach heutigem Geldwerte 
unter gleichen Lebensverhältniſſen üblichen Alimentationsſumme zu 
beſtimmen. 

(AG. Roda S.⸗A., Urt. v. 7. Dez. 1922, C 85/22.) 
Mitgeteilt von GerAff. Dr. Loewenſtein, Roda, S. A. 
* 


genüge, ſowie daß in denjenigen Fällen, in welchen eine förmliche 
Beweisanordnung erfolgt, das Beweisaufnahmeverfahren mit dieſer 
Anordnung ſeinen Anfang genommen habe. Meyer⸗Irmler, 
813, Anm. V, 3a, cc; Fürſt⸗Roth, 813 Anm. 22: Fried⸗ 
länder, 9 13 Anm. 3. 4 5 
Die Gebühr des 8 17 hätte keinesfalls verſagt werden ſollen. 
Richtiger Auffaſſung nach find die betreffenden Worte des 817 dahin 
zu verſtehen, daß ein Beweisaufnahmeverfahren i. S. des 813 Nr. 4 
GebD. ſtattgefunden haben muß, an welches ſich eine weitere Ver⸗ 
handlung anſchließt; dagegen iſt die Annahme abzulehnen, daß dem 
Anwalt die Gebühr des § 17 nur dann zuſtehe, wenn er auch An⸗ 
ſpruch auf die Beweisgebühr habe. Friedländer, 8 17 Anm. 7; 
Willenbücher, 817 Anm. 1b. IR. Merzbacher, Nürnberg. 
Zu 2. Die Entſch. iſt unzweifelhaft richtig. Denn da es ſich 
im Grunde nur um die Anpaſſung an den geſunkenen Geldwert 
handelt, jo kann dieſe ſelbſtverſtändlich nur in Anſehung des zu⸗ 
erkannten Teils der geforderten Unterhaltsrente geſchehen. 
Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 
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Saarlouis. 


3. 8286 BB. Im Falle eines Verzugs hat der 
Schuldner die Koſten eines durch einen Rechtsanwalt er⸗ 
laſſenen Mahnſchreibens nebſt Teuerungszuſchlag zu er⸗ 
ſtatten. 

Wenn der Bekl. mit der Zahlung des Kauſpreiſes für die von 
dem Kl. gekauften Möbel in Verzug geraten iſt, durfte der Kl. ſich, 
ebenſo wie zur Erhebung einer Klage, eines RA. für das Mahnſchrei⸗ 
ben bedienen. Der Kl. kann in dieſem Falle den geſamten durch 
den Verzug entſtandenen Schaden geltend machen. (8 286 BGB.) 
Dazu gehört auch der eingeklagte Betrag für Gebühr mit Teuerungs⸗ 
zuſchlag des RA., den der Kl. aufwenden mußte, um zu ſeinem 
Gelde zu kommen. 

(AG. Saarlouis, Urt. v. 19. Dez. 1923, 3 C 154/23.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Otto Marx, Saarlouis. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichs wirtiſchaftsgericht. 
a) Großer Senat. 


1. „Freies Ermeſſen“ bei Feſtſetzung des Streitwerts. 
Die Vorſchriften der 8 PO, 88 6—9 bleiben außer Betracht. 
Der Streitwert iſt nicht lediglich nach den Anträgen der 
Parteien feſtzuſetzen, — vielmehr iſt auch zuberückſichtigen, 
was im Entſcheidungsfalle vorausſichtlich vom Senat 
zugeſprochen ſein würde. f) 

Kl. (Reichsfiskus) hat neben dem Anſpruch auf Zahlung einer 
beſtimmten Summe Erſtattung desjenigen Betrages begehrt, der nach 
Maßgabe der ſeit dem 24. Mai 1922 eingetretenen Dollarſteigerung 
ſich ergebe. — Die Parteien haben ſich im Laufe des Rechtsſtreites 
außergerichtlich verglichen. 

Der Streitwert iſt auf Antrag des Prozeßbevollmächtigten der 
Bekl. feſtgeſetzt worden, und zwar auf einen Betrag, der elwa dem 
vierten Teile der urſprünglichen Klagforderung zuzüglich der nach 
dem Dollarkurſe zu errechnenden Aufwertung entſpricht. Die hier⸗ 
gegen erhobene Beſchwerde hat der Große Senat des RWG. zurück⸗ 
gewieſen mit folgender Begründung: 

Nach 8 4 a. a. O. iſt der Wert des Streitgegenſtandes von dem 
Vorſitzenden nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Dieſes freie Ermeſſen 
iſt nicht durch die Vorſchriften der 88 6—9 38D. eingeſchränkt und 
findet ſeine Grenzen lediglich in ſeinem Begriffe, d. h. es darf nicht 
zur Willkür werden, ſondern muß alle Geſichtspunkte in Betracht 
ziehen, die für die Bemeſſung des Streitgegenſtandes im Einzelfalle 
von Bedeutung ſein können. 

Im vorliegenden Falle handelte es ſich um eine Bereicherungs⸗ 
forderung (Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung), welche im 
Wege des außergerichtlichen Vergleichs ihre Erledigung gefunden hat. 
Eine volle dollarmäßige Aufwertung der geſchuldeten Summe würde 
im Entſcheidungsfalle vorausſichtlich vom Senate nicht vorgenommen 
worden ſein, ſondern nur eine nach Lage des Falles augemeſſene. 
Die geſchuldete und am 24. Mai 1922 fällige Summe betrug damals 
in Dollar umgerechnet etwa 9300 $ oder rund 40000 Goldmark. 
Wenn der Vorſitzende hiervon ausging, als angemeſſene Aufwertung 
eine ſolche in Höhe von etwa ein Viertel anſah und dementſprechend 
den Gegenwert von 10000 Goldmark, nach dem Dollarſtande vom 
26. Sept. 1923 errechnet, als Streitwert feſtſetzte, fo hat er damit die 
ſeinem Ermeſſen gezogenen Grenzen nicht überſchritten. 

Insbeſondere war er nicht gehalten, bei ſeiner Feſtſetzung, ent⸗ 
ſprechend der Auffaſſung des Beſchwerdeführers ... lediglich den 
Klagantrag des Reichsfiskus zugrunde zu legen. 

(NWG., Großer Sen,, Beſchl. v. 15. Dez. 1923, XII AV 1/23.) 


Zu 1. Der Beſchluß unterliegt ſtarken Bedenken. Der Gegen⸗ 
ſtand deſſen, was der Richter mit feiner Schätzung dem Werte nach 
ermitteln ſoll, ſteht an ſich begrifflich feſt; es kann nur in dem⸗ 
jenigen beftehen, was die Parteien nach den von ihnen geſtellten An⸗ 
trägen begehren. Denn alles das, und nur was die Parteien mit 
ihren Anträgen entſchieden zu haben wünſchen, wird als Streitſtoff 
dem Gericht unterbreitet und bildet ſomit den „Streitgegenſtand“, 
deſſen Wert ermittelt werden ſoll. 

Das „freie Ermeſſen“ des Vorſitzenden kann ſich daher nur 
auf die Abſchätzung des Wertes des ſich aus den Parteianträgen er⸗ 
gebenden Streitgegenſtandes beziehen. Hier hat das NWG. nicht mehr 
den Streitgegenftand ſelbſt dem Werte nach feſtgeſetzt, ſondern einen 
ganz anderen Gegenſtand, nämlich dasjenige, was das Gericht im 
Entſcheidungsfalle zuerkannt haben würde. Dieſe Begrenzung des 
Streitgegenſtandes läuft dem Sinn des Geſetzes, und zwar ſowohl 
der ZPO. wie auch dem Geſetz v. 6. Okt. 1920, zuwider. 

RA. Tormann, Berlin. 
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b) Senate. 

2. 8 9 des BeſatzungsperſonenſchädenGgeſ. Verfah⸗ 
reusvorſchriften; Oberſchleſiſcher Schadensfall; Verſäu⸗ 
mung dler Ausſchlußfriſt; Verhinderung rechtzeitiger An⸗ 
meldung. f) 

Ein Häuer hatte in Oberſchleſien im Zuſammenhang mit den 
politiſchen Wirren am 20. Sept. 1921 einen Körperſchaden erlitten. 
Er hat ihn erſt unter dem 27. Mai 1923 bei dem zuſtändigen 
Reichskommiſſar für oberſchleſiſche Schaden angemeldet. Dieſer hat 
durch Beſcheid v. 30. Juli 1923 den Schadenserſatzanſpruch ab⸗ 
gelehnt, da der Antragſteller die zur Anmeldung von Anſprüchen 
geſetzlich beſtehende Ausſchlußfriſt des 59 des Beſaßungsperſonen⸗ 
ſchädengeſetzes (BPG.) habe verſtreichen laſſen. Das RWG. Hat 
der hiergegen eingelegten Beſchwerde den Erfolg nicht verſagt. 

Aus den Gründen: 

Der 89 des Bpch. v. 17. Juli 1922 beſtimmt, daß die An⸗ 
ſprüche auf Grund dieſes Geſetzes zur Vermeidung des Ausſchluſſes 
innerhalb von ſechs Monaten anzumelden ſind und daß dieſe Friſt 
mit dem Tage, an dem der Geſchädigte von dem Schaden Kenntnis 
erlangt hat, früheſtens aber mit dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes, 
beginnt. Die vorliegende Anmeldung iſt allerdings erſt nach Ablauf 
dieſer Friſt erfolgt. Das reicht aber noch nicht ohne weiteres aus, 
um die Anmeldung für verſpätet zu erklären, denn nach 8 10 ebenda 
kann die Anmeldung unter gewiſſen Vorausſetzungen auch nach Ab⸗ 
lauf der Friſt erfolgen, nämlich u. a. dann, „wenn der Berechtigte 
an der Anmeldung durch Verhältniſſe behindert worden iſt, die 
außerhalb ſeines Willens liegen“. 

Das BPG. v. 17. Juli 1922 hat das Feſtſtellungs verfahren 
für die auf Grund dieſes Geſetzes angemeldeten Schadensforderungen 
nur inſoweit geregelt, als der Schaden in dem damals beſetzten 
Reichsgebiete verurſacht worden iſt (8 13 Abf. 2 a. a. O.). Dazu 
gehörte aber Oberſchleſien nicht. Für die Falle, in denen der Schaden 
außerhalb des damals beſetzten Reichsgebietes verurſacht iſt oder 
wird, hat das Geſetz die Beſtimmungen über die Regelung des Feſt⸗ 
ſtellungsverfahrens der Reichsregierung überlaſſen (8 14 a. a. O.). 
Die Reichsregierung hat hierauf erft in den Ausf Beſt. v. 14. März 
1923 (RGBl. 189) zu 8 13 des Geſetzes angeordnet, daß die Be⸗ 
ſtimmung der Feſtſtellungsbehörden in dem zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes nicht beſetzten Reichsgebiete den Landeszentral⸗ 
behörden obliegt und daß ſich das Verfahren auch vor dieſen Be⸗ 
hörden nach § 13 Abſ. 2 des BpG. richtet. Nunmehr erſt konnte 
die Landeszentralbehörde in wirkſamer Form die erforderlichen An⸗ 
ordnungen auf Grund des BPG. für das nicht beſetzte Reichs⸗ 
gebiet treffen. 

Bis dahin aber waren die in Oberſchleſien von Schäden i. S. 
des BpPG. betroffenen Perſonen an der Anmeldung — i. S. des 8 10 
Abſ. 1 Ziff. 3 a. a. O. — „durch Verhältniſſe verhindert, die außer⸗ 
halb ihres Willens lagen“. Dem ſteht auch nicht etwa der 8 11 des 
Geſetzes entgegen, wonach ein vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
„bei einer amtlichen Stelle bereits geſtellter Antrag auf Gewährung 
einer Vorentſchädigung oder von Vorſchüſſen als Anmeldung i. S. 
des 8 10 des Geſetzes gilt“. Denn die Stellung eines ſolchen An⸗ 
trages auf Vorentſchädigung oder Vokſchuß war ein Recht und keine 


Zu 2. Das ſogenannte Bp. v. 17. Juli 1922 regelt 
Perſonenſchäden, die aus Anlaß der Beſatzung oder in Ver⸗ 
bindung mit oberſchleſiſchen Wirren entſtanden ſind, während das 
wee ee v. 15. Juli 1922 die im Kriege erlittenen 
Perſonenſchäden regelt. Die Verweiſung der Schäden der erſten Art 
in ein beſonderes Geſetz beruht auf Initiative rheiniſcher und ober⸗ 
ſchleſiſcher Abgeordneter bei der Beratung des Kriegsperſonenſchäden⸗ 
geſetzes. Sie beabſichtigten eine ſachlich und formelle andere Rege⸗ 
kung. Zunächſt wurde verſucht, ihre Wünſche in das Kriegsperſonen⸗ 
ſchädengeſetz hineinzuarbeiten. Als dies nicht ſofort gelang und die 
Ferien drohten, wurde ein Initiativgeſetz für die Ser 
ſchäden und die oberſchleſiſchen Schäden vorgelegt. Dieſes Geſetz trägt 
alle Spuren feiner überhaſteten Entſtehung an ſich. Beſondere 
Schwierigkeiten machte die Regelung des Verfahrens, ſoweit nicht 
Verfahren und Behörden nach dem OkkLeiſtch. übernommen werden 
konnten. Man half ſich mit der ſeltſamen Anordnung im 8 13, 
wonach die Entſchädigung unter Ausſchluß des Rechtsweges „in 
einem geordneten Verfahren geregelt werden 
ſollte“, und überließ es im 8 14 der Reichsregierung, das Feſt⸗ 
ſtellungsverfahren, insbeſondere in den Fällen, in denen der Schaden 
außerhalb des beſetzten Gebietes verurſacht iſt, oder wird, zu regeln. 
Keiner der mitberatenden Abgeordneten wird es für möglich gehalten 
haben, daß bis zum Erlaß dieſer AusfBeſt. faſt 3/, Jahre ver⸗ 
gehen würden. Ebenſowenig hat irgend jemand damit gerechnet, 
daß 8 10 Abſ. 1 Ziff. 3 (Verhinderung rechtzeitiger Anmeldung 
durch Verhältniſſe, die außerhalb des Willens der Geſchädigten lagen) 
auf eine rechtliche Behinderung wegen fehlenden Verfahrens An⸗ 
wendung finden würde. Andererſeits wird aber jeder, der an dem 
Geſetzgebungswerk mitgearbeitet hat, damit einverſtanden ſein, daß 
die Beſtimmung ſo ausgelegt wird, wie es das RWG. tut. Nur ſo 
kann verhindert werden, daß durch die Säumnis der Reichexegierung 
die Geſchädigten um ihr Recht gebracht werden. 

RA. Dr. Curtius, Berlin. 
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Pflicht der in Oberſchleſien Geſchädigten, dieſe hatten vielmehr das 
e die geſetzliche Regelung abzuwarten, und ſie waren auch nach 
gehen des Geſetzes ſolange au der Anmeldung ihres Schadens „ver⸗ 
hindert“, als die für die Anmeldung und Feſtſtellung ihres Schadens 
zuͤſtändige Behörde und das Verfahren vor derſelben noch nicht be⸗ 
timmt war. 
in „Nach 8 10 Abs. 2 Bp. iſt die Anmeldung in den Fällen, 
W. denen der Berechtigte durch Verhältniſſe, die außerhalb ſeines 

illens liegen, an der Anmeldung verhindert worden iſt, binnen 
Pi Monaten, nachdem die Verhinderung weggefallen iſt, vorzuneh⸗ 
5 Da die Anmeldung im vorliegenden Falle am 28. Mai 1923 
iſt dem Reichskommiſſar für oberſchleſiſche Schäden eingegangen iſt, 
. lie innerhalb der geſetzlichen Friſt und daher rechtzeitig erfolgt. 
Bo übrigen ſei a bemerkt, daß für die Wahrung dieſer Friſt 
nicht allein das Datum der Beſtimmung der Feſtſtellungsbehörden 
es die Preußiſche Landeszentralbehörde maßgebend ſein wird, 
Ipnbern erſt die tatſächliche Einrichtung dieſer Behörden und die wohl 
5 Inte beſondere Bekanntmachung hiervon. Erſt von dem Zeit⸗ 
fei fe an, zu welchem die Geſchädigten bei gehöriger Aufmerkſam⸗ 
ih wiſſen konnten, bei welcher Behörde und in welchem Orte ſie 
are Anſprüche anzumelden haben, läßt ſich ſagen, daß die Voraus⸗ 
dung der Ziff. 3 des § 10 Abſ. 1 BpPG. — die Verhinderung an 
195 Anmeldung — weggefallen iſt. In keinem Falle hat die drei⸗ 
Falle ige Friſt aus § 10 Abſ. 2 BRG. für die hier vorliegenden 
ve dor Erlaß der AusfBeſt. der Reichsregierung v. 14. März 
du laufen begonnen. 
fer on dem hier vertretenen Standpunkt aus hat die Feſt⸗ 
m ſungsbehörde die Beſtimmungen über die Rechtzeitigkeit der An⸗ 
img nicht zutreffend ausgelegt und darin war ein Mangel des 
ſch fahrens zu finden, der zur Aufhebung des ergangenen Be⸗ 
— 5 und zur Zurückverweiſung der Sache gemäß 8 36 Abi. 2 

Verfahrensbekanntmachung geführt hat. 
G., Entſch. v. 7. Dez. 1928, XIVa AV 2742/3.) 


1 LiquSchädcz.: Amts betrieb des Verfahrens; Rechts- 

br gkeit des Geſetzes und der VO. v. 28. Okt. 1923; Ent« 
ö zelung; Gebührenfreiheit der Entſcheidung. 5) 

ſchöd Der Antragſteller hat in Metz Mobiliar⸗ und Immobiliar⸗ 

Au a erlitten. Er war 1914 Major und hat feinen Wohnſitz und 

Gen, hall in Metz bereits vor Ausbruch des Krieges wegen Ver⸗ 

d nach Spandau aufgegeben. 


une Entſcheidung vor dem RWG. betrifft hauptſächlich folgende 


die Rn Der Antragsberechtigte iſt zwar befugt, durch feinen Antrag 
Durchfützitung des Verfahrens zu bewirken (8 16 der Ed.), die 
fang Glen dung des Verfahrens unterliegt aber nach Art und Um⸗ 
8 in dem Ermeſſen der Entſchädigungsbehörden. 
Vertre Der Antragſteller hat Ausführungen dahin gemacht, daß der 
ches — Verſailles die Entſchädigungspflicht des Deulſchen Rei⸗ 
behörde geſtellt 0 Die von ihm angerufenen Entſchädigungs⸗ 
un haben über die Anträge nicht auf Grund des Verſailler 
fionsſchad ſondern nur der Gewaltſchädengeſetze und des Liguida⸗ 
ben 91 ugeſetzes zu entſcheiden. Nur ſoweit nach dieſen Ge⸗ 
eine or efbrüiche begründet find, kann der Antragſteller vor ihnen 
—— geltend machen. 
ſetze a), daß er die Rechtsgültigkeit dieſer Entſchädigungs⸗ 
e 8 gung 
der Te eignet, ‚entzieht er an ſich feinem Anfpruch, foweit er ihn 
Behörden geltend macht, ſelbſt jeden Boden. Zu ſeinen 
ber anzunehmen, daß er die Anſprüche, welche ihm nach 
zugevilliat zan Rechte von den Entſchädigungsbehörden überhaupt 
. können, geltend machen will. Ob der Antrag⸗ 
vorbehalten onbere nachdem die im Entlaſtungs G. v. 4. Juni 1923 
eitere e Regelung“ vom Reiche getroffen ſein wird, 
au prüfen. che geltend machen kann, iſt in dieſem Verfahren nicht 
iquibationgr as auf Grund des Reichsentlaſtungsgeſetzes erlaffene 
bar in werfzchädench. v. 4. Juni 1923 (RG Bl. I, 311) iſt unbeſtreit⸗ 
Art. 68 71) Nungsmäßiger Weiſe zuſtande gekommen (vgl. RVerf. 
hergeleitet w. Segen dieſes Geſetz können Bedenken auch nicht daraus 
Art. 2971 Ben daß in der zwiſchenſtaatlichen Regelung durch 
SB, Deutſchland ſich feinen Gegnern gegen» 


abe. 


55 ex 36 pilichte der Entſch. in allen Punkten bei. 
ſchreibt, NJ cht nur wegen des Amtsbetriebes, den die EO. vor⸗ 


niger Abwi auch wegen des Intereſſes des Reichs an ſchleu⸗ 
ve 1 1 a Entſchädigungsverfahrens muß den Geſchädigten 
ahreng entzogen N und Umfang der Durchführung des Ver⸗ 
Ju 2: 4 „ 
ach Art. 207 f f, Einwand der Ungüftigfeit des O80. iſt bedauer⸗ 
behtente 95 2 FV. iſt nichts anderes, als das Feigenblatt der 
ne Lutet das He raubung Deutſchlands. Sich hierauf zu berufen, 
Bel aus der 1 8 unſerer Gegner ſpielen. Erklärlich iſt die Haltung 
handlun geheuren Verbitterung der Geſchädigten über die 
1 das Reich. 
nicht angefochten die Gültigkeit des LSG. ſouſt meines Wiſſens 
berſucht neden. Wohl aber iſt im Stadium der Vorentſchädigung 
ritter mit un aus Art. 2971 des F. einen Vertrag zugunſten 
auritlelbaren Nuſprllchen der Geſchädigten gegen das 


. — 
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über hat verpflichten müſſen, ſeine Angehörigen wegen der Liqui⸗ 
dationen zu entſchädigen. Art und Höhe der Entfhädigung iſt der 
innerdeutſchen Regelung vorbehalten geblieben. Wenn der Antrag⸗ 
ſteller ausführt, daß der Erlös ſeines Vermögens dem Deutſchen 
Reiche gutgeſchrieben wird, ſo muß auch an dieſer Stelle darauf 
hingewieſen werden, daß dieſe Gutſchriften auf Reparationskonto 
nicht dazu führen, dem Deutſchen Reiche bare Mittel zuzuführen, ſon⸗ 
dern daß ſie auf die zur Zeit der Höhe nach immer noch unbekannten 
Laſten des Deutſchen Reiches im Vertrage von Verſailles verrechnet 
werden. 

Nach Erlaß des Vorbeſcheides v. 23. Okt. 1923 iſt das Liqui⸗ 
dationsSchG. v. 4. Juni 1923 durch die VO. v. 28. Okt. 1923 
(RGBl. I, 1015) abgeändert und am 20. Nov. 1923 (RG Bl. I, 1148) 
in der neuen Faſſung veröffentlicht worden. Dieſe Veröffentlichungen 
beruhen auf dem ordnungsmäßig erlaſſenen Ermächc. v. 13. Okt. 
1923 (RGBl. I, 943) und halten ſich im Rahmen der in ſeinem 8 1 
der Reichsregierung erteilten Ermächtigung, die Maßnahmen zu 
treffen, welche ſie auf finanziellem, wirtſchaftlichem und ſozialem 
Gebiete für erforderlich und dringend erachtet. Da hierbei ſogar von 
den Grundrechten der Reichsverfaſſung abgewichen werden kann, jo 
läßt ſich die Rechtsgültigkeit des Liquidationsſchädengeſetzes in ſeiner 
neuen Faſſung v. 20. Nov. nicht in Zweifel ziehen. Als Entſchädi⸗ 
gung für die Liquidation von Gegenſtänden werden nunmehr regel⸗ 
mäßig 2/090 des Friedenswertes der eingebüßten Friedensſtände in 
Goldmark gewährt. 

Ein Zuſchuß kann nach 8 3 nur im Falle der Entwurzelung 
feſtgeſetzt werden. Dieſe liegt dann vor, 

a) wenn der Geſchädigte infolge einer Eutziehung eine wirt⸗ 
ſchaftliche Lebensgrundlage nicht mehr beſitzt, 

b) weun er ſeinen Wohnſitz oder ſtändigen Aufenthalt im ab⸗ 
getretenen Gebiet infolge der Kriegsereigniſſe aufgeben mußte oder 
an der Rückkehr dorthin gehindert worden iſt. 

Die Vorausſetzungen der Entwurzelung liegen im vorliegenden 
Falle nicht vor. Die Lebensgrundlage des Antragſtellers hat bei Ein⸗ 
tritt des Liquidationsſchadens, worauf es entſcheidend ankommt, 
nicht das Eigentum an dem Hauſe, ſondern ſein Beruf als Offizier 
gebildet. Er hat auch ſeinen Wohnſitz und Aufenthalt in Metz nicht 
infolge der Kriegsereigniſſe aufgegeben, ſondern war bereits vor Aus⸗ 
bruch des Krieges wegen ſeiner Verſetzung nach Spandau verzogen. 

4. Auch ſoweit Zurückweiſung der Berufung erfolgt iſt, iſt die 
Entſcheidung gebührenfrei. Nach 848 RWG. iſt zwar für Urteils⸗ 
entſcheidungen des RWG. grundſätzlich eine Gebühr zu erheben. Der 
8 48 Abſ. 4 macht aber hiervon eine Ausnahme für den Fall des 
81 Abſ. 1 Nr. 2a der EntſchädO. (Feſtſtellung der Entſchädigung 
auf Grund' der Liquidationsrichtlinien v. 26. Mai 1920). Dieſe 
Richtlinien find durch 82 Abſ. 1 REntt®. gleichzeitig mit dem In⸗ 
krafttreten des Liquidationsſchädengeſetzes aufgehoben worden. Der 
Umſtand, daß das Geſetz an die Stelle der Richtlinien getreten iſt, 
gibt zu erkennen, daß beim Endverfahren auch die Vorſchrift der Ge⸗ 
bührenfreiheit Anwendung zu finden hat, zumal da die Aufhebung 
der Liquidationsrichtlinien bei der ſpäteren Abänderung der Ent⸗ 
ſchädO. v. 23. Juni 1923 (RGBl. 412) unberückſichtigt geblieben iſt. 


(RWG., Entſch. v. 21. Dez. 1923, XXIII Ay 23/23.) 


4. Beſatzungsperſonenſchädengeſetz: Kapitalabfin⸗ 
dung höchſtens in Höhe der Hälfte der jährlichen Rente. 

Im Dezember 1921 wurde die damals 61 jährige Antragſtellerin 
von einem franzöſiſchen Laſtkraftwagen in Düſſeldorf überfahren und 
ſchwer verletzt. Sie iſt ohne Entſchädigung nach Lage ihrer Verhält⸗ 
niſſe in ihrem wirtſchaftlichen Fortkommen behindert. 

In der Verhandlung vor der Feſtſtellungsbehörde hat die Au⸗ 
tragſtellerin für Vergangenheit und Zukunft eine Kapitalabfindung 
erbeten. Dieſe hat der Negierungspräfident auf insgeſamt zwei Mil⸗ 
lionen Mark feſtgeſtellt und dabei angenommen, daß der Renten- 
anſpruch reſtlos durch eine Kapitalabfindung abgegolten werden könne. 

Die Antragſtellerin hat gegen die Entſch. des Regierungspräſi⸗ 
denten Beſchwerde erhoben und gebeten, einerſeits die Abfindungs⸗ 
ſumme zu erhöhen, andererſeits für den unkapitaliſierten Betrag 
vom Tage der Feſtſtellung ab ihr eine Rente zu bewilligen. 


Reich zu konſtruieren, Verſuche, die glücklicherweiſe nicht zum Ziel 
gelangt ſind. ö 

Zu 3: Der Entwurzelungsbegriff der VO. v. 28. Okt 1923 
iſt ein anderer als der des LSG. Aber auch nach dieſem würde 
der Antragſteller einen Entwurzelungszuſchuß nicht erhalten haben. 
Das R Wah. unterſucht mit Recht, welche wirtſchaftliche Lebensgrund⸗ 
lage der Antragſteller bei Eintritt des Liquidationsſcha⸗ 
denfalles hatte. Nur wenn ein Geſchädigter ſeine wirtſchaftliche 
Lebensgrundlage in dem entzogenen Vermögenswert beſaß, und nur 
wenn er ſie durch die Entziehung nicht mehr beſitzt — fo muß man 
die freilich nicht ſehr glückliche Faſſung des 8 5 (4) auslegen — 
liegt Entwurzelung vor. 

Zu 4: Die Auslegung iſt richtig. Es iſt aber doch mißlich, 
daß es erſt einer ſolchen bedurfte. Es wäre richtiger geweſen, nach 
Aufhebung der Liquidationsrichtlinien die Entſchadigungsverordnung 
entſprechend zu berichtigen. RA. Dr. Curtius, Berlin. 
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Das NWG. hat dieſer Beſchwerde ſtattgegeben, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

Die Vorausſetzungen für die Anſpruchberechtigung der Antrag⸗ 
ſtellerin aus dem BeſatzungsPerſSchG. 8 1 Ziff. La find gegeben. 
Die Verletzte hat nach 83 Anſpruch auf Erſatz der Heilungs koſten 
in angemeſſenem Umfange und — da nach der Auskunft des Ober⸗ 
bürgermeiſters ohne eine Entſchädigung nach Lage der Familien⸗ 
und Vermögens⸗ und Erwerbsverhältniſſe ihr wirtſchaftliches Fort⸗ 
kommen erſchwert erſcheint — Anſpruch auf Erſatz des Vermögens⸗ 
nachteiles, den ſie dadurch erleidet, daß infolge der Verletzung zeit⸗ 
weiſe oder dauernd ihre Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert 
oder eine Vermehrung ihrer Bedürfniſſe eingetreten iſt. 

Nach 87 iſt der Schadenserſatz wegen Aufhebung oder Min⸗ 
derung der Erwerbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürf⸗ 
niſſe für die Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten, 
die für drei Monate vorauszuzahlen iſt. Über eine Kapitalabfindung 
beſtimmt der § 7 Abſ. 3 folgendes: 


Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital 
verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die Abfindung iſt 
nur zuläſſig, wenn der Berechtigte das 55. Lebensjahr nicht über⸗ 
ſchritten hat, ausnahmsweiſe auch noch ſpäter. Der zu kapitaliſierende 
Teilbetrag der Rente darf die Hälfte des jährlichen Rentenbetrages 
nicht überſchreiten. Die Abfindung iſt auf den für einen Zeitraum 
von zehn Jahren zuſtehenden Rentenbetrag zu beſchränken und darf 
das achtfache der Hälfte des jährlichen Rentenbetrages nicht über⸗ 
ſchreiten. 

Der Regierungspräſident, der eine Vergütung von „insgeſamt“ 
2.000 000 ½ feſtgeſtellt hat, legt biefe Geſetzesvorſchrift offenbar dahin 
aus, daß — wie nach den Vorſchriften des BGB. über die rechtlichen 
Folgen unerlaubter Körperverletzungen (8843 Abſ. 3 BGB., der 
wörtlich in den 8 7 Abſ. 3 Satz 1 BeſatzungsPerſSchch. übernommen 
iſt) — der Rentenanſpruch reſtlos durch eine Kapitalabfindung ab⸗ 
gegolten werden kann und die letzten Satze des 8 7 Abf. 3, wonach 
der zu kapitaliſierende Teilbetrag der Rente die Hälfte des jähr⸗ 
lichen Rentenbetrages nicht überſchreiten darf uſw. lediglich für die 
Berechnung der Abfindungsſumme Bedeutung haben. 

Die Entſtehungsgeſchichte des Beſatzungsperſonenſchädengeſetzes 
zwingt zu einer gegenteiligen Auslegung. Urſprünglich war ein be⸗ 
ſonderes Geſetz für den Erſatz der durch die Beſetzung deutſchen 
Reichsgebiets verurſachten Perſonenſchäden nicht beabſichtigt; viel⸗ 
mehr enthielt der Entwurf eines Geſetzes über den Erſatz der durch 
den Krieg verurſachten Perſonenſchäden (Zivilperſonenſchädengeſetz) 
— Druckſ. des RT. 1920/22 Nr. 3295 — im 83 die Beſtimmung: 

„In gleicher Weiſe wird Verſorgung gewährt für Schädigungen 
an Leib oder Leben, die Reichsangehörigen infolge von Handlungen 
und Maßnahmen fremder Truppen uſw. zugefügt worden find oder 
werden.“ 

Der Ausſchuß des Reichstags hat dieſen 8 3 geſtrichen, und an 
Stelle desſelben iſt dann dem Reichstage von Abgeordneten der Ent⸗ 
wurf eines Geſetzes über den Erſatz der durch die Beſetzung deutſchen 
Reichsgebietes verurſachten Perſonenſchäden vorgelegt worden, dem 
der Reichstag die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung gegeben hat (Druckſ. 
des RT. 1920/22 Nr. 4298, 4537). 

Das Beſatzungsperſonenſchädengeſetz iſt hiernach aus dem Per⸗ 
ſonenſchädengeſetz hervorgegangen. Der Satz 2 des 81 des PerſSchG. 
v. 15. Juli 1922 (RGBl. 620) ſtellt aber den das ganze Geſetz be⸗ 
herrſchenden Hauptgrundſatz auf, daß die Verſorgung ſich nach dem 
RVerſorgungsG. v. 12. Mai 1920 (RGBl. 989) richtet. Das Reichs⸗ 
verſorgungsgeſetz enthält in den 88 72 ff. die klare Beſtimmung, daß 
die Kapitalabfindung niemals die ganze Rente, ſondern nur einen 
Teilbetrag abgelten kann und der Reſtbetrag weiter als Reute be⸗ 
ſtehen bleibt. 

Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte des Beſatzungsperſonenſchäden⸗ 
geſetzes ergibt ſich die Auslegung des 8 7 Abſ. 3 dahin: 

Der Schadenserſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Er⸗ 
werbsfähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe des Ver⸗ 
letzten iſt für die Zukunft durch Enkrichtung einer Geldrente zu 
leiſten. — Die Rente war zur Zeit des Erlaſſes des Feſtſtellungs⸗ 
beſcheides nach der VO. v. 31. Mai 1923 (RGBl. 350) und iſt 
heute nach der VO. v. 22. September 1923 (RGBl. 911) zu be⸗ 
rechnen. — Ein Teilbetrag der Rente, der die Hälfte des jährlichen 
Rentenbetrages nicht überſchreiten darf, kann, wenn ein wichtiger 
Grund für eine Kapitalabfindung vorliegt, kapitaliſiert werden. Die 
hieraus ſich ergebende Abfindungsſumme iſt auf den für einen Zeit⸗ 
raum von zehn Jahren zustehenden Rentenbetrag zu beſchränken und 
darf das achtfache der Hälfte des jährlichen Rentenbetrages nicht 
überſchreiten. Der nicht kapitaliſierte Reſtbetrag der Rente bleibt 
als Rente beſtehen und iſt für drei Monate voraus zu zahlen. 

Der Regierungspräſident hat infolge unrichtiger Auslegung des 
Geſetzes weder den für die Vergangenheit der Antragſtellerin erwachſe⸗ 
nen Schaden ziffernmäßig berechnet noch eine Rente für die Zukunft 
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feſtgeſtellt. Da es für die Berechnung des bis heute entſtandenen und 
durch ein Kapital abzugeltenden Schadens noch weiterer Ermitte⸗ 
lungen bedarf, da hierbei insbeſondere auch ein wegen verſpäteter 
Auszahlung erwachſener Geldentwertungsſchaden in angemejjenent 
Umfange abzugelten ſein wird, erſcheint es zweckmäßig, den Beſcheid 
aufzuheben und die Sache zur nochmaligen Prüfung und Entſcheidung 
an die Feſtſtellungsbehörde zurückzuverweiſen. 


(RWG., Entſch. v. 18. Okt. 1923, XIVa AV 2524/23.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Curtius, Berlin. 


Berichtigungen. 
In JW. 1924, 851 Nr. 10 heißt der Einſender der Entſcheidung 
des CG. Düſſeldorf nicht „Kühn“, ſondern Amtsrichter „Fuchs“. 


Die in JW. 1924, 912 Nr. 1 abgedruckte Entſcheidung trägt 
folgendes Datum und Aktenzeichen: „10. Jan. 1924, 9 U 9782/23“. 


Preisausſchreiben. 


Die Geſellſchaft für Weltmarkenrecht hat beſchloſſen zur Preis⸗ 
verteilung für die Preisaufgabe: 
Die Marke als Firmenzeichen 
1500 Goldmark dem Preisgericht zur Verfügung zu halten, und die 
Friſt für die Einreichung der Arbeiten bis zum 1. Jan. 1925 zu 
erſtrecken. (Vgl. JW. 1924, 654.) 


33. Deutſcher Juriſtentag. 


(Tagesordnung für den 33. Deutſchen Juriſtentag in Heidelberg 1924.) 


I. Offentlich-rechtliche Abteilung. 


1. Zuläſſigkeit und Form von Verfaſſungsänderungen 
ohne Anderung der Verfaſſungsurkunde. 

2. Wie iſt das im Artikel 48 Abſ. 5 der RVerf. vor⸗ 
geſehene Reichsgeſetz über den Ausnahmezuſtand zu 
geſtalten? 

3. Wie iſt unter Berückſichtigung der gegenwärtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe, der derzeitigen Geſtaltung des 
Strafprozeſſes und der bei ſeiner Handhabung gemach⸗ 
ten Erfahrungen die Beteiligung der Laien an der 
Strafrechtspflege zweckmäßig zu regeln? 

II. Bürgerlich⸗rechtliche Abteilung. 

1. Welche Richtlinien ſind für die zukünftige Geſtaltung 
des Wohnungsmietrechts aufzuſtellen? 

2. Welche Richtlinien ſind für die zukünftige Geſtaltung 
des ehelichen Güterrechts aufzuftellen? 

3. Welche Stellung ſoll die künftige Zivilprozeßordnung 
gegenüber den Fragen der Unmittelbarkeit, der Münd⸗ 
lichkeit und der Eventualmaxime einnehmen? 


III. Steuer- und wirtſchaftsrechtliche Abteilung. 


1. Empfehlen ſich Anderungen des Handelsgeſetzbuchs zur 
Erleichterung der Kapitalbeſchaffung durch Aktiengeſell⸗ 
ſchaften? 

Welche Grundſätze empfehlen ſich für das internatio⸗ 

nale Vertragsrecht zur Vermeidung internationaler 

Doppelbeſteuerung bei Einzelperſonen und Körper⸗ 

ſchaften, insbeſondere bei gewerblichen Betrieben? 

3. Iſt es erwünſcht, das Einkommen aus Gewerbebetrieb 
nach gleichmäßigen Grundſätzen zu beſteuern, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Rechtsform (Einzelkaufmann, offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft, G. m. b. H., Aktiengeſellſchaft), in der 
das Gewerbe betrieben wird? Welche Wege rechtlicher 
Ausgeſtaltung bieten ſich für eine ſolche Beſteuerung? 


o 
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